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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 4 Minuten 
Vor s i t zen d e: Präsident Or. Fischer, 

Zweiter Präsident Or. Lichal, Dritte Präsidentin 
Dr. Heide Schmidt. 

***;i:* 

Präsident: Ich darf alle Damen und Herren 
herzlich begrüßen und bitte, Platz zu nehmen. 
Ich e r ö f f n e die 98. Sitzung des Nationalrates. 

Das Amtliche Protokoll der 95. Sitzung vom 
14. und 15. Dezember 1992 ist in der Parlaments­
direktion aufgelegen und unbeanstandet geblie­
ben. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Resch. 
Seidinger, Or. Bartenstein, Oipl.-Ing. Flicker, 
Mag. Schweitzer und Scheibner. 

Es wird mir mitgeteilt, daß Herr Bundesmini­
ster Hesoun heute krankheitshalber vom Herrn 
Finanzminister Okfm. Lacina vertreten wird. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfrage­
beantwortungen 3614/AB bis 3617/AB eingelangt 
sind. 

Die B ü r ger i n i t i a t i ve Nummer 72 be­
treffend ein humanes Asylgesetz wurde dem 

Ausschuß für Petitionen und Bürgerinitiativen 

zugewiesen. 

Den in der letzten Sitzung eingebrachten 

Antrag 458/ A (E) der Abgeordneten Dr. Re­
noldner und Genossen betreffend die Einrichtung 
eines Institutes für ökologischen Landbau 

weise ich 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung 

zu. 

Ankündigung der Besprechung einer 
Anfragebeantwortung 

Präsident: Es ist das von 20 Abgeordneten un­
terstützte Verlangen gestellt worden, daß über die 
Beantwortung 3595/AB auf die Anfrage 3557/J 
der Abgeordneten Or. Haider und Genossen be­
treffend Unternehmen in Feldkirchen. Beschäfti­
gung von Ausländern durch den Bundesminister 
für Arbeit und Soziales vor Eingang in die Tages­
ordnung eine Besprechung stattfindet. 

Gemäß § 92 Abs. 4 der Geschäftsordnung ver­
lege ich die Besprechung dieser Anfragebeant-

wortung an den Schluß der Sitzung, aber nicht 
über 16 Uhr hinaus. sodaß wir also um 16 Uhr 
die Besprechung dieser Anfragebeantwortung 
durchführen werden. 

Bericht des Budgetausschusses über die Regie­
rungs·vorlage (700 und Zu 700 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1993 samt An­
lagen (840 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung ein: 
Gegenstand ist der Bericht des Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (700 und Zu 700 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1993 
samt Anlagen (840 der Beilagen). 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor wir in die Beratungen einge­
hen, lege ich nach Kontaktnahme mit der Präsidi­
alkonferenz eine Gesamtredezeit für die einzel­
nen Fraktionen in den Budgetdebatten dieser Sit­
zung fest. Diese Gesamtredezeit beträgt für den 
Klub der SPÖ 240 Minuten, den Klub der ÖVP 
220 Minuten, den Klub der FPÖ 190 Minuten 
und den Grünen Klub 120 Minuten. 

Darüber hinaus lege ich für die keinem Klub 
angehörende Abgeordnete Gabrielle Traxler ge­
mäß § 57 Abs. 7 der Geschäftsordnung eine Re­
dezeit von 20 Minuten fest. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe VII 

KapitellS: Soziales 

Kapitel 16: Sozialversicherung 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ver­
handlung über die Beratungsgruppe VII: Sozia­
les. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Koppler. Ich ersuche ihn, unsere Beratungen 
durch seinen Bericht einzuleiten. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Spezialberichterstatter Koppler: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Budgetausschuß hat das Kapi­
tel 15 "Soziales" und das Kapitel 16 "Sozialversi­
cherung" des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1993 in seiner Sitzung am 17. November 
1992 unter Vorsitz der übfrau Eleonora Ho­
stasch in Verhandlung genommen. 

Der Voranschlag für 1993 sieht bei diesen Ka­
piteln folgende Ausgaben und Einnahmen vor: 
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Spezialberichterstatter Koppler 

Kapitel 15: Ausgaben von 48 538 067 000 S 
und Einnahmen von 39 775 799 000 S. 

Kapitel 16: Ausgaben von 64 967 602 000 S 
und Einnahmen von 158 404 000 S. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1992 sind 
somit insgesamt Mehrausgaben von rund 8,3 Mil­
liarden Schilling und Mehreinnahmen von rund 
2.4 Milliarden Schilling vorgesehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Au­
ßerdem bitte ich zu berichtigen. daß aufgrund der 
am 30. November 1992 beschlossenen Anderung 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes die Refun­
dierung des Familienlastenausgleichsfonds an die 
Arbeitsmarktverwaltung für das Karenzurlaubs­
geld nicht, wie im Bericht des Budgetausschusses 
auf Seite 2 vorgesehen, 58 Prozent, sondern 
50 Prozent des Gesamtaufwandes beträgt. Ich er­
suche. das zu berücksichtigen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den An­
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem KapitellS (Soziales) und dem Kapitel 16 
(Sozialversicherung) des Bundesvoranschlages 
für das Jahr 1993 (700 der Beilagen) mit den dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlossenen 
Abänderungen wird die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Herr Präsident! Ich ersuche, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seine Ausführungen und erteile nunmehr 
aufgrund der Rednerliste als erstem Herrn Abge­
ordneten Dolinschek das Wort. 

9.10 

Abgeordneter Dolinschek (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes 
Haus! Da der Herr Sozialminister meines Wissens 
noch das Krankenbett hütet, möchte ich ihm auf 
diesem Wege baldige Besserung, frohe Weihnach­
ten und einen gesunden Rutsch ins neue Jahr 
wünschen. 

Meine Damen und Herren! Das Budget 1993 ist 
unsicher wie die wirtschaftliche Lage. Der Bud­
getvoranschlag für das kommende Jahr ist über­
holt, ehe ihn das Parlament noch offiziell be­
schlossen hat. Mitten in die parlamentarische Dis­
kussion platzt der Finanzminister mit seiner Pro­
gnose, daß der Staatshaushalt im nächsten Jahr 
mehr als zweieinhalb Milliarden Schilling Defizit 
mehr ausweisen wird, als ursprünglich im Budget­
voranschlag geplant war. Der Finanzminister be­
nützt die schlechten Wirtschaftsaussichten dazu, 
das vorgegebene Budgetdefizit, von dem eigent­
lich immer klar war, daß es nicht haltbar sein 
wird, nach oben zu korrigieren. 

Das nächste. was kommen wird. wird sein. daß 
die Prognosen bezüglich des Wirtschaftswachs­
tums fürs nächste Jahr von 2,5 Prozent, die ur­
sprünglich angenommen worden sind, auf 1 Pro­
zent zurückgenommen werden - werden müs­
sen, um mich hier vorsichtig auszudrücken. Wir 
müssen aber froh sein, wenn wir überhaupt ein 
Wachstum erreichen, denn wie soll, meine Da­
men und Herren. so frage ich mich, ein Wirt­
schaftswachstum möglich sein, wenn Betriebe 
schließen, Betriebe Konkurs anmelden, Kündi­
gungen und Massenentlassungen ausgesprochen 
werden und die Arbeitslosigkeit steigt. Die be­
drohlich steigende Zahl der Arbeitslosen und die 
der Insolvenzen wird weitere Milliardenkosten 
verursachen. 

Ich kann der Bundesregierung den Vorwurf 
nicht ersparen, in der Budgetpolitik versagt zu 
haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die Bundesregie­
rung hat die Jahre der Hochkonjunktur nicht ge­
nützt, um das Defizit rascher als im Koalitionsab­
kommen vorgesehen zu reduzieren. Auf diese 
Weise hätte die Bundesregierung den dadurch ge­
schaffenen Spielraum für konjunkturbelebende 
Maßnahmen nützen können, und sie hätte die 
Möglichkeit gehabt, eine wirklich großzügige 
Steuerreform durchzuführen. Jetzt fehlt das nöti­
ge Geld, und die Regierung muß sich mit Klein­
korrekturen begnügen. 

Völlig konjunkturwidrig wird die Wirtschafts­
förderung um 300 Millionen Schilling gekürzt, 
während unter dem Titel "Konkjunkturstützung" 
indirekte Unterstützungen an Großbetriebe ver­
geben werden, wobei nicht einmal der Herr Bun­
desminister bis jetzt Auskunft darüber geben 
konnte, worin die konkreten Förderungen nun 
liegen. 

Das Budget, meine Damen und Herren, wird 
nicht saniert, sondern es werden nur Lücken ge­
stopft, indem zusätzliche Einnahmen erschlossen 
werden. (Abg. Edith HaLL er: Wo ist der Herr 
Finanzminister? - Abg. Lei kam: Im Hauptaus­
schuß! - Abg. M ar i z z i: Wo ist der Herr Hai­
der?) 

Meine Damen und Herren! Frau und Herr 
Österreicher werden im nächsten Jahr tiefer in 
die Tasche greifen müssen, egal.! ob diese An­
schläge auf die Brieftaschen der Osterreicher of­
fen als Steuer deklariert werden - wie die Kapi­
talertragsteuer, die von 10 auf 22 Prozent erhöht 
wird - oder ob es die jedes Jahr steigenden So­
zialversicherungsbeiträge, die steigenden Lebens­
haltungskosten oder die Erhöhungen der diversen 
Gemeindegebühren sind. 

Die Bundesregierung kann sich nur mit Erhö­
hungen helfen. Reformen, die angekündigt wer-
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Dolinschek 

den, finden nur zögernd oder überhaupt nicht 
statt, wie etwa die zweite Etappe der Lohnsteuer­
reform, die schon vor vier Jahren mit 1. Jänner 
1993 angekündigt wurde. Die Lohnsteuer hat 
dem Finanzminister in den letzten vier Jahren 
54 Milliarden Schilling Mehreinnahmen ge­
bracht. Die Reform wurde um ein Jahr verscho­
ben, um dem Finanzminister noch schnell ein 
paar Milliarden Mehreinnahmen zu Lasten der 
Arbeitnehmer zu sichern. 

Die Kapitalertragsteuer wird jedoch mit Jahres­
wechsel um 12 Prozent erhöht. Diese Erhöhung, 
sehr geehrte Damen und Herren, berücksichtigt 
keine Freigrenze für den kleinen Sparer und da­
mit für Personen mit geringem Einkommen. Die 
Erhöhung der Kapitalertragsteuer hilft nur Per­
sonen mit hohen Spareinlagen, mit hohen fixver­
zinslichen Kapitalanlagen wie Anleihen oder Hy­
pothekenbriefen, die bisher um die 50 Prozent 
Vermögensteuer hätten zahlen müssen und jetzt 
gleich viel Kapitalertragsteuer zahlen wie die vie­
len kleinen Sparer. Die trifft es besonders hart. 
Für diese Menschen hat die Bundesregierung an­
scheinend überhaupt nichts übrig. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Viele Kapitel des Budgets, so auch die Kapitel 
"Soziales" und "Sozialversicherung", müßten 
grundlegend umgearbeitet werden, da sich we­
sentliche Eckdaten bezüglich der Ausgaben ver­
ändert haben. Die Pensionsreform wurde vom 
Herrn Sozialminister als richtungweisend für das 
nächste Jahrzehnt gerühmt. Im Frühjahr hat der 
Sozialminister noch von der Beamtenpension für 
alle gesprochen. Und was macht er jetzt? Er be­
schert uns die Nettoanpassung. Der Sozialmini­
ster hat gesagt, die Nettoanpassung kommt für 
alle, nur nicht für den öffentlichen Dienst. Der 
Sozialminister kürzt Pensionen durch die Netto­
anpassung jährlich um ein halbes Prozent, was 
sich nach zehn Jahren in Form einer Verringe­
rung der Pension um 6 Prozent auswirkt. Wo 
bleibt da die Gleichstellung von Beamtenpension 
und ASVG-, GSVG-, BSVG- und FSVG-Pensio­
nisten? 

Die Berechnung der Pensionshöhe wird in Zu­
kunft nach den besten 180 Erwerbsmonaten be­
rechnet, nur werden in vielen Fällen die letzten 
15 Jahre nicht die besten sein, weil die Wertigkeit 
der Bemessungsgrundlage, mit der jemand in 
Pension geht, und jene vor 20 Jahren nicht gleich 
sind. Wenn zum Beispiel ein junger Fernfahrer, 
der viele Stunden im LKW-Zug unterwegs ist, mit 
20 Jahren viel verdient hat, nach zehn Jahren eine 
Familie gründet, in die Fabrik arbeiten geht, dort 
viel weniger verdient, das aber bis zu seiner Pen­
sion, zirka 30 Jahre lang, so erhält dieser Kraft­
fahrer die Pension nach den letzten 180 Monaten, 
weil die letzten 180 Versicherungsmonate in der 
Summe die höchsten sind. Gerechnet mit Infla-

tion und Lebensmittelindex und nach Wertigkeit 
der jeweiligen Bemessungsgrundlage ist das aber 
wesentlich geringer. Ein Durchrechnungszeit­
raum aller Versicherungszeiten inklusive der Kin­
dererziehungszeiten, anteilsmäßig angerechnet 
bis 30 Erwerbsjahre, wäre die einzig richtige Al­
ternative. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Aus der Re­
gierungserklärung vom 18. Dezember 1990 geht 
hervor, daß die Bundesregierung beabsichtigt, 
eine umfassende Strukturreform im Bereich der 
Sozialversicherungsträger mit den Zielen Verwal­
tltngsvereinfachung, Versichertennähe, Effizienz 
und bessere Koordination zu schaffen. Für die 
Versicherten wäre eine Zusammenlegung bezie­
hungsweise Neuorganisation mit ortsnahen 
Dienststellen zur bürgernahen Betreuung zeitge­
mäß. Die Zersplitterung in verschiedene Pen­
sionsversicherungen ist nicht mehr zeitgemäß, da 
immer weniger Menschen ein Leben lang nur 
selbständig waren, sondern vorher, nachher, zwi­
schendurch oder auch gleichzeitig Arbeiter oder 
Angestellte waren. 

Der Sozialminister hat diesbezüglich nicht 
mehr getan, als eine Studie in Auftrag gegeben. 
Es bleiben weiterhin die 28 Sozialversicherungs­
anstalten mit Privilegienburgen bestehen. Die 
rund 27 000 Beschäftigten in den Sozialversiche­
rungsanstalten sind dem Gesetz nach keine Be­
amten. Sie sind zwar nach einer gewissen Zeit un­
kündbar, doch rechtlich gesehen sind sie normale 
Angestellte. Das bedeutet, daß sie wie andere 
Dienstnehmer in der Privatwirtschaft bei ihrem 
Ausscheiden aus dem aktiven Dienst eine Abferti­
gung erhalten. Zusätzlich allerdings erhalten sie 
eine Beamtenpension, also eine Pension von 
80 Prozent von ihrem letzten Gehalt inklusive al­
ler Zulagen und eventuellen Überstunden, die sie 
geleistet haben. Bereits nach 35 Arbeitsjahren ha­
ben die Beschäftigten der Sozialversicherungen 
vollen Anspruch auf ihre Pension. Im Vergleich 
dazu müssen andere ASVG-Versicherte 45 Bei­
tragsjahre vorweisen, um die volle Pension zu er­
halten. 

Wo, sehr geehrte Damen und Herren, bleibt 
hier die Gleichbehandlung? Es ist keine Spur von 
Privilegienabbau, und es ist keine Spur von Zu­
sammenlegung der 28 Sozialversicherungsanstal­
ten zu bemerken! Der Sozialminister ist auch hier 
säumig! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein großes Problem stellt die Arbeitslosigkeit, 
vor allem die Arbeitslosigkeit älterer Arbeitneh­
mer dar. Sie steigt besorgniserregend an. Wir ha­
ben heute die höchste Arbeitslosenrate seit den 
fünfziger Jahren. In den frühen achtziger Jahren 
hatten wir in Österreich das Problem der Jugend­
arbeitslosigkeit, heute haben wir das der älteren 
Arbeitnehmer. Diese Situation wird sich in den 
neunziger Jahren durch die Verschiebung im AI-
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tersaufbau der Bevölkerung noch verschlechtern, 
wenn nicht bald gegengesteuert wird. 

Um ein weiteres Ansteigen der Zahl der Ar­
beitslosen besonders unter den älteren Menschen 
zu verhindern, müssen Maßnahmen gesetzt wer­
den. Sie könnten etwa darin bestehen, daß Betrie­
be, die ältere Mitarbeiter ab 50 Jahren beschäfti­
gen, steuerliche Vorteile erhalten, daß eine unge­
hinderte Einstellung in den öffentlichen Dienst 
vorgenommen wird. Die Einstellung älterer Men­
schen sollte von der Arbeitsmarktverwaltung ge­
fördert werden. 

Die Berufsaus- und -weiterbildung, die Er­
wachsenenbildung sollen steuerlich begünstigt 
werden, sollen steuerlich absetzbar sein. 

Die Beschäftigungsbewilligung für und die Ein­
stellung von ausländischen Mitarbeitern dürften 
nur erfolgen, wenn kein Inländer gefunden wird. 

Das Abfertigungsrecht müßte neu geregelt wer­
den, und zwar nach Erwerbsjahren und nicht 
nach Betriebstreue orientiert. 

Eine Verlängerung der Bezugszeit von Arbeits­
losengeld in Krisenregionen wäre zu überdenken, 
weil das oft kontraproduktiv ist. 

Im Pensionsversicherungsrecht müßte es flexi­
ble Möglichkeiten für den gleitenden Pensions­
eintritt geben, wonach längeres Arbeiten durch 
höhere Pension belohnt wird. 

Das Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz sollte 
ausgebaut werden, um die gesundheitliche Bela­
stung aller schwerarbeitenden Menschen auszu­
gleichen. Noch immer gibt es Arbeitnehmergrup­
pen, die nicht in das Nachtschicht-Schwerarbeits­
gesetz fallen. 

Sollte ein alter Arbeitnehmer aufgrund seines 
Alters von einem Betrieb entlassen werden, so 
müßte es für den Arbeitgeber eine Sperrfrist von 
einem Jahr für die Einstellung von Gastarbeitern 
geben. Er dürfte keine Leiharbeiter beschäftigen 
und wäre von öffentlichen Subventionen und öf­
fentlichen Aufträgen auszuschließen. 

Eine Lohnerhöhung nach Sockelbeträgen bis 
zur Höchstbemessungsgrundlage wäre auch eine 
Möglichkeit. 

In diesem Zusammenhang, sehr geehrte Da­
men und Herren, ist es auch notwendig, eine akti­
ve und effiziente Arbeitsmarktpolitik zu betrei­
ben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im nächsten Jahr soll die Ausgliederung der 
Arbeitsmarktverwaltung aus der Hoheitsverwal­
tung des Bundes erfolgen. Sinn einer solchen 
Ausgliederung ist es, daß sich der ausgegliederte 
Teil selbst finanziert. Die Gebäude werden der 

Arbeitsmarktverwaltung vom Bund kostenlos 
überlassen, was ich auch befürworte. Um eine ef­
fiziente und aktive Arbeitsmarktpolitik zu betrei­
ben, wird es aber auch notwendig sein, daß sich 
die Arbeitsmarktverwaltung jenen Aufgaben wid­
met, für die sie da ist. Es sind dies: Vermittlung 
von Arbeitslosen LInd offenen Stellen, Beratung, 
Betreuung und Information von Arbeitslosen, 
Setzen von Maßnahmen in Richtung einer besse­
ren Qualifizierung der Arbeitsuchenden, das 
heißt Ausbildungsmaßnahmen und Umschulun­
gen, Schaffung und Sicherung von Ausbildungs­
stätten. 

Leistungen für Arbeitslose wie die Berechnung 
und Auszahlung des Arbeitslosengeldes sollte 
weiterhin die Arbeitsmarktverwaltung erbringen. 
Aber dazu ist es notwendig, eine Vernetzung der 
EDV-Anlage mit dem Sozialversicherungsträger 
herzustellen. Denn heute, im Computer-Zeital­
ter, müssen die Arbeitsmarktverwaltungen diese 
Berechnungen noch auf herkömmlichen Rechen­
maschinen machen, was laut Auskunft von Lan­
desarbeitsämtern 40 Prozent ihrer Kapazität bin­
det. 

Die Arbeitsmarktverwaltung sollte auch keine 
arbeitsmarktfremden Tätigkeiten wie die Auszah­
lung des Karenzurlaubsgeldes mehr vornehmen, 
denn das könnten die Krankenkassen überneh­
men, desgleichen keine Auszahlung des Pensions­
vorschusses. das könnten die Pensionsversiche­
rungsanstalten übernehmen. Dort gehört es auch 
hin. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um 
diese Punkte umzusetzen, braucht der Bundesre­
gierung kein Stein aus der Krone zu fallen, denn 
es ist höchste Zeit, daß die Vorschläge der FPÖ, 
Herr Feurstein, endlich akzeptiert und umgesetzt 
werden. (Beifall bei der FPO.) Dazu werden Sie 
im Anschluß an meinen Debattenbeitrag Gele­
genheit haben, denn da werde ich einen Ent­
schließungsantrag einbringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
bedrohlich steigende Arbeitslosenrate zeigt, daß 
die Regierung und die Sozialpartner mit den Pro­
blemen ganz einfach überfordert sind. Die Sozial­
partner kritisieren die Bundesregierung, elie Bun­
desregierung kritisiert die Sozialpartner. Tatsache 
ist, daß keiner etwas weiterbringt! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Der Präsident des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes, der heute durch Abwesenheit 
glänzt, hat in seinem Debattenbeitrag zum Bun­
desfinanzgesetz gemeint, es gebe keine Krise, we­
der eine Krise auf dem Arbeitsmarkt noch eine 
Krise in der Sozialpartnerschaft. Ich sage Ihnen: 
Der Arbeitsmarkt und die Sozialpartner stecken 
so tief in der Krise, daß sie vor lauter Krise über­
haupt nichts mehr sehen! 
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Bezeichnend dafür war die "Pressestunde" vom 
Bundeswirtschaftskammerpräsidenten, der eben­
falls durch Abwesenheit glänzt, bei dem Refor­
men nur auf dem Rücken der Arbeitnehmer mög­
lich sind. Er hat unter anderem gesagt, daß die 
Sozialpartner nur mehr Kollektivlöhne verhan­
deln sollten, die Festlegung der Ist-Löhne sollte 
den Betrieben überlassen werden. Ich glaube 
nicht, daß er das ernst gemeint hat. Denn wenn er 
das ernst gemeint hat, dann hätte er auch dazusa­
gen müssen, daß die Sozialpartner überflüssig 
sind und die Lohnverhandlungen durch die ge­
wählten Volksvertreter im Parlament durchge­
führt werden sollten. (Z'rt.'ischenruf des Abg. 
S c h m i ci t m eie r. ) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sozialpartner 
haben leicht reden, denn sie sind nicht dem Wett­
bewerb ausgesetzt, sie brauchen sich nur gegen­
seitig nicht wehzutun, so unter dem Motto: Die 
eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus! 
(Beifall bei der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. 
Sc h m i ci t me i er.) Herr Schmidtmeier! Die So­
zialpartner leben von Subventionen, von Zwangs­
mitgliedsbeiträgen und von den hohen Lohnne­
benkosten (Beifall bei der FPÖ) und gehören au­
ßerdem selbstverständlich zu den Versorgungspo­
sten von SPÖ und ÖVP. (Neuerlicher Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenrufe.) 

Die Bundeswirtschaftskammer und die Volks­
partei haben immer betont, es darf zu keiner Er­
höhung, sondern es muß zu einer Senkung der 
Lohnnebenkosten kommen. Jetzt hat die ÖVP 
zugestimmt, die Lohnnebenkosten von 97 Pro­
zent auf 103 Prozent zu erhöhen. (Beifall bei der 
FPÖ.) Das heißt, sehr geehrte Damen und Her­
ren, daß die Lohnnebenkosten im kommenden 
Jahr höher sein werden als die Lohnkosten. Das 
heißt auch, daß die Arbeitsstunde eines Mitarbei­
ters, der einen Stundenlohn von 100 S erhält, den 
Arbeitgeber im neuen Jahr 203 S kosten wird. 
Wenn die Lohnnebenkosten beispielsweise 
80 Prozent betragen würden, könnte derselbe 
Mitarbeiter um 20 S mehr verdienen und die Ar­
beitsstunde wäre noch immer um 3 S billiger! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Dadurch würde man die Kaufkraft der zirka 
3 Millionen unselbständig Erwerbstätigen und 
auch die Wettbewerbsfähigkeit der österreich i­
schen Betriebe stärken. Es würde keine Abwan­
derung von Betrieben in Billiglohnländer stattfin­
den, sondern Betriebe würden sich verstärkt in 
Österreich ansiedeln! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die wirtschaftliche 
Situation und das Budget werfen ein bezeichnen­
des Licht auf den Zustand der großen Koalition. 
1986 hieß es: Österreich braucht die Zusammen­
arbeit der großen Kräfte, damit die großen Pro­
bleme in Osterreich gelöst werden. Inzwischen 
sind diese Kräfte nicht mehr so groß. Der Staats-

haushalt ist nicht saniert, und die Probleme sind 
nicht kleiner geworden! 

Als die großen Sanierungsparteien sind Sie an­
getreten! Jetzt wissen Rot und Schwarz nicht 
mehr. wie sie ein nur halbwegs erträgliches 
Scheinbudget erstellen sollen! Der Bund, sehr ge­
ehrte Damen und Herren, sollte auf keinen Fall 
seine finanziellen Schwierigkeiten auf Kosten und 
zu Lasten der Länder und Gemeinden lösen. Er 
sollte vielmehr selbst Einsparungen im Bundes­
haushalt vornehmen! 

Meine Damen und Herren! Ich habe vorhin er­
wähnt, daß die Abfertigung neu geregelt werden 
sollte, denn noch immer sind viele Arbeitnehmer 
- da werden auch Sie gefordert sein, Herr Nürn­
berger: da werden Sie dann Farbe bekennen müs­
sen -, die das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti­
gungsgesetz in Anspruch nehmen könnten, über 
diese Ansprüche nicht ausreichend informiert, 
weshalb hohe Beträge oft nicht entsprechend aus­
bezahlt und Teile dieser Überschüsse zweckent­
fremdet verwendet werden. 

Deshalb bringe ich jetzt folgenden Entschlie­
ßungsantrag ein: 

Entsc hließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Haider, Dolinschek und 
Genossen zum Bundesfinanzgeselz für das Jahr 
1993, Kapitel 15, 700 der Beilagen, betreffend au­
tomatische Auszahlung der Urlaubsabfindung 
durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferrigungs­
kasse 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
wird ersucht, dem Nationalrat binnen dreier Mo­
nate einen Gesetzentwurf zuzuleiten, der eine auto­
matische Auszahlung der Urlaubsabfindung nach 
dem Bauarbeiter- U rlaubs- und Abfercigungsgesetz 
vorsieht. (Beifall bei der FPÖ.) 9.31 

Präsident: Der soeben verlesene Entschlie­
ßungsantrag betreffend automatische Auszahlung 
der UrLaubsabfindung durch die Bauarbeiter-Ur­
laubs- und Abfertigungskasse ist genügend unter­
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Das Wort erhält als nächste Frau Abgeordnete 
Hostasch. 

9.31 
Abgeordnete Eleonora Hostasch (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn Kollege DoLinschek 
zu Beginn seiner Ausführungen den Vorwurf in 
den Raum gestellt hat, die Bundesregierung hätte 
bei der Budgetpolitik versagt, dann, muß ich sa­
gen, weise ich diesen Vorwurf mit Entschieden-
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heit zurück. (Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP.) 

Ich betrachte es nämlich als Mut zur Ehrlich­
keit. wenn ein ehrliches Budget vorgelegt wird. 
das für die Bevölkerung nachvollziehbar ist, das 
rechtzeitig auf neue Entwicklungen reagiert und 
diese auch entsprechend berücksichtigt. 

Wenn ich gerade auf das Budgetkapitel .,Sozia­
les" Bezug nehme, dann möchte ich doch mit ge­
wissem Stolz darauf hinweisen, daß es Mehraus­
gaben in Höhe von 8,3 Milliarden Schilling bein­
haltet. Diese höheren Ansätze sind nicht nur dem 
Verhandlungsgeschick des Herrn Bundesmini­
sters Hesoun zu verdanken. sondern es ist auch 
ein Bekenntnis dieser Bundesregierung zur So­
zialpolitik, ein Bekenntnis zu einer wichtigen 
Säule der österreichischen Politik. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Wenn man die Gesamtausgaben des Kapitels 
"Soziale Angelegenheiten" betrachtet, so erkennt 
man zwei Hauptsäulen: die Säule der Sozialversi­
cherung mit einem Anteil von 57,2 Prozent an 
den Gesamtaufwendungen und die der Arbeits­
marktverwaltung mit 35,6 Prozent. Außerdem, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, werden 
wir im kommenden Jahr neue Akzente zur lang­
fristigen Sicherung der Pensionssysteme setzen. 

Sehr geschätzter Kollege Dolinschek! Sie tun 
einem gemeinsamen Anliegen keinen guten 
Dienst, wenn Sie zu einer Verunsicherung der Be­
völkerung beitragen, indem Sie Behauptungen in 
den Raum stellen. Wir sind dabei, die 
51. ASVG-Novelle zu behandeln, zu diskutieren. 
Diese steht in Verhandlung, und es gibt noch kei­
ne endgültigen Beschlüsse, weder im Ausschuß 
noch im Plenum. Wir werden dafür sorgen, daß 
diese 51. ASVG-Novelle eine gute Novelle sein 
wird, die zum Inhalt hat, Ziele der Harmonisie­
rung der Pensionssysteme zu realisieren und auch 
die langfristige Sicherung des Pensionssystems zu 
garantieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Rückblickend auf das heurige Jahr meine ich, 
man kann mit gutem Gewissen sagen, 1992 war 
ein Jahr der Sozialoffensive, ein Jahr, in dem wir 
im sozialpolitischen Bereich unheimlich viel be­
wegen und für die österreichischen Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer durchsetzen konnten. 
Es wurden Gesetze verabschiedet, die erst in die 
Zukunft wirken werden. Ich denke etwa an die 
Gleichbehandlungsgesetze, aber auch an ein Ge­
setz, wie zum Beispiel das Nachtschicht-Schwer­
arbeitsgesetz. in das nun auch die Krankenpflege­
berufe einbezogen und somit neue Impulse in 
dieser wichtigen sozialpolitischen Frage gesetzt 
wurden. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Wenn wir das Bundespflegegeldgesetz nicht 
mehr, wie wir es erhofft und erwartet haben, vor 
Weihnachten beschließen können, dann bedauere 
ich das. das gebe ich zu. Auf der anderen Seite 
aber gebe ich zu, daß es viel wichtiger ist, dieses 
hervorragende Gesetz. das ein Produkt langjähri­
ger Verhandlungen unter Einbeziehung aller be­
troffenen Gruppen ist, nicht zu nachtschlafener 
Zeit in diesem Haus zu beraten, nicht dann, wenn 
wir nicht mit Aufmerksamkeit und Interesse hier 
alle wesentlichen Punkte gemeinsam noch einmal 
nachvollziehen können. Wir werden in der ersten 
Sitzung des Nationalrates im Jahr 1993 dieses Ge­
setz als Auftakt einer neuen, wichtigen Zeit in 
dieser Legislaturperiode in Angriff nehmen. Ich 
bin stolz darauf, daß wir als ersten Tagesord­
nungspunkt im Jänner das Bundespflegegeldge­
setz in diesem Hohen Haus beschließen werden. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der 
ÖVP. - Abg. Dkfm. Holger Ball e r: Wissen Sie 
schon, wie man es finanziert?) 

Herr Kollege Bauer! Ich denke, daß Sie doch so 
weit an den Informationen. an der Berichterstat­
tung und auch an dem, was in der Vorbereitung 
geschehen ist, teilhaben, daß Sie wissen, daß die 
Finanzierung voll gesichert ist, daß es uns gelun­
gen ist. hier ... (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Wie 
finanzieren Sie es?) Herr Kollege Bauer, darf ich 
Sie bitten, vielleicht mit dem Kollegen Dolin­
schek Verbindung aufzunehmen. der durch seine 
Tätigkeit im Sozialausschuß ganz genau weiß, wie 
die Vorbereitungen gelaufen sind. Sie wissen, daß 
wir im Unterausschuß des Sozialausschusses auch 
die Finanzierungsfragen behandelt und dafür 
Sorge getragen haben, daß alle Bevölkerungsteile, 
Bund, Länder und die betroffenen gesellschaftli­
chen Gruppen, zur Finanzierung beitragen wer­
den und damit die Finanzierung auch für die Zu­
kunft sichergestellt ist. (Beifall bei der SPÖ und 
bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Heren! Wenn 
man sich diese Leistungsbilanz, die ich ja nur 
ganz kurz anreißen konnte, noch einmal vor Au­
gen führt, dann kann man feststellen, daß wir es 
in Österreich schaffen, andere Wege zu gehen als 
andere Länder. Wir brauchen nur einen Blick in 
manch anderes europäische Land zu werfen: nach 
Schweden, wo ein Abbau von Sozialleistungen er­
folgt, nach Deutschland, wo es noch immer keine 
Regelung für das Pflegegeld gibt, nach Italien, wo 
der Bruch mit sozialpolitischen Dogmen erfolgte. 
Ich war vor kurzem in London und war erschüt­
tert, wie einen dort die Armut richtig anspringt. 
Ich glaube, wir sind daher aufgrund dieser Erfah­
rungen aufgefordert, den offensiven Kurs, den 
wir auch in der Sozialpolitik steuern, im kom­
menden Jahr und auch in Zukunft fortzusetzen. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der 
ÖVP') 
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Ich bin sehr stolz darauf, daß wir in Österreich 
ein Beispiel dafür sind, daß Sozialpolitik auch in 
wirtschaftlich schwieriger Zeit einen hohen Stel­
lenwert hat und es zu keinem Stillstand kommt. 
Wir tun dies aus dem Wissen, daß Sozialpolitik 
nicht nur für den einzelnen eine große Bedeutung 
hat. IAbg. 5 r b: Wo?) 

Herr Kollege Srb! Wir sind gewohnt, Nägel mit 
Köpfen zu machen, Gesetze zu machen. die wirk­
lich standhalten und eine hohe Akzeptanz in der 
Bevölkerung haben. Dementsprechend ist die 
51. ASVG-Novelle ausgesendet und einer aus­
führlichen Begutachtung unterworfen worden. 
Jetzt werden die Stellungnahmen aller relevanten 
Gruppen überarbeitet. Es wird diese 
51. ASVG-Novelle durch Kollegen Hesoun in 
dieses Plenum und in den Ausschuß eingebracht 
werden und eine gute Novelle werden. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Lassen Sie mich bitte noch einmal betonen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, daß das 
Sozialbudget nicht nur für den einzelnen eine 
hohe Bedeutung hat, weil es Absicherung bedeu­
tet, Vertrauen in eine Gesellschaft, weil es auch 
die Basis des sozialen Friedens ist, sondern das 
Sozialbudget ist darüber hinaus ein wesentlicher 
wirtschaftlicher Faktor für unsere Volkswirt­
schaft und ein Impulsgeber für die Wirtschaft ins­
gesamt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn hier vom Kollegen Dolinschek kritisiert 
wurde, daß es nicht weitergeht bei der Struktur­
analyse der Sozialversicherung, dann würde ich 
ihn wirklich bitten, einmal diese Studie und das 
Ergebnis durchzulesen. Dort, wo die Studie die 
Hinweise gegeben hat, was gemacht werden soll, 
sind bereits Maßnahmen gesetzt worden: 

Ab Jänner wird es eine Allspartenbetreuung in 
den verschiedenen Bundesländern geben. Es wer­
den Modelle versucht, mehr Effizienz, mehr Ver­
sichertennähe durchzusetzen. Aber die Studie hat 
in keinem Teil des Berichtes gefordert und als 
Zielsetzung angesehen, eine Zusammenlegung 
der Sozialversicherungsträger vorzunehmen, 
denn dies ist noch kein Hinweis, daß mehr Effi­
zienz oder eine Kostenersparnis eintritt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
würde Sie auch wirklich bitten - und dies ist ins­
besondere an die Oppositionsparteien gerichtet 
-: Machen Sie die Sozialpolitik und auch die So­
zialversicherung nicht zum politischen Spielball, 
nicht zu einem Thema der Tagespolitik! Sie sind 
zu wichtig, zu sensibel, zu wertvoll, um sie in die­
se Diskussion zu bringen. (Beifall bei der SPÖ 
sowie Beifall der Abg. Rosemarie Bauer.) 

Und wenn heute hier schon Angriffe gegen die 
Beschäftigten in der Sozialversicherung gerichtet 

wurden, dann kann ich diese Angriffe nur so ver­
stehen, daß Sie nicht wissen, was die Beschäftig­
ten in diesem Bereich leisten. Das sind Gesund­
heitsberufe, es ist Dienst am Menschen, Betreu­
ung von Menschen, die hier erfolgt und auch 
dementsprechend honoriert werden muß. 

Und was mich sehr irritiert, insbesondere von 
den Damen und Herren von der Freiheitlichen 
Partei, ist, daß sie in ihrer Kritik mit zweierlei 
Maß messen. (Abg. Bö h ac k e r: Nein!) Ich habe 
noch nie erlebt, daß sie die überhöhten Honorar­
forderungen der Ärzte kritisieren (Beifall bei der 
SPÖ), daß sie eine Politik kritisieren, die unun­
terbrochen Forderungen an das Gesundheitswe­
sen stellt, die Forderungen stellt, die Beitragser­
höhungen zur Folge hätten. Wir versuchen, einen 
vernünftigen Weg zu gehen. Es ist dies nicht ob­
jektiv, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
und läßt erkennen, daß Sie kein Interesse haben, 
die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer .. zu unterstützen. (Neuerlicher Beifall 
bei der SPO. - Abg. B ö h ac k e r: Hat man, Ih­
nen das in London gesagt?) 

Wenn der Ha.!-lPtverband vor wenigen Tagen 
dem Kärntner Arztevertrag seine Zustimmung 
gegeben hat, so hat er dies im Interesse der Kärnt­
ner Versicherten gemacht, und er hat mit dieser 
Zustimmung auch verschiedene Auflagen ver­
bunden. Es darf diese Zustimmung nicht als Si­
gnal gesehen werden, daß eine derartige Vor­
gangsweise auch in anderen Bundesländern Er­
folg haben wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn ich schon zur Gesundheitspolitik spreche, 
dann möchte ich betonen, daß das kommende 
Jahr ein Schwerpunkt jahr und eine Fortsetzung 
einer offensiven Gesundheitspolitik sein muß. 
Wir haben die Weichen dazu mit der 
50. ASVG-Novelle gestellt, und wir werden dem 
Arbeitnehmerschutz gerade durch die Verab­
schiedung des Arbeitsschutzgesetzes im kommen­
den Jahr besonderes Augenmerk schenken. Es 
schließt sich hier auch der Kreis zur Pensionsver­
sicherung, denn es muß unser Ziel sein, die An­
zahl der Berufsunfähigkeitspensionen zu reduzie­
ren. Es muß unser Ziel sein, daß die Bedingungen 
in der Arbeitswelt gesünder werden, sodaß die 
Kolleginnen und Kollegen länger im Arbeitspro­
zeß bleiben können und nicht aus gesundheitli­
chen Gründen ausscheiden müssen. 

Ich verwahre mich gegen Behauptungen von 
manchen, daß die österreich ischen Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer nur im Sinne haben, 
möglichst schnell aus der Arbeitswelt auszuschei­
den und möglichst schnell in Pension zu gehen. 
Schauen Sie sich die Arbeitsbedingungen an! 
Schauen Sie sich den Druck mancher Unterneh­
mungen auf ihre Arbeitnehmer an! Das ist die 
Ursache, warum manchmal dieser Eindruck ent-
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steht, nicht das Wollen der Betroffenen. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir uns für kommendes Jahr vorgenom­
men haben, in der Pensionsversicherung die 
51. ASVG-Novelle zu verabschieden, dann gehe 
ich davon aus, und es ist dies unser Ziel, daß auch 
in Zukunft die Pension Ersatz für das Erwerbs­
einkommen zu sein hat, daß wir Versicherungs­
und Sozialprinzip gemeinsam verbinden und daß 
der Bundesbeitrag weiterhin ein unverzichtbarer 
Teil der künftigen Finanzierung ist. Wir haben 
ein Versprechen dahin gehend eingelöst, daß mit 
1. Jänner 1993 nicht nur eine 4prozentige Erhö­
hung der Pensionen erfolgt, sondern darüber hin­
aus auch noch die Ausgleichszulagen um 500 S 
erhöht werden. Eine wichtige Forderung und ein 
großes sozialpolitisches Anliegen wurden reali­
siert. Wir haben. wie gesagt, damit einer Bevölke­
rungsgruppe, die sicherlich zu den Schwachen in 
der Gesellschaft gehört. eine besondere U nter­
stützung gewährt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
würde Sie schon um eines sehr bitten. nämlich bei 
allen Forderungen, die auch an die Sozialpolitik 
gestellt werden. keine Lizitationspolitik zu betrei­
ben und immer wieder darauf zu achten, daß die­
se Forderungen auch finanziert werden müssen, 
daß es in einem gerechten Lastenausgleich auch 
zur entsprechenden Autbringung der Mittel kom­
men muß und daß der Generationenvertrag hält, 
das heißt, daß sich die Jungen gleichermaßen 
zum System der sozialen Sicherheit bekennen wie 
die Älteren, die stärker Teilnehmer und Benutzer 
dieses Systems sind. Und es muß auch in Zukunft 
das Vertrauen in das System der Pensionsversi­
cherung und insgesamt der sozialen Sicherheit 
aufrechterhalten werden. 

Ich möchte noch ganz kurz zur zweiten Säule 
der Sozialpolitik kommen, die auch im Budget 
ihren Niederschlag gefunden hat. Ich meine die 
Arbeitsmarktpolitik und die Arbeitsmarktverwal­
tung. Jeder und jede von uns weiß, daß das Jahr 
1993 ein sehr schwieriges Jahr sein wird. Die in­
ternationale Rezession ist nicht zu Ende. Wenn 
man die heutigen Tageszeitungen studiert hat, 
dann kennt man die Prognosen der OECD, die 
von einer drastischen Zunahme der Arbeitslosig­
keit in den OECD-Ländern spricht. In Deutsch­
land redet man davon, daß "nur", im Negativen 
gesehen, ein Minuswachstum erreicht wird. Wann 
der Konjunkturmotor in den USA anspringt und 
auch auf Europa übergreift, ist noch nicht über­
schaubar. Umso wichtiger, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, ist es aus meiner Sicht, daß 
wir die nationalen Spielräume ausnützen, daß wir 
einen Grundkonsens zum Ziel der Vollbeschäfti­
gung aufrechterhalten und daß wir eine Politik 
der Vollbeschäftigung betreiben (Beifall bei SPÖ 

wut ÖVPI. und zwar sowohl von der Warte der 
Regierung als auch von der Warte der Wirt­
schaftspartner aus. 

Ich bin sehr stolz darauf, daß gerade in den 
letzten Wochen seitens der Regierung klare Im­
pulse in diese Richtung gesetzt wurden und daß 
Milliardenbeträge in die Wirtschaft investiert 
werden, um den entsprechenden Motor in Gang 
zu halten und weiterhin die Beschäftigung zu ga­
rantieren. Und ich bin auch sehr stolz darauf. daß 
es dem ÖGB in schwierigen Verhandlungen mit 
dem Finanzminister gelungen ist. eine Struktur­
milliarde durchzusetzen, die insbesondere für 
strukturschwache Regionen zum Einsatz kom­
men soll, um auch dort beschäftigungsmäßig po­
sitive Auswirkungen zu erzielen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei 
dieser Politik hat etwas keinen Stellenwert: eine 
Forderung nach Sozialabbau, eine Forderung 
nach einer Nullohnrunde, eine Forderung nach 
Besteuerung des Arbeitslosengeldes, eine Forde­
rung. daß eier erste Krankenstandstag selbst be­
zahlt werden soll, und eine Forderung nach Ver­
längenlOg der Arbeitszeit. Das sind keine taugli­
chen Mittel. die Probleme der Zukunft zu mei­
stern! Nur eine offensive, positive Form der So­
zial- und Wirtschaftspolitik kann die Devise auch 
im kommenden Jahr sein. (Beifall bei der SPÖ 
sowie BeifaLL des Abg. Srb.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
appelliere insbesondere an die Vertreter der Wirt­
schaft: Wir sollten zu jenem Konsens kommen, 
daß nicht primäre Denkungsart ist: Wie kann ich 
mehr produzieren? Wie kann ich mehr Wirt­
schaftlichkeit erreichen mit weniger Arbeitneh­
mern?, sondern: Wie kann ich meinen Betrieb 
führen, um weiterhin alle Arbeitnehmer zu be­
schäftigen?, Wie kann ich offensiv die Beschäfti­
gungssituation aufrechterhalten beziehungsweise 
sogar noch zusätzliche Mitarbeiter einstellen und 
mehr Arbeitsplätze anbieten? 

Wir finden aus meiner Sicht schon sehr gute 
Voraussetzungen vor, und wir müssen auf diesen 
weiter aufbauen. Wenn ich davon ausgehe, daß 
wir mit 30. November einen Rekordstand an un­
selbständig Erwerbstätigen haben von über 3 Mil­
lionen, davon 1,8 Millionen Männer und 1,2 oder 
1,3 Millionen Frauen - im Vergleich zum ver­
gangenen Jahr ist dies ein Zuwachs um 1.27 Pro­
zent oder um 38 000 -, dann ist das ein Beweis 
dafür, daß auch in wirtschaftlich schwierigeren 
Zeiten Beschäftigungszuwächse erzielbar sind. 
Das muß auch die Motivation sein, diese Ent­
wicklung im kommenden Jahr weiter fortzuset­
zen. 

Meine sehr geehrten .. Damen und Herren! Ich 
bin daher auch voll in Ubereinstimmung mit den 
Überlegungen des Sozialministers, in der Frage 
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der Ausländerbeschäftigung für einen geordneten 
Arbeitsmarkt zu sorgen, dafür zu sorgen, daß die 
ausländischen Kolleginnen und Kollegen inte­
griert werden in die Arbeitswelt, zu gleichen Kon­
ditionen integriert werden in unsere Gesellschaft, 
aber eben in jenem Ausmaß, daß wir das auch auf 
dem österreich ischen Arbeitsmarkt verkraften 
können. 

Eine Zielsetzung und ein Schwerpunkt der Po­
litik des nächsten Jahres ist es, für ältere Kollegin­
nen und Kollegen einen besseren Schutz anzubie­
ten. Das Beschäftigungssicherungsgesetz wird 
eine gute Basis für diese Zielsetzung sein. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Wir haben im vergangenen Sommer einen Vier­
parteienentschließungsantrag betreffend die ille­
gale Beschäftigung und die Frage der Vergabe öf­
fentlicher Aufträge verabschiedet. Und es war für 
mich sehr positiv, zu vermerken, daß sich alle 
hier in diesem Parlament vertretenen Fraktionen 
zu dieser Zielsetzung bekennen. Ich betrachte es 
als großen Erfolg, daß wir auch in anderen Geset­
zen, etwa in der Gewerbeordnung, Maßnahmen 
setzen, um illegaler Beschäftigung Einhalt zu ge­
bieten. 

Ich bin nicht jene, die verallgemeinert und die 
die gesamte Wirtschaft verdächtigt, illegal zu be­
schäftigen, und appelliere daher gerade an die se­
riösen, an die korrekten Unternehmer, gemein­
sam mit uns jene zu bekämpfen, die zu Lasten 
aller eine derartige Besc~äftigungspolitik betrei­
ben. (Beifall bei der SPO und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

Da gerade in den letzten Tagen wieder von ver­
schiedenen Seiten hier gefordert wurde, einen So­
zialversicherungslichtbildausweis für Beschäftigte 
einzuführen, um bessere Kontrollmöglichkeiten 
zu haben, muß ich sagen: Aus meiner Sicht ist 
eine derartige Einführung kein taugliches Mittel. 
Es sind nicht die Beschäftigten, die hier zu kriti­
sieren, anzugreifen sind, sondern es sind die Un­
ternehmer, bei denen man ansetzen muß. (Abg. 
Dr. Hai der: Ihr habt das im Koalitionspapier 
drinnen.') Herr Kollege Haider! Würden Sie ... 
(Abg. Dr. Hai der: Steht im Koalitionspapier 
drinnen.') Herr Kollege Haider! Wenn man besse­
re Methoden findet, um den gleichen Zweck zu 
erzielen, dann bin ich für diesen Weg (Abg. Dr. 
Hai der: Ihr habt gar keine Methode!) und nicht 
für jenen, der diskriminierend ist. (Beifall bei der 
SPO und BeifaLL des Abg. Dr. Hafner.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
wurde auch die Arbeitsmarktverwaltung ange­
sprochen, und Kollege Dolinschek hat an die 
neue Arbeitsmarktverwaltung Forderungen ge­
steilt. Lieber Kollege Dolinschek! Sie laufen dabei 
offene Türen ein. Genau das findet seit Monaten 
statt, genau diese Konzeption ist jetzt in Realisie-

rung. Sie wissen, daß bereits ein Gesetz beschlos­
sen ist, das vorsieht, daß die Ausgliederung mit 
1. Juli nächsten Jahres vorgenommen werden 
soll, mit jenen Schwerpunkten, daß Arbeitsver­
mittlung in das Zentrum gestellt werden soll, 
fremde, bisher im Bereich der Arbeitsmarktver­
waltung getätigte Aufgaben andere übernehmen 
sollen, um eine noch bessere Betreuung von Ar­
beitslosen und auch der Unternehmen und die 
Verhinderung von Arbeitslosigkeit zu erreichen. 
Es wird dieses realisiert werden. 

Meine sehr geehrten Damen lind Herren! Eines 
darf dabei aber nicht die Konsequenz sein: daß 
die arbeitsrechtlichen Bestimmungen für die in 
der Arbeitsmarktverwaltung beschäftigten Kolle­
ginnen und Kollegen verschlechtert werden und 
keine befriedigenden neuen Regelungen geschaf­
fen werden und daß das neue System teurer wer­
den sollte als das alte. Wir werden alles daranset­
zen, daß es eine effizientere Form der Betreuung 
der Arbeitslosen und Tätigkeit der Arbeitsmarkt­
verwaltung geben wird, aber kei!)e Verteuerung. 
(Beifall bei Abgeordneten der SPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte schon zum Schluß kommen. Wenn ich 
daran denke, daß das gesamte Sozialbudget im 
Rahmen der Sozialversicherung und Arbeits­
marktverwaltung nicht nur jene Budgetziffern 
umfaßt, die wir im Budgetkapitel verankert ha­
ben, sondern weit darüber hinausgeht und über 
300 Milliarden Schilling umfaßt, wenn ich davon 
ausgehe, daß die Gewerkschaften in den letzten 
Wochen Kollektivvertragsabschlüsse in einer sehr 
verantwortungsbewußten, aber doch die Einkom­
menssituation der Beschäftigten sichernden Form 
durchsetzen konnten, dann kann ich sagen, es 
wurde gerade mit diesen beiden Säulen eine wich­
tige Basis für die Belebung der österreichischen 
Wirtschaft in kommenden Jahren gesetzt. Wir 
werden daher auch im kommenden Jahr den 
österreich ischen Weg fortsetzen, wonach es zu 
keinem Stillstand in der Sozialpolitik kommen 
wird, sondern auch die Sozialpolitik weiterhin 
wichtiger Träger der wirtschaftlichen Weiterent­
wicklung unseres Landes ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich zum Schluß insbesondere bei den 
Damen und Herren des Ministeriums bedanken 
für die Unterstützung, die wir bei unserer Arbeit 
erhalten; ein Ministerium, das eine hohe Verant­
wortung für die Stabilität in unserem Land hat 
und dieser Verantwortung voll gerecht wird. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 9.55 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Srb. Ich erteile es ihm. 

9.56 
Abgeordneter Srb (Grüne): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich möchte 
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zuerst kurz auf einige Aussagen meiner Vorred­
nerin eingehen - die in manchen Bereichen die 
Dinge ja wirklich etwas sehr verniedlicht hat -
und einiges zurechtrücken. 

Sie hat gesagt: Macht ja nichts, wir beschließen 
die Pflegevorsorge halt im nächsten Jahr, denn 
einen so wichtigen Tagesordnungspunkt kann 
man ja nicht am Abend, in der Nacht diskutieren! 
Ich sage: Wir hätten ihn selbstverständlich nicht 
am Abend oder in der Nacht diskutieren müssen, 
wenn wir es gemeinsam gewollt hätten. Klarer­
weise kann man diesen Tagesordnungspunkt an 
einem Vormittag oder tagsüber ansetzen. Aber 
das Problem ist, daß Sie von der Koalitionsregie­
rung nicht in der Lage sind. uns, dem Parlament, 
die Gesetze rechtzeitig vorzulegen, und zwar so 
rechtzeitig, daß wir sie seriös behandeln können. 
Wir erleben es mindestens zweimal pro Jahr -
einmal vor der Sommerpause und einmal um die­
se Zeit -, daß es zu einem riesigen Stau kommt. 
Sie sind im Verzug, Sie werden mit der Materie 
nicht fertig, und dann soll das Parlament Wunder 
wirken. Das können wir natürlich nicht, und des­
wegen müssen wir wichtige Materien verschieben 
oder unter maximalem Zeitdruck erledigen. Das 
ist doch die Wahrheit, meine Damen und Herren! 

Wenn wir von der Pflegevorsorge sprechen, 
dann müssen wir doch auch festhalten, daß das 
Inkrafttreten der Pflegevorsorge nun zum dritten 
Mal verschoben wurde. Zuerst hat es uns der 
Herr Bundesminister für 1. Jänner 1992 zugesagt, 
dann für 1. Jänner 1993, und jetzt wird sie -
wenn alles gutgeht, wenn die Länder mitziehen, 
was ich aus tiefstem Herzen wirklich nur hoffen 
kann - per 1. Juli des nächsten Jahres in Kraft 
treten. So sind doch die Dinge. 

Noch einen Satz zu Ihrer Rede, Frau Kollegin. 
Sie haben gesprochen vom Sozialstaat Schweden, 
vom Sozialabbau und im Bereich der Pflegevor­
sorge davon, daß es in Schweden keine so gute 
Lösung gibt wie in Österreich. Ich würde Ihnen 
empfehlen, Frau Kollegin Hostasch, sich über 
Schweden genauer zu informieren. Schweden hat 
zwar ein anderes System - das stimmt; es hat 
keine derartige Lösung -, aber in Schweden ist es 
so - ich weiß das sehr genau, weil ich viele be­
troffene Menschen aus Schweden und auch ein 
bißchen das System kenne -, daß ein Mensch, 
der von fremder Hilfe, von Pflege abhängig ist, 
sämtliche Unkosten, die dadurch entstehen, be­
zahlt bekommt. Davon ist die österreichische Lö­
sung hinsichtlich der geplanten Pflegevorsorge 
noch meilenweit entfernt. Die Leistungen sind 
viel zu gering - das ist ja bekannt, meine Damen 
und Herren! 

Zur Pensionsreform, Frau Kollegin Hostasch, 
haben Sie gesagt: Wir wollen Nägel mit Köpfen 
machen! - Das klingt ja recht gut, aber die 
Österreicherinnen und Österreicher wollen in er-

ster Linie nicht Nägel mit Köpfen, sondern sie 
wollen, daß diese Koalitionsregierung endlich die 
Pensionsreform durchführt und sie nicht von 
Jahr zu Jahr und von Legislaturperiode zu Legis­
laturperiode verschiebt. Das ist der Punkt. Das 
wollen die Menschen in Österreich. Sie wollen 
wissen, wie es weitergeht, sie wollen die neuen 
Bestimmungen kennen, sie wollen für sich Sicher­
heit, eine Garantie haben, und sie wollen men­
schengerechte Bestimmungen haben. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Von Nägeln mit 
Köpfen haben Pensionisten nichts. Es ist wirklich 
unglaublich, wie diese Koalition mit den älteren 
Menschen in diesem Land umgeht - das muß 
man wirklich einmal festhalten! Nicht nur, daß 
Sie es in der letzten Legislaturperiode nicht ge­
schafft haben, die Pensionsreform zu realisieren, 
Sie haben es auch jetzt noch immer nicht ge­
schafft. 

Ich darf Sie an Ihr eigenes Arbeitsübereinkom­
men erinnern. Da steht unter dem Kapitel Alters­
versorgung, Punkt 4: "Der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales wird beauftragt, einen Ge­
setzentwurf zur Strukturreform der Altersversor­
gung so zeitgerecht vorzulegen, daß die Reform 
mit Beginn des Jahres 1993 in Kraft treten kann." 

Bitte, meine Damen und Herren, wo ist die 
Einhaltung des Arbeitsübereinkommens, wo ist 
die Einhaltung Ihrer zahlreichen Ankündigun­
gen, Ihrer zahlreichen Versprechungen? Sie brin­
gen nichts weiter, meine Damen und Herren von 
der Koalition. Sie bringen nichts weiter! 

Wir im Parlament haben noch nicht einmal 
jetzt die Regierungsvorlage. Wann die kommen 
wird, ist völlig ungewiß, das kann keiner sagen. 
Das wird von Monat zu Monat und von Jahr zu 
Jahr verschoben, meine Damen und Herren. Und 
die Verhandlungen zwischen dem Hauptverhand­
lungspartner Feurstein und den Damen und Her­
ren von der Sozialdemokratischen Partei ziehen 
sich jetzt schon über eineinhalb Jahre dahin. Sie 
bringen nichts weiter. 

Meine Damen und Herren! Das, was Sie jetzt in 
die Begutachtung geschickt haben, das dürfte ja in 
keiner Weise ein Papier sein, welches den Begriff 
"Pensionsreform" wirklich erfüllen kann. Sie wis­
sen doch: Es gibt massivste Proteste aus allen 
Richt~ngen zur 51. ASVG-Novelle, angefangen 
vom OVP-Seniorenbund über den Katholischen 
Familienverband bis zur Arbeiterkammer, zum 
ÖGB und zum Hauptverband der Sozialversiche­
rungsträger. Bitte, Ihre eigenen Leute oder Leute, 
die Ihnen weltanschaulich nahestehen, kritisieren 
diese 51. ASVG-Novelle, diese angekündigte Pen­
sionsreform. Da kann doch etwas nicht stimmen, 
meine Damen und Herren! 
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Ich frage Sie im Zusammenhang mit der Pen­
sionsreform: Wo bleibt die notwendige Verein­
heitlichung der Pensionssysteme, aber nicht eine 
Vereinheitlichung, welche dazu führt, daß alles 
schlechter wird, sondern eine Vereinheitlichung, 
die sich an den Beamtenpensionen orientiert 
(Abg. Rosemarie Bau er: Wer zahlt das?), wobei 
ich nicht sage, es muß dieser Standard erreicht 
werden. Wo bleibt denn das? Sie von der Koali­
tion gehen doch in die Knie vor den einzelnen 
Interessengruppen. Sie haben nicht den Mut, 
nicht den Gestaltungswillen, das zu machen, mei­
ne Damen und Herren! 

Was Sie uns präsentieren, ist zum Beispiel, daß 
Sie den so wichtigen Bundesbeitrag begrenzen 
wollen, den Bundesbeitrag, der nach einer Abma­
chung, die am Beginn des ASVG getroffen wurde, 
vorsieht, daß es die sogenannte Dritteldeckung 
beziehungsweise die Drittelzahlung geben soll. 
Was machen Sie? - Sie wollen den Bundesbei­
trag mit maximal 30 Prozent begrenzen, meine 
Damen und Herren. 

Das ist eine Verabschiedung aus dem Sozial­
kontrakt. Das ist eine Verabschiedung aus dem 
Konsens, der getroffen wurde im Bereich der 
Pensionsversicherungen. Das ist schleichender 
Sozialabbau, was Sie da vorhaben, und daher 
kann man solchen Vorschlägen auf keinen Fall 
zustimmen, meine Damen und Herren! 

Ganz kurz noch ein Kritikpunkt: Die Pensioni­
sten. die über 2 Millionen Pensionisten im 
ASVG-Bereich, haben wieder kein Vertretungs­
recht zugebilligt bekommen. Es gibt zwar Zusa­
gen der Regierungsparteien, aber die haben Sie 
im Regen stehen lassen. Und ich will jetzt gar 
nicht davon reden, daß es Schlechterstellungen 
für Mütter geben wird, daß überhaupt zwei Klas­
sen von Müttern geschaffen werden. Da gibt es 
jede Menge an Kritikpunkten. 

Ich fordere Sie auf, meine Damen und Herren: 
Zeigen Sie endlich, daß Sie fähig sind, zu han­
deln! Diese Koalition und schon die vorhergehen­
de ist mit dem Anspruch angetreten, daß die 
schwierigen Probleme dieses Landes nur im Rah­
men einer großen Koalition gelöst werden kön­
nen. Wenn man sich jetzt anschaut, was Sie im­
mer noch nicht gelöst haben, dann muß man sehr 
daran zweifeln, daß dieser Anspruch stimmt. Ich 
sage, Sie haben diesen Anspruch verwirkt durch 
Ihre Schritte, vor allem durch die Schritte, die Sie 
nicht gesetzt haben. 

Und noch eines: Die Frauen und Männer, die 
für dieses Land gearbeitet haben, die sich für die­
ses Land bemüht haben, die verdienen es wirklich 
nicht, daß man so mit ihnen umgeht; die verdie­
nen es, daß sie Klarheit haben. Und das, glaube 
ich, muß jetzt wirklich rasehest und im Sinne der 

Betroffenen realisiert werden. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Ich komme kurz zu einem nächsten Punkt, zur 
Situation auf dem Arbeitsmarkt. Das wurde in 
den letzten Wochen und Monaten sehr intensiv 
diskutiert. Wir wissen alle, die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit steigt an; ganz drama­
tisch steigt die Arbeitslosigkeit bei älteren Arbeit­
nehmern an, bei Frauen, bei Ausländern, bei be­
hinderten Menschen. Auch die Anzahl der Lang­
zeitarbeitslosen ist nach wie vor im Steigen be­
griffen. 

Ich frage Sie jetzt angesichts dieser dramati­
schen, dieser wirklich ernstzunehmenden Ent­
wicklung: Wo sind die ganz konkreten Konzepte, 
Programme, und wann werden sie, sollte es sie 
schon konkret geben, endlich umgesetzt? Wie 
schaut Ihr Beitrag aus, um dieser sehr ernst zu 
nehmenden Entwicklung gegenzusteuern, meine 
Damen und Herren? Ich frage mich: Was machen 
die Unternehmer, was macht die Österreich ische 
Volkspartei. um hier konkrete Schritte zu setzen? 
Ich würde das sehr gerne hören von den Spre­
chern der Österreichischen Volkspartei. 

Wenn man kurz einen Blick darauf wirft, wie 
hoch denn wirklich die Leistungen der Arbeitslo­
senversicherung sind - man kann von Höhe ja 
gar nicht mehr reden; man muß ja in Wirklichkeit 
sagen, wie niedrig sie sind -, dann sieht man, daß 
zum Beispiel im Jahr 1991 das mittlere Arbeitslo­
sengeld ganze 7 500 S betragen hat. Die mittlere 
monatliche Notstandshilfe war noch viel niedri­
ger: Die betrug überhaupt nur 5 900 S. 

Diese niedrigen Beträge sind eine Schande für 
unseren Sozialstaat, meine Damen und Herren! 
Wenn Sie Österreich mit anderen westlichen Län­
dern vergleichen - das tun Sie ja so gern und so 
oft -, dann müssen Sie wissen - und Sie wissen 
das auch -, daß dort die Leistungen wirklich 
menschengerechter, wenigstens in einer Höhe 
sind, daß man halbwegs menschenwürdig davon 
leben kann. 

Und noch eines in diesem Zusammenhang: Al­
lein diese Zahlen - und da gäbe es ja jede Menge; 
Sie können es dann auch im Sozialbericht und in 
anderen Unterlagen nachlesen - entlarven ja die­
ses heuchlerische Gerede, diese heuchlerische 
Diskussion, die in Österreich immer wieder -
leider Gottes schon seit Jahren; und jetzt in der 
letzten Zeit wieder intensiviert - geführt wird 
zum Thema angebliches Sozialschmarotzertum, 
meine Damen und Herren. Die Menschen, die in 
der betrüblichen Lage sind, solche niedrigen Lei­
stungen zu erhalten, die werden dann noch abge­
stempelt als Sozialschmarotzer, die werden noch 
diffamiert, die werden noch verächtlich gemacht, 
die werden noch verbal ausgegrenzt aus dieser 
Gesellschaft. Es sollten sich alle schämen, die die-
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se Debatte immer wieder mutwillig vom Zaun 
brechen. 

Eine Frage im Zusammenhang mit der Diskus­
sion. die Kollege Maderthaner, der jetzt hier lei­
der nicht anwesend ist, in der letzten Zeit eben 
aufgebracht hat: Einführung eines ersten unbe­
zahlten Krankenstandstages. Bitte, meine Damen 
und Herren, ich frage Sie: Was soll dieser gefor­
derte Sozialabbau? Er argumentiert im Fernse­
hen, daß angeblich damit Mißbrauch betrieben 
wird. Wenn auch vielleicht einige Menschen in 
diesem Land dieses System in diesem speziellen 
Punkt mißbrauchen sollten, kann ich doch nicht 
alle Menschen in diesem Land dafür bestrafen 
und sagen: Ihr müßt jetzt alle Urlaub nehmen für 
den ersten Krankenstandstag. Das ist doch bitte 
keine Lösung! 

Dabei ist eines interessant: Jetzt auf einmal 
wird auf Schweden verwiesen. Sonst haben Sie 
jahrelang immer geschimpft auf Schweden: Die 
überhöhten Sozialleistungen in Schweden. das 
geht bei uns nicht. Und jetzt auf einmal. da 
Schweden etwas macht. was Ihnen ins Konzept 
paßt. verweisen Sie auf einmal auf Schweden. 
Jetzt ist Ihnen Schweden recht. (Zwischenruf des 
Abg. Mag. Pet er.) Bitte, das ist eine doppelzün­
gige, das ist in meinen Augen eine heuchlerische 
Politik, das ist keine Sozialpolitik. Das ist keine 
Politik für die Menschen in diesem Lande, meine 
Damen und Herren! Lassen Sie sich das bitte ein­
mal gesagt sein! (Beifall bei den Grünen.) 

Oder: Verschärfung der Zumutbarkeitsbestim­
mungen. Ich weiß nicht: Wie weit wollen Sie es 
denn noch verschärfen? Was wollen Sie? (Abg. 
Mag. Pe I e r: Wer soll es finanzieren?) Legen Sie 
das einmal auf den Tisch: Was wollen Sie da noch 
alles verschärfen? Was muten Sie den Menschen 
noch alles zu? Legen Sie einmal Ihre Konzepte 
auf den Tisch, dann werden wir darüber diskutie­
ren. So setzen Sie die Menschen in diesem Lande 
einem unerträglichen Druck aus. Sie drohen im­
mer: Sie wollen die Sozialleistungen abbauen, Sie 
wollen die Sozialleistungen verschlechtern. Die­
sem schleichenden Sozialabbau werden wir keine 
Zustimmung gebenl 

Meine Damen und Herren! Noch ein Punkt: 
Österreich gehört zu den acht oder zehn reichsten 
Ländern dieser Erde. Angesichts dieses Faktums 
wollen Sie unsere Sozialleistungen ständig ver­
schlechtern. Ich rede jetzt noch nicht einmal da­
von, daß Sie verschiedenes verbessern sollten, was 
dringend notwendig ist. Nein, Sie wollen es noch 
verschlechtern! Und das, finde ich, ist wirklich ein 
Grund zum Schämen. 

Schauen wir uns ganz kurz die aktive Arbeits­
marktpolitik an, obzwar Österreich hier interna­
tional gesehen absolut keine Spitzenposition ein­
nimmt, es ist eher das Gegenteil der Fall. Die 

Zahlen, die aufgewendeten Beträge sind im eu­
ropäischen Vergleich ausgesprochen niedrig, das 
Verhältnis aktiver zu passiven Maßnahmen ist ein 
absolut schlechtes für Österreich. trotzdem schaf­
fen Sie es im Sozialministerium - und das verste­
he ich überhaupt nicht -, daß in diesem Jahr 
annähernd 500 Millionen - es gibt Leute. die sa­
gen, es sind noch viel mehr als 500 Millionen -
überbleiben und nicht für diese wichtigen, lebens­
notwendigen Maßnahmen für Frauen und Män­
ner in diesem Land ausgegeben werden. Das muß 
mir einmal jemand erklären, wie man so etwas 
zustande bringen kann. 

Da wundert es mich dann nicht, daß Kritiker 
des Sozialministeriums sagen: In dem Ministeri­
um ist man nicht flexibel, in dem Ministerium 
geht man nicht auf die reale Situation ein. Wenn 
Sie so etwas machen, dann müssen Sie sich auch 
dieser Kritik aussetzen, dann ist diese Kritik auch 
berechtigt. Und ich möchte jetzt wirklich wissen, 
wie Sie diesen horrenden Betrag, mit dem man 
viele sinnvolle Maßnahmen im Sinne des Arbeits­
marktförderungsgesetzes und der einschlägigen 
Bestimmungen setzen könnte, sinnvoll verwen­
den werden. 

Daß der Budgetansatz von 4.6 Milliarden Schil­
ling im laufenden Jahr für das nächste Jahr auf 
4,1 Milliarden Schilling herabgesetzt wurde, ist 
überhaupt ein Armutszeugnis für diesen wichti­
gen Bereich. Ich werfe Ihnen vor, daß sie eine 
Sparstift-Politik betreiben! 

Ich werfe Ihnen auch vor, daß Sie sich von dem 
österreichischen Konsens, der jahrelang, der jahr­
zehntelang gehalten hat und der da lautet: In 
Österreich muß es eine Vollbeschäftigungspolitik 
geben!, innerlich und auch äußerlich schon längst 
verabschiedet haben. (Beifall bei den Grünen.) 
Meine Damen und Herren! Das ist ein Wertewan­
del zuungunsten der betroffenen Frauen und 
Männer in diesem Lande. Ich finde es schlicht 
skandalös, sich von diesem wichtigen Konsens, 
der im Interesse aller liegt, zu verabschieden. 

Zur Arbeitsmarktreform könnte man auch 
noch verschiedenes sagen. Ich will wirklich nur 
ganz kurz darauf eingehen. Sie haben ein Kon­
zept für die Organisation der neuen Arbeits­
marktverwaltung vorgelegt. Wenn man sich das 
dann anschaut, merkt man, daß hier die Sozial­
partnerschaft eine weitere Stärkung - sie war oh­
nedies schon stark in diesem Bereich vertreten -
erfährt. Das heißt, die Sozialpartnerschaft soll 
noch mehr Macht. noch mehr Einfluß bekom­
men, weitestgehend unkontrolIiert von der Öf­
fentlichkeit, auch letzten Endes nicht dem Wäh­
ler direkt verantwortlich sein. Sie wollen in diese 
Grauzone noch mehr Macht hineingeben. 

Meine Damen und Herren! Das ist in meinen 
Augen eine Verabschiedung von der staatlichen 
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Verantwortung, eine Verabschiedung von der 
staatlichen Verantwortung für arbeitslose Men­
schen. In dem Zusammenhang muß ich ernsthaft 
die Frage stellen: Wie schaut es denn aus mit den 
Rechten der Menschen, die in diesem neuen Kon­
strukt beschäftigt sein werden? Wie schauen die 
konkreten Konzepte aus? Wie soll das finanziert 
werden? 

Wir wissen ja, daß Sie da hin- und herdiskutie­
ren und daß man jetzt auch draufgekommen ist. 
daß es mit der Finanzierung nicht so einfach ist, 
daß es vor allem nicht so billig sein wird, wie am 
Anfang gedacht wurde. 

Ich will jetzt gar nicht davon reden, wie es mit 
der Effizienz ausschaut. Die kann man vielleicht 
etwas mehr oder besser einschätzen, wenn die 
notwendigen Konzepte vorliegen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf die Einkom­
menssituation insgesamt in diesem Lande einge­
hen. meine Damen und Herren. Dieser Bereich 
ist. so wie viele andere Bereiche, in ganz besonde­
rem Ausmaß von Ungleichheiten geprägt, meine 
Damen und Herren. Wenn wir dem Sozial bericht 
entnehmen. daß im Jahr 1991 das mittlere Mo­
natseinkommen für Arbeiter über 15 000 S betra­
gen hat, wenn man sieht, daß das mittlere Mo­
natseinkommen für Beamte bereits 20 500 S be­
tragen hat, und wenn man sieht. daß das Durch­
schnittseinkommen der Männer im Jahr 1991 um 
29 Prozent höher war als jenes der Frauen, dann 
fragt man sich, zu wessen Gunsten und zu wessen 
Ungunsten in diesem Land Politik gemacht wur­
de. Dann fragt man sich, wer wirklich die Interes­
sen der Frauen vertreten hat. 

Ich sehe niemanden, denn sonst könnte es nicht 
zu solchen eklatanten Ungleichheiten und Unge­
rechtigkeiten kommen. Sie können jetzt darauf 
sagen: Na ja. es hat sich in den letzten Jahren 
ohnedies etwas gebessert. Bitte, 29 Prozent! Das 
ist fast ein Drittel. Diese Zahl sollte uns wirklich 
zu denken geben, und diese Zahl zeigt für mich 
auch deutlich auf, daß Sie sich nicht besonders 
bemüht haben, falls man überhaupt von Bemü­
hungen sprechen kann. Hier ist Handlungsbedarf 
gegeben, meine Damen und Herren von der Koa­
litionsregierung, die Sie Sozialpartner sind, die 
Sie in diesem Bereich aktiv sind, hier ist akuter 
Handlungsbedarf gegeben! Handeln Sie und re­
den Sie nicht immer nur! Setzen Sie Taten! Es ist 
durch nichts zu verantworten, daß die Frauen 
auch in diesem Bereich dermaßen diskriminiert 
werden. (Beifall bei den Grünen.) 

Wenn man dann noch sieht, daß es an die 
200 000 Menschen in diesem Lande gibt, die im­
mer noch unter der Mindesteinkommensgrenze 
von 10 000 S liegen und daß davon wieder mehr 
als 20 Prozent, mehr als ein Fünftel, Ausländer 
sind - Konzentration ist im Gastgewerbe und so 

weiter -, dann weiß man doch auch, was man 
von der ganzen öffentlichen Diskussion, auch von 
der Sozialschmarotzerdebatte, zu halten hat. Mei­
ne Damen und Herren! So schaut jedenfalls eine 
fortschrittliche Sozialpolitik nicht aus! 

Lassen Sie mich noch kurz auf den Bereich der 
Arbeitsplätze zurückkommen. Darauf ist auch 
meine Vorrednerin, Kollegin Hostasch. eingegan­
gen, und sie hat - das habe ich mir notiert -
Verbesserungen beim Arbeitnehmerschutz für 
das kommende Jahr angekündigt. Sie wissen. 
Frau Kollegin Hostasch, daß das Materien sind. 
die schon seit Jahren überfällig sind. Seit Jahren! 
Sie müssen doch zugeben, daß in diesem Bereich 
in der Vergangenheit eine weitestgehende Stagna­
tion stattgefunden hat, daß wirklich sehr wenig 
weitergegangen ist. 

Meine Damen und Herren! Das ist auch so ein 
Bereich, der wieder mit der Sozialschmarotzerde­
batte zusammenhängt, mit der unglaublichen und 
zynischen Verunglimpfung verschiedener Bevöl­
kerungsgruppen, und das werfe ich vor allem eier 
Österreichischen Volkspartei vor. Die Österrei­
chische Volkspartei hat gerade in diesem Bereich 
einen besonders großen Einfluß auf die Unter­
nehmer, die Arbeitsplatzsituation so auszugestal­
ten, daß nicht die Menschen kaputtgemacht wer­
den, daß die Frauen, die Männer nicht kaputtge­
macht werden. 

.. Jeder zweite Mann und jede dritte Frau in 
Osterreich können das Pensionsalter nicht in ge­
sundem Zustand erreichen. Jeder zweite Mann! 
Diese Zahlen müssen doch aufschrecken, müssen 
doch zu denken geben. Da hätte doch schon 
längst viel mehr passieren müssen. So kann man 
doch nicht mit Menschen umgehen, die ihr Bestes 
geben für den Arbeitgeber, für das ganze Land! 
Die werden kaputtgemacht, die werden krankge­
macht! 

Meine Damen und Herren! Die Faktoren und 
Ursachen kennen wir alle. Es ist ja nicht so, daß 
das etwas Neues ist oder daß das niemand weiß. 
Jetzt sind wirklich Taten gefordert. Die Frau Kol­
legin Hostasch hat eben gemeint, der Arbeitneh­
merschutz soll in Kürze wesentlich verbessert 
werden. Wir werden uns das dann sehr genau an­
schauen. Ich will nur hoffen, daß das wirklich der 
Fall ist. Ich bin skeptisch. 

Wenn man den Arbeitnehmerschutz stärken 
will, dann muß man auch noch andere Dinge ma­
chen, zum Beispiel arbeitsmedizinische Zentren 
schaffen, zum Beispiel die Liste der anerkannten 
Berufskrankheiten endlich aktualisieren. Das ist 
ja zum Teil noch wie in der Steinzeit. meine Da­
men und Herren. Das gehört aktualisiert, neue 
Entwicklungen müssen berücksichtigt werden. 
Da gibt es noch eine ganze Menge zu tun. 
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Meine Damen und Herren! Ich fordere sie auf, 
sich zusammenzusetzen, denn wenn die Sozial­
partnerschaft einen Sinn haben soll, dann hat sie 
in diesem Bereich einen Sinn, mit ihr könnten Sie 
die dringend anstehenden Probleme lösen. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen und 
noch einen Satz zum Thema der Behindertenpoli­
tik, der behinderten Menschen, die Arbeit suchen 
oder auch Arbeit haben, sagen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man das Be­
hinderteneinsteltungsgesetz hernimmt, sieht man 
sehr klar und deutlich das wahre Interesse, wel­
ches in diesem Lande - das gilt für die öffentli­
che Hand und für das Unternehmertum -
herrscht, welches der Beschäftigung von behin­
derten Menschen entgegengebracht wird. Wenn 
man weiß, daß von den vorgesehene~ Pflichtstel­
len nur etwas mehr als die Hälfte besetzt sind, 
also beinahe jede zweite Pflichtstelle nicht besetzt 
wird, wenn man weiß, daß der Bund weit über 
1 400 Pflichtstellen nicht besetzt hat - das ist 
ungefähr ein Viertel -, wenn man weiß, daß es 
bei den Ländern, Gemeinden und Städten ähnlich 
ist, muß man die Frage stellen: Wie schaut es aus 
mit der Verantwortung der öffentlichen Hand? 
Wie schaut es aus mit der Vorbildwirkung der öf­
fentlichen Hand? Ich finde, gerade die öffentliche 
Hand müßte mit gutem Beispiel vorangehen. Das 
sollte aber natürlich die Privatwirtschaft in keiner 
Weise hindern, genauso das Gesetz einzuhalten, 
ja vielleicht sogar der öffentlichen Hand zu zei­
gen, daß sie es besser machen kann. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß, damit ich den Rednerinnen und Rednern 
nach mir, nicht zu viel Zeit wegnehme: Aus alt 
diesen Gründen kann meine Fraktion diesem 
Budgetkapitel keine Zustimmung geben. - Dan­
ke schön. (Beifall bei den Grünen.) W.22 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. Feurstein. Ich erteile ihm das Wort. 

lO.22 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Mit den Aus­
führungen des Abgeordneten Srb werde ich mich 
später auseinandersetzen, wenn ich auf einzelne 
Punkte zu sprechen kommen werde. 

N ur zwei Sätze zum Abgeordneten Dolinschek. 
Ich würde ihn ersuchen, die Vorschläge, die er 
uns hier präsentiert hat, zunächst einmal mit sei­
ner Fraktion abzustimmen. Erst dann können wir 
darüber diskutieren. Ich kann mir nicht vorstel­
len, daß die FPÖ diese Vorschläge, die er heute 
präsentiert hat, in ihrer Gesamtheit akzeptiert, 
denn sie sind wirtschaftsfeindlich, sie sind sozial 
ungerecht und werden von uns daher auch in die­
ser Form sicher nicht als Diskussionspunkte auf-

genommen werden, meine Damen und Herren! 
(BeifaLJ bei der ÖVP.) 

Noch etwas. Ich würde von einem Sozialpoliti­
ker erwarten, daß er zumindest korrekte Zahlen 
präsentiert. Herr Abgeordneter, Sie haben gesagt, 
bei einem Bruttolohn von 100 S betragen die 
Lohnnebenkosten 102 S. Das ist ganz eindeutig 
falsch. (Widerspruch des Abg. D 0 l i 11. S c h e k.J 
Ich gebe Ihnen nachher gerne die genauen Zah­
len. 

Bei einem Bruttolohn von 100 S betragen die 
Lohnnebenkosten, je nachdem, welcher Art die 
sozialrechtlichen oder arbeitsrechtlichen Ansprü­
che sind, zwischen 59 Sund 73 S. Die Lohnne­
benkosten vom Bruttolohn betragen also zwi­
schen 59 Prozent und 73 Prozent. Und alles an­
dere, meine Damen und Herren, was hier be­
hauptet wird, ist ganz eindeutig falsch. Das muß 
einmal klar und eindeutig festgestellt werden. 
(Abg. Bö h a c k e r: Das ist eitle Frage der Be­
trachtungsweise.' ) 

Sie haben gesagt: Bruttolohn pro Stunde 100 S, 
ausgehend von einem vereinbarten Lohn von 
100 S. Bei einem vereinbarten Lohn von 100 S 
betragen die Lohnnebenkosten zwischen 
59 Prozent und 73 Prozent. Und alles andere, was 
hier behauptet wird, ist falsch, ganz gleichgültig, 
wer das sagt, meine Damen lind Herren! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine verehrten Damen und Herren! Frau Ab­
geordnete Hostasch hat bereits darauf hingewie­
sen, daß das Sozialbudget nicht überdurchschnitt­
lich ausgedehnt wird. Wenn man es um die Son­
derfinanzierungen des Jahres 1992 bereinigt, sind 
die finanziellen Ausweitungen im Vergleich zur 
Gesamtausweitung des Budgets 1993 sogar unter­
durchschnittlich. Dennoch werden alle wichtigen 
sozialen Anliegen erfüllt. Es gibt kein einziges so­
ziales Anliegen, das mit diesem Budget nicht be­
rücksichtigt werden kann. 

Ich nenne Ihnen nur zwei. Die Pensionisten 
werden ab 1. Jänner 1993 eine generelle Erhö­
hung ihrer Pensionen um 4 Prozent bekommen. 
Die Mindesteinkommen der Pensionisten werden 
für alleinstehende Ausgleichszulagenempfänger 
um 500 S erhöht. Das sind zwischen 6 und 
7 Prozent. Für das Ehepaar gilt das gleiche Aus­
maß. Das bedeutet, meine Damen und Herren, 
daß die Pensionisten im Jahre 1993 eine größere 
Nettoerhöhung ihrer Einkommen bekommen 
werden als die meisten Gruppen von unselbstän­
dig Erwerbstätigen. Wir stehen dazu, daß es den 
Pensionisten im Jahre 1993 besser gehen soll. Das 
sollte man aber auch in dieser Form anerkennen 
und nicht von der "Krise der Pensionen" spre­
chen. 
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Herr Abgeordneter! Ich halte es für unverant­
wortlich, daß Sie und die FPÖ immer wieder hier 
ans Rednerpult treten und von der "Krise der 
Pensionen" sprechen. (Abg. Sr b: Sie bringen ja 
nichts weiter!) Lassen Sie mich aussprechen! Sie 
wissen ganz genau, daß es eine Ausfallhaftung des 
Bundes für die Pensionen gibt, und an dieser Aus­
fallhaftung des Bundes werden wir nicht rütteln, 
meine Damen und Herren! (Abg. Sr b: Die vvol­
len Sie begrenzen.') Wir werden an dieser Ausfall­
haftung des Bundes für die Pensionen in keiner 
Weise rütteln. (Beifall bei der Ö VP.) 

Es wird aufgrund der Vorarbeiten, die wir ge­
leistet haben, und aufgrund der Beschlüsse, die 
wir zu Beginn des Jahres 1993 noch fassen wer­
den - zum Teil haben wir das alles ja im Sozial­
ausschuß bereits behandelt -, tatsächlich einen 
Quantensprung in der Sozialpolitik geben. Ich 
habe auf einige Punkte schon hingewiesen. Es ist 
uns ein Anliegen, daß die Einkommen der Pen­
sionisten mehr erhöht werden als die der meisten 
anderen Einkommensbezieher. Ich habe bereits 
erläutert, daß dies im Jahre 1993 der Fall sein 
wird. 

Aber der eigentliche Quantensprung erfolgt 
durch das Pflegegeldgesetz, das im Sozialaus­
schuß am 10. Dezember leider nicht einstimmig 
beschlossen wurde. Leider gibt es Gruppen und 
Abgeordnete, die diesem Pflegegeld nicht zustim­
men. Einzelne Abgeordnete dieses Hohen Hauses 
sind dagegen, daß ab 1. Juli 1993 Behinderte und 
Pflegebedürftige ein Pflegegeld bis zu 20 000 S 
bekommen werden, sie sind dagegen, daß der 
Pflegebedürftige in die Lage versetzt werden 
wird, ein selbstbestimmtes, bedürfnisorientiertes 
Leben zu führen. Sie lehnen das ab. Und das, 
meine Damen und Herren, bedauere ich zutiefst. 
IAbg. S r b: Sie sind demagogisch! Sagen Sie ein­
mal die Wahrheit.' Das ist absolut demagogisch!) 
Herr Abgeordneter Srb! Ich muß Ihnen sagen, 
wir haben fünf Jahre lang ... (Abg. S r b: Das ist 
absolut demagogisch.') 

Präsident: Herr Abgeordneter Srb, das geht 
nicht! 

Abgeordneter Dr. Feurstein (fortsetzend): Ich 
werde Sie gleich informieren, ich nehme gleich 
dazu Stellung. Herr Abgeordneter Srb! Wir haben 
fünf Jahre lang in einer Arbeitsgruppe des Sozial­
ministeriums zusammengearbeitet. (Abg. Sr b: 
Eineinhalb Jahre.') Sie waren teilweise dabei, Sie 
waren nicht immer dabei (Abg. Sr b: Sie auch 
nicht, Herr Kollege.'), aber Sie haben einen Ver­
treter entsandt. 

Die Ergebnisse dieser Arbeitskreise - es waren 
drei Arbeitskreise - sind zu 90 Prozent (Abg. 
Sr b: Das stimmt auch nicht!) - ich werde Ihnen 
beweisen, daß das stimmt, widersprechen Sie mir 
nicht - umgesetzt worden. 

Wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie die Äuße­
rung des Präsidenten Dr. Voget zur Kenntnis 
nehmen, der im Unterausschuß des Sozialaus­
schusses, als wir das Pflegegeld beschlossen ha­
ben, festgestellt hat: Jawohl, unsere Wünsche sind 
nicht zu 100 Prozent erfüllt, aber sie wurden im 
wesentlichen erfüllt, wir stehen zu diesem Gesetz. 

Meine Damen und Herren! Die behinderten 
und pflegebedürftigen Menschen stehen zu die­
sem Gesetz, der Abgeordnete Srb steht offen­
sichtlich nicht zu diesem Gesetz. IAbg. Sr b: Spa­
ren Sie sich die unglaubliche Demagogie, Herr 
Kollege!) Das müssen Sie selber mit den behin­
derten Menschen und mit den Pflegebedürftigen 
ausmachen. 

Nächster Punkt: Ein Quantensprung in der So­
zialpolitik war das Gleichbehancllungspaket, das 
wir beschlossen haben. Es hat noch nie - noch 
nie! - eine so umfassende Reform. die eine Ver­
besserung der Situation der Frauen bringt, in die­
sem Haus gegeben, wie sie vor 14 Tagen beschlos­
sen worden ist, meine Damen und Herren! Das ist 
ein Quantensprung in der Sozialpolitik, und das 
kann niemand bestreiten. Ich möchte noch ein­
mal sagen: Es gab dazu nicht einmal einen Abän­
derungsantrag; es gab keinen einzigen Abände­
rungsantrag von seiten der Opposition - weder 
von der grünen Fraktion noch von der FPÖ - zu 
diesem Gesetz. Ich betrachte das als ein Qualitäts­
zeichen dieses Gesetzes. das wir vor zwei Wochen 
hier im Hohen Hause beschlossen haben. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Ein Quantensprung ist auch die Pensionsre­
form, und zwar deshalb. weil nun die Kinderer­
ziehungszeiten eingerechnet und berücksichtigt 
werden. Ich gebe zu, wir können nicht alle Wün­
sche erfüllen. Der Katholische Familienverband 
Österreichs - diesbezüglich haben Sie recht, 
Herr Abgeordneter Srb -, Familienbund und 
viele andere Gruppen, auch der ÖGB, haben wei­
tere Wünsche und Vorstellungen bezüglich der 
Anrechnung von Kindererziehungszeiten, aber es 
ist ein erster wesentlicher Schritt. Sprechen wir 
doch nicht immer davon, was wir nicht erfüllen, 
sondern sprechen wir doch endlich einmal davon, 
was wir den Frauen für die Kindererziehungszei­
ten anerkennen können. Wir schenken ihnen ja 
nichts, das sind Leistungen, die die Mütter er­
bracht haben. 

Meine Damen und Herren! Eine Mutter, die 
vier Kinder großgezogen und betreut hat, wird im 
Durchschnitt eine Erhöhung ihrer Pension, wenn 
sie einen Pensionsanspruch hat, von rund 1 000 S 
bekommen - 1 000 S mehr Pension pro Monat, 
und das vierzehnmal. Natürlich glauben manche, 
daß man mehr geben sollte, auch ich. Ich würde 
auch gerne mehr geben. Wer würde nicht gerne 
mehr geben - das Doppelte? Aber es ist ein 
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Schritt, es handelt sich um eine grundsätzliche 
Neuorientierung im Pensionsbereich. 

Wir wollen natürlich noch eine zweite grund­
sätzliche Orientierung durch die Pensionsreform, 
die wir noch verhandeln, die noch nicht abge­
schlossen ist und in der endgültigen Fassung noch 
nicht vorliegt. Wir wollen eine Anhebung des fak­
tischen Pensionsalters. Drei Punkte sind es - ich 
zähle sie Ihnen nur auf. ohne sie zu erläutern. 

Wir werden die Gleitpension einführen und an­
bieten, denn sie ist attraktiv für Menschen, die 
gesund sind und weiterarbeiten wollen. Es wird 
sich lohnen, im Alter zwischen 60 und 65 Jahren 
zu arbeiten, denn zwischen 60 und 65 Jahren 
werden die Steigerungsbeträge für denjenigen, 
der noch keine 45 Versicherungsjahre zusam­
mengebracht hat, wesentlich höher sein als vor 
dem 60. LebensJahr. Das ist eine Forderung, die 
von seiten des OGB massiv erhoben worden ist, 
die wir teilweise - nicht zur Gänze, das gebe ich 
zu - umsetzen können. 

Es wird auch bei der Berufsunfähigkeitspen­
sion Veränderungen geben, die dazu beitragen 
werden, daß sich das Arbeiten lohnt, daß der Weg 
in die Berufsunfähigkeit nicht einfach nur des­
halb gewählt wird, um die Berufsunfähigkeitspen­
sion zu erhalten. Es soll derjenige, der nicht ge­
sund ist, der berufsunfähig ist, geschützt werden, 
und derjenige, der aus anderen Gründen die Be­
rufsunfähigkeitspension wählt, sollte keine Anrei­
ze dafür bekommen, einen Antrag zu stellen. 

Meine Damen und Herren! Letzter Punkt: Es 
geht im Jahre 1993 darum - wie das auch Frau 
Abgeordnete Hostasch gesagt hat -, die Proble­
me auf dem Arbeitsmarkt zu lösen. Ich möchte 
jetzt nicht auf Details eingehen - das wird zu 
einem anderen Zeitpunkt möglich sein -, aber 
ich möchte sagen, daß es dabei um die älteren 
Arbeitnehmer und um die Frauen geht. Wir müs­
sen mit dem Schlagwort "Ältere Arbeitnehmer 
haben den jüngeren Platz zu machen!" aufräu­
men, ganz klar aufräumen! Das Schlagwort "Älte­
re Arbeitnehmer müssen jüngeren Platz ma­
chen!" darf es nicht mehr geben! (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) Denn wir brauchen den älteren Ar­
beitnehmer, der gesund und' arbeitsfähig ist, er 
darf nicht ausgegrenzt werden. Außerdem ist es 
für den älteren Arbeitnehmer auch beleidigend, 
wenn ihm das immer wieder vorgehalten wird. 

Ich begrüße es daher, daß der Finanzminister 
durch die Anträge, die im Budgetausschuß be­
schlossen worden sind, ermächtigt wird, zusätz­
lich 1 Milliarde Schilling für arbeitsmarktför­
dernde Maßnahmen bereitzustellen. Es ist eigent­
lich nicht 1 Milliarde, sondern es sind, wenn man 
es genau rechnet, 1,2 Milliarden Schilling. Ich be­
grüße es, daß es im Rahmen der Budgetberatun-

gen möglich war, diese Änderungen durchzuset­
zen. 

Meine Damen und Herren! Ich schließe mit ei­
ner gewissen Sorge, einer Sorge, die vor allem die 
Heimarbeiterinnen in meinem Bundesland Vor­
arlberg betrifft. In den letzten Tagen haben einige 
hundert Vorarlbergerinnen, die als Heimarbeite­
rinnen tätig waren, ihre Kündigung beziehungs­
weise eine Mitteilung erhalten, daß ihr Beschäfti­
gungsverhältnis nicht mehr weitergeführt wird. 
Es wird in den Medien darauf hingewiesen, daß 
die Beschlußfassung des Heimarbeitsgesetzes hier 
im Hohen Haus vor 14 Tagen für diese Kündi­
gungen mit maßgeblich sein soll. 

Meine Damen und Herren! Ich kann nicht 
nachvollziehen, ob dem so ist. Ich trete aber voll 
daür ein, daß auch die Heimarbeiterinnen ab 
1. Jänner 1993 einen Anspruch auf Abfertigung 
haben, wenn sie ununterbrochen drei Jahre lang 
beschäftigt waren. Die Höhe der Abfertigung ist 
zunächst ohnehin sehr bescheiden, sie wird bis 
zum Jahre 1994/1995 maximal ein Monatsgehalt 
ausmachen, in der Regel weniger. Es sind einige 
tausend Schilling, die die Heimarbeiterin als Ab­
fertigung bekommt. Ich sehe nicht ein, daß die 
Heimarbeiterinnen in diesem Bereich schlechter­
gesteIlt sein sollen als andere Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen in der Wirtschaft. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ.) Ich behaupte daher. daß die Ein­
führung der Abfertigung für die Heimarbeiterin­
nen - so wie wir das beschlossen haben - sozial 
gerechtfertigt ist. 

Mit der Einigung - das möchte ich hier auch 
ganz eindeutig feststellen - waren alle Sozial­
partner einverstanden. Ich habe aber den Ein­
druck und möchte das auch bedauern, daß die 
Unternehmer von seiten gewisser Personen - ich 
muß das noch überprüfen, und deshalb möchte 
ich jetzt keine Namen nennen - über den Inhalt 
der neuen Bestimmungen im Heimarbeitsgesetz 
unVOllständig informiert worden sind. 

Ich hoffe, daß die Kündigungen - es sind kei­
ne echten Kündigungen, sondern Mitteilungen, 
daß das Arbeitsverhältnis nicht fortgesetzt wird 
- sobald wie möglich wieder rückgängig gemacht 
werden. 

Die Beschäftigung als Heimarbeiterin ist für 
viele Frauen in Vorarlberg existenznotwendig 
und zur Finanzierung des Lebensunterhalts uner­
läßlich! Ich möchte daher auch zum Ausdruck 
bringen, daß ich mich in den nächsten Wochen in 
persönlichen Gesprächen mit den betroffenen 
Unternehmern für eine Lösung dieses Problems 
in meinem Bundesland - es betrifft nur das Bun­
desland Vorarlberg - einsetzen werde, und zwar 
mit größtem Nachdruck. (Beifall der Abgeordne­
ten HiLde Seiler und Mag. Guggenberger. ) 
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Meine Damen und Herren! Dieses Sozialbud­
get befähigt uns, die soziale Sicherheit im Jah­
re 1993 zu gewährleisten. Wir unterstützen den 
Sozialminister, der heute leider nicht anwesend 
sein kann, weil er noch immer krank ist, bei die­
sen Bemühungen, und ich darf ihm persönlich 
von dieser Stelle aus baldige und gute Genesung 
wünschen. Wir geben diesem Teil des Budgets 
sehr gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei der 
ÖVP.) lO.38 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Srb gemeldet. Rede­
zeit: maximal 3 Minuten. 

j0.39 

Abgeordneter Srb (Grüne): Hohes Haus! Ich 
möchte folgendes tatsächlich berichtigen: 

Erstens: Der Abgeordnete Feurstein hat ausge­
führt, daß im Zuge der Verhandlungen zu Pflege­
vorsorge im Sozialausschuß einzelne Abgeordne­
te, unter anderem auch ich, gegen dieses Gesetz 
gestimmt haben. - Das stimmt nicht! Ich möchte 
das tatsächlich berichtigen und sagen, daß ich zu 
einzelnen Punkten Abänderungsanträge einge­
bracht habe, daß ich aber in Summe zugestimmt 
habe. 

Zweitens: Kollege Feurstein hat gesagt, es wur­
den keine Abänderungsanträge eingebracht -
das hängt ohnehin mit dem ersten Punkt zusam­
men, aber ich möchte es noch einmal klar und 
deutlich sagen -: Ich habe für meine Fraktion 
zehn Abänderungsanträge eingebracht. (Abg. Dr. 
Fe urs ( ein: Gleichbehandlungspakel! Ich habe 
zum Gleichbehandlungspaket gesprochen und 
nicht von der Pflege vorsorge in diesem Zusam­
menhang!) Das ist die Realität, und das wollte ich 
berichtigen. (Beifall bei den Grünen.) /0.40 

Präsident: Nächste Wortmeldung: Herr Abge­
ordneter Alois Huber. 

10.40 
Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 

Herr Finanzminister! Meine geschätzten Damen 
und Herren! Zur Debatte steht heute die 
Beratungsgruppe VII mit dem Kapitel 15, Sozia­
les, mit einem Rahmen für 1993 von 48,538 Mil­
liarden und dem Kapitel 16, Sozialversicherung, 
mit 64,967 Milliarden. Ich erwähne aber auch das 
Kapitel 55, Pensionen (Hoheitsverwaltung), mit 
46,339 Milliarden. Wenn man sich dies nun rech­
nerisch druch den Kopf gehen läßt, dann sind das 
immerhin 159,844 Milliarden Schilling. Das heißt 
also, ein Viertel des Gesamtbudgets wird letztlich 
in dieser Gruppe abgehandelt. 

Somit sei festgestellt, daß der soziale Bereich 
alle Berufsgruppen, alle Bevölkerungsgruppen 
erfaßt. Die einen als aktiv Tätige, die anderen als 
Pensionisten, als Rentner oder Sozialhilfeemp­
fänger. Alle Gruppen kommen in welcher Form 

auch immer mit dem Bundesministerium für Ar­
beit und Soziales in Berührung, wenn nicht über­
haupt in Konflikt. So betrachtet ist Sozialminister 
zu sein, nicht unbedingt eine beneidenswerte 
Aufgabe, vor allem in Zeiten, in denen sich die 
Konjunktur verflacht, in denen Tausende Ar­
beitskräfte freigesetzt werden, in denen ganze Be­
triebe schließen oder ins Ausland abwandern, we­
gen der wesentlich niedrigeren Lohnnebenkosten, 
aber auch, weil die Arbeitskräfte dort zu wesent­
lich billigeren Löhnen zu haben sind als bei uns. 
Die Zahlen der Arbeitslosen steigen dadurch na­
türlich sprunghaft an. 

So wurde im November dieses Jahres die 
Schallmauer von 200 000 Arbeitslosen deutlich 
durchbrochen. Wir haben im November 212 000 
gemeldete Arbeitslose gehabt, davon sind 108 000 
Männer und 104 305 Frauen. Es wurde auch heu­
te schon von Kollegen Feurstein erwähnt, daß 
37 Prozent davon älter als 50 Jahre sind. Sicher­
lich sind auch wir derselben Meinung, daß uns 
dies zu denken geben sollte und wir alles unter­
nehmen sollten, um auch älteren Bürgern noch 
eine Arbeitsmöglichkeit zu verschaffen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Es soll 
nicht verschwiegen werden, daß es auf dem Ge­
biete des Sozialen in den letzten Jahren viele Ge­
setzesnovellen, alle Berufsgruppen betreffend, 
gegeben hat. Morgen stehen letztlich noch sechs 
weitere Gesetzesvorlagen auf der Tagesordnung, 
wobei ich im besonderen auf Punkt 9, An­
trag 436/A betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz geän­
dert wird, verweise, von dem beinahe alle Berufs­
gruppen betroffen sein werden. Ich erachte es 
auch für wichtig, daß der Antrag 416/A (E) der 
Abgeordneten Dr. Haider und Kollegen betref­
fend Ausweispflicht für ausländische Arbeitneh­
mer, 913 der Beilagen, im Hohen Hause behan­
delt wird. Das genauer zu kommentieren, haben 
wir letztlich morgen Gelegenheit. 

Für heute nur soviel: Der Herr Bundesminister 
Hesoun hat sich deutlich artikuliert, daß der An­
teil der ausländischen Arbeitskräfte 9 bis maximal 
10 Prozent nicht übersteigen darf. Der Herr Bun­
desminister Hesoun hat zweifellos ein großes Mi­
nisterium mit umfangreichen Aufgaben zu ver­
walten, aber, meine geschätzten Damen und Her­
ren, auch er kann nur mit Wasser kochen, auch er 
ist kein Zauberkünstler, bestenfalls wird er von 
den Problemen hin- und hergezaubert. Als Aus­
weg flüchtet er in Beitragserhöhungen. Das muß 
ich bei dieser Gelegenheit erwähnen. Ab 
1. Jänner des Jahres 1993 wird die allgemeine 
Versicherung um 0,4 Prozent erhöht. 

Es ist ein glücklicher Zufall würde ich sagen, 
daß gerade der Herr Finanzminister den Herrn 
Sozialminister heute vertritt, denn da kann ich 
gleich auf die gewaltige Erhöhung der Kapitaler-
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tragsteuer, sprich Sparbüchlsteuer, von LO auf 
22 Prozent zu sprechen kommen. Mir ist bewußt, 
daß man damit nicht jenen Personenkreis trifft. 
der das dafür notwendige Geld hat, denn der hat 
seine Pfründe längst in Sicherheit gebracht, son­
dern daß man jene aktiven Arbeiter, jene Pensio­
nisten oder meinetwegen auch Gewerbetreiben­
den trifft, die sich letztlich einen Notgroschen auf 
die Seite gelegt haben. Meiner Meinung nach ist 
dies eine harte Vorgangsweise, und das sollte man 
bei einer solchen Gelegenheit nicht unerwähnt 
lassen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Die 
Regierungsparteien bemühen sich krampfhaft da­
rum, Einsparungen vorzunehmen. Wenn wir aber 
schon solche Maßnahmen setzen wie zum Bei­
spiel die Erhöhung der Sparbüchlsteuer, also der 
Kapitalertragsteuer, dann hätte ich eigentlich an­
dere Vorschläge. Im Zeitalter der EDV, der Com­
puter ist es ja wirklich nicht mehr notwendig, daß 
wir nach wie vor 28 Sozialversicherungsanstalten 
mit ihrem Personal und ihrem Sachaufwand auf­
rechterhalten, so nach dem Motto: Erhalte mir 
meine Anstalten, dann lasse ich selbstverständlich 
auch die deinen in Ruh (Beifall bei der FPÖ), läßt 
du mir meine Vergünstigungen, dann werde ich 
selbstverständlich auch die deinen nicht gefähr­
den. Das mag für die Betroffenen angenehm und 
beruhigend sein, nicht aber für die Pflichtversi­
cherten und die Pensionisten, die man ständig mit 
Beitragserhöhungen oder letztlich auch mit der 
gewaltigen Erhöhung der Sparbüchlsteuer kon­
frontiert. 

Herr Finanzminister! Für die Aufrechterhal­
tung des Bundesdefizites fehlen etliche Milliar­
den, das haben Sie letztlich selbst zugeben müs­
sen. Würde man die Sozialversicherungsanstalten 
zusammenlegen und die Privilegien von Funktio­
nären abschaffen, aber auch von Angestellten, 
dann würden etliche der fehlenden Milliarden zu 
holen sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine geschätzten Damen und Herren! Wir ha­
ben ab 1. Juli auch eine Beitragserhöhung von 
0,8 Prozent zur Finanzierung der Pflegevorsorge. 
Ich möchte jedoch bei dieser Feststellung nicht 
mißverstanden werden, denn diese Erhöhung ist 
gerechtfertigt, soferne sie für die Pflegevorsorge 
aufgewendet wird. Im Grundprinzip bekennen 
wir uns zur Pflegevorsorge und werden der Ge­
setzesvorlage der Regierung zum gegebenen Zeit­
punkt unsere Zustimmung geben, wobei wir al­
lerdings Abänderungsanträge einbringen werden. 
(Abg. G ra b n e r: Da hast du aber noch keine Ge­
nehmigung.') Kollege Grabner! Behalten Sie die 
Nerven! Sich aufzuregen, ist schlecht für die Ge­
sundheit. (Abg. G ra b n e r: Dafür bekommst du 
die gelbe Karte!> 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wenn 
ich auch nicht mehr der Seniorensprecher bin, so 

sind mir die Anliegen der älteren Menschen, die 
sich im wohlverdienten Ruhestand befinden, nach 
wie vor eine Herzensangelegenheit. Ich verwende 
mich nach wie vor dafür, daß man sich bemüht, 
die Pensionen aus dem Beamtenstatus mit denen 
aus dem ASVG-Status, aber auch mit denen aus 
den Bauernversicherungsanstalten zusammenzu­
führen, und nicht dazu beiträgt, daß sie sich noch 
weiter voneinander entfernen. Um dies zu ge­
währleisten, ist es bei Pensionserhöhungen not­
wendig, vor allem bei den unteren Stufen, nicht 
mit Prozentsätzen, sondern mit Pauschalbeträ­
gen, die deutlich über der prozentuellen Erhö­
hung liegen müssen, diese Erhöhung vorzuneh­
men. 

Nun auch ein Wort zur Nettopensionsanpas­
sung. Das ist, hart ausgedrückt, eine Sackgreiferei 
gegenüber den Pensionisten. (Beifall bei der 
FPÖ.J Ich stelle dies heute hier mit aller Deutlich­
keit fest! 

Als bäuerlicher Abgeordneter verlange ich zum 
wiederholten Male die Abschaffung der Anrech­
nung des fiktiven Ausgedinges auf die Pension. 
Diese Anrechnung ist einfach durch nichts mehr 
zu rechtfertigen. 

Wenn bei Arztbesuchen und Krankenhausauf­
enthalten Selbsbehalt eingehoben wird - bei uns 
Bauern sind das immerhin 20 Prozent -, dann 
würde ich wünschen, daß das auch für alle übri­
gen Berufsgruppen gilt, wobei wir uns aus finan­
ziellen Gründen, sozusagen als Komprorniß. ei­
nen lOprozentigen Selbstbehalt für alle Berufs­
gruppen vorstellen könnten. Ist das aber für die 
übrigen Berufsgruppen unzumutbar. dann, meine 
geschätzten Damen und Herren, muß man sich 
dazu bequemen, diesen Selbstbehalt von 20 Pro­
zent auch bei uns Bauern abzuschaffen. (BeifaLL 
bei der FPÖ.) 

Schließlich unsere alte Forderung, daß man 
Nebenerwerbsbauern ab einem Einheitswert von 
54 000 S den Bezug des Arbeitslosengeldes er­
möglicht. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Wenn 
mittels dieser letzten Novelle zum Bauern-Sozial­
versicherungsgesetz verheirateten Nebenerwerbs­
bauern - und ich sage dazu: durch Winkelzüge 
- der Bezug des Arbeitslosengeldes ermöglicht 
wird, dann bleiben nach wie vor ledige Nebener­
werbsbauern davon ausgeschlossen. Das wider­
spricht dem Gleichheitsgrundsatz. Dies würde 
meiner Meinung nach bei einer Klage beim Ver­
fassungsgerichtshof nicht standhalten. Daher 
glaube ich, daß man diesen Nebenerwerbsbauern, 
sofern sie Beiträge leisten - und das tun sie auch 
-, auch die Möglichkeit eröffnen muß, im Be­
darfsfall das Arbeitslosenentgelt in Empfang zu 
nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
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Hohes Haus! Meine geschätzten Damen und 
Herren! Ich komme zum Schluß. Ich habe heute, 
ob man es mir glaubt oder nicht, das ehrliche Be­
dürfnis, über die Parteigrenzen hinweg dem er­
krankten Sozialminister Hesoun bei dieser Gele­
genheit und auf diesem Wege gute und baldige 
Besserung aus ganzem Herzen zu wünschen. (All­
gemeiner Beifall.) /0.5:' 

Präsident: Als nächste gelangt Frau Abgeord­
nete Gabrielle Traxler zu Wort. Ich erteile es ihr. 

lOS!. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler (keinem Klub 
angehörend): Herr Präsident! Hohes Haus! Herr 
Finanzminister! Meine Damen und Herren! Las­
sen Sie mich zunächst zu einem Thema Stellung 
nehmen, das bis jetzt nur angedeutet wurde, und 
zwar die Arbeitsmöglichkeiten für Flüchtlinge 
vor allem aus den Krisengebieten des ehemaligen 
Jugoslawien. 

Wir geben für diese Flücht.!inge Tausende von 
Schillingen aus, und viele Osterreicher fragen 
sich, warum es keine oder nur sehr wenige Ar­
beitsbewilligungen für diese Menschen gibt. Herr 
Finanzminister! Ich schlage dem Sozialminister 
vor, daß wir für alle Menschen, die wir aufneh­
men, Arbeitsbewilligungen, auf ein halbes Jahr 
begrenzt, solange dieser Krieg dauert, geben. Die 
Menschen bekämen dadurch wieder Lebenshoff­
nung. Wir würden damit den österreichischen 
Steuerzahler entlasten. Die Menschen könnten 
für ihre Rückkehr und für den Wiederaufbau in 
ihrem Land einige Ersparnisse ansammeln. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, daß es 
darüber hinaus auch notwendig sein wird, 
Sprachkurse, Kurse über österreichische Bräuche 
und Lebensgewohnheiten abzuhalten. Wir leisten 
damit aber auch einen Beitrag zur Eindämmung 
der Schwarzarbeit. 

Die Plattform "SOS Mitmensch" hat sich gebil­
det; einige Regierungsmitglieder sind ihr beige­
treten. Ich ersuche Sie. diesen wichtigen Punkt 
für jene Menschen, die das Glück haben, ihr Le­
ben gerettet zu haben und in Österreich aufge­
nommen worden zu sein, zu verwirklichen und 
nicht Österreicher und Flüchtlinge gegeneinan­
der auszuspielen. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Es ist auch heute 
hier schon gesagt worden, daß wir vor großen 
Strukturveränderungen in Österreich stehen und 
ältere Arbeitnehmer in besonderem Maße von 
Arbeitslosigkeit bedroht sind. Der Sozialminister 
hat im Oktober eine diesbezügliche Gesetzesvor­
lage eingebracht. Ich begrüße das. Aber um einen 
Punkt, um eine Veränderung bitte ich Sie: Spielen 
wir nicht ältere arbeitslose Österreicher gegen 
Ausländer aus. Das ist auch ein Beitrag zur Be-

kämpfung der Ausländerfeindlichkeit, was wir 
alle in Österreich uns wünschen. 

Nun komme ich zu den Frauenfragen, meine 
Damen und Herren! Wir haben in den letzten 
Wochen 14 Gesetze im Gleichbehandlungspaket 
beschlossen und entscheidende Fortschritte für 
die Frauen erzielt. Die Debatte darüber ist schon 
geführt worden. Aber die Frauen erwarten sich 
auch, daß die Regelung für die Kindererziehungs­
zeiten nun verwirklicht wird. 

Herr Finanzminister! Es ist im Budget dafür 
noch keine Vorsorge getroffen worden. Ich frage 
mich, wie dies mit 1. Jänner überhaupt verwirk­
licht werden soll? Ich bitte die Koalitionsparteien 
sehr eindringlich, diese Verhandlungen noch vor 
Ende des Jahres zu Ende zu führen. 

Wir alle - Koalition und Opposition - haben 
den Frauen versprochen, jenen ersten Schritt zu 
machen, um die Leistungen für die Kindererzie­
hung, für die Haushaltsführung von berufstätigen 
Frauen, die in Pension gehen, und nicht berufstä­
tigen Frauen zu honorieren, und ich ersuche Sie. 
diese Vorlage noch heuer zu verwirklichen. 

Noch ein Wort, meine Damen und Herren, zu 
der Diskussion um die Finanzierung eines zwei­
ten Karenzurlaubsjahres. Wir haben im Sozial­
ausschuß beschlossen, daß eine Teilung, 50 Pro­
zent aus der Arbeitslosenversicherung und 
50 Prozent aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds, zu erfolgen hat. Es gibt, soviel ich weiß, 
Absprachen, innerhalb der Regierung und auch 
mit dem SPÖ-Klub, diese Forderung auch im Fa­
milienausschuß oder bei den Verhandlungen des 
Familienlastenausgleichsgesetzes zu verwirkli­
chen. (Beifall der Abgeordneten Rosemarie Bauer 
und Regina Heiß.) 

Ich kann nicht verstehen, warum in einem Aus­
schuß ein Beschluß gefaßt wurde, in zwei weite­
ren Ausschüssen derselbe Beschluß aber nicht ge­
faßt wird. Es ist auch, wie ich höre, kein Termin 
für einen entsprechenden Ausschuß vorhanden. 
Wir haben den Frauen die Finanzierung des zwei­
ten Karenzurlaubsjahres versprochen. Verwirkli­
chen wir das auch! 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluß zu 
einem Punkt, der uns allen Sorgen machen muß. 
Wenn es zu Strukturverschlechterungen in Öster­
reich kommt - die Prognosen sprechen davon 
-, dann müssen wir in Zukunft für den Sozialbe­
reich größere Vorsorge treffen. Wir müssen -
irgendwoher muß der Herr Finanzminister das 
Geld nehmen - auch bei verringerten Steuerein­
nahmen dafür Vorsorge treffen. Wir müssen da­
her den Mut haben, falsche Entwicklungen im so­
zialen Bereich zu erkennen und die Ausnützung 
von Gesetzen durch jene, für die sie nicht ge-
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schaffen wurden, zu verhindern. Darüber müssen 
wir ehrlich miteinander diskutieren. 

Ich werde versuchen, diesen Diskussionsprozeß 
zu unterstützen, denn die sozial Schwachen und 
die Zahl derer, die das Sozialbudget brauchen, ist 
im Anwachsen. Ich glaube, daß der sechstreichste 
Staat der Welt, diesen Ruf, den er hat, den wir 
hier im Haus verwirklicht haben, auch dann ver­
teidigen sollte, wenn es Schwierigkeiten im wirt­
schaftlichen Bereich gibt. 

Meine Damen und Herren! Ich werde dem So­
~.ialbudget meine Zustimmung geben, denn 
Osterreich ist in der Welt noch immer vorbildlich 
für seine sozialen Leistungen. Ich glaube, wir alle 
können .. darauf stolz sein. Danke. (Beifall bei 
der SPO.) 10.58 

Präsident: Als nächste zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Christi ne Heindl. Ich erteile es ihr. 

In.58 
Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Meine 

Damen und Herren! Herr Präsident! Herr Bun­
desminister! Ich bin froh darüber, daß bei der 
heutigen Diskussion zum Budgetkapitel "Sozia­
les" der Herr Finanzminister anwesend ist. Ich 
habe bereits bei einer Familiendiskussion gesagt, 
daß ich ihm dazu gratuliere, wie er es schafft, sei­
ne Ideen durchzusetzen. Und genau das wäre in 
den Bereichen "Familie" und "Soziales" ebenfalls 
notwendig. 

Wenn wir heute über Gesetze reden, die die 
soziale Situation einiger Bevölkerungsgruppen 
für das Jahr 1993 und für die Folgejahre verän­
dern sollen, dann müssen wir aber auch von jenen 
Vereinbarungen reden, die bis heute nicht getrof­
fen worden sind. Es sind viele Punkte dabei, bei 
denen gerade das Veto des Finanzministers eine 
Regelung im Interesse des größten Teiles der Be­
völkerung, nämlich im Interesse der Frauen ver­
hindert hat. 

Daher wäre es auch wichtig, daß - nicht durch 
Zufall wie heute - bei der Diskussion über das 
Budget zum Kapitel "Soziales" nicht nur der zu­
ständige Minister. sondern auch der Finanzmini­
ster auf aufgeworfene Fragen Antworten gibt. 

Das erste Gesetz, über das wir heute reden soll­
ten und dem auch von grüner Seite großteils zu­
gestimmt wurde, ist das Gleichbehandlungspaket 
für Frauen, das zum Glück nicht erst knapp vor 
Weihnachten verabschiedet wurde, sondern 
schon um den 6. Dezember herum. Es ist nicht so 
groß, daß es ein Weihnachtspaket sein könnte, 
aber zum Nikolopackerl hat es gereicht. Es war 
also ein Nikolopackerl und kein großes Weih­
nachtspaket. 

In diesem Gleichbehandlungspaket für Frauen 
ist ein Punkt enthalten, den ich als Beispiel dafür 

herausnehmen möchte, wie wir in Österreich mit 
Veränderungen umgehen. Die Veränderungen. 
die von den Regierungspaneien in Angriff ge­
nommen werden, sind sehr stark von den Rege­
lungen in der EG abhängig. Vor allem die Wirt­
schaftsseite sagt immer, wir müssen unsere Geset­
ze, unser Wirtschaftsleben an die EG anpassen. 
(Präsident Dr. L ich a I übernimmt den Vorsitz.) 

Zur Beweislastumkehr. Im Gleichbehandlungs­
paket konnten wir die Beweislastumkehr für 
Frauen nicht durchsetzen, weil die Wirtschaftssei­
te behauptet hat, wir müßten noch auf die ent­
sprechende EG-Richtlinie warten. Aber in dem 
Bereich, in dem die entsprechenden EG-Richtli­
nien vorhanden sind, meine Damen und Herren, 
nämlich beim Arbeitnehmerschutz, herrscht Pau­
se. Es gibt keine Arbeitnehmerschutzbestimmun­
gen. die den EG-Richtlinien entsprechen, son­
dern da gibt es ein Nein. ein klares und eindeuti­
ges Nein zu Verhandlungen. Diejenigen, die Ar­
beitnehmerschutzbestimmungen in Österreich 
verbessern wollen, bitten und betteln, damit die 
Arbeitgeberseite doch endlich bekanntgibt. wei­
che Punkte ihr nicht gefallen. Die Arbeitgebersei­
te läßt sich dann mühselig herab und stellt eine 
Liste auf - hoffentlich im Jänner! -, in der sie 
die Punkte, die sie kritisiert, aufzählt. 

Meine Damen und Herren! Diesen Unterschied 
machen wir zwischen arbeitnehmergünstigen Be­
stimmungen - diesbezüglich schauen wir nicht 
auf die EG-Konformität - und arbeitgebergün­
stigen Bestimmungen; da stolpern wir fast über 
unsere Beine. weil wir die Anpassungen so schnell 
durchführen wollen. Ich glaube, diese Ungleich­
behandlung müssen wir ändern. Das war nur ein 
kleines Beispiel, um zu zeigen, wie unterschied­
lich das Tempo von Veränderungen in Österreich 
sein kann. 

Das Tempo von Veränderungen ist in den Be­
reichen, die vorrangig Frauen betreffen, sehr 
langsam. Dieses langsame Tempo kennen wir 
auch von den Finanzausgleichsverhandlungen 
her. Da ist es darum gegangen, eine Formulie­
rung betreffend Kinderbetreuungseinrichtungen 
hineinzubringen. 

Es fehlen 170 000 Kinderbetreuungsplätze -
eine ominöse Zahl. Ich würde diese Zahl noch 
höher schätzen. Entsprechend den Erhebungen 
ist man davon ausgegangen, daß man die Qualität 
der Kinderbetreuungseinrichtungen Müttern und 
Vätern anbietet, aber nicht auf eine tatsächlich 
kindgerechte Qualität achtet. Trotzdem waren die 
Länder nicht bereit, eine verpflichtende Erklä­
rung abzugeben, sondern nur zu unterschreiben, 
daß sie in drei Jahren, sofern sich in dem Zeit­
raum nichts getan hat, wieder verhandeln werden. 
Selbstverständlich wird in drei Jahren wieder ver­
handelt, weil in drei Jahren wieder der Finanzaus­
gleich verhandelt wird. 
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Dringendst notwendig ist aber, daß man in die­
sen drei Jahren versucht, mit den Ländern einen 
ISa-Vertrag auszuverhandeln, in dem nicht nur 
die Menge der Kinderbetreuungseinrichtungen 
festgelegt ist, sondern vor allem auch deren Qua­
lität, die Gruppengrößen, die Betreuungszeiten 
und die Zahl der Betreuungspersonen. Das ist 
sehr wichtig! Es war nämlich nicht einmal auf 
Bundesebene möglich. für die Kinder der Bedien­
steten in den Bundesministerien eine ausreichen­
de Kinderbetreuungseinrichtung zu schaffen. Die 
momentanen Planungen. für 100 Kinder Kinder­
betreuungseinrichtungen zu schaffen, gehen da­
hin, vier Gruppen mit jeweils 25 Kindern zu in­
stallieren. Meine Damen und Herren! Das kön­
nen wir nicht als Qualitätskriterium für Kinder­
betreuungseinrichtungen anerkennen. 

Dieses langsame Sich-Verändern. diese Ent­
wicklungen im Schneckentempo finden wir auch 
in einem anderen Sozialbereich. der allerdings 
heute im Unterrichtsministerium verhandelt 
wird, nämlich bei den ganztägigen Schulformen. 

Meine Damen und Herren! Auch dort ist wie­
der im Hintergrund das Veto des Finanzmini­
sters, der sagt, wir könnten uns das nicht leisten. 
(Bundesminisler Dkfm. La ein a: Wieso? Wer 
sagt das?) In Ihrer Stellungnahme zur 
14. SchOG-Novelle steht das. (Btmdesminücer 
Dkfm. L ac in a: Aber bitte! Das ist doch nicht 
wahr.') Es wird die Aussage vom Unterrichtsmini­
sterium bestritten, es könnten die Schulversuche 
kostenneutral zu ganztägigen Schulformen ins 
Regelschulwesen übertragen werden. Ich bin Ih­
rer Meinung: Kostenneutral ist es nicht möglich, 
sondern wir müssen darangehen, die Gelder zur 
Verfügung zu stellen, egal, ob es sich um Bundes­
budgets oder Landesbudgets handelt, damit wir in 
Österreich flächendeckend ganztägige Schulfor­
men anbieten können, damit ganztägige Schulfor­
men zur Selbstverständlichkeit werden, damit 
Mitsprache und Mitentscheidung ermöglicht und 
flexible Lösungsmodelle für Kinder und Eltern 
angeboten werden, daß es also nicht nur die Wahl 
zwischen Ganztagsschule oder Tagesheimschule 
gibt. 

Das darf doch nicht daran scheitern, daß es Fi­
nanzprobleme gibt! Wir alle wissen, daß das not­
wendig ist. Daher darf es nicht daran scheitern, 
daß man sagt, es sei nicht finanzierbar. Es wird 
angeblich heute im Unterrichtsministerium die 
Entscheidung fallen, in welcher Form und wie­
weit sich der Staat ganztägige Schulformen leisten 
kann. 

Diese Woche ist anscheinend überhaupt eine 
Entscheidungswoche: Über die ganztägigen 
Schulformen wird heute entschieden, und der Fi­
nanzausgleich ist beschlossen. Der Bereich der 
Kinderbetreuungseinrichtungen ist in Verhand­
lung, und am Samstag gibt es die große Runde zur 

51. ASVG-Novelle. (Abg. KLara MOll er: Wie 
bitte?) Am Samstag gibt es eine große Runde -
sie ist verschoben worden, sie ist jetzt für Samstag 
angesetzt -. bei der die Weichen gestellt werden, 
ob diese 51. ASVG-Novelle weiterhin von dem 
Motto "Betrug an Frauen" getragen sein muß 
oder ob sie ein Schritt ist, die Frauen ernst zu 
nehmen und aus ihrer benachteiligten Rolle her­
auszuholen. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich bin gegen diesen Verhandlungsbasar, der 
momentan veranstaltet wird. Es heißt. wir wür­
den uns schon auf irgend etwas zwischen 440 S 
und 760 S einigen. Zuerst ist man einmal von 
I 500 S ausgegangen, dann hat man zuerst auf 
1 000 S, dann auf 770 S und schlußendlich auf 
440 S reduziert. Auf diesem Niveau soll man sol­
che Zahlenspielereien nicht verhandeln, denn die 
Verhandlungen - auch jene, die am Samstag 
stattfinden werden - sind nur dann sinnvoll und 
bringen nur dann etwas für die Frauen, wenn 
man bei jedem Modell entsprechende Berechnun­
gen anstellt: Wie wirkt sich so ein Modell auf 
Frauen aus? Welche zahlenmäßigen Unterschie­
de ergeben sich, wenn man Frauen für vier Jahre 
Kindererziehungszeit entweder 440 S, 770 S oder 
1 000 S pro Monat zahlt? Wie wirkt es sich aus, 
wenn man von diesen vier Jahren eventuell zwei 
Jahre zur Pensionsbegründung heranzieht? All 
diese Dinge gehören im Vergleich mit den derzei­
tigen Regelungen durchgerechnet. 

Nur dann, wenn es gerechtfertigt ist, daß Frau­
en nach der neuen Regelung, nach der 
51. ASVG-Novelle, schlechtergestellt sind als 
nach den derzeitigen Regelungen, kann man einer 
Schlechterstellung zustimmen. Alle anderen Be­
rechnungen, die in dem Modell, wofür sich dann 
die beiden Regierungsparteien entscheiden. ent­
halten sind, müssen mit einem großen Plus für 
die Frauen ausgehen. Sie müssen durch die neue 
Regelung bessergestellt werden. Es darf nicht das 
passieren, was der heute kranke Noch-Sozialmini­
ster Hesoun gesagt hat, nämlich: Jene Frauen, die 
so viel, die Enormes verdienen, könnten schon 
benachteiligt werden, könnten unter neuen Rege­
lungen schon schlechtergestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Diese Frauen hat er 
bei einer Bemessungsgrundlage von 12 000 S ein­
gestuft. Männer mit einem Einkommen in der 
Höhe von 12 000 S würde man nicht zu den Best­
verdienenden zählen, aber Frauen zählt unser 
Noch-Sozialminister dazu. Daher ist es ganz 
wichtig, daß bei den Verhandlungen ein Modell 
beschlossen wird, das für alle Frauen Vorteile ge­
genüber der heutigen Regelung beinhaltet. Wir 
könnten uns darauf einigen, nur ganz wenige 
Frauen schlechterzustellen, sofern das begründet 
ist, aber nicht mit solchen Begründungen wie die 
unseres Noch-Sozialministers. (Abg. Dr. Pr eiß: 
Noch!) 
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Herr Kollege! Ich bin Abgeordnete des Grünen 
Klubs und wurde wie Sie gewählt. Ich werde auch 
noch auf die Fehler hinweisen. die im Zusam­
menhang mit den sozialen Leistungen in Öster­
reich gemacht wurden. Ich weiß schon, daß es 
nicht angenehm ist. Reden zu hören, in denen 
man darauf hingewiesen wird, was noch alles ge­
macht werden soll. was noch auf dem Programm 
steht, was noch nicht getan wurde. 

Wenn wir den Familienausschuß - meine Vor­
rednerin, Kollegin Traxler, hat es schon gesagt -
nicht einberufen. um eben eine bestimmte Rege­
lung nicht zu beschließen. dann ist für mich nicht 
der große Streitpunkt. ob 50 oder 58 Prozent aus 
dem FLAF bezahlt werden, sondern das Interes­
sante ist für mich, daß die Regierung bereit ist, zu 
sagen, daß es ab 1994 keine Regelung gibt, daß ab 
1994 alles neu verhandelt wird. Daß in diesem 
Bereich die Unsicherheit bei den Betroffenen 
hoch ist, negiert man einfach. Im Zuge dieses 
Verhandlungspingpongs, im Rahmen dieser Spie­
lereien ist es angenehm zu sagen: Über das 
Jahr 1993 werden wir uns schon irgendwie eini­
gen, aber das Jahr 1994 klammern wir komplett 
aus. 

Meine Damen und Herren! Es werden von Ih­
nen ständig die wichtigen Dinge ausgeklammert. 
wie zum Beispiel die Umverteilung von den Män­
nern zu den Frauen. die Umverteilung von den 
Reichen zu den Armen. Diese beiden Umvertei­
lungsprüfkriterien sind nicht erfüllt worden. Wir 
haben bei allen Maßnahmen Umverteilungen in­
nerhalb der mittleren Einkommensschicht, und 
wir haben auch beim letzten Familienpaket Um­
verteilungen von den Frauen zu den Männern 
vorgenommen. Bei diesem haben wir sogar die 
behinderten Kinder von den zusätzlichen Lei­
stungen, die wir - unter Anführungszeichen -
.,gesunden" Kindern zur Verfügung stellen. aus­
geschlossen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute 
von einigen Rednern der Regierungsparteien ge­
hört, daß das Gesetz betreffend Pflegegeld, das 
1993 beschlossen wird, sehr wichtig ist. Ich möch­
te aber darauf hinweisen, daß sie es mit Hilfe von 
Zahlenspielereien zuwege gebracht haben, daß 
den behinderten Kindern die halbe Erhöhung auf 
die Familienbeihilfe angerechnet und damit wie­
der weggenommen wird. Das ist der zweite An­
griff auf die behinderten Kinder. 

Der erste Angriff kam bereits vom Familienpa­
ket. Dort hat man die Familienbeihilfe tatsächlich 
erhöht, aber man hat sie anders benannt. Und 
weil das anders heißt, hat man es nicht der Mühe 
wert gefunden, diese Erhöhung verdoppelt für 
schwerbehinderte Kinder zur Verfügung zu stel­
len. 

Meine Damen und Herren! Das war der zweite 
Angriff auf die behinderten Kinder, den Sie aber 
heute als große Leistung, als große sozialpoliti­
sche Leistung feiern wollen! Dem können wir von 
der grünen Fraktion selbstverständlich nicht zu­
stimmen. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) 
11.14 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dkfm. Lacina. Bitte, 
Herr Bundesminister. Sie haben das Wort. 

11.14 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren Abgeordneten! Zunächst 
einmal zu meiner heutigen Rolle hier im Hohen 
Haus. Ich vertrete den Sozialminister. Ich mache 
das sehr gerne, und zwar weil ich von Beginn mei­
ner Tätigkeit an davon überzeugt war, daß es kei­
nen Gegensatz zwischen den Interessen des So­
zialministeriums und des Finanzministeriums 
gibt, daß es aber sehr wohl verschiedene Schwer­
punkte der Tätigkeit gibt. Ich konnte aber das, 
was Frau Abgeordnete Heindl gerade gesagt hat, 
nämlich daß es einen Interessengegensatz gäbe, in 
der bisherigen Praxis nicht erkennen. 

Frau Abgeordnete Heindl! Es ist nett, daß Sie 
es begrüßen, daß ich heute hier bei dieser Debatte 
auf der Regierungsbank sitze. Sie haben auch ge­
sagt, Sie würden Beispiele nennen, wo überall das 
Veto des Finanzministers den sozialen Fortschritt 
in diesem Lande behindere. Sehr verehrte Frau 
Abgeordnete! Ich habe aber vergeblich auf diese 
Beispiele gewartet. Sie haben ein einziges ge­
nannt, und zwar nicht aus dem Bereich der So­
zialpolitik, sondern aus dem der Schulpolitik. Ich 
darf Ihnen mitteilen, daß wir in der Begutachtung 
zweifellos auf die finanziellen Probleme hinge­
wiesen haben, aber in der Zwischenzeit - und 
zwar schon vor Wochen. sehr verehrte Frau Ab­
geordnete - sind alle offenen Fragen zwischen 
dem Unterrichtsministerium und dem Finanzmi­
nisterium geklärt worden, sodaß keinesfalls von 
einem Veto gesprochen werden kann. 

Davon könnten sie mit einer gewissen Berechti­
gung reden, wenn eine Regierungsvorlage deshalb 
nicht zustande kommt, weil der Finanzminister in 
der Bundesregierung nicht die Zustimmung gibt. 
Daß es natürlich eine Lösung der Finanzierungs­
fragen geben muß, und zwar nicht nur auf Bun­
desebene, sondern auch auf der Ebene der Länder 
und der Gemeinden, und daß wir da einiges ver­
mißt haben, das ist wohl klar. Sie selbst haben 
gemeint, in dem Entwurf stehe naiverweise - ich 
würde das so sagen -, daß die Verwirklichung 
dieses Vorhabens zu keinen Mehrkosten führe. 
Sie führt zu Mehrkosten. 

Das war eine der Meinungsverschiedenheiten, 
die wir mit dem Unterrichtsministerium hatten. 
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Wir haben das geklärt. Die Mehrkosten müssen 
von den verschiedenen Gebietskörperschaften 
entsprechend ihrer Verantwortung aufgebracht 
werden und der Bund wird auch zu seiner Verant­
wortung stehen, etwa was die Mehrkosten im Be­
reich der Pädagogik betrifft. 

Ich darf doch auf einige Punkte der Debatte -
mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident - eingehen. 
Ich darf insbesondere auf die Wortmeldung des 
Herrn Abgeordneten Srb eingehen. Ich muß sa­
gen, daß ich nicht sehr oft die Gelegenheit habe, 
Abgeordneten Srb sprechen zu hören, da er mei­
stens zum Sozialkapitel spricht. Ich kann mich 
aber sehr gut an eine mich außerordentlich be­
rührende und beeindruckende Rede erinnern, die 
Herr Abgeordneter Srb unmittelbar nach seinem 
Einzug hier im Parlament gehalten hat. Er hat 
damals mit beeindruckenden Worten darauf hin­
gewiesen, daß in der Alltagsroutine der politi­
schen Sprache sehr oft Verwilderungen eintreten, 
daß wir gewohnt sind, manche Dinge nicht so zu 
benennen, wie sie eigentlich zu benennen wären, 
und daß wir uns in unserer Sprache sehr oft von 
der Realität des Landes entfernen. Der Bundes­
kanzler hat in seiner Replik auf diese Rede des 
Abgeordneten Srb diese Kritik aufgenommen. 

Ich muß nur heute - ich will das nicht als Zen­
sur verstanden wissen, sondern als Bemerkung 
des Bedauerns - eines feststellen: Genau das, was 
Herr Abgeordneter Srb zu Recht einer politi­
schen Klasse, als er ihr erst ganz kurz angehört 
hat, vorgeworfen hat, genau das, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, habe ich heute aus 
der Wortmeldung des Herrn Abgeordneten Srb 
leider herausgehört. Er hat zum Teil Worte ver­
wendet, die mit der Realität dieses Landes tat­
sächlich nichts zu tun haben. Er hat unter ande­
rem gesagt - ich habe mir das aufgeschrieben -: 
Es ist unglaublich, wie die Regierung mit den äl­
teren Menschen umgeht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Er 
hat damit gemeint, daß über die Pensionsreform, 
daß über Bemühungen um eine langfristige Absi­
cherung des Pensionssystems tatsächlich noch 
zwischen den Interessengruppen und zwischen 
den Parteien verhandelt wird, wobei schon ganz 
klar ist, welche Schwerpunkte gesetzt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Srb hat aber nicht die Redlichkeit 
besessen, darauf hinzuweisen, daß es niemanden 
in diesem Lande gibt, der irgendwann einmal die 
bisher gewährten Zahlungen an die Pensionisten, 
die bisher gewährten Pensionen in Frage gestellt 
hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn es im Zusammenhang mit einer langfristi­
gen Absicherung der Pensionen darum geht, in 
künftig entstehende oder künftig tatsächlich 

wirksam werdende Ansprüche einzugreifen, und 
zwar auf die verschiedensten Arten - in Form 
von Verbesserungen, aber auch da und dort, auch 
dazu muß man sich der Redlichkeit entsprechend 
bekennen, in Form von Verschlechterungen -, 
dann betrifft das bestenfalls zukünftige Ansprü­
che. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
ist hier auszusprechen: Das, was hier gesagt wur­
de. war nur eines: der Versuch der Verunsiche­
rung, und zwar nicht mit einem redlichen Mittel 
und nicht mit einer redlichen Sprache. (Beifall bei 
SPÖ LUut ÖVP') 

Der Herr Abgeordnete Srb hat auch gemeint, 
wir wären auf dem Gebiet der Vereinheitlichung 
von Pensionen nicht weitergekommen. Es ist das 
ein nicht ganz einfaches Gebiet, denn wir wissen 
alle miteinander, daß Pensionssysteme sehr un­
terschiedliche Entstehungsgründe haben: etwa 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, die 
Pension - damals noch Rente -, Altersversor­
gung für den Arbeiter, später für den Angestell­
ten, das Entstehen vieler Zuschußpensionen in 
den Unternehmungen, dann letzten Endes die 
Beamtenpensionen, aber auch die Altersversor­
gung für Bauern und Selbständige. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben sehr unterschiedliche Strukturen der Auf­
bringung der Beiträge, wir haben sehr unter­
schiedliche Strukturen der Einkommen in all die­
sen Bereichen, und es ist kein Zweifel, daß gerade 
in den letzten Jahren bei differenzierten Einkom­
mensverhältnissen der Wunsch nach einer Ver­
einheitlichung gewachsen ist. Aber, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ich glaube, die 
Redlichkeit muß man doch auch besitzen, daß 
man sagen kann, ja sagen muß: Es heißt, die Soli­
darität der aktiven Bevölkerung eindeutig zu 
überfordern, wenn man hier im Nationalrat sozu­
sagen aus dem Stand der Regierung vorwirft, wie­
so die Vereinheitlichung auf dem höchsten Ni~ 
veau, nämlich auf dem Niveau der Beamtenpen­
sionen, gelingen konnte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da 
gehört ja gar nicht viel an Rechenarbeit dazu, da 
gehört nur ein bißchen Ehrlichkeit und Mut 
dazu, daß man den Österreicherinnen und Öster­
reichern sagt: Wenn wir die mittel- und langfristi­
ge Finanzierung für die Pensionen sichern wol­
len, dann nicht, indem wir das Blaue vom Him­
mel versprechen und die beste Qualität verspre­
chen, die überhaupt vorstellbar ist, sondern in­
dem wir tatsächlich zu vereinheitlichen versu­
chen, und zwar dort, wo zu vereinheitlichen ist. 

Zum Beispiel in der Steigerung der Pensionen. 
Es ist schwer einzusehen, daß für die einen sehr 
häufig nur aufgrund des Periodenunterschiedes, 
der im gegebenen Zeitpunkt eine Rolle spielt, ein 
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anderer Prozentsatz herauskommt als bei den an­
deren. Das ist ein Problem, und darüber werden 
wir auch mit den Gewerkschaften des öffentli­
chen Dienstes noch reden müssen. Dies auch des­
halb, weil wir uns an eines gewöhnt haben: daß es 
in diesem Lande ein Konsensklima gibt, in dem 
versucht wird, vorher, bevor Maßnahmen getrof­
fen werden - und zwar nicht nur, wenn sie zum 
Nachteil gereichen -, mit den entsprechenden 
Interessengruppen auch tatsächlich zu reden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Schließlich möchte ich noch auf eines zu spre­
chen kommen. Der Herr Abgeordnete Srb hat da­
von gesprochen, daß das Nichtbekenntnis zum 
Vollbeschäftigungsziel dem schleichenden Sozial­
abbau gleichkommt. Herr Abgeordneter Srb! Ich 
möchte Ihnen hier in aller Klarheit eines vorwer­
fen: Es ist in den letzten Jahren ganz zweifellos 
schwieriger geworden. das Vollbescnäftigungsziel 
zu erreichen, und zwar nicht nur in Österreich, 
sondern international. Das hat viele Gründe. Wir 
haben schwerwiegende strukturelle Veränderun­
gen auf dem Arbeitsmarkt, sodaß wir auf der ei­
nen Seite Mangel, aber auf der anderen Seite 
Überschuß an Arbeitskräften haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben in den letzten Jahren wirklich unter Ein­
satz vieler Mittel - und das gleichzeitig bei 
Nichthintanstellung des Ziels der Budgetkonsoli­
dierung - versucht, Beschäftigung in diesem 
Lande zu schaffen. Das ist in einem höheren 
Maße gelungen als in den meisten anderen Län­
dern. (Abg. 5 r b: Wie schauen die Maßnahmen 
aus?) Und Sie, sehr verehrter Herr Abgeordneter 
Srb, wissen ganz genau, daß im wesentlichen auf­
grund der Erweiterung des Arbeitskräftepotenti­
als eines nicht möglich war: bei sehr starker Er­
weiterung der Beschäftigung die Zahl der Ar­
beitslosen zu senken. 

Aber elas als Beweis dafür zu nehmen, daß das 
Vollbeschäftigungsziel nicht mehr gilt! - Ja, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter Srb, warum glauben 
Sie, haben wir eine Strategie eier Budgetkonsoli­
dierung gewählt, die von Jahr zu Jahr wirklich 
behutsam und sozial verträglich versucht hat, den 
Sozialstaat und die Beschäftigungsmöglichkeiten 
in diesem Lande erhaltend, elie wirtschaftlichen 
und sozialen Faktoren miteinander zu verknüp­
fen. 

Ja ist es wirklich zuviel verlangt, zu sehen, was 
bei anderen Strategien herausgekommen ist? Ist 
es wirklich zuviel verlangt, sich anzusehen, Herr 
Abgeordneter Srb, was eigentlich in jenen Län­
dern passiert ist, die den höchsten Stand an Voll­
beschäftigung gehabt haben? - Das war Öster­
reich, und das waren die skandinavischen Länder. 
Und was ich zumindest erwartet hätte: Nicht, daß 
ein Oppositionsabgeordneter hier die Regierung 
lobt, das ist nicht Ihre Funktion, aber die Redlich-

keit hätte es zumindest erfordert, in einem Ne­
bensatz darauf einzugehen, daß es gewisse Pro­
bleme nicht nur hier in diesem Land gibt und daß 
in diesen anderen Ländern, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, die Arbeitslosigkeit inner­
halb von eineinhalb, zwei Jahren sprunghaft von 
einem auf 10 Prozent angestiegen ist, während 
wir in unserem Land nach OECD-Kriterien einen 
Arbeitslosenanteil von knapp über 3 Prozent ha­
ben werden. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Und das, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, hätte ich von einem Abgeordneten Srb 
erwartet. (Abg. 5 r b: Ich habe \'on der akciven Ar­
beitsmarklpolitik gesprochen!) Herr Abgeordne­
ter! Daß Sie das sagen, das hätte ich von Ihnen 
erwartet. Nicht deshalb, weil ich einem Opposi­
tionsabgeordneten prinzipiell Fairneß zutraue, 
sondern weil ich damals wirklich beeindruckt war 
von der Rede, die Sie hier gehalten haben und in 
der Sie darauf hingewiesen haben, daß die politi­
sche Klasse in diesem Lande einige Dinge nicht so 
ganz in Ordnung macht. Aber eines muß ich sa­
gen: Ich habe den qualitativen Unterschied zum 
Herrn Abgeordneten Huber, der gemeint hat, die 
Kapitalertragsteuer sei eine "Sackgreiferei", ei­
gentlich nicht mehr gesehen. 

Man kann das, Herr Abgeordneter Huber, auch 
so bezeichnen, man kann aber auch sagen, daß 
mit der Erhöhung der Kapitalertragsteuer folgen­
des passiert: daß eine bisher bestehende Steuer­
pflicht reduziert wurde, daß die bisher nicht Steu­
erredlichen amnestiert werden und daß dafür kla­
re Verhältnisse geschaffen worden sind. Herr Ab­
geordneter Huber! Das ist die Alternative zu Ih­
rer "Sackgreiferei"! (Beifall bei SPÖ (md Ö VP. -
Z'rvisclzenruf des Abg. Pro b s t.) Herr Abgeord­
neter Probst, das ist Ihr privates Problem. (Heiter­
keit. ) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte abschließend noch auf eines hinweisen. 
Es ist kein Zweifel - und es haben hier Abgeord­
nete darauf hingewiesen -, daß in diesem Jahr 
auf dem Gebiet der Sozialpolitik ganz wesentliche 
Fortschritte erzielt worden sind: ein wesentlicher 
Fortschritt durch Beschluß der Pflegevorsorge, 
ein wesentlicher Fortschritt in den Diskussionen 
um die Pensionsreform, ein wesentlicher Fort­
schritt im Gleichbehandlungspaket. Und, sehr ge­
ehrte Frau Abgeordnete Heindl, Sie können mir 
eines glauben: Der Bund hat sehr aktiv die Wün­
sche vertreten, die er an die Länder und Gemein­
den herantragen mußte. 

Ich muß gleichzeitig sagen - und zwar mit ge­
wissem Bedauern -, daß die Länder und Ge­
meinden von Anfang an eigentlich gemeint ha­
ben, daß das den Bund überhaupt nichts anginge. 
Selbst die Frage, ob wir dieses Problem überhaupt 
in die Finanzausgleichsverhandlungen einbringen 
können, war nicht so ganz einfach zu klären. In 
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einem System des Föderalismus wird man sich 
daran gewöhnen müssen. daß es zwar ein bißchen 
einfacher und ein bißchen billiger ist. nur einen 
Bundespolitiker schuldig werden zu lassen oder 
ihn anzugreifen, aber, meine sehr verehrten Da­
men und Herren. es ist auch klar - und diese 
Klarheit wollte ich Ihnen noch vermitteln -, daß 
es natürlich auch andere Bereiche. andere Ver­
antwortungsbereiche gibt und daß man sich auch 
bemühen muß, dort überzeugend zu wirken. 

Uns, sehr verehrte Frau Abgeordnete Heindl, 
haben Sie schon überzeugt, bevor Sie hier geredet 
haben. denn wir haben eine Verpflichtungserklä­
rung für den Bund vorgeschlagen. und zwar bis 
hin zu den ganztägigen Schulformen. Das dürfte 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte ganz klar sagen, daß ich die Möglichkeit, 
heute hier vorwiegend zu Sozialproblemen -
wenn auch zugegebenermaßen aus der Sicht des 
Finanzministers - Stellung zu nehmen, gerne er­
griffen habe und nochmals eines festhalten will: 
Ich bin der festen Überzeugung - gerade weil es 
uns ernst ist -. daß das Vollbeschäftigungsziel 
ein wirklich wichtiges Ziel der Wirtschaftspolitik 
ist, daß es erstens Finanzpolitik um ihrer selbst 
willen nicht geben kann und nicht geben soll, daß 
aber zweitens jeder Finanzminister - und zwar 
der jedes Staates - gut beraten wäre, im Sinne 
auch geordneter Staatsfinanzen gerade den Fra­
gen des sozialen Konsenses, des Klimas, das in 
einem Land herrscht, und letzten Endes der Be­
schäftigungsverhältnisse in diesem Land größte 
Aufmerksamkeit zu schenken. - Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.J 11.3/ 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Regina Heiß. - Bitte. Frau Abge­
ordnete, Sie haben das Wort. 

11.3/ 
Abgeordnete Regina Heiß (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Hohes Haus! Herr Minister, 
Sie haben einige sicher sehr tiefgehende Punkte 
gebracht (Abg. Pro b s t: Sehr schmerzliche 
Punkte!!. die wir im sozialen Bereich zu berück­
sichtigen haben. Es ist zwar bedauerlich, daß der 
Sozialminister aus gesundheitlichen Gründen der 
Debatte nicht beiwohnen kann, ich glaube aber, 
daß Sie in Vertretung sicher auch die entspre­
chenden Gespräche dann mit ihm führen können 
(Abg. G ra b n e r: Ein guter Vertreter, was?) - ja, 
ich bin gerade dabei, dies festzustellen -, um 
eben auch darauf hinzuweisen, welche Notwen­
digkeiten bei allem, was sicherlich im sozialen Be­
reich, insbesondere auch heuer, geglückt ist, im 
kommenden Jahr dringend zu erledigen sind. 

Wir haben vor Jahren hier diskutiert, daß wir 
Probleme im Bereich der Jugendbeschäftigung 

haben. Es war sehr notwendig, die "Aktion 8000" 
durchzuführen, um insbesondere in Problembe­
reichen für junge Menschen Beschäftigung zu ha­
ben, nun stehen wir vor der Situation, daß die 
älteren Menschen auf dem Arbeitsmarkt bedroht, 
gefährdet sind, daß es gerade in Gegenden, wo die 
Betriebsauswahl nicht so groß ist. für Personen 
jenseits der 45 und 50 Jahre Schwierigkeiten gibt, 
eine Beschäftigung zu finden. 

Ich glaube, daß hier großer Handlungsbedarf 
gegeben ist. Handlungsbedarf in der Weise, daß 
der Sozialminister, sosehr er bisher seine Aktivi­
täten dahin gehend setzen konnte. soziale Verbes­
serungen zu errichten, das soziale Netz entspre­
chend dichter zu knüpfen, nun gefordert sein 
wird, entsprechende arbeitsmarktpolitische Maß­
nahmen zu setzen, um auch jene Beschäftigung 
sicherzustellen, die letztendlich die Basis dafür 
ist, daß wir sowohl ein Sozial- wie insgesamt auch 
ein Bundesbudget erstellen können. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte die Ge­
legenheit auch nicht versäumen. mich bei jenen 
Personen zu bedanken, die in den letzten Tagen 
und Wochen dazu beigetragen haben, insbeson­
dere im Bereich der Bauern-Krankenversiche­
rung eine Regelung zu ermöglichen, die die finan­
zielle Absicherung gewährleistet. Ich nenne stell­
vertretend unseren Fraktionsführer Dr. Feur­
stein. möchte aber auch der Beamtenschaft im 
Sozialministerium von hier aus meinen Dank aus­
sprechen. Es waren jahrelange Bemühungen, und 
ich glaube, diesen Dank sind wir diesen Personen 
auch einmal schuldig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die wesentliche 
Aufgabe für die nächste Zeit ist es, sowohl eben 
im Beschäftigungsbereich Sicherungen zu schaf­
fen, es wird aber auch notwendig sein, uns die 
Bevölkerungsentwicklung einmal sehr deutlich 
vor Augen zu führen. Wir können zwar im Be­
reich der nun zu beschließenden Pflegevorsorge 
sicherstellen, daß Behinderte, daß ältere Men­
schen im Pflegefall durch eine finanzielle Hilfe­
stellung Unterstützung erfahren, sehen wir uns 
aber die Situation an, so haben sich die Alten­
und Pflegeheimplätze in den letzten 30 Jahren 
verdoppelt, und drei Viertel der Insassen sind be­
reits über 75 Jahre alt. Und wenn wir die Bevöl­
kerungsentwicklung anschauen, dann müssen wir 
erkennen, daß dieser Prozentsatz in den nächsten 
Jahren noch wesentlich steigen wird. Das heißt, 
daß wir nicht nur finanziell die Mittel zur Verfü­
gung stellen müssen. sondern auch entsprechende 
personelle Konsequenzen zu ziehen sind, was 
heißt, daß Pflege personal sowohl in den öffentli­
chen Einrichtungen wie eben auch Pflegeperso­
nen im familiären Bereich zur Verfügung stehen 
müssen. 

Ich glaube, daß wir auch in Betracht ziehen 
müssen, daß es immer Menschen gibt, die auf So-
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zialhilfe angewiesen sind. Hier kann wiederum 
nur eine ganz massive Beschäftigungs- und Ein­
kommenspolitik - aber -ich spreche auch den 
Wohnbereich an -, eine Verbesserung im Be­
reich des Mietenpreises, im Bereich der Leistun­
gen für eine Wohnung passieren, um den Men­
schen eine entsprechende Basis für ein Auskom­
men mit ihrem Einkommen zu geben. 

Meine Damen und Herren! Die bereits ange­
sprochene Altersentwicklung im Pensionsbereich 
läßt uns erkennen, daß von 1970 in Pension ge­
gangenen Personen - wenn wir bei Männern und 
Frauen das Alter von 60 Jahren hernehmen -
Männer 12 Jahre Pension bezogen haben und 
Frauen rund 19 Jahre Pension beziehen bezie­
hungsweise bezogen haben. Rechnen wir auf­
grund des ansteigenden Lebenserwartungsalters 
diese Daten fort, so werden Männer, die im 
Jahr 2000 in Pension gehen - mit einem Pen­
sionseintrittsalter von sogar 65 Jahren -, 15 Jah­
re Pensionen beziehen, Frauen 19 Jahre. Wenn 
man diese fünf Jahre von 60 auf 65 dazurechnet, 
können wir ermitteln, welche finanziellen Erfor­
dernisse auf künftige Sozialbudgets zukommen, 
aber insbesondere auch, welche persönlichen Dis­
kussionen wir sicher auch zu führen haben, wenn 
eine zahlenmäßig geringere junge Generation im 
Erwerbsleben dafür zu sorgen hat. daß ein über­
proportional ansteigender Anteil älterer Personen 
auch die Altersabsicherung zu bekommen hat. 

Daß wir uns dazu bekennen, steht, glaube ich, 
außer Zweifel. Nur werden wir auch sehr offene 
Diskussionen führen müssen, um bei jungen Er­
werbstätigen die Bereitschaft zu finden, hinkünf­
tig diesen Vertrag, der rein über den Generations­
vertrag nicht mehr haltbar ist, eben auch im fi­
nanziellen Bereich als Vertrag haltbar zu gestal­
ten. 

Wir könnten auch den Anteil von niedrigsten 
Pensionen und höchsten Pensionen zitieren. 
Wenn wir vergleichen, daß die höchsten Pensio­
nen im Bereich der unselbständig Erwerbstätigen 
zu finden sind und der niedrigste Bereich bei den 
Selbständigen, insbesondere bei den Bauern -
und dort wiederum der höchste Anteil von Aus­
gleichszulagenbeziehern liegt -, so glaube ich, 
daß wir hier Handlungsbedarf haben. Und ich 
möchte anmerken, daß die Diskussionen, die Ver­
handlungen über Selbstbehalte, über fiktive Aus­
gedinge unbedingt weitergeführt werden müssen, 
um eben auch dieser Personengruppe eine ent­
sprechende adäquate finanzielle Altersversorgung 
zu gewährleisten. 

Ich halte es auch für notwendig, im Sinne des 
beschlossenen Gleichbehandlungspaketes massiv 
jene Zahlen zu berücksichtigen, die zeigen, daß 
eben die nieddgen Pensionen derzeit bei den 
Frauen liegen. Sie haben weniger Versicherungs­
zeiten, sie haben durch einen niederen Lohn eine 

schlechtere Bemessungsgrundlage und demzufol­
ge auch nicht jene Altersversorgung, die sie brau­
chen würden. 

Und gerade von diesem Punkt der Frauen aus 
bezogen: Wir diskutieren schon seit einiger Zeit 
die Anrechnung der Kindererziehungszeiten, und 
es entwickeln sich in den letzten Wochen Dinge, 
die mir persönlich sehr weh tun. Ich habe vor 
sechs Jahren hier in diesem Hause "Ich gelobe" 
gesprochen und darunter eigentlich immer ver­
standen, daß Abgeordnete das Bestmögliche tun 
sollen, aber wenn sie Fehler machen, diese auch 
eingestehen müssen und daran zu arbeiten haben, 
daß Verbesserungen geschehen. 

Ich spreche ganz konkret den Bereich Arbeits­
losenversicherung, die Finanzierung des Karenz­
urlaubsgeldes aus dem Familienlastenausgleichs­
fonds an. Es war ein Fehler, daß wir im Sommer 
die Erhöhung des Beitrages aus dem FLAF für 
1993 auf 58 Prozent und für 1994 auf 70 Prozent 
beschlossen haben. Ich gestehe diesen Fehler ein, 
und ich glaube, daß wir nun aufgefordert sind -
unabhängig von vielleicht getroffener persönli­
cher Eitelkeit -, diesen Fehler zu reparieren. 
(Beifall bei ÖVP und FPÖ sowie Beifall der Abg. 
GabrieLle Traxler.) Der Beginn wurde im Sozial­
ausschuß gesetzt. Es hat einen Beschluß gegeben, 
daß der Beitrag des FLAF in den Arbeitslosen­
topf wieder auf 50 Prozent im Jahr 1993 zurück­
geführt wird, und mich erstaunt es nun, daß es im 
Familienausschuß nicht möglich ist, denselben 
Beschluß zu fassen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir auf 
Glaubwürdigkeit Wert legen, wenn wir darauf 
Wert legen, daß das Parlament etwas entscheiden 
kann, dann haben wir hier sehr großen Hand­
lungsbedarf. (Abg. Ver z e t n i t sc h: Bleiben ~1,)ir 
bei unserer Entscheidung!) 

Herr Kollege, ich habe bereits gesagt: Wenn wir 
erkennen, daß Fehler gemacht wurden, so sollten 
wir diese auch eingestehen beziehungsweise repa­
rieren. (BeifaLL bei der FPÖ sowie Beifall der Abg. 
Gabrielle Traxler. - Abg. Ver z e t ni (s c h: Wo 
ist denn der Fehler?) 

Herr Kollege! Wir haben im Sozialausschuß 
den Beschluß gefaßt, daß der Beitrag des FLAF 
zur Arbeitslosenversicherung für 1993 von 
58 Prozent auf 50 Prozent gesenkt wird. Es ist ein 
ebensolcher Beschluß im Familienausschuß not­
wendig. Es hat Sitzungen gegeben, deren Tages­
ordnung nicht nur die Neuwahl einer Vorsitzen­
den umfaßt hat, sondern eben auch die Änderung 
des Familienlastenausgleichsgesetzes. 

Es dürfte Ihnen bekannt sein, daß in dieser 
Vorlage die ADV-Einführung behandelt werden 
soll, die Auszahlung der Kinderbeihilfe an die 
Mütter. Es gibt nun, nachdem es Unterbrechun-
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gen im Ausschuß gegeben hat und am Montag 
dann doch der Ausschuß in der Form stattgefun­
den hat, daß sich der Vorsitzwechsel von Dr. Haf­
ner durch die Wahl der Abgeordneten Mertel 
vollzogen hat, einen Abänderungsantrag, unter­
schrieben von Dr. Hafner und Abgeordneter Ilse 
Mertel. 

Im § 39 Abs. 3 heißt es - ich zitiere -: 

"Aus Mitteln des Ausgleichfonds für Familien­
beihilfen sind für das Jahr 1993" - und in Klam­
mern eingefügt - ,,(Folgejahre) zu leisten: 

a) ein Beitrag zum Karenzurlaubsgeld nach 
dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 
BGBl. Nr. 609, in Höhe von 50 Prozent des Ge­
samtaufwandes (Barleistung einschließlich der 
hierauf entfallenden Krankenversicherungsbei­
träge) für Karenzurlaubsgeld, 

b) der gesamte Aufwand für die Teilzeitbeihilfe 
(Barleistung einschließlich der hierauf entfallen­
den Krankenversicherungsbeiträge) nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 

c) der gesamte Aufwand für die Wieder­
einsteIlungsbeihilfe nach Artikel XXI des 
Karenzurlaubserweiterungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 408/1990." 

Ich zitiere weiter: 

"Der Beitrag zum Karenzurlaubsgeld sowie der 
Aufwand für die Teilzeitbeihilfe und für die Wie­
dereinstellungsbeihilfe sind an die Arbeitslosen­
versicherung aufgrund des im Rechnungsab­
schluß des Bundes für 1993 ausgewiesenen Geba­
rungsergebnisses der Arbeitslosenversicherung 
im nachhinein zu leisten; es können hierauf Vor­
schüsse geleistet werden." 

Des weiteren gibt es dann auch im Abände­
rungsantrag zum ADV-Verfahren einige Anmer­
kungen. Das Ganze wurde unterschrieben mit 
"Mertel" und "Dr. Hafner". (Abg. Ver z e t­
ni t sc h: Es geht um das Jahr 1994.') 

Herr Kollege! Ich schätze diese Personen, und 
ich glaube, daß deren Unterschrift etwas wert ist. 
Jetzt gibt es einen Handlungsbedarf. (Abg. Ver­
z e t n i t s c h: Es geht um 1994.') Es steht in die­
sem Abänderungsantrag ja drinnen: "für 1993 
und Folgejahre" . (Abg. Ver z e t ni t sc h: Was 
heißt denn das ganz konkret?) Das heißt, Herr 
Kollege, daß der FLAF nicht ausgeräumt werden 
darf! (Abg. Ver z eIn i t s c h: Und wer zahlt es?) 

Herr Kollege, 50 Prozent aus dem Arbeitslo­
senversicherungsgesetz und 50 Prozent aus dem 
FLAF, das ist bisher geltendes Recht. (Abg. Ver­
z e t n i t s c h: Sagen Sie, wer es zahlt!) Herr Kolle­
ge, wir müssen alles bezahlen, und wenn wir fami­
lienpolitische Maßnahmen setzen wollen, dann 

müssen wir eben auch zugeben, daß es ein Fehler 
war, zuzugestehen. eine Erhöhung aus dem 
FLAF zu machen. (Beifall bei der OVP und bei 
Abgeordneten der FPÖ.) 

Ich kann nicht verstehen, daß Abgeordnete 
Vereinbarungen treffen, diese unterschreiben. zu­
gestehen, daß es eine Änderung geben muß, und 
dann soll das alles plötzlich nichts mehr wert 

• ')1 sem .. 

Herr Finanzminister, ich hoffe, ich zitiere Sie 
richtig, daß es auch Ihr Wille sein soll, daß es 
diesbezüglich Neuverhandlungen gibt. - Ich 
würde Sie diesbezüglich um eine KlarsteIlung bit­
te. sollten wir da eine nicht korrekte Information 
erhalten haben. Ich meine, man kann das aber 
nicht so einfach abtun und sagen: Darüber reden 
wir nicht! 

Meine Damen und Herren! Ich habe auch im 
Sozialausschuß für diese Reduktion gestimmt, 
und ich meine, daß jener Eid. den wir Abgeord­
neten auf die Verfassung leisten, auch inkludieren 
müßte, daß wir, wenn Fehler gemacht wurden, 
diese auch eingestehen und das wiedergutmachen. 
In diesem Fall ist also Handlungsbedarf gegeben, 
und zwar Handlungsbedarf in der Form, daß es 
zu einer Reduktion auf diese 50 Prozent kommt, 
und Handlungsbedarf ist auch gegeben in bezug 
auf die Berücksichtigung von Zeiten der Kinder­
erziehung. 

Meine Damen und Herren! Wir können die 
Frauen nicht nur warten lassen. Sie haben meist 
niedrigere Pensionen, eben weil ihnen Erwerbs­
zeiten aufgrund von Kindererziehung fehlen, auf­
grund jener Zeit, in der sie nur im Haushalt tätig 
waren. Frauen mit mehreren Kindern berechnen 
natürlich ihren Pensionseintritt auch danach, ob 
Zeiten der Kindererziehung bereits bei 
12 Versicherungsjahren - wenn sie drei oder 
mehr Kinder zur Welt gebracht haben - ange­
rechnet werden oder ob diese Frauen mindestens 
15 Versicherungsjahre benötigen. - Das sind 
grundsätzliche Fragen, die dieses Hohe Haus end­
lich zu klären hat! 

Wenn wir von Gleichbehandlung reden, so ha­
ben wir auch danach zu handeln! Ansonsten wäre 
wirklich die Kritik berechtigt, daß dieses Haus 
nichts anderes als ein Diskutierklub zu werden 
droht, der nicht in der Lage ist, konkrete Ent­
scheidungen zu treffen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir uns sel­
ber achten, dann müssen Unterschriften etwas 
wert sein, und es müssen diese Beschlüsse ra­
schest folgen! (Beifall bei der ÖVP und bei Abge­
ordneten der FPÖ.) 11.45 
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Präsident Dr. Lichal: Nächste auf der Rednerli­
ste: Frau Abgeordnete Edith Haller. - Bitte, 
Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

1 f...f5 
Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Sehr geehr­

ter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Ein Sprichwort lautet: Wenn sich zwei 
streiten, freut sich der Dritte. Aber ich möchte 
hier unbedingt zur Verteidigung antreten und 
von meiner Seite aus Schützenhilfe der Kollegin 
Heiß geben. 

Es war doch die Freiheitliche Partei. die von 
Anfang an dieser Erhöhung des Beitrages zum 
zweiten Karenzjahr aus dem Familienlastenaus­
gleichsfonds nicht zugestimmt hat, weil man ja 
absehen hätte können, daß das in Zukunft in die­
ser Art und Weise nicht mehr finanzierbar ist. 

Ich hätte hier schon gerne einige Fragen an die 
Sozialdemokratische Partei gestellt. 

Kollege Koppler, der leider nicht im Saale ist, 
hat heute bekräftigt, daß dieser Prozentsatz von 
58 Prozent auf 50 Prozent zurückgenommen 
werden soll. Andererseits liegt mir derzeit eine 
Presseaussendung der neuen Obfrau des Fami­
lienausschusses vor, die einerseits noch vor zwei 
Tagen via Presse versichert hat, sie werde sich da­
rum kümmern, daß es bis Freitag, wo dieser 
Punkt auf der Tagesordnung des Plenums gestan­
den wäre, noch eine Regelung geben werde. Heu­
te hat sie hingegen eine Presseaussendung ge­
macht, die etwas ganz anderes aussagt. nämlich -
ich zitiere -: 

"Die Finanzierung wichtiger familienpoliti­
scher Maßnahmen ist für die Jahre ab 1993 si­
chergestellt. Dies ist das Ergebnis einer Einigung 
zwischen SPÖ und ÖVP, wonach die derzeit gel­
tenden gesetzlichen Bestimmungen unverändert 
bleiben." 

Das widerspricht dem, was Kollege Koppler ge­
sagt hat, was auch meine Vorrednerin. die Kolle­
gin Heiß gesagt hat; denn die geltende gesetzliche 
Regelung ist die, daß 58 Prozent für das 
Jahr 1993 und 70 Prozent für das Jahr 1994 vor­
gesehen sind. 

Ich finde, daß dieser Einstieg der Kollegin Mer­
tel in die Familienpolitik - sie ist jetzt auch nicht 
im Saale, sie ist bei diesen Fragen wahrscheinlich 
ganz bewußt jetzt nicht im Saale - ein äußerst 
schlechter war und ist. Ja ich bin sogar der Mei­
nung - und ich möchte das hier auch sagen -, 
daß die Kollegin Traxler ganz bewußt hinausge­
drängt wurde. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bedaure es wirklich sehr. daß es im heuri­
gen Jahr, obwohl es notwendig wäre, keine Sit­
zung des Familienausschusses mehr geben wird. 
Wie mir die Kollegin Mertel avisiert hat, soll es 

vielleicht erst im Februar eine Sitzung geben. Da­
durch wird die EDV-Umstellung im Bereich der 
Finanzämter, die die Familienbeihilfen auszahlen 
sollen, blockiert. Ich finde diese Vorgangsweise 
für nicht richtig! 

Ich bin ganz der Meinung der Kollegin Heiß, 
daß auch Sie von der Sozialdemokratischen Partei 
aufgefordert sind, da die Wahrheit zu sagen! 

Ich möchte hier noch einen Bereich anschnei­
den, wo es auch höchste Zeit wäre. endlich die 
Wahrheit zu sagen, nämlich was die Lösungen be­
züglich Kindererziehungszeiten anlangt. 

Kollegin Heindl von den Grünen hat diese vor­
geschlagene Lösung als "Betrug an den Frauen" 
bezeichnet, und ich kann ihr da im großen und 
ganzen nur recht geben. Herr Bundesminister 
Hesoun, der heute leider hier nicht anwesend ist, 
hat gesagt, diese vorgeschlagene Lösung bedeute 
zwar eine SchlechtersteIlung, die aber nur etwa 
10 Prozent der Frauen betreffe, und das seien 
diejenigen, die ohnehin über ein höheres Ein­
kommen verfügen. Meine Damen und Herren! 
Das stimmt ganz einfach nicht! 

Wir Freiheitlichen haben uns sehr intensiv mit 
diesem Entwurf befaßt. und ich kann daher sa­
gen: Es wird eher so sein, daß nicht 10 Prozent 
der Frauen benachteiligt sein werden, sondern 
auf längere Sicht 90 Prozent der Frauen bitte, 
und zwar aus folgendem Grund: Die pensionsmä­
ßige Anrechnung dieser Ersatzzeiten für das erste 
und zweite Karenzjahr kommt derzeit noch gar 
nicht zum Tragen. Das wird erst so um das 
Jahr 2000 und darüber hinaus der Fall sein. 

Daß sich diese Finanzierungskosten für die 
vorgeschlagene Lösung bis über das Jahr 2000 
hinaus sogar gegenseitig aufrechnen werden, steht 
fest, sodaß diese Anrechnung von Kindererzie­
hungszeiten unter dem Strich dem Staate Öster­
reich überhaupt nichts kosten wird. Die einzige 
gerechte Lösung in diesem Bereich kann auch 
nicht die Anhebung der Beiträge sein, sondern 
muß eine Anhebung auf die tatsächliche Bemes­
sungsgrundlage sein. 

Meine Damen und Herren! Wenn so die .. Mei­
lensteine" der österreichischen Sozialpolitik aus­
schauen sollen, wie eben dieser Vorschlag, so 
kann man das wirklich nur als Augenauswischerei 
bezeichnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nun zu einem Thema des Sozialbereiches, über 
das von diesem Pult aus meines Wissens eigent­
lich noch nie so richtig gesprochen wurde. In un­
serem vielgelobten Sozialstaat Österreich ist die 
Armut im Steigen begriffen. Ich habe schon öf­
ters versucht, von dieser Stelle aus diese Proble­
matik aus familienpolitischer Sicht zu beleuchten. 
Es ist Tatsache, daß mit steigender Zahl Arbeits-
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loser auch die Zahl der Ausgleichszulagenemp­
fänger überproportional steigt. Wenn Sie das 
nicht glauben, so nehmen Sie den Österreichi­
schen Zahlenspiegel zur Hand oder den "Bericht 
über die soziale Lage 1991"! 

Es ist auch Tatsache, daß es bei den Sozialhilfe­
aufwendungen der Länder jährliche Steigerungs­
raten von 20 Prozent gibt. und trotzdem existiert 
in der öffentlichen politischen Diskussion dieser 
Bereich Armutsbekämpfung eigentlich gar nicht 
- im Gegensatz zur EG: In der EG hat es seit 
deren Bestehen bereits drei Programme in diese 
Richtung gegeben; Österreich ist also auch dies­
bezüglich nicht EG-reif. 

Zudem müssen wir in Österreich mit einem 
recht pragmatischen Armutsbegriff umgehen, 
gibt es doch nicht einmal eine richtige empirische 
Aufarbeitung bezüglich dieses Bereiches. 

Laut Schlußbericht des ersten Armutspro­
gramms der EG-Kommission gelten diejenigen 
Personen und Haushalte als arm, die über weni­
ger als 50 Prozent des durchschnittlichen natio­
nalen Nettoeinkommens verfügen. - Es ist Tat­
sache, daß danach in Österreich weit mehr als 
10 Prozent der Bevölkerung als "arm" einzustu­
fen sind; Wissenschaftler, so zum Beispiel Dr. 
Wandaller, sprechen sogar von einer Größenord­
nung zwischen 19 bis 25 Prozent. Diesbezüglich 
scheint die Zweidrittelgesellschaft fast verwirk­
licht. 

In Österreich sind daher bereits mehr als 
750 000 Menschen, wahrscheinlich sogar über 
1 Million Menschen, von Armutsgefährdung be­
troffen. Das heißt, daß Armut und Armutsgefähr­
dung in Österreich ein weit größeres Problem 
darstellen, als es der Stellenwert des Themas in 
der politischen Diskussion vermuten läßt. Diese 
Tatsache wird immer wieder unter dem Deck­
mantel "Österreich - ein Sozialstaat" zu verstek­
ken versucht. 

Weiters ist es Tatsache, daß es diesbezüglich 
keine Mindeststandardregelungen in der österrei­
chischen Rechtsordnung gibt, daß es kein gesell­
schaftlich anerkanntes Existenzminimum gibt, 
obwohl dies wirklich erforderlich wäre. Wohl gibt 
es aber eine Reihe von Maßnahmen zur Armuts­
bekämpfung, die vor allem im Sozialrecht ange­
siedelt sind und landläufig als "Sozialleistungen" 
bezeichnet werden, aber diese Maßnahmen sind 
in Österreich nicht aufeinander abgestimmt und 
haben sich ohne wechselseitige Bedachtnahme 
entwickelt. Es kam daher zu einer Auseinander­
entwicklung. 

Eine der sozialpolitischen Hauptaufgaben in 
nächster Zeit muß es deshalb unbedingt sein, 
diesbezüglich ein integriertes Gesamtkonzept zu 
entwickeln. Eine bedarfsorientierte Grundsiche-

rung wäre - auch im Hinblick auf den heute be­
reits angesprochenen Mißbrauch von Soziallei­
stungen - äußerst erforderlich. 

Es müßte daher zunächst eine Bereinigung be­
züglich verfassungsrechtlicher Kompetenz erfol­
gen. mit der in die Generalkompetenz der Länder 
- nach Artikel 15 - eingegriffen wird. Auch 
nach Meinung von Wissenschaftern sind derzeit 
auftretende Diskrepanzen in keiner Weise zu 
rechtfertigen. Ich sehe gerade in diesen Diskre­
panzen einen Grund darin, daß es in Österreich 
vor nicht allzulanger Zeit große Debatten um die 
sogenannten Sozialschmarotzer gegeben hat: eine 
solche Debatte wurde ja sogar vom Sozialminister 
initiiert. Der Sozialminister muß es wissen, daß 
diese österreichischen Maßnahmen eben nicht als 
europareif zu bezeichnen sind. 

Zusätzlich zu all diesen nichtkoordinierten 
Maßnahmen wird es bald natürlich auch Schwie­
rigkeiten im Zusammenhang mit der Integration 
Österreichs in den EWR kommen. Darüber wur­
de seitens der Verantwortlichen wohlweislich ge­
schwiegen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe bereits im 
Jahr 1991 an Herrn Finanzminister Lacina dies­
bezüglich eine Anfrage gestellt. Er hat geantwor­
tet, daß im Sozialministerium entsprechende Un­
tersuchungen - unter Anlehnung an EG-Rege­
lungen - gemacht würden. Bis heute hat man 
nichts von solchen Untersuchungen gehört. 

Es ist weiters Tatsache, daß sämtliche Leistun­
gen auch in diesem Bereich in Zukunft dem Frei­
zügigkeitsprinzip und der Niederlassungsfreiheit 
der EG entsprechen werden und daß natürlich 
auch bereits die EWR-Bürger und ihre Familien­
mitglieder in diese Verordnungen - so die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
- miteinzubeziehen sind. 

Wieder einmal ein Vorwurf an die Regierung 
wegen deren "Information" bezüglich EG: Ich 
glaube, daß die Regierung da bewußt n ich t 
informiert, daß man den österreichischen Bürger 
bewußt im Regen stehen lassen will, vor allem 
eben auch hinsichtlich EWR, und daß man ganz 
bewußt besondere Eile bei der Beschlußfassung 
bezüglich eines Beitritts in den Europäischen 
Wirtschaftsraum an den Tag gelegt hat, um eben 
Diskussionen darüber zu vermeiden. - Die 
schnelle Vorlage eines Entwurfes zu einem Bun­
desverfassungsgesetz im Oktober dieses Jahres 
bestätigt diese meine Vermutungen. 

Herr Finanzminister! Sie haben ein weiteres 
Mal die Abgeordneten der Opposition schlecht -
ich getraue mich in diesem Falle sogar zu sagen: 
falsch - informiert. Wir haben eine schriftliche 
Anfragebeantwortung von Ihnen, und zwar vom 
7. September 1992 in Händen. Freiheitliche Ab-
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geordnete haben Sie gefragt, wie hoch die Mehr­
kosten bei einem Beitritt zum EWR sein werden. 
In Ihren Aufstellungen, Herr Bundesminister, 
sind nirgends Mehrkosten für den Bereich soziale 
Leistungen enthalten. Diese Folgekosten, die aber 
auf alle Fälle auf uns zukommen werden. werden 
nicht unbeträchtlich sein, wenn man die Größe 
Österreichs jener anderer EWR-Staaten gegen­
überstellt. Gegenseitigkeit der Leistungen wird da 
nicht der Fall sein. 

Zum Schluß mein Appell an den Herrn Sozial­
minister, der heute leider nicht hier ist, so schnell 
wie möglich ein integriertes Gesamtkonzept aus­
zuarbeiten, und an Sie, Herr Finanzminister, der 
Appell, die Bevölkerung Österreichs nicht weiter­
hin über die tatsächlichen monetären Auswirkun­
gen eines EWR-Beitrittes im unklaren zu lassen. 
(Beifall bei der FPÖ.) l:2.1HJ 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Nürnberger. Ich erteile es 
ihm. 

l::.O() 

Abgeordneter Nürnberger (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Geschätzter Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Vorerst erlaube ich mir eine kurze Bemerkung zu 
den Ausführungen des Abgeordneten Dolinschek 
zu machen. Er hat nämlich im Zuge seiner Aus­
führungen ein bißehen süffisant vermerkt, daß 
mein Kollege Präsident Verzetnitsch nicht im 
Saale anwesend ist. Wenig später hat er dann den 
Hinweis gemacht, daß Präsident Maderthaner 
nicht anwesend ist. Ich halte von so einer kleinli­
chen gegenseitigen Aufrechnerei gar nichts. 

Herr Kollege Dolinschek! Sie kommen aus ei­
ner Fraktion, bei der wir schon erlebt haben, daß 
die Einbringer von Anträgen dann bei der Ab­
stimmung nicht da sind. Wenn wir jetzt schauen, 
dann sehen wir, es sind ganze Fraktionen ge­
schlossen nicht hier, die uns auch immer zum 
Vorwurf machen, daß wir zu oft abwesend wären. 
Argumentieren Sie doch lieber politisch und 
nicht damit, daß gerade jemand nicht da ist. 

Zum konkreten Fall des Kollegen Verzetnitsch 
darf ich Ihnen sagen: Er war im Hause anwesend 
und hat im Interesse der österreichischen Arbeit­
nehmer Gespräche geführt. (BeifaLL bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der Ö VP. - Abg. Hai­
ger m 0 s er: Von uns sind mehr hier als von der 
eigenen Fraktion.') Das ist eine Ausnahme, daß ihr 
jetzt mehr seid. (Rufe bei der FPÖ: Das wird die 
Regel werden!) Ihr werdet nie mehr werden in 
diesem Haus, meine geschätzten Damen und Her­
ren von der FPÖ. (Beifall bei der SPÖ.) 

Lieber Kollege Haider! Die stärkste Fraktion zu 
werden, das sind Wünsche, die man zwar an das 
Christkind schreiben kann, die aber nicht erfüllt 

werden, auch wenn du noch hundertmal sagst, 
daß in Zukunft die Kollektivvertragsverhandlun­
gen durch den Führer geführt werden. Gott sei 
Dank gibt es starke Gewerkschaften in diesem 
Land, die das auch in Zukunft tun werden, liebe 
Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Wei­
tere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nicht nervös 
werden! 

Aber nun zum eigentlichen Thema, mit dem 
ich mich beschäftigen möchte, nämlich der stei­
genden Arbeitslosigkeit. Es ist vor allem ein über­
proportionales Ansteigen der Zahl jener Arbeits­
losen zu vermerken, die heute zu den älteren Ar­
beitnehmern in unseren Betrieben gehören. Ich 
werde Ihnen dann den Nachweis erbringen. daß 
man heute nicht erst ab 50 oder 52 Jahren keinen 
Arbeitsplatz mehr in Österreichs Betrieben fin­
det, sondern daß einem bereits mit 40 Jahren die­
ses Schicksal ereilt. 

Was geschieht denn derzeit? - Wir haben eine 
Sozialschmarotzerdiskussion, es wird eine Ver­
schärfung der Zumutbarkeitsbestimmungen ver­
langt, eine Besteuerung des Arbeitslosengeldes 
und die Abschaffung jener Verordnung, nach der 
es in Krisenregionen möglich ist, länger Arbeits­
losengeld zu beziehen. 

Da gibt es zum Beispiel einen Herrn Landesrat 
Christoph Leitl in Oberösterreich, der in der vor­
letzten Nummer des "Gewinn" seine persönliche 
Meinung geschrieben hat: Es gibt nur eine starke 
Metaller-Gewerkschaft, und deren Boß Nürnber­
ger ist noch derjenige, der an der Krisenregions­
verordnung festhält. - Ich bedanke mich bei 
ihm, daß er mir diese Macht zugeordnet hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Über 
wessen Initiative werden denn Leute arbeitslos 
aufgrund der sogenannten Krisenverordnung? Ist 
das ihr eigener Wunsch? Resultiert das daraus, 
daß man so viel Arbeitslosengeld bekommt oder 
daß man nicht in Beschäftigung sein will? 

Ich darf Ihnen eine brandheiße Studie zitieren, 
durchgeführt über Auftrag der niederösterreichi­
schen Arbeiterkammer vom IFES-Institut. Hier 
wird aus der Region Neunkirchen nachgewiesen, 
daß 80 Prozent derer, die sich in Altersarbeitslo­
sigkeit befinden, über Initiative des Arbeitgebers 
arbeitslos wurden. Weitere 12 Prozent sind aus 
Eigeninitiative gegangen, allerdings waren sie in­
valid oder aus gesundheitlichen Gründen nicht 
mehr in der Lage, ihrer Tätigkeit nachzukom­
men. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Geld kann es wohl nicht gewesen sein. Denn 
58 Prozent der Arbeitslosen in dieser Region -
so sagt die Studie - haben ein Arbeitslosengeld 
von weniger als 10 000 S, 23 Prozent haben weni-
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ger als 12 000 S. Also das Geld wird es sicherlich 
nicht gewesen sein. 

Es trifft sich sehr gut, es hat gestern im Fernse­
hen eine "Argumente"-Sendung unter dem Titel 
"Gegen Schwarzarbeit" gegeben, mit dem Ziel, 
der Arbeitsmarktverwaltung zu attestieren, daß 
sie unfähig in der Vermittlung der Arbeitslosen 
ist. Einer unserer Zentralsekretäre hat dort ein 
Beispiel gebracht, das ich auch dem Hohen Haus 
näherbringen möchte, da die Unternehmervertre­
ter so getan haben, als ob daran nur der Ruf der 
Arbeitsmarktverwaltung schuld wäre. 

Um welches Beispiel hat es sich gehandelt, mei­
ne sehr geehrten Damen und Herren? - Ich habe 
schon vor zwei Jahren von einer Aktion der Ar­
beitsmarktbörse berichtet, die das Arbeitsamt 
Metall gemeinsam mit der zuständigen Gewerk­
schaft durchgeführt hat. Damals hat man uns 
zum Vorwurf gemacht, die Veranstaltung habe an 
einem Ort stattgefunden, der mit den Unterneh­
mern nichts zu tun hat, und sei deshalb ein biß­
ehen zur Seite geschoben worden. 

Heuer, am 2. September. haben wir das Experi­
ment neuerlich durchgeführt, und zwar in den 
Räumen des Wirtschaftsförderungsinstituts. Dort 
hat eine Arbeitsmarktbörse stattgefunden. Das 
Arbeitsamt hat alle 800 Metallfacharbeiter aus 
Wien, die älter als 40 Jahre sind, eingeladen, 250 
sind dieser Einladung nachgekommen. 400 Fir­
men aus dem Metallbereich - ich könnte Ihnen 
jetzt die ganze Liste aufzählen -, die prominen­
testen Firmen, die es gibt, sind von der Bundes­
wirtschaftskammer eingeladen worden, von ei­
nem führenden Vertreter der Sektion Industrie, 
also von ihrem unmittelbaren Vertreter. Von den 
400 sind nur 6 gekommen. Einen Arbeitsplatz hat 
aber keiner gefunden. 

Warum hat keiner einen gefunden? - Es wur­
de gestern auch immer wieder von den Arbeitge­
bervertretern in der Sendung "Argumente" ge­
sagt, wir bezahlen ohnehin über den Kollektivver­
trag hinaus. Wie sieht denn das in der Praxis aus? 
- Spitzenfacharbeiter haben sich um einen neu­
en Arbeitsplatz beworben. Diese beanspruchen 
natürlich auch einen Spitzenlohn: 120 S, 130 S, 
140 S. Und angeboten hat man ihnen bei dieser 
Börse 89 S pro Stunde. 

Jetzt stimmt zwar das Argument, daß das über 
dem Kollektivvertrag liegt, nur haben wir im Me­
tall-Kollektivvertrag für die Facharbeiter vier 
Lohngruppen. Die erste lasse ich weg, das sind 
Techniker. Nehmen wir die drei Facharbeiter­
Lohngruppen, den Spitzenfacharbeiter mit 107 S, 
die Lohngruppe 2, den qualifizierten Facharbei­
ter, mit 94,80 S und die Lohngruppe 3, das ist 
auch eine Facharbeiter-Lohngruppe, mit 83,60 S, 
wo jener rangiert, der sich zwei oder drei Jahre 
nach der Lehre befindet. 

Man bietet also Spitzenfacharbeitern 89 S, also 
weniger als Lohngruppe 2, und dann behauptet 
man noch groß, man bezahlt ohnehin mehr, als 
der Kollektivvertrag vorsieht. 

Ich habe vollstes Verständnis, daß die betroffe­
nen Spitzenfacharbeiter nicht bereit sind, für das 
Geld, das ihnen angeboten wird. eine Arbeit auf­
zunehmen. 

Ich könnte ein weiteres Beispiel bringen. Sie 
wollen ganz einfach nicht. Ich kann ihnen diesen 
Vorwurf nicht erparen. Auch das habe ich vor 
zwei Jahren den Vertretern der Wirtschaft gesagt. 

Ich habe mir den letzten Stellenangebot-Anzei­
ger des Arbeitsamtes besorgt. Ich habe mir die 
Mühe gemacht, alle Inserate gelb anzustreichen 
- der ganze Anzeiger ist fast nur gelb -, wo 
steht, daß sich Arbeitskräfte, die älter als 40 Jahre 
sind, gar nicht vorzustellen brauchen, weil sie 
nicht gesucht sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Also 
nicht mit 50, sondern mit 40 Jahren und jünger 
gehört man heute auf dem Arbeitsmarkt bereits 
zum alten Eisen. 

Ich habe mir auch die Mühe gemacht. die Liste 
all jener offenen Stellen, die es derzeit beim Ar­
beitsamt Metall gibt, durchzusehen, auch hier ist 
alles gelb angestrichen. Das sind auch wieder jene 
Stellen, wo es eine Altersbegrenzung - mit über 
40 Jahren keinen Arbeitsplatz mehr - in dieser 
unserer Wirtschaft gibt. 

Und dann sagt man: Machen wir uns dieses 
Problem leicht, die Arbeitsmarktverwaltung ist 
schuld, sie ist nicht in der Lage, die Arbeitslosen 
entsprechend zu vermitteln. 

Ich glaube, die Arbeitsmarktverwaltung - das 
geben die dort Beschäftigten selbst zu - kann 
man sicher in vielen Punkten reformieren. Dazu 
ist sie auch bereit, und wir werden das gemeinsam 
tun. Aber ich erlaube mir doch zu sagen, daß eini­
ge Verbesserungsvorschläge notwendig wären. 

Wo sind denn die großangelegten, auch von 
mir immer wieder verlangten Weiterbildungs­
maßnahmen für jene, die nicht die richtige Quali­
fikation für unsere Betriebe heute haben? 

Ich sage mit aller Deutlichkeit - auch wenn ich 
noch einige Male als der letzte Verhinderer der 
Krisenregionsverordnung bezeichnet werde -: 
Das hat seine Schwächen, zugegeben. Ich bin 
auch dazu bereit, daß man das ändert. Eines aber 
nehmen Sie, bitte, zur Kenntnis: Die Gewerk­
schaftsbewegung wird sicherlich nicht zulassen, 
daß es zu einer ersatzlosen Streichung dieser 
Maßnahmen kommt und daß man die älteren Ar­
beitslosen, die den Arbeitsplatz verlieren, unge-
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schützt ihrem Schicksal überläßt. Das wird es 
nicht geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich wäre ja schon mit einem geringeren Ersatz 
zufrieden, nämlich mit dem Ersatz, wenn die Ar­
beitgeber - und ich unterstreiche: nicht alle, 
jene, die zu den schwarzen Schafen gehören -
endlich einmal ihre Scheinheiligkeit aufgeben 
und nicht ganz einfach hergehen und gute, teure, 
ältere Arbeitnehmer gegen jüngere, billige Ar­
beitskräfte austauschen würden. 

Es gäbe noch sehr vieles zu sagen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich möchte aber 
aus Solidarität den anderen gegenüber auch mei­
ne Redezeit einhalten und nur noch eines zum 
Ausdruck bringen: Ich bin wirklich froh, Kollege 
Feurstein, daß auch du das Problem der Heimar­
beiter angeschnitten hast. Es ist ja bekannt, daß 
ich jede Gelegenheit hier am Rednerpult nutze, 
um jener Berufsgruppe, jenen rund 7 000 Men­
schen, die unter den wirklich schwierigsten Be­
dingungen, oft nicht allein, sondern im Familien­
verband, arbeiten müssen, um ein paar Schilling 
zu verdienen, zu helfen. Und so erlaube ich mir 
nur, darauf hinzuweisen, daß wir dem Sozialbe­
richt 1991 wieder entnehmen können, daß mehr 
als 2 Millionen Schilling an zustehendem Entgelt 
den Heimarbeitern vorenthalten worden sind. 

Aber was mich ganz besonders traurig stimmt, 
ist folgendes - das hat Kollege Feurstein schon 
besagt -: Wenige Tage vor Weihnachten haben 
wir hier im Parlament eine Novelle zum Heimar­
beitsgesetz beschlossen, die beinhaltete, daß diese 
Gruppe - das sagte ich damals, als wir das be­
schlossen haben -, die sich unter schwierigsten 
Bedingungen ihr Geld verdienen muß, eine Ab­
fertigung bekommt bei Kündigung und ähnli­
chem. Bereits 24 Stunden später habe ich die 
Verständigung von unserem Landessekretariat in 
Vorarlberg erhalten, daß die ersten -zig Heimar­
beiter gekündigt worden sind, besser gesagt, man 
hat ihnen mitgeteilt, daß es keine Arbeit mehr 
gibt. Mittlerweile sind es einige Hundert gewor­
den. 

Die betroffenen Unternehmer werden sicher­
lich am Heiligen Abend feiern, aber ich glaube, 
das ist eine Schande. Jene, die ihre Arbeit verlo­
ren haben, den Heimarbeitsplatz, werden sicher­
lich kein fröhliches Weihnachtsfest feiern kön­
nen . .JBeifaLl bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der OVP.) 12.13 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Meisinger. -
Bitte, Herr Abgeordneter, ich erteile Ihnen das 
Wort. 

12.13 
Abgeordneter Meisinger (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Finanzminister! Geschätzte Damen 

und Herren! Mein Fraktionskollege Sigi Dolin­
schek hat schon das Privilegien thema im Sozial­
bereich kurz angesprochen. Ich werde mich mit 
diesem Thema etwas eingehender befassen und 
aufzeigen, wie und wie wenig volksnah in diesem 
Land regiert und kassiert wird. 

Geschätzte Damen und Herren! Da bei diesen 
Budgetverhandlungen wieder einmal das Geld an 
allen Ecken und Enden fehlt, will ich jetzt aufzei­
gen, wo riesige Summen für ungerechtfertigte 
Privilegien vergeudet werden. 

In Österreich gibt es 28 Sozialversicherungs­
träger, und alle haben einen großen, einen über­
großen Verwaltungsapparat, einen sogenannten 
Selbstverwaltungskörper. Dort bekommen zirka 
2 000 Leute Sitzungsgelder oder Spesenersatz, 
weitere 800 Personen - da wird es schon interes­
santer - erhalten eine Aufwandsentschädigung 
in der Höhe bis zu 51 670 S: das natürlich 14mal 
im Jahr. Sie haben auch schon nach zehn Jahren 
einen Pensionsanspruch, und zwar von 80 Pro­
zent der Aufwandsentschädigung. Normale Ar­
beitnehmer bekommen dagegen lediglich eine 
Mindestpension nach 15 Jahren Beitragszahlun­
gen. Wo bleibt hier die Gleichberechtigung mit 
den Arbeitnehmern, die diese Privilegien ja 
schließlich finanzieren müssen? 

Wohlgemerkt: Rund 27 000 Beschäftigte in der 
Sozialversicherung sind keine Beamten, sondern 
Angestellte. Sie sind aber dennoch unkündbar 
nach einer gewissen Zeit und erhalten eine Beam­
tenpension in voller Höhe nach 35 Jahren sowie 
zusätzlich eine Abfertigung. Sie picken sich also 
von beiden Systemen nur die Rosinen heraus, und 
das alles unter der Patronanz dieser großen Koali­
tion. 

Normale ASVG-Versicherte erreichen hinge­
gen die Höchstbemessungsgrundlage erst nach 
45 Jahren. Und für die Pensionsbemessung gilt 
auch nur das Durchschnittseinkommen der letz­
ten 15 Jahre. Kein Wunder, daß alle in den öf­
fentlichen Dienst streben und die Jugend keinen 
handwerklichen Beruf mehr erlernen will, bei so 
verlockenden Privilegien in den Sozialversiche­
rungen und in den öffentlichen Diensten. 

Bemerkenswert ist auch, daß 10 Prozent der 
4 000 Beschäftigten in der Pensionsversiche­
rungsanstaIt der Bauern miteinander verwandt 
sind. Die Frage ist: Entscheidet dort die entspre­
chende Qualifikation oder die Familienzugehö­
rigkeit, wenn ein hochdotierter Posten vergeben 
wird und somit auch der Proporz und die Partei­
enzugehörigkeit fröhliche U rstände feiern? 

Es herrscht ein riesiger Bürokratieüberfluß im 
Sozialversicherungsbereich. Die Personal- und 
Verwaltungskosten sind viel zu hoch. So erhöhte 
sich die Zahl der Versicherten in der BVA inner-
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halb von zehn Jahren um 11 Prozent, die Zahl 
der Verwaltungsangestellten um sage und schrei­
be 45 Prozent. Die Verwaltungskosten der BVA 
sind somit fünfmal höher als bei anderen Sozial­
versicherungsträgern. 

Die Pensionsversicherungsanstalt der Ange­
stellten hat wiederum ihr Vermögen in Wertpa­
pieren, in Immobilienbesitz und in Rücklagen in 
Milliardenhöhe angelegt. So ist zum Beispiel ein 
landwirtschaftliches Forstgut mit einer natürlich 
standesgemäßen Eigenjagd im steirischen Aflenz 
in ihrem Besitz. Dort verbringen die Sozialversi­
cherungsbonzen ihre Freizeit, natürlich auf Ko­
sten der Versicherten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Geschätzte Damen und Herren! So etwas hat 
doch. bitte, mit Aufgaben einer Pensionsversiche­
rung wirklich nichts mehr zu tun. Das ist reine 
Ausbeutung der Arbeitnehmer in diesem Land! 
(Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) In der Gesamt­
bilanz dieser Sozialversicherung werden die be­
bauten Grundstücke mit stolzen 3 Milliarden 
Schilling ausgewiesen. 

Weiters die Allgemeine U nfallversicherungsan­
stalt. Sie ist vom Rechnungshof wegen der gewal­
tigen Bürokratie und dem Privilegienüberfluß 
schwer kritisiert worden. Die Allgemeine U nfall­
versicherungsanstalt verstößt somit kraß gegen 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der 
Sparsamkeit, und das bei so angespannten Bud­
getverhältnissen. Sie erstickt förmlich im Reich­
tum, den sie zu Lasten der Versicherten ange­
häuft hat und der natürlich in weiterer Folge 
dann verschwendet wird. Sie ist anscheinend 
durch die enorm hohen Einnahmen förmlich zu 
dieser Geldverschwendung animiert. 

Da reisen zwei Schlaraffenlandgeneraldirekto­
ren, nämlich Wilhelm Thiel von der SPÖ und 
Ouo Geiecker von der ÖVP, natürlich first dass 
in der Welt herum. Sie fahren Dienstwagen der 
Sonderklasse, natürlich auch privat, und das alles 
auf Kosten der Versicherten. 

Aber für einen Studenten, der bei einem Unfall 
ein Auge verliert, gibt es außer einem Zuschuß 
von 13 358 S keinen Groschen Versehrtengeld. 
Einem Bergbauern, nämlich Herrn Hofer, aus 
dem Mühlviertel. der bei einem Arbeitsunfall drei 
Finger verloren hat, streicht man nach einem Jahr 
die Monatsrente von 400 S. Man schämt sich 
nicht mehr in diesem Land! Es gehört zum guten 
Ton dieser Regierung, einem Menschen, der Zeit­
lebens schwer gearbeitet hat und natürlich auch 
Beiträge einbezahlt hat, alles zu nehmen. Das 
sind Kontraste, meine Damen und Herren, wie sie 
in Österreich gegeben sind. Sie zeigen die Schwä­
chen dieser großen Koalitionsregierung auf, denn 
von Stärken kann hier wahrlich nicht mehr ge­
sprochen werden. 

Gegenübergestellt, bedeutet das auf der einen 
Seite Überlebensprobleme, auf der anderen Seite 
- wie in den letzten Tagen erwähnt - Bonzen­
tum. Ich fordere den Sozialminister auf, an statt 
die Bürger zu neppen, Geld einzusparen und Pri­
vilegien zu streichen. Hier könnte er Milliarden 
für die Pflegevorsorge sicherstellen. 

Herr Finanzminister! Wo sind die Aktivitäten 
dieser Regierung in diese Richtung, Privilegien, 
immer wieder angegriffene Privilegien abzubau­
en? Sie wollen es einfach nicht wahrhaben! Der 
Rechnungshof empfiehlt in dieser Angelegenheit 
wegen der aufgedeckten Privilegien eine Beitrags­
zahlungssenkung für die Versicherten. Wo sind 
die Aktivitäten in diesem Land? - Es gibt sie 
nicht! 

Bis jetzt ist in dieser Richtung nichts gesche­
hen. und es wird bei diesem Mehrheitsverhältnis 
auch in Zukunft nichts geschehen, wie wir gelern­
te Österreicher wissen. Es ist wieder die Aufgabe 
der FPÖ. diese unnützen und unsozialen Privile­
gien zu thematisieren. 

Was macht hingegen die sozialistische Koali­
tionsregierung? - Sie erhöht die Beiträge sogar 
noch laufend und treibt damit die Kosten der Ar­
beitsstunden weiter unverantwortlich in unglaub­
liche Höhen. Die Lohnnebenkosten von über 
100 Prozent gefährden die Wettbewerbsfähigkeit 
und sind natürlich Weltspitze. Schuld daran sind 
die maßlosen Regierungsauswüchse und der Bür­
gernepp dieser schon zu lange regierenden gro­
ßen Koalition! (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Sozialminister und Herr Finanzminister! 
Weitere Ungerechtigkeiten in Ihrem Bereich sind 
die Diskriminierungen der älteren Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst. Abgeordneter N ürnber­
ger hat das auch angesprochen. Auch dort werden 
Arbeitnehmer von über 40 Jahren diskriminiert. 
In der öffentlichen Hand, wo Sie Zugriff hätten! 
Und Sie ändern nichts! 

Wie immer wird nur gesprochen, die Presse mit 
Ankündigungen gefüttert, aber geschehen, sodaß 
der Bürger etwas merkt, tut nichts! Diese Un­
gleichbehandlung zu beseitigen, ist längst überfäl­
lig. Der ÖGB zum Beispiel hat in diesem Bereich 
im öffentlichen Dienst auch gewaltig versagt. Er 
kommt seiner Aufgabe in keinster Weise nach. 

Das ist genauso wie bei der Handhabung des 
Behinderteneinstellungsgesetzes im Bereich eini­
ger Ministerien. Nicht einmal die ohnedies im 
Vergleich zu sonstigen Betrieben reduzierten 
Einstellquoten werden erfüllt. Bis Mitte 1992 wa­
ren die gesetzlichen Einstellquoten im öffentli­
chen Dienst um 40 Prozent reduziert. Aber selbst 
diese reduzierten Quoten wurden in einigen Mi­
nisterien kraß mißachtet. 

98. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 122

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 98. Sitzung - 17. Dezember 1992 11103 

Meisinger 

So hat zum Beispiel 1991 das Ministerium für 
Inneres seine Quote um 77 Prozent verfehlt, also 
um 563 zuwenig eingestellt, das Unterrichtsmini­
sterium hat sie um 83 Prozent verfehlt. das Wirt­
schaftsministerium um 53 Prozent, das Justizmi­
nisterium um 31 Prozent - das hört sich beinahe 
schon gut an -, das Land- und Forstwirtschafts­
ministerium um 65 Prozent. Und hier kommt es 
ganz dick: Bei der Post wurden die Quoten um 
40 Prozent verfehlt, bei den Bundesbahnen gar 
um 72 Prozent. 

So hat der Bund nach Auskunft des Bundes­
kanzlers im Jahre 1991 über 7 Millionen an Rest­
zahlungen für das Jahr 1988 und 35 Millionen an 
Ausgleichszahlungen für das Jahr 1989 zahlen 
müssen. Für das Jahr 1990 sind 10 Millionen Ab­
schlagszahlungen im voraus oder im nachhinein 
geleistet worden. (Abg. Hai ger mo s er: In den 
Schuldtunn mit ihm!) . 

Hier, Herr Finanzminister. sind Sie gewaltig im 
Rückstand! Wie ist das zu verstehen? - Für das 
Jahr 1990 sind noch nicht einmal alle Zahlungen 
geleistet worden. Herr Finanzminister! Diese Re­
gierung ist säumig auf dem Gebiet der Behinder­
teneinstellung. Wie hoch werden dann erst die 
Zahlungen im Jahr 1993 sein, nach der erfolgten 
Senkung der Quote auf 20 Prozent? (Abg. Dr. 
Hai der meldet sich zur Geschäftsordnung.) 

Bezeichnend ist auch, wie zum Beispiel Bun­
desminister Sc holten auf eine Anfrage des Abge­
ordneten Srb antwortet. Man muß sich das anhö­
ren: "Weil für Lehrer keine dienstrechtlichen 
Vorteile aus der Behinderung gegeben sind und 
allenfalls dienstrechtliche Nachteile befürchtet 
werden, ist anzunehmen, daß der Meldepflicht 
nicht im vollen Umfang nachgekommen wird." 

Herr Bundesminister Scholten! Ist das die von 
Ihnen praktizierte Art der Toleranz in Ihrem Ein­
flußbereich? (Abg. Sc h m i d t me i er: Der Herr 
Minister Scholten ist nicht da.') Herr Bundesmini­
ster Scholten! Grenzen Sie da vielleicht sogar 
Menschen in Ihrem Bereich aus? (Abg. Dr. 
Sc h r a n z: Mit wem reden Sie?) Was sagen da 
Ihre linken Freunde, die sich im "SOS" zusam­
mengerottet haben? Es ist schlicht und einfach 
erschütternd, wie mancher Minister zu den von 
ihm selbst mitbeschlossenen Gesetzen steht! (Bei­
fall bei der FPÖ. - Heftige Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Herr Finanzminister! Wirken Sie auf Ihre Mi­
nisterkollegen ein! Denn wenn diese Regierung 
ernstgenommen werden will, dann soll sie erst 
einmal vorleben, wie sie Gesetze einhält, die sie 
den Bürgern auferlegt. Diese Regierung müßte 
doch auch eine Vorbildfunktion ausüben, um ei­
nigermaßen glaubhaft in diesem Land zu sein. 
(Abg. Ute A p f e I b eck legt dem Redner ein Blatt 
Papier aufs Pult. - Abg. Dr. Ne iss e r: Herr 

Kollege Meisinger! Verlesen Sie den Zettel. den Sie 
gerade bekommen haben!) Sie müßte also beinahe 
eine Wendung um 180 Grad machen. 

Herr Bundesminister! Ihnen stehen große Pro­
bleme bevor! (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
Ne iss e r: Lesen Sie den Zettel vor! Was steht 
drallf? - Abg. Dr. Sc h w im m e r: "Aufhören" 
ist drau/gestanden!) 12.27 

Präsident Dr. Lichal: Zur Geschäftsordnung 
hat sich Herr Abgeordneter 01'. Haider gemeldet. 
- Bitte, Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

/2.27 
Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ) (zur Ge­

schäftsordflllfzgJ: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Wir haben vor wenigen Minuten eine Reihe von 
Abänderungsanträgen zum Bundesfinanzgesetz 
erhalten, wonach in dritter Lesung das Bundesfi­
nanzgesetz auch hinsichtlich jener Kapitel korri­
giert werden soll, die bereits gültig hier im Parla­
ment verhandelt und abgestimmt sind. 

Es ist dies eine einmalige Vorgangsweise: Wir 
beraten ein Budget, über das abgestimmt wird, 
und im nachhinein wird im kurzen Verfahren das 
Budget wieder korrigiert. Die freiheitliche Oppo­
sition ersucht Sie daher, die Sitzung zu unterbre­
chen und eine Präsidial konferenz einzuberufen, 
um die weitere Vorgangsweise der Budgetbera­
tungen sicherzustellen. (Beifall bei der FPÖ.) 12.28 

Präsident Dr. Lichal: Eine Sitzungsunterbre­
chung wird nicht vorgenommen. Die rechtlichen 
Voraussetzungen dieser Vorgangsweise werden 
aber von mir zur Überprüfung veranlaßt. (Heftige 
Zwischenrufe bei der FPÖ. darunter: Auch das ist 
einmalig.') 

Wir gehen in der Rednerliste weiter. Wir haben 
dann immer noch die Möglichkeit, die Sitzung zu 
unterbrechen. Aber zuerst möchte ich einmal die 
rechtlichen Voraussetzungen klären. (Abg. Dr. 
Hai der verlangt nochmals zur Geschäftsord­
nllng das Wort.) - Bitte. 

/2.28 
Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ) (zur Ge­

schäftsordnung): Herr Präsident! Ich habe Ihnen 
keine Vorschriften zu machen, aber ich ersuche 
Sie trotzdem, die Sitzung zu unterbrechen. Das 
entspricht den langjährigen Gepflogenheiten. 

Wenn der Wunsch einer Fraktion, die Sitzung 
zu unterbrechen, an den Präsidenten herangetra­
gen wird, dann gibt es bisher keinen einzigen Fall, 
daß diesem Wunsch nicht nachgekommen wurde. 
Ich darf Sie ersuchen, unserem Wunsche Rech­
nung zu tragen und die Sitzung zu unterbrechen. 
12.29 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Dr. 
Haider! Ich werde mir diesen Wunsch noch ein-
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mal überlegen. Ich möchte aber, daß jetzt noch 
eine Wortmeldung erfolgt. Und ich fahre in der 
Rednerliste fort. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Edeltraud Gatterer. Nach der Abgeord­
neten Edeltraud Gatterer werden wir über Ihr Er­
suchen entscheiden. - Bitte, Frau Abgeordnete 
Gatterer. 

Abgeordnete Edeltraud Gatterer (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Ich glaube, die vorangegangene De­
batte hat schon sehr deutlich gezeigt, daß Sozial­
politik eigentlich Sisyphusarbeit ist. Man löst ein 
Problem, aber neue Probleme entstehen. Nur ist 
es so - und das sei Herrn Abgeordneten Meisin­
ger gesagt -: Probleme. vor allem in der Sozial­
politik, kann man nicht mit Polemik lösen. Es ist 
aber sehr wohl richtig, daß man Mißstände auf­
zeigen und beseitigen muß. 

Die Regierungsparteien haben sehr viel ge­
schafft im Rahmen der Sozialpolitik. Für mich als 
Mitglied des Familienausschusses gehört auch die 
Familienpolitik zur Sozialpolitik. Die neue Fami­
lienförderung im nächsten Jahr ist in Wirklichkeit 
eine große soziale Leistung für die Österreicher, 
auch die sozial schwachen Osterreicher. Auch das 
Gleichbehandlungspaket wird den Frauen we­
sentliche Vorteile bringen, und die Einführung 
der Pflegevorsorge wird wirklich eine letzte große 
Lücke in der Sozialgesetzgebung schließen. 

Es gibt aber auch noch viele ungelöste Proble­
me, das wurde heute einige Male andiskutiert. Ei­
nes der größten Probleme, das auf uns zukommt, 
auch durch die Altersstruktur, ist ganz sicher die 
rasante Zunahme der Arbeitslosigkeit bei den äl­
teren Arbeitnehmern, bei den Arbeitnehmern 
über 50 Jahre. Bei dieser Arbeitnehmergruppe 
über 50 ist in den letzten drei Jahren die Rate der 
Arbeitslosigkeit um 105 Prozent gestiegen; eine 
bedenkliche Zahl. 90 Prozent des Anstiegs der 
Arbeitslosigkeit generell ist bei dieser Berufs­
gruppe zu verzeichnen, und die Langzeitarbeits­
losigkeit bei den über 50jährigen ist doppelt so 
hoch wie bei den jüngeren. Was besonders be­
denklich stimmt: Es sind nicht nur Arbeiter, son­
dern wirklich alle Berufsgruppen von dieser Ar­
beitslosigkeit betroffen, Angestellte und auch im­
mer mehr hochqualifizierte Arbeitnehmer. 

War früher unsere berechtigte Sorge, daß junge 
Arbeitskräfte, die voll Enthusiasmus in den Beruf 
gehen wollten, keine Arbeitsplätze finden konn­
ten, so ist das Problem der neunziger Jahre, daß 
ältere Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt ver­
drängt werden und keinen Arbeitsplatz mehr fin­
den. 

Das hat viele Gründe. Nicht zuletzt ist die 
schnellebige Zeit ein Grund dafür. Die Technisie­
rung schreitet sehr schnell fort, und die langjähri­
ge Berufserfahrung, die gerade für ältere Arbeit­
nehmer gesprochen hat, zählt heute nicht mehr in 
dem Ausmaß wie früher. Verschärft wird das Pro­
blem zweifelsohne dadurch, daß die Generation, 
die heute in diesem Alter ist, eine schlechtere 
Ausbildung hat. So schlossen 60 Prozent der heu­
te über 50jährigen nur mit Pflichtschule ab, und 
es ist sehr bedenklich, daß die betriebliche Wei­
terbildung gerade älteren Arbeitnehmern nicht 
zur Verfügung steht, um eben mit dem techni­
schen Fortschritt Schritt zu halten. 

Ganz sicher liegt ein Grund auch darin, daß 
jüngere Arbeitnehmer wesentlich billiger für die 
Arbeitgeber sind, sei es durch den Abfertigungs­
anspruch der älteren Arbeitnehmer. Das ist ganz 
sicher mit ein Grund, daß eben die Arbeitslosig­
keit der älteren Arbeitnehmer zunimmt. Wer 
heute über 50 ist - bei Frauen manchmal schon 
40 - und seinen Arbeitsplatz verliert, hat kaum 
Chancen. einen neuen und, wenn einen neuen. 
einen der Qualifikation entsprechenden Arbeits­
platz zu finden. 

Es geht hier - und das ist sicher eine Auffor­
derung an den Sozialminister - nicht darum, die­
se Arbeitslosigkeit zu verwalten, sondern diese 
Arbeitslosigkeit zu beseitigen. 

Es sind heute nicht so viele Kollegen anwesend, 
aber ich erinnere Sie daran, daß eine große An­
zahl der Kolleginnen und Kollegen, die hier in 
diesem Haus ihre Arbeit tun, wenn sie arbeitslos 
würden, genau zu dieser schwer vermittelbaren 
Gruppe gehören würden. Ich glaube, das alleine 
ist schon ein Grund, diese Solidarität einzufor­
dern. 

Es ist für das nächste Jahr zweifelsohne not­
wendig, daß es Initiativen für ältere Arbeitneh­
mer gibt, und es ist sicher so, daß der öffentliche 
Dienst - Gemeinden und Länder und nicht zu­
letzt der Bund - mit gutem Beispiel vorangehen 
muß und endlich die Altersgrenze abschaffen 
muß. Ganz sicher muß es im öffentlichen Dienst 
und auch in den privaten Betrieben so sein, daß 
auch ältere Arbeitnehmer nicht von der berufli­
chen Weiterbildung ausgeschlossen sind. Es muß 
einen verstärkten Kündigungsschutz für ältere 
Arbeitnehmer geben, und ich glaube, wir sollten 
auch das Lohngefälle zwischen Alten und Jungen 
überdenken. 

Junge Leute, die am Anfang ihrer Berufslauf­
bahn stehen, einen Haushalt gründen, eine Fami­
lie gründen, verdienen heute manchmal wesent­
lich unter ihrer Qualifikation, weniger, als ihnen 
eigentlich zustehen sollte, und sie sind durch Fa­
milien- und Haushaltsgründung auch finanziell 
doppelt und dreifach belastet. Andererseits ver-
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dienen ältere Arbeitnehmer wesentlich mehr, 
aber auch dies erweist sich zunehmend als unso­
zial, weil eben ältere Arbeitnehmer dadurch, daß 
sie auch teure Arbeitnehmer sind, zunehmend 
nicht mehr konkurrenzfähig sind. 

Ich glaube. wir sollten uns das überlegen. Im 
Hinblick auf die neue Pensionsregelung wäre es 
durchaus möglich, da ja nicht mehr die letzten 
zehn Jahre vor der Pension ausschlaggebend für 
die Pensionshöhe sein werden, hier neue Überle­
gungen anzustellen. Das wäre eine faire Chance 
sowohl für junge Arbeitnehmer, die durch teure 
Wohnungen ohnehin sehr belastet sind, als auch 
für ältere Arbeitnehmer, um auf dem Arbeits­
markt attraktiv zu sein. (Beifall bei der ÖVP und 
bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Ich möchte hier aus einem Artikel der "Wirt­
schaftswoche" vom 3. Dezember 1992 dies an­
hand eines konkreten Beispiels aufzeigen, und 
zwar am Beispiel des Journalistenberufs. Ich glau­
be, für uns Abgeordnete ist auch interessant, wie­
viel Journalisten verdienen, aber besonders, wie 
groß der Unterschied zwischen jungen und älte­
ren Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen ist. 
So wird hier anhand eines konkreten Beispiels 
ausgeführt, daß zum Beispiel ein 27jähriger Jour­
nalist 30 000 S verdient, ein 50jähriger aber 
50 000 S, womit dieser dann für viele Zeitungen, 
vor allem für finanzschwächere, einfach nicht 
mehr tragbar ist. Ich glaube, wir sollten uns sehr 
schnell überlegen, wie wir hier zu einer besseren 
Lösung kommen könnten. 

Die älteren Arbeitnehmer brauchen nicht nur 
das Erkennen des Problems, sie brauchen nicht 
nur unser Augenmerk, sondern sie brauchen vor 
allem unsere Hilfe, und sie brauchen eine Förde­
rung. Ich glaube, die vorgeschlagene Gleitpension 
ist hier sicher eine sehr gute Möglichkeit. Es muß 
auch Anreize geben - und auch das ist in der 
Pensionsreform vorgesehen -, generell länger im 
Beruf zu bleiben. Um das tun zu können, wird 
sicher vermehrtes Augenmerk der medizinischen 
Vorsorge im Betrieb geschenkt werden müssen, 
es wird dies bessere Bedingungen am Arbeitsplatz 
erfordern. Wir brauchen eine aktive Arbeits­
marktpolitik für Arbeitnehmer über 50 Jahre und 
ganz sicher auch einen besseren Kündigungs­
schutz. Ich meine auch, daß Betriebe, die ältere 
Arbeitnehmer entlassen und kurz darauf um eine 
Arbeitsgenehmigung für ausländische Arbeitneh­
mer ansuchen, diese nicht erhalten sollten. 

Es ist daher dringend notwendig, möglichst 
schnell eine Aktionsallianz zu bilden, um eben 
diesen älteren Arbeitnehmern und Arbeitnehme­
rinnen zu helfen. Die Arbeitnehmer brauchen es, 
aber im Endeffekt brauchen auch wir die Arbeits­
kräfte von über 50 Jahren. (Beifall bei der ÖVP 
und bei Abgeordneten der SPÖ.) 12.39 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Dr. 
Haider! Wir nehmen noch einen Redner, weil 
jetzt gerade über die Notwendigkeiten der Präsi­
diale befunden wird. Die Präsidiale findet auf je­
den Fall statt. Aber es wäre auch denkbar, daß wir 
die Sitzung fortführen, denn die von Ihnen ange­
kündigten Anträge sind beim Präsidium noch 
nicht eingelangt. 

Es ist üblich - ich will Ihren Wunsch nicht 
unbedingt ablehnen -, eine Sitzungsunterbre­
chung vorzunehmen, die Anträge sind aber noch 
nicht hier. Daher werden wir noch einen Redner 
nehmen, dann werden wir sehen, ob das gesamte 
Präsidium beisammen ist, und dann werden wir 
weiter entscheiden. 

Nehmen wir also den nächsten Redner, und das 
ist Frau Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable. -
Bitte, Sie haben das Wort. 

/2 . ..JO 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-PablE~ (FPÖ): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Herr Finanzminister, ich bin eigentlich sehr froh, 
daß Sie heute zu den Budgetberatungen gekom­
men sind und nicht der Herr Sozialminister, ob­
wohl ich natürlich bedaure, daß er krank ist. Aber 
der Sozialminister kennt ja die Probleme der So­
zialpolitiker wirklich aus der Nähe, während Sie 
das nur von weitem hören und nur wissen, daß 
die Sozialpolitiker immer nach Geld schreien. 
Und ich bin insbesondere froh, weil ich nämlich 
heute hier über die Behindertenprobleme spre­
chen möchte. Und für die Behinderten haben Sie, 
Herr Finanzminister, leider Gottes noch nie ein 
sehr großes Gehör gehabt. Heute erhoffe ich mir, 
daß ich ein bißchen Sensibilisierung erwirken 
kann, wenn Sie mit diesen Problemen befaßt wer­
den. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber zuerst noch ein paar Worte zum Kollegen 
Feurstein. Kollege Feurstein hat aus mir unbe­
greiflichen Gründen behauptet, einige von den 
Freiheitlichen hätten im Ausschuß bei der Ein­
führung der Pflegevorsorge nicht mitgestimmt. 
Herr Kollege Feurstein! Sie waren offensichtlich 
mit Ihren Gedanken so beschäftigt, daß Sie über­
sehen haben, daß wir selbstverständlich für die 
Einführung der Pflegevorsorge gestimmt haben. 
Wir haben nur Abänderungsanträge eingebracht, 
weil wir mit einigen Punkten nicht einverstanden 
sind. Und ich verrate ja kein Geheimnis, wenn ich 
sage, daß Sie in einigen Punkten auch mit mir 
gehen. Sie können es halt nur nicht durchsetzen 
in der großen Koalition. 

Ich möchte nur drei Kritikpunkte herausstrei­
chen. Es ist doch wirklich nicht einzusehen, daß 
die Pflegevorsorge erst ab Beginn des vierten Le­
bensjahres eines behinderten Kindes bezahlt wird. 
Wir, die wir mit Behinderten zu tun haben, wis­
sen alle, daß besonders im ersten, zweiten und 
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dritten Lebensjahr eines behinderten Kindes un­
geheure Kosten auflaufen, weil die Eltern ja zu 
Spezialisten gehen müssen, zu einem Arzt gehen 
müssen, behindertengerechtes Spielzeug anschaf­
fen müssen. Und es ist wirklich besonders in die­
sen Jahren von einer sehr hohen Kostenbelastung 
auszugehen. - Das ist einmal der erste Punkt. 

Der zweite Punkt: Es ist überhaupt nicht einzu­
sehen, daß der Zuschlag zur Familienbeihilfe 
nicht mehr für behinderte Kinder gewährt wird, 
weil es jetzt eine Pflegevorsorge gibt. Sie haben in 
der Regierungsvorlage vorgesehen, daß der Zu­
schlag zur Familienbeihilfe gestrichen und in der 
Pflegevorsorge aufgehen wird. Es hat eines sehr 
starken Protestes bedurft, daß jetzt nur der halbe 
Zuschlag in die Pflegevorsorge eingerechnet wird. 
Und ich weiß auch. daß da Kollege Feurstein auf 
meiner Linie war. Und jetzt machen Sie uns Vor­
würfe, weil wir einen Abänderungsantrag einge­
bracht haben und nicht einverstanden sind mit 
der ursprünglich und auch jetzt in der Regie­
rungsvorlage enthaltenen Bestimmung. Ich sehe 
nicht ein, daß die Familien mit behinderten Kin­
dern, die ohnehin so schlecht gestellt sind, die 
wirklich am Rande der Armutsgrenze leben, die 
zusätzlich enorme Sorgen haben, und zwar ihr 
ganzes Leben lang, jetzt auf den halben Zuschlag 
zur Familienbeihilfe verzichten müssen, nur weil 
die Pflegevorsorge eingeführt wird. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Der dritte und gravierende Punkte, warum wir 
einen Abänderungsantrag eingebracht haben im 
Hinblick auf die Pflegevorsorge, war, daß wir 
überhaupt nicht einsehen, daß erst ab 1. 1. 1997 
ein Klagerecht bestehen soll, wenn sich jemand 
ungerechtfertigt eingestuft fühlt. Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Der Herr Justizmini­
ster führt jede Maßnahme auf Kosten der Steuer­
zahler durch, wenn es darum geht, die Stellung 
von Untersuchungshäftlingen zu verbessern. Da 
muß es mehr Richter geben, weil es neue Gesetze 
geben wird. Nur dort, wo es um die Behinderten 
geht. sagt man, es gibt erst im Jahr 1997 ein Kla­
gerecht, weil nicht genügend Richter da sind. Also 
ich finde, das ist doch wirklich ein Ungleichge­
wicht! Dort, wo es um die Ärmsten, um die Be­
nachteiligten geht, fängt man an zu sparen. Dort 
sagt man: Es gibt keine Richter, deshalb bekommt 
ihr kein Klagerecht! Aber der Untersuchungs­
häftling muß vorrangig behandelt werden, er be­
kommt die Richter schon im Jahr 1993. Da wer­
den wir sicher nicht mittun! (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber grundsätzlich sind wir natürlich für die 
Pflegevorsorge. Wir sagen, das ist ein erster 
Schritt für die Behinderten. Die Behinderten ha­
ben sozusagen den Fuß in die Türe gestellt, jetzt 
muß man nur schauen, daß man noch ganz 
durchkommt, und im Laufe der Jahre wird es si-

eher Verbesserungen geben hinsichtlich der Pfle­
gevorsorge. 

Herr Minister! Jetzt bin ich aber bei Ihnen. wo 
es in Ihrer Kompetenz läge, die finanzielle Lage 
der Behinderten zu verbessern. Die Einhebung 
der Kraftfahrzeugsteuer benachteiligt die Behin­
derten enorm. Die Kraftfahrzeugsteuer wird jetzt 
von den Behinderten eingehoben, obwohl sie frü­
her befreit waren. Sie bekommen zwar im Zuge 
des Jahresausgleiches die Kraftfahrzeugsteuer 
wieder zurück, aber das kann nach einem Jahr 
sein, das kann auch nach zwei Jahren sein. Und 
derjenige, der ein so geringes Einkommen hat, 
daß er keine Steuer bezahlt, muß jetzt einen ge­
sonderten Antrag stellen, damit er die Kraftfahr­
zeugsteuer refundiert erhält. 

Sie selber, Herr Finanzminister, haben am 
17. Juli 1991 mit Behindertenvertretern gespro­
chen und zugesichert, es werde keine Erschwer­
nisse, keine Verschlechterungen für die Behin­
derten geben, wenn die Kraftfahrzeugsteuer neu 
geregelt wird. Dann sind Sie aber umgefallen. Sie 
haben sich nicht an Ihr Versprechen gehalten, das 
Sie den Behindertenvertretern gegeben haben. 
Und das finde ich ganz einfach nicht richtig. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ich möchte auch einen unverdächtigen Zeugen 
oder Mitstreiter nennen für meine Argumenta­
tion, nämlich den ARBÖ. Der ARBÖ selbst sagt, 
die Behinderten kommen zum Handkuß, weil sie 
nämlich Vorleistungen erbringen müssen, die bis­
her nicht notwendig waren. Und es freut mich 
wirklich, daß sich der ARBÖ hinter die Behinder­
ten gestellt hat. Es gibt angeblich auch bei Ihnen 
einen Antrag oder einen Vorschlag des ARBÖ, 
wie man diese Kraftfahrzeugsteuerregelung ma­
chen könnte, sodaß sie keine Belastung für die 
Behinderten darstellt. Es wäre nämlich durchaus 
möglich, daß man den Nachweis der dauernden 
Gehbehinderung bei der Kraftfahrzeughaft­
pflichtversicherung erbringt, und die Steuervor­
schreibung könnte entfallen. 

Es wäre nur ein Erlaß, also praktisch nur eine 
Unterschrift von Ihnen notwendig, und Sie wür­
den damit den Behinderten wirklich helfen kön­
nen. Ich bitte Sie, sehr geehrter Herr Minister, 
daß Sie das machen. Die Behinderten gehören 
wirklich zu den armen Leuten, auch wenn sie ein 
Auto haben. Das Auto sparen sie sich ja oft vom 
Munde ab, weil sie es brauchen. Das sind keine 
reichen Leute, die Sie belasten können, wie Sie 
wollen. Einem Behinderten fällt es einfach sehr 
schwer, 1 000 S oder 1 500 S vorzufinanzieren. 
Ich bitte Sie wirklich, das zu bedenken. 

Aber es gibt ja noch eine Verschlechterung bei 
der Kraftfahrzeugsteuer. Ursprünglich war für 
alle Behinderten die Befreiung von der Kraftfahr­
zeugsteuer vorgesehen. Jetzt haben Sie einge-
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führt, daß es nur für die stark Gehbehinderten 
diese Ausnahme gibt. Das heißt also, jemand, der 
nur einen Arm hat, oder ein Blinder, der sich fah­
ren läßt, ist ausgenommen von dieser Befreiung 
von der Kraftfahrzeugsteuer. - Und das alles, 
obwohl Sie den Behindertenvertretern gesagt ha­
ben, es werde keine Verschlechterungen geben. 
Ich finde, das ist wirklich eine sehr große Enttäu­
schung! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich erwarte mir. daß Sie etwas tun. Wissen Sie, 
Herr Minister, gerade bei den Behinderten sind 
Sie sehr restriktiv. Ich merke das auch immer bei 
Ihren Beamten im Nationa[fonds. Das ist unge­
heuerlich. Da liegen die traurigsten. die erschüt­
terndsten Fälle vor von Leuten, die ein Ansuchen 
stellen an den Nationalfonds. Und wer ist dage­
gen, daß etwas bezahlt wird? - Der Vertreter des 
Finanzministeriums. Das sind Beamte, die von 
Ihnen geschickt werden. die offensichtlich die Or­
der haben, nur ja kein Geld auszulassen, nur ja 
restriktiv zu sein, die aber von den Sorgen und 
Problemen der Behinderten überhaupt keine Ah­
nung haben. 

Herr Minister! Sie waren einmal bei einer De­
monstration von Behinderten. Ich habe Sie hinge­
führt zu einigen Behinderten, und Sie haben gese­
hen, welche Plage mit der Pflege eines solchen 
Menschen verbunden ist. Und trotzdem habe ich 
überhaupt nicht gemerkt, daß diese Eindrücke 
auf Sie gewirkt hätten. Das ist wirklich traurig. 

Noch etwas zu der Kfz-Angelegenheit. Seit 
zehn Jahren, Herr Minister. nämlich seit dem 
Jahr 1976, ist die Preisobergrenze für ein Fahr­
zeug, das ein Behinderter anschaffen kann, um in 
den Genuß von steuerlichen Begünstigungen, im 
gegenständlichen Fall der NOVA, zu kommen, 
mit 200 000 S unverändert. Sagen Sie nicht, 
200 000 S sind ohnehin nicht schlecht! Ein Be­
hinderter braucht ein Auto, das ein bißehen grö­
ßer ist, weil er sich ja verschiedene Einbauten ma­
chen lassen muß. Und da kann ich mich wieder 
auf einen unverfänglichen Zeugen berufen, näm­
lich den ARBÖ, der eine Liste aufgestellt hat und 
zu der Ansicht gekommen ist, daß sämtliche Au­
tos, die für einen behindertengerechten Ausbau 
geeignet sind, sogar mehr als 300 000 S kosten 
und nicht 200 000 S. Und das sind Leute, die eine 
Ahnung davon haben, wie man ein Auto umbau­
en kann und was das alles kostet. 

Das heißt also: Bitte schauen Sie doch, daß die­
ser Betrag erhöht wird! Mein Kollege Böhacker 
hat eine Anfrage gestellt, wann Sie daran denken, 
diese Preisobergrenze von 200 000 S zu ändern. 
Sie haben sich auf den Formalstandpunkt zurück­
gezogen, Sie seien dafür nicht verantwortlich, 
weil es sich um eine Bestimmung im Bundesbe­
hindertenbeihilfengesetz handelt und das daher 
dem Sozialministerium zuzuordnen ist. Aber, 
Herr Minister, wir wissen doch alle, daß der So-

zialminister eine solche Änderung nicht ohne 
Ihre Einwilligung durchführt. Wenn ich heute 
zum Sozial minister gehe, dann sagt dieser: Na der 
Lacina will nicht! Ich bitte Sie, sich das wirklich 
einmal zu überlegen. Und wenn Ihnen schon mei­
ne Rede nicht genügt. dann lesen Sie sich doch 
durch, was der ARBÖ gesagt hat. Das sind doch 
alles Leute, die sich nicht aus lauter Lust und Tol­
terei gegen Sie und auf die Seite der Behinderten 
stellen. sondern weil sie die Probleme kennen. 

Ich finde, man kann es ganz einfach nicht so 
machen, daß man das Budget auf Kosten der 
Ärmsten, der Behinderten, saniert. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Und bei der NOVA machen Sie es wieder so. 
Die Behinderten waren ja ursprünglich von der 
Luxusmehrwertsteuer befreit. Jetzt ist die NOVA 
eingeführt. Diese müssen die Behinderten bezah­
len. Sie bekommen sie rückvergütet. Aber die 
Steuer für die NOVA müssen sie bezahlen. Er­
stens einmal finde ich es wirklich abstrus, daß ich 
für etwas, was ich nicht beziehe, Steuer bezahlen 
muß. und außerdem können Sie mir doch wirk­
lich nicht sagen, daß Sie auf dieses Geld angewie­
sen sind, das Ihnen die Behinderten abliefern. 
(Bilndesminisler Dkfm. La ein a: Das stirnmt ja 
nielH. was Sie sagen.') 

Herr Minister! Für Sie sind 100 S nichts und 
für den gesamten Staat auch nicht, selbst wenn 
diese 100 S von einer größeren Anzahl von Men­
schen bezahlt werden. Für einen Behinderten 
sind aber 100 S bereits sehr viel Geld. Und ich 
bitte Sie, daß Sie in Ihren Überlegungen von der 
Einkommenssituation der Behinderten ausgehen 
und wirklich ernst nehmen, was ich Ihnen heute 
gesagt habe. (Beifall bei der FPÖ.) /2.52 

Präsident Dr. Lichal: Meine Damen und Her­
ren! Von Klubobmann Dr. Haider wurde das Er­
suchen gestellt, eine Präsidiale zur Klärung des 
Sachverhaltes, den er angeführt hat, einzuberu­
fen. Ich komme diesem Wunsch nach und berufe 
eine solche außerordentliche Präsidiale sofort ein. 
Da aber alle Präsidenten aufgrund der Wichtig­
keit der Angelegenheit bei dieser Präsidiale anwe­
send sein wollen, haben wir keinen vorsitzführen­
den Präsidenten. Daher u n t erb re c he ich 
die Sitzung auf unbestimmte Zeit. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 52 Minuten u n -
terbrochen und um 13 Uhr 50 Minuten 
wie der a LI, f gen 0 m m e n.) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich ne h m e 
die unterbrochene Sitzung wie der auf. Es 
wurde die weitere geschäftsordnungsmäßige Vor­
gangsweise erörtert und darüber auch Einverneh­
men erzielt. 
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Jetzt erteile ich als nächstem Redner Abgeord­
neten Guggenberger das Wort. - Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

13.50 
Abgeordneter Mag. Guggenberger (SPÖ): Sehr 

geehrte Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Bun­
desminister für Finanzen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe sehr viel Verständ­
nis für die Rolle, die jeder hier herinnen zu spie­
len hat, und ich habe deshalb auch Verständnis 
für oppositionelles Wortgetöse. Aber wenn meine 
freiheitliche Vorrednerin bezweifelt hat, daß der 
Finanzminister ein Herz für sozial Schwache hat, 
dann muß ich doch, um der Wahrheit die Ehre zu 
geben, die Dinge ein wenig zurechtrücken. Es 
gibt wohl niemanden - auch in diesem Haus 
nicht -, der ehrlichen Herzens daran zweifeln 
kann, daß wir in diesem Jahr eine Sozialoffensive 
erlebt haben wie wohl kaum zuvor in den letzten 
10, 15 Jahren (Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP) und daß auch im nächsten 
Jahr Soziales ganz großgeschrieben werden wird. 

Hand aufs Herz: Jeder weiß, daß diese Sozialof­
fensive nicht nur mit dem Einverständnis des Fi­
nanzministers möglich war, sondern auch seiner 
aktiven Mitwirkung bedurfte. Und ohne Finanz­
minister Lacina wäre diese Politik nicht möglich 
gewesen, und dafür verdient er unser aller U nter­
stützung und unsere Anerkennung. (Beifall bei 
der SPO.) 

Im übrigen hat er sich heute in seinem Debat­
tenbeitrag durchaus auch als sehr kompetenter 
und mit sehr viel Wissen ausgestatteter Sozial po­
litiker erwiesen. Ich meine, wir könnten auch mit 
einem Sozialpolitiker namens Ferdinand Lacina 
sehr gut leben. Ich glaube, er kann die Kritik. elie 
ihm heute von den oppositionellen Rednern ent­
gegengebracht worden ist, durchaus verschmer­
zen, denn eine renommierte englische Finanz­
fachzeitschrift hat Ferdinand Lacina zum "Fi­
nanzminister des Jahres" gewählt, wie in der heu­
tigen Ausgabe des Magazins "NEWS" zu lesen ist. 
Herzlichen Glückwünsch, Herr Finanzminister! 
(BeifaLL bei der SPÖ.) 

Auch eine andere Vorrednerin veranlaßt mich, 
ein paar Bemerkungen zu ihrem Debattenbeitrag 
zu machen. Es war meine Kollegin Regina Heiß 
aus meinem Bezirk, die hier eine Attacke geritten 
hat bezüglich der Frage, wer nun für die Kosten 
des ersten und zweiten Karenzurlaubsjahres auf­
zukommen hat. Ich weiß schon, jemand, der we­
der Sozial- noch Familienpolitiker ist, tut sich et­
was schwer, sich in diesen komplizierten Auftei­
lungsfragen zu orientieren, und deshalb versuche 
ich, ein wenig Licht ins Dunkel zu bringen und 
die Tatsachen aufzuzeigen. 

Im Jahre 1992 hat der Familienlastenaus­
gleichsfonds zirka 70 Prozent vom Aufkommen 

für das erste und zweite Karenzurlaubsjahr be­
zahlt, und für das kommende Jahr, für 1993, sieht 
dieses Gesetz derzeit 58 Prozent vor. Das ist ver­
einbart mit Brief und Siegel. Was bedeutet nun 
diese Senkung von rund 70 auf 58 Prozent? - Sie 
bedeutet für die Arbeitsmarktverwaltung bereits 
im Jahr 1993 ein Defizit von 840 Millionen Schil­
ling. Und im Folgejahr, im Jahr 1994, würde eine 
Teilung von 50 zu 50 Prozent ein Defizit von gar 
2,2 Milliarden Schilling verursachen. Und was 
würde das bedeuten? - Das würde bedeuten, daß 
in einer Zeit, in der die Arbeitslosigkeit weiter 
ansteigt, immer weniger Mittel für aktive Arbeits­
marktpolitik zur Verfügung stehen. Das würde 
bedeuten, daß wir jenen, die auf unsere Hilfe heu­
te mehr als früher angewiesen sind, nicht mehr im 
wünschenswerten Ausmaß helfen können. Und 
deshalb sind wir Sozialdemokraten für eine derar­
tige Maßnahme nicht zu haben. D~s sei hier sehr 
deutlich gesagt! (Beifall bei der SPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin aber überzeugt, daß wir hier zu einer Lösung 
finden werden, und ersparen Sie mir weitere Be­
merkungen dazu, um das Verhandlungsklima in 
dieser sensiblen Frage nicht zu belasten. 

Die Kollegin Edith Haller hat auf die soziale 
Implikation des europäischen Integrationsprozes­
ses hingewiesen. Wir alle kennen die Fragen, die 
immer wieder voller Sorge an uns gerichtet wer­
den: Wie schaut denn das dann im Rahmen eines 
EG-Beitrittes aus? Werden dadurch etwa die 
Lohnentgeltfortzahlungen für Arbeiter und An­
gestellte im Krankheitsfall gefährdet? Werden wir 
den Kündigungsschutz für behinderte Arbeitneh­
mer weiterhin beibehalten können? Wie sieht 
dann unser Pensionssystem aus? Wird das in ir­
gendeiner Weise vom Beitritt Österreichs zur Eu­
ropäischen Gemeinschaft tangiert? - Und wir 
alle, die wir hier sitzen, kennen die Antwort auf 
diese Fragen: Nein! Auch in Zukunft wird Sozial­
politik nicht in Brüssel, sondern hier in diesem 
Parlament beziehungsweise im Tiroler Landtag 
oder in anderen Landtagen gemacht. 

Wir sollten die intellektuelle und politische 
Redlichkeit haben, den Leuten zu sagen: Sorgt 
euch nicht, denn nicht in Brüssel, sondern aus­
schließlich hier im Parlament ist die Regelungs­
kompetenz für Sozialpolitik! Und es wird uns nie­
mand daran hindern, diesen bewährten österrei­
chischen Weg auch in Zukunft fortzusetzen, und 
wir werden dafür sorgen, daß das der Fall sein 
wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Systeme der sozialen Sicherheit in der Europäi­
schen Gemeinschaft sind so unterschiedlich und 
so vielfältig, wie es die Mitgliedsländer selbst sind. 
Eine Vereinheitlichung nach oben ist wegen der 
gigantischen Kosten, die man für diese Harmoni­
sierung benötigen würde, nicht möglich. Es gibt 
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eine Schätzung des Europäischen Parlaments, 
wonach eine Harmonisierung nach oben jährliche 
Mehrkosten von sage und schreibe 7 000 Milliar­
den Schilling erfordern würde. Aber eine Verein­
heitlichung nach unten würden sich die Bürger. 
die Gewerkschaften und die Sozialdemokraten 
dieser Länder natürlich zu Recht nicht gefallen 
lassen. Das kommt also nicht in Frage! (Beifall 
bei der spö.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Des­
halb ist das Gemeinschaftsrecht der EG zu Recht 
von sozialpolitischer Enthaltsamkeit geprägt. 
Und so entsteht leider sehr oft der Eindruck, die­
ses vereinte Europa, das im Entstehen ist, könne 
nur ein Europa der Unternehmer sein. Ja, es ist 
sicher auch ein Europa der Unternehmer, aber 
wir werden dafür sorgen, daß es ganz gewiß auch 
ein Europa der Verbraucher, ein Europa der Ar~ 
beitnehmer, ein Europa der Familien und ein Eu­
ropa der privaten Haushalte sein wird. Ein Land 
wie Österreich, das sich in seinem politischen 
Handeln so stark an diesen Zielen orientiert. wird 
dazu beitragen können, daß das auch europaweit 
so gesehen wird. 

In diesem Zusammenhang darf ich noch eines 
feststellen: Wir sehen uns sehr gerne als sozialpo­
litische Musterschüler Europas - und in den wei­
testen Bereichen stimmt das auch. Und wenn wir 
in der nächsten Sitzung die Pflegevorsorge ver~ 
wirklichen, dann haben wir einmal mehr unserem 
Ruf als sozialpolitische Vorreiter Europas ent­
sprochen. Aber - und es gebietet die Redlichkeit, 
das auch zu sagen - es gibt auch Bereiche, in 
denen die sozialpolitischen Standars in der Eu­
ropäischen Gemeinschaft höher sind als die unse­
ren. 

Erst vor kurzem haben wir durch ein großes, 
umfassendes Gleichbehandlungspaket gesichert, 
daß Frauen und Männer - zumindest in Zukunft 
- mehr Chancengerechtigkeit vorfinden. In der 
Europäischen Gemeinschaft ist man seit Jahren 
schon soweit. Da hat es also einen Anpassungsbe­
darf nach oben gegeben. Einen Anpassungsbedarf 
für Österreich nach oben gibt es auch im weiten 
Feld des technischen Arbeitnehmerschutzes und 
auch im Bereich der Massenkündigungen. 

Das sind Bereiche, in denen die Europäische 
Gemeinschaft einen sozialen Standard vorgibt, 
den wir noch nicht haben. Und ich glaube, auch 
das sollte man in diesen Tagen redlicherweise und 
ehrlicherweise sagen, damit die Bürger die Ris­
ken, aber auch Chancen des Zusammenwachsens 
Europas sachlich und emotionslos beurteilen 
können. 

Und noch eines - und damit komme ich schon 
zum Schluß - soll den Bürgern immer wieder 
gesagt werden: Auch derzeit sind in Europa jene 
Länder wirtschaftlich am stärksten. die sowohl 

über ein funktionierendes Lohn- als auch Sozial­
system verfügen. Es schließen sich also Wirt­
schaftskraft auf der einen Seite und hohe soziale 
Standards auf der anderen Seite keineswegs aus, 
ganz im Gegenteil, es besteht ganz offensichtlich 
sogar ein positiver Zusammenhang zwischen 
Lohnniveau, Sozialpolitik und Wirtschaftskraft. 
Und es spricht nicht das geringste dafür, daß der 
europäische Binnenmarkt an dieser Tendenz et­
was ändern würde. Deshalb sagen auch wir So­
zialpolitiker ja zu diesem Zusammenwachsen Eu­
ropas. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 14.02 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Peter. Ich erteile es ihm. 

/..;..rJ2 

Abgeordneter Mag. Peter (FPÖ): Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Das soziale Netz in 
Österreich ist wohl eine der größten Errungen­
schaften dieser Zweiten Republik. Und es ist der 
Politik zu gratulieren, die dieses soziale Netz ge­
schaffen hat, vor allem aber den Unternehmern 
und Arbeitnehmern in diesem Land, die es bisher 
finanziert haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dieses soziale Netz ist ein Teil der Kultur unse­
res Landes, und gerade die freiheitliche Fraktion 
bekennt sich dazu. Nur ist dieses soziale Netz, 
meine Damen und Herren, heute in Gefahr, weil 
es an die Grenzen seiner Finanzierbarkeit stößt. 
In einer Zeit wirtschaftlicher Rezession, steigen­
der Arbeitslosigkeit, sinkender Investitionen und 
explodierender Insolvenzen ist nun einmal nichts 
mehr zu verteilen. 

Dieses soziale Netz, meine Damen und Herren, 
ist dynamisch. Es ist nicht statisch. Vom Thron 
der wohlerworbenen Rechte auf die Wirklichkeit 
herunter zu schauen ist nicht der richtige Weg. 
Dieses soziale Netz muß weiterentwickelt werden, 
denn es gibt neue Anforderungen der Gesell­
schaft an dieses soziale Netz. Ich nenne etwa die 
Pflegevorsorge oder die Probleme der steigenden 
Arbeitslosigkeit. Hier gibt es neue Anforderun­
gen. 

Nur eines kann nicht sein: daß die Dynamik des 
sozialen Netzes immer nur in der Aufblähung zu 
sehen ist. (Zwischenruf der Abg. Christine Ha a­
ger.) Gnädige Frau! Wir gehen in die Richtung 
der U nfinanzierbarkeit. Und das macht Sorge, 
wenn man sich zum sozialen Netz bekennt. Wenn 
wir also neue Forderungen stellen, dann müssen 
wir alte Forderungen aufgeben, dann müssen wir 
die Zugeständnisse, die in den fünfziger und sech­
ziger Jahren für die arbeitenden Menschen in 
Österreich richtig waren, einschränken, um die 
Finanzierbarkeit dieses sozialen Netzes richtiger­
weise zu erhalten. 
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Ich bitte Sie daher, die Zustimmung der Frei­
heitlichen Partei unter diesem Gesichtspunkt zu 
verstehen. Wir meinen, daß heute, bei einem Gott 
sei Dank größeren Wohlstand in Österreich als in 
den fünfziger Jahren, ein Karenztag beim Kran­
kenstand sinnvoll ist, weil er eine Senkung der 
Lohnnebenkosten bringt, die heute sowohl im 
Sinne der Mitarbeiter als auch im Sinne der Un­
ternehmen richtig ist. 

Sie haben recht. Es gibt Mißbräuche im sozia­
len System. über die wir diskutieren sollten, aber 
nicht polemisch. Wir sollten sie analysieren, liebe 
gnädige Frau in der letzten Reihe. und uns ganz 
genau anschauen - ich berichtige: in der vorletz­
ten Reihe -, was denn wirklich der Grund dafür 
ist. Wir sollten da nicht die Augen verschließen 
und ideologische Scheuklappen anlegen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Es gibt Mißbräuche auf der Arbeitgeberseite. 
gar keine Frage. und es gibt Mißbräuche im sozia­
len System auf der Arbeitnehmerseite, gar keine 
Frage, die zu überhöhten Kosten und zu über­
höhten Beiträgen führen und die einen Grund da­
für darstellen, daß wir heute vor der Gefahr der 
Entsolidarisierung in unserer Gesellschaft stehen. 
Entsolidarisierung ist wohl das Schlimmste. was 
uns passieren kann, denn die politische Kultur des 
Landes wird immer daran gemessen werden, wie 
wir mit den sozial Schwachen in unserem Volke 
umgehen. 

Der Verlust der Konkurrenzfähigkeit des 
Standorts Österreich droht in weiten Bereichen. 
Nicht. nur die rezessive Entwicklung des letzten 
Jahres, sondern auch die Entwicklungen hin zur 
Europäischen Gemeinschaft und zur Ostöffnung 
stellen uns vor schwere Probleme. Analysieren 
wir also die Mißbräuche, die das soziale System 
von der Arbeitgeberseite her belasten. - Ohne 
Zweifel ist es die wuchernde Schwarzarbeit. Für 
vorsätzliche Schwarzarbeit, die die Illegalität in 
unserem Land ausbeutet, hat niemand Verständ­
nis, am allerwenigsten die Freiheitliche Partei. 
Warum wehren Sie sich dann so dagegen, daß wir 
im Sinne des gemeinsamen Koalitionsabkommens 
zwischen ÖVP und SPÖ diesen Sozialver­
sicherungsausweis einführen, um endlich einmal 
den legal in unserem Lande arbeitenden Gastar­
beiter vor der Diffamierung, er wäre ein Schwarz­
arbeiter, zu schützen und die Schwarzarbeit an 
der Wurzel auszurotten? Denn sie ist ein Rechts­
bruch, und sie muß bekämpft werden. 

Es gibt aber auch erzwungene Schwarzarbeit 
durch bürokratische Hürden, die die Unterneh­
mer dazu zwingen, jemanden schwarz einzustel­
len, weil sie zum Arbeitsamt gehen und sagen: Ich 
möchte einen Mitarbeiter haben!, aber keinen be­
kommen. Und wenn derselbe Unternehmer sich 
dann einen Mitarbeiter sucht, dann geht er wieder 
zum Arbeitsamt, doch er bekommt keine Geneh-

migung. Solche Fälle kennen Sie auch. Wir soll­
ten diese Fälle aber nicht überheblich, vom Thron 
der wohlerworbenen Rechte herab, beurteilen. 
sondern wir sollten diese Fälle nach dem wirkli­
chen Problem. das dieses Unternehmen hat, beur­
teilen. nur dann werden wir diesem Fall gerecht 
werden können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es gibt natürlich 
von der Unternehmerseite einen Mißbrauch der 
Arbeitslosigkeit. das steht außer Streit. Das .,Par­
ken" von Arbeitnehmern in der Arbeitslosen­
versicherung ist ohne Zweifel ein Mißbrauch die­
ses Systems des Schutzes des Menschen vor Ar­
beitslosigkeit. Es gibt aber auch erzwungene Ar­
beitslosigkeit, die genau, lieber Rudolf Parnigoni, 
die Leute hier im Parlament beschlossen haben 
und nicht zu ändern bereit sind. Das führt dazu, 
daß Mitarbeiter freigesetzt werden müssen. weil 
ein Urlaubsrecht, ein Arbeitszeitrecht oder ein 
Sozialversicherungsrecht eine Durchbeschäfti­
gung nicht ermöglichen und längere Durchrech­
nungen verhindern. Ich lade Sie herzlich ein, mit 
uns über längere Durchrechnungszeiten, über 
Jahresarbeitszeiten, über eine Flexibilisierung des 
Arbeitsrechtes zu reden. um Saisondienst­
verhältnisse, dort. wo es möglich ist, zu Jahres­
dienstverhältnissen zu machen und den Mitarbei­
tern, dem Humankapitel der Betriebe, die soziale 
Position im Betrieb zu geben, die sie brauchen. 

Vom hohen Thron der wohlerworbenen Rechte 
herunter sollten wir uns einmal an ein Churchill­
Wort erinnern. Er sagte: Die Unternehmer sind 
nicht nur die Kuh, die man melken kann, sie sind 
nicht nur der räudige Hund, den man schlägt, sie 
sind auch, Herr Doktor, der Esel, der den Karren 
zieht. 

Es gibt aber auch Mißbrauch auf der Arbeit­
nehmerseite. Ich möchte hier von dieser Stelle aus 
allerdings klar sagen: Ich nehme an einer "Sozial­
schmarotzer" -Debatte nicht teil, weil es sich hier 
um Menschen handelt und ich der Meinung bin, 
daß diese Titulierung, auch wenn es Mißbrauch 
gibt, falsch ist. 

Aber: Gibt es Kurzkrankenstände? - Es gibt 
Kurzkrankenstände, die nicht berechtigt sind, 
und das ist ein Mißbrauch. Aber dem können wir 
mit einem Selbstbehalt. mit einem Karenztag, 
vorbeugen. Und es gibt heute bei einem wesent­
lich besseren Arbeitnehmerschutz, bei ergonome­
trisch wesentlich besseren Arbeitsplätzen, bei 
kürzeren Arbeitszeiten als vor 20 Jahren eine 
wachsende Anzahl von Frühpensionisten. Wir 
sollten darüber nachdenken. Und ich sehe nicht 
ein. wieso die Freizeitunfälle heute bereits mehr 
Kosten verursachen als die Arbeitsunfälle. Für die 
Arbeitsunfälle hat der Arbeitgeber zu haften, das 
ist gar keine Frage. Aber die Freizeitunfälle, Fol­
gen eines immer exzentrischeren Freizeitverhal­
tens, werden auf den Selbstbehalt, auf die Verant-
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wortung des einzelnen Bürgers abzustellen sein. 
Es ist nicht einzusehen, warum die Gemeinschaft 
solidarisch dafür haftet. 

Die freiwillige Arbeitslosigkeit, die wir heute 
schon mehrfach hier diskutiert haben, ist nicht 
sonderlich gut dotiert. Durchschnittlich 7 800 S 
pro Monat sind nicht viel Geld. Nur: Kumulieren 
Sie bitte einmal die freiwillige Arbeitslosigkeit 
mit Schwarzarbeit und Pfusch. Das bringt dann 
ganz interessante Einkommen. Und sie heute von 
Ihrer Seite ganz einfach zu leugen ist genauso 
falsch. wie wenn ich leugnen würde, daß es auf 
der Arbeitgeberseite Mißbräuche dieses sozialen 
Netzes gibt. Ein Recht auf arbeitsloses Einkom­
men kann es in der Republik Österreich nicht ge­
ben, weil es schlicht und einfach nicht finanzier­
bar ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich sage ein klares 
Ja zur gesellschaftlichen Solidarität, ein klares Ja 
aber auch zur neuen Selbstverantwortung der 
Menschen in einer Gott sei Dank immer wohlha­
benderen Gesellschaft. Ich sage ein klares Ja zu 
einem neuen Kostenbewußtsein im Sozialsystem. 
Die Menschen müssen wissen. was die Leistun­
gen, die sie aus dem Sozialsystem in Anspruch 
nehmen, kosten. Wir müssen zu einem Kostenbe­
wußtsein finden, um die Finanzierbarkeit des So­
zialsystems weiter garantieren zu können. 

Und ich sage ein viertes Ja zu durchgreifenden 
Reformen und zu durchgreifenden Rationalisie­
rungen im Bereich der Sozialversicherungsträger 
über alle partei politischen Interessen hinweg. Es 
genügt nicht, meine Damen und Herren. wenn 
wir hier jährlich Rechnungshofberichte diskutie­
ren und darüber sprechen, was sich innerhalb der 
Sozialversicherungsträger abspielt, um dann wie­
der zur Tagesordnung überzugehen. Dazu brau­
chen wir keinen Rechnungshof. 

Wo sind die Reformen, die mittelfristig Milliar­
den Schilling einsparen helfen können? - Die 
Koalitionsparteien sind sechs Jahre in der Regie­
rung, sie haben in dieser Richtung aber bisher 
nichts unternommen. Nützen wir das kommende 
Jahr, spät. aber doch, um die Finanzierbarkeit des 
österreichischen Sozialsystems zu erhalten! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Die Schallgrenze von 40 Prozent bei den 
Sozialversicherungsbeiträgen haben wir letztes 
Jahr mit 40,5 Prozent bereits überschritten. 
Sozialversicherungsbeiträge, Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberanteil, die über 40 Prozent gehen, 
sind mittelfristig nicht finanzierbar , wenn man 
den wirtschaftlichen Standort Österreich im Auge 
hat. Was aber macht die Koalitionsregierung? -
Sie erhöht sowohl die Arbeitslosenversicherungs­
beiträge als auch die Krankenversicherungsbei­
träge um insgesamt 1,2 Prozent. Sie wird diese 
Schallgrenze der Sozialversicherungsbeiträge ge-

messen am Bruttolohn auf 41,7 Prozent erhöhen, 
weil wir nicht den Mut haben, zu verstehen, daß 
ein dynamisches Sozialsystem nicht immer nur 
ausgeweitet werden kann, sondern daß alte For­
derungen auch eingeschränkt werden müssen. 

Dasselbe, meine Damen und Herren. gilt für 
die Lohnnebenkosten, die, auf die geleistete Ar­
beitsstunde gerechnet. bereits über 100 Prozent 
betragen. Diese Lohnnebenkosten plus dem Auf­
wertungseffekt aus den Wähl:.ungsturbulenzen im 
September 1992 bringen Osterreich in eine 
schwierige Situation. Das Budget 1993 gibt keine 
Antwort darauf. Wir lehnen dieses Budget daher 
ab. (Beifall bei der FPÖ.) I.J.lO 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste 
Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Haager. Ich erteile es ihr. 

J.:I.JO 
Abgeordnete Christine Haager (SPÖ): Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr 
Abgeordneter Peter! Wenn Sie von Polemik spre­
chen, dann denke ich nur daran, daß vor einigen 
Tagen eine Meldung in der Zeitung war. daß Sie 
als Dienstgeber Ihre Leute kündigen. Sie aber ha­
ben hier gesagt: Nein, ich kündige niemanden, ich 
habe branchenübliche befristete Dienstver­
hältnisse, die ablaufen. Wenn das nicht Polemik 
ist! (Abg. Mag. Pet e r: Sie kennen vielleicht den 
Unterschied zwischen Dienstverhältnis und befri­
stetem Dienstverhältnis nicht.' Soll ich Ihnen da 
Nachhilfe geben?) Aber Sie können eines tun, 
Herr Abgeordneter! Wenn Sie solche Sorge um 
dieses Budget haben, dann gehen Sie doch vom 
Branchenüblichen ab und machen Sie einmal für 
Ihre Beschäftigten keine befristeten Dienst­
verhältnisse mehr! (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Mag. Pet e r: Sie hat keine Ahnung, wovon sie 
spricht.' Es ist betrüblich, ihr zuzuhören!) 

Wir wissen eines - und das haben auch viele 
Redner gezeigt -: daß dieses Kapitel, das heute 
hier behandelt wird, ein sehr sensibles ist. Wir 
wissen - und das haben auch alle Umfragen, die 
wir mit den Menschen draußen gemacht haben, 
ergeben -, daß im Vordergrund die Sorge um 
eine gute Altersversorgung steht. Genauso sind 
die Erwartungen betreffend eine menschenwürdi­
ge und qualifizierte Betreuung bei Krankheit und 
Behinderung hoch. Ferner erwartet man auch -
das ist hier auch schon einige Male gesagt worden 
- die Sicherung einer Versorgung bei einer 
plötzlichen Notsituation, wie also zum Beispiel 
bei Arbeitslosigkeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, jeder, der diese Sorgen der Bevölkerung 
ernst nimmt, auch die Sorgen des kleinen Man­
nes, und nicht nur: "Mehr für mich" in einem 
bedenklichen Aufwiegelungsversuch auf seine 
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Fahnen heftet. muß dem vorliegenden Budget 
seine Zustimmung geben. denn auch wenn die 
Bundesregierung sich nach wie vor dazu bekennt, 
das Budgetdefizit einschränken zu wollen, kann 
das doch nicht auf Kosten der Sozialleistungen 
geschehen. Das ist eine Tatsache. meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren. die ich entsprechend 
herausstreichen möchte, weil ich sie als wesent­
lich ansehe, weil sie den Wünschen der Bevölke­
rung entspricht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich mir den Voranschlag für das kom­
mende Jahr ansehe und gleichzeitig bedenke -
auch das ist hier heute schon sehr oft erwähnt 
worden -, welche wichtigen Gesetze gerade in 
der letzten Zeit verabschiedet worden sind und 
am Beginn des nächsten Jahres noch zu verab­
schieden sein werden. dann wird deutlich. daß 
trotz aller gegenteiligen Bestrebungen in Öster­
reich nach wie vor eine konstruktive und konse­
quente Sozialpolitik gemacht wird. 

Als Beweis für diese sozialen Qualitäten nenne 
ich hier nur einige wenige aktuelle Zahlen. Wir 
müssen mit Freude feststellen, daß die Zahl jener 
Beschäftigten, die ein Einkommen unter 10 000 S 
haben, sinkt. Und wir stellen weiters fest, daß die 
Zahl der Ausgleichszulagenbezieher ebenfalls 
kontinuierlich sinkt. Das heißt, das Einkommen 
wirkt hier im Pensionsbereich. Und die 
Ausgleichszulagen werden gleichzeitig so erhöht, 
daß die Pensionisten spürbare Verbesserungen 
ihrer Einkommenssituation verzeichnen. Ich be­
grüße daher die neuerliche Anhebung der Richt­
sätze um 500 S beziehungsweise 650 S sehr und 
möchte hier sehr wohl einerseits dem Herrn So­
zialminister, aber auch dem Herrn Finanzmini­
ster..ctanken. daß das möglich war. (Beifall bei der 
SPO.) Denn ich bin überzeugt. daß das gerade 
diesen Menschen besonders viel bedeutet und 
ihre Lebenssituation wesentlich verbessert. 

Im Sozialbericht wird nachgewiesen, daß trotz 
des Ausbaus des Sozialstaates, trotz effektiver 
Leistungsverbesserung und trotz der gestiegenen 
Anforderungen der Anteil der Sozialausgaben an 
der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung nicht 
übermäßig gewachsen ist. Das heißt aber. daß die 
vorhandenen Mittel sehr effizient und zielgerich­
tet eingesetzt werden. Hiermit sei auch ein Kom­
pliment an die Vollzugsorgane ausgesprochen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit 
diesem vorliegenden Budgetansatz werden vor al­
lem jene Lügen gestraft, die meinen, daß die 
Budgetkonsolidierung nur auf Kosten des Wohl­
fahrtsstaates betrieben werden kann. Und das ha­
ben wir auch von Herrn Abgeordneten Peter ge­
hört. Modelle wie die Streichung des ersten 
Krankenstandstages, das heißt also, daß dafür 
nicht bezahlt werden soll, oder andere für mich 
antiquierte Konzepte beweisen, daß der andere 
Weg, den die Bundesregierung eingeschlagen hat, 

der richtige Weg ist. Von unserer Seite wird es ein 
ständiges Nein zum Abbau jeder Sozialleistung 
gebe9' (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der OVP.) 

Im Gegensatz zu diesen Bestrebungen gilt es 
gerade in der nächsten Zeit weiterhin eine Sozial­
offensive zu starten. Und wenn die Wirtschafts­
forscher uns für die kommenden Monate eine 
Konjunkturschwäche prognostizieren. dann muß 
uns allen klar sein, daß es gerade in der 
Beschäftigungspolitik Impulse geben muß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
vorliegende Budgetentwurf gibt dafür einen 
Spielraum, den ich für besonders wertvoll erach­
te. Ich hoffe, daß es in diesem Bereich durch ge­
zielte Maßnahmen eine Entspannung der Situa­
tion geben wird. Und für mich bleibt dabei der 
Grundsatz der Vollbeschäftigung eine unabding­
bare Forderung. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.J 

Neben der Arbeitsmarktpolitik. meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, richte ich mein be­
sonderes Augenmerk immer wieder auf den 
Arbeitnehmerschutz, der uns in Zukunft noch 
mehr beschäftigen muß. Und wir werden morgen 
die Möglichkeit haben. zum Arbeitsinspektions­
gesetz auch hier Fakten auf den Tisch zu legen. 
Die jahrzehntelange Gewerkschaftsforderung, 
daß Arbeit nicht krank machen darf, ist alt, aber 
immer noch aktuell. Ich glaube, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß es doch in unser 
aller Interesse sein müßte, mit Hilfe der Arbeits­
inspektion die Arbeitsbedingungen hinsichtlich 
der Einhaltung von Arbeitnehmerschutz­
bestimmungen genauestens zu überprüfen. Denn 
damit können sowohl mögliche Ursachen für Ar­
beitsunfälle als auch für Berufskrankheiten so 
rasch als möglich erkannt und auch behoben wer­
den. Dies sollte allerdings nicht nur ein Anliegen 
der Arbeitnehmervertretungen sein, sondern 
auch den Interessen der Wirtschaft entgegenkom­
men, denn auch sie ist - das sei hier offen gesagt 
- von den finanziellen Auswirkungen der hohen 
Anzahl an Arbeitsunfällen Berufskrankheiten 
und vor allem auch von der hohen Zahl an 
Invaliditätspensionen betroffen, die ebenfalls im 
überwiegenden Maße aufgrund schlechter, den 
gesetzlichen Bestimmungen nicht entsprechen­
den Arbeitsbedingungen herbeigeführt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 
Jahr 1991 mußten insgesamt 29 000 Personen 
eine Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension 
in Anspruch nehmen. aber nicht, weil sie in so 
jungen Jahren - das Durchschnittsalter liegt bei 
53 Jahren - in die Invaliditätspension gehen 
wollten, sondern weil sie krank sind, weil sie nicht 
mehr imstande waren, ihre Tätigkeit weiterzufüh­
ren. Ich glaube, es muß ein Grundsatz sein, daß 
Menschen Arbeitsbedingungen vorfinden, die es 
ihnen ermöglichen, ihre Tätigkeit bis zur Errei-
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chung des Pensionsalters ohne Gefährdung ihrer 
Gesundheit auszuüben. Das muß ein Grundanlie­
gen sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
bin daher mit dem heurigen Budget für die 
Arbeitsinspektion zufrieden. Ich möchte aber 
gleich deponieren, daß es in diesem Bereich auch 
in den kommenden Jahren zu keinen Rückschrit­
ten kommen darf, sondern zu einer wesentlichen 
Ausweitung. Wir werden verstärkt Personal brau­
chen. Wir werden verstärkt eine bessere techni­
sche Ausrüstung der Arbeitsinspektion brauchen, 
um genau jenem entgegenzuwirken, was hier be­
reits angeschnitten worden ist. 

Ich habe eingangs erwähnt, daß das vorliegende 
Budget ein Zeichen für eine ausgewogene Sozial­
politik ist. Ich bin froh. daß wir es heute inklusive 
aller Verbesserungen, die darin enthalten sind, 
verabschieden können. Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Herr Bundesminister! Ich stehe 
aber auch nicht an, zu sagen, daß ich mir für den 
Ansatz 1994 im Bereich Soziales ein weiteres Plus 
wünsche. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
1-4.22 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Haider. Ich erteile es ihm. 

1-+.22 

Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Finanzminister! Es ist heute schon viel über die 
Sicherung der sozialen Standards in Österreich 
geredet worden, die angeblich durch dieses Bud­
get garantiert werden. Wenn man die Diskussion 
in der Öffentlichkeit betrachtet, so hat man nicht 
das Gefühl, daß das alles wohlgeordnet ist, insbe­
sondere was die Frage der dauerhaften und mit­
telfristigen Sicherungen der Pensionen betrifft. 

Die Gewerkschaft verlangt vom Finanzminister 
- es ist gut, daß er hier sitzt -, daß er seinen 
Anteil betreffend Zuschuß zur Erhaltung und zur 
Finanzierung der Pensionen wieder erhöht, der ja 
schon einmal mit rund 30 Prozent der Gesamt­
zuschußbedürfnisse angesetzt war. Der Finanz­
minister müßte dieses Anliegen mangels Masse 
ablehnen und hat einen Schritt gesetzt, den wir 
nicht begrüßen und aus sozialpolitischen Grün­
den unverständlich finden, nämlich daß ab 1. Jän­
ner eine sogenannte Nettoanpassung durchge­
führt wird, die wiederum auf dem Rücken jener 
Gruppen von Pensionisten zur Austragung 
kommt, die man angeblich laut Versprechungen 
im Zuge der letzten Nationalratswahl besserstel­
len wollte. Das sind genau jene ASVG-Versicher­
ten, die heute schon in Relation zu den Beamten 
wesentlich benachteiligt sind. 

Es geht gar nicht so sehr darum, Herr Bundes­
minister, daß es über Nacht eine Gleichstellung 
mit den Beamtenregelungen geben sollte, sondern 
es geht darum, daß von Ihrer Regierung verspro­
chen wurde, die Distanz zwischen den ASVG­
Pensionisten und den Beamtenpensionisten zu 
verringern, aber nicht so. daß man gleichmäßig 
jedem etwas wegnimmt, sondern indem man die 
Situation der ASVG-Versicherten verbessert. 

Das ist Ihnen aber offenbar überhaupt nicht ge­
lungen. Denn mit der Nettoanpassung finanzie­
ren Sie zwar Ihr Budget leichter, weil Sie rund 5 
bis 6 Milliarden Schilling weniger für die Pen­
sionszuschüsse ausgeben, aber das geht auf Ko­
sten der Leistungen der betroffenen Rentner und 
Pensionisten nach dem ASVG. Und das ist die 
klassische Form des Rentenklaus, die Sie als So­
zialisten immer wieder massiv angeprangert ha­
ben. Sie haben gesagt, wenn es keine sozialistische 
Mitsprache gibt, dann werden ... (Abg. Mag. 
Pos c h.· Frechheit.') Ob es eine Frechheit ist, 
werden wir ja sehen. Ich empfinde es als Frech­
heit. Herr Kollege, Menschen etwas wegzuneh­
men, wofür sie jahrzehntelang gezahlt und gear­
beitet haben, nämlich für eine ordentliche Alters­
vorsorge. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich empfinde es auch als eine Frechheit, wenn 
das ein Abgeordneter sagt, der selbst beamten­
ähnliche Pensionsbezüge hat. und zwar in mehr­
facher Weise. 

Meine Damen und Herren! Daher sollte bei 
dieser Debatte auch an jene gedacht werden, zu 
denen die Sozialistische Partei gesagt hat, daß sie 
eine Verbesserung schaffen will. Das Gegenteil ist 
der Fall. 

Heute bekommt ein ASVG-Pensionist, der ma­
ximal eingezahlt hat und 45 Dienstjahre hat, 
79,5 Prozent; das heißt. er bekommt in Wirklich­
keit 64 Prozent seines Letztbezuges. Ein Beamter 
bekommt 80 Prozent seines Letztbezugs. Durch 
die Nettoanpassung der Regierung wird aber im 
Laufe von 10 Jahren aus dieser Rente, die 64 Pro­
zent des Letztbezuges im aktiven Erwerbsleben 
ausmacht, nur mehr ein Bezug von 53 Prozent 
herauskommen. 

Meine Damen und Herren! Wenn das Pen­
sionsgarantie, wenn das Sicherung des Wohlstan­
des der älteren Generation sein soll, dann haben 
Sie eine neue Rechenform eingeführt, um das den 
Bürgern zu erklären. 

Herr Bundesminister! Ich fordere Sie auf, ge­
hen Sie endlich den Weg, den Ihr eigener Bundes­
kanzler bereits im Jahre 1990 in großen Zei­
tungsartikeln angekündigt hat. Bundeskanzler 
Vranitzky hat bereits am 27. August 1989 ange­
kündigt, daß er die "heiligen Kühe" in der Sozial­
versicherung schlachten will, damit er mit jenen 
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Milliarden, die dort an Verwaltungsaufwand ein­
gespart werden, dazu beitragen kann, die Pensio­
nen und Leistungen für die ältere Generation zu 
garantieren. 1989 angekündigt - 1992 noch im­
mer nicht verwirklicht. Das einzige, was verwirk­
licht wird, ist eine Pensionskürzung für die ältere 
Generation, die sie sich nicht verdient hat. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Diese Vorgangsweise seitens der Bundesregie­
rung ist verantwortungslos, und daher kritisieren 
wir das auch nachhaltig. Jeder weiß, daß selbst­
verständlich die Möglichkeit, 28 Sozialver­
sicherungsanstalten zusammenzulegen, ein geeig­
neter Schritt wäre, Milliarden an Verwaltungs­
aufwand einzusparen und sie für die Leistungen 
zur Verfügung zu stellen. 

. Sogar die Österreichische Volkspqrtei hat jetzt 
em Zehnpunkteprogramm zum Privilegienabbau 
beschlossen, in dem auch festgehalten ist, daß die 
28 Sozialversicherungsanstalten auf 14 reduziert 
werden sollen, die Betriebskrankenkassen in die 
Gebietskrankenkassen und die Sonderanstalten in 
die Träger der allgemeinen Dienstnehmersozial­
versicherung einzugliedern sind. 

Das Verhältnis 28 zu 14 ist immerhin eine 
50prozentige Reduzierung. Ich halte das für einen 
richtigen und guten Schritt. Ich frage mich nur, 
warum stimmen Sie dann, meine Damen und 
Herren von der Österreichischen Volkspartei, 
diesem Budget zu, das nicht nur Ihre richtigen 
Erkenntnisse nicht verwirklicht, sondern genau 
das bewirkt, was Sie selbst immer kritisiert haben 
nämlich daß man auf Kosten der Leistungen de; 
Bürger den Wildwuchs an Bürokratie, Privilegien 
und Funktionärsherrlichkeit in der Sozial­
versicherung aufrechterhält? 

Jeder Abgeordnete der ÖVP, der etwas auf sich 
hält, der das halten will, was er in den Versamm­
lungen den Bürgern versprochen hat, der das 
auch im Parlament mit seinen konkreten Ent­
scheidungen zum Ausdruck bringen will, dürfte 
dem Budgetkapitel Soziales und dem Budget ins­
gesamt so lange nicht zustimmen, solange die 
Kürzung der Pensionen für die ASVG-Rentner 
nicht rückgängig gemacht wird, solange nicht 
Sozialversicherungen zusammengelegt sind, denn 
dies würde eine milliardenschwere Einsparung 
bewirken und gleichzeitig mehr Geld für die Lei­
stungen zugunsten der älteren Generation brin­
gen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher appellieren wir an Sie: Überlegen Sie 
sich das wirklich, meine Damen und Herren von 
der Österreichischen Volkspartei! Wir werden Sie 
auch bei den Diskussionen in der Öffentlichkeit 
festnageln und sagen, daß Sie ständig Dinge for­
dern, die Sie aber hier im Hause nicht bereit sind 
durchzusetzen, und damit wird die Glaubwürdig-

keit einer Regierungspartei ein bißehen rampo­
niert. 

Es muß auch gesagt werden, daß 800 Funk­
tionäre der Sozialversicherung beachtliche Ein­
künfte beziehen und daß diese die SPÖ schützen 
will. Bis zu 50 000 S kann ein solcher Gebiets­
krankenkassenobmann monatlich als ehrenamtli­
cher Funktionär verdienen. Die Arbeit macht eh 
der Direktor in der Sozialversicherung. Wenn Sie 
schon durch Ihren großen Koalitionspartner ei­
nen Schutzpatron der Sozialversicherungs­
funktionä.~·e haben, dann sollten wenigstens Sie 
von der Osterreichischen Volkspartei - Sie ha­
ben ein Zehnpunkteprogramm zum Privilegien­
abbau erstellt - mit Ihren Bekenntnissen ernst 
machen und Ihrem Koalitionspartner sagen, be­
vor ihr nicht bereit seid, diesen vernünftio-en 
Schritt zu setzen, sind wir nicht bereit, den älte­
ren Menschen etwas wegzunehmen, weil das so­
zialpolitischer Raubbau ist. der hier betrieben 
wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Da~en und Herren! Die Tiroler Abge­
ordnete der OVP hat heute zu einem Fall Stel­
lung genommen, der ebenfalls einer Sanierung 
bedarf. Die Abgeordnete Heiß hat sich mit dem 
Problem beschäftigt, daß die arbeitsrechtlichen 
Begleitgesetze nicht sichergestellt haben, daß das 
Karenzurlaubsgeld ab 1993 zur Hälfte aus dem 
Familienlastenausgleichsfonds getragen wird und 
nicht wie bisher mit 58 Prozent. (Abg. Regina 
He i ß: MomelUan sind es 50 Prozent.') 1993 zu 
58 Prozent, so ist es richtig. Es soll also eine Er­
höhung Platz greifen. (Bundesminister Dkfm. 
La ein a: Das stimmt nicht.') Der Herr Finanzmi­
nister sagt, so ist es nicht richtig. (Bundesminister 
Dkfm. L ac in a: 100 Prozent sind es im heurigen 
Jahr!) 100 Prozent sind es im heurigen Jahr, 
58 Prozent sind es im Jahr 1993. Oder? (Bundes­
minister Dkfm. La ci n a: Nein! - Abg. Hilde 
Sei I e r: Das stimmt auch nicht! Keine Ahnung!) 
Sondern? (Bundesminister Dkfm. La ci n a: 50.') 
50! (Bundesminister Dkfm. L ac i n a: Paßt! In der 
Zeitung ist es schon gestanden.') Okay, einverstan­
den. (Abg. Hilde Sei I e r: Vielleicht lesen Sie ein­
I1wl, vielleicht schauen Sie einmal!) Herr Finanz­
minister! Das ist doch ein wichtiges Thema. (Bun­
desminister Dkfm. La ci n a: Ja.' Ja!) Wenn Sie in 
der Koalition etwas ausmachen und Ihre Abge­
ordneten sogar ihre Unterschrift darunter setzen, 
dann müßten Sie ein Interesse daran haben, daß 
das auch geklärt wird. 

Wir haben daher das Anliegen der Frau Abge­
ordneten Heiß in einem Antrag dargelegt und la­
den Sie ein, diesem Entschließungsantrag zuzu­
stimmen, den ich zu Verlesung bringe: 
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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Haider, Haller, Do/in­
schek und Genossen zum Bundesfinanzgeselz für 
das Jahr 1993, Kapicel 15.700 der Beilagen. be­
Ireffend Finanzierung des Karenzurlaubsgeldes 
aus dem Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen 

Entschließungsantrag: 

Der NationaLrat wolle beschließen: 

"Der Nationalrat bringt zur Vollziehung des 
FamilienlaslenausgleichsgeselZes der Bundesmini­
sterin für Umwelt, Jugend und Familie zur Kenill­
nis, daß durch die Änderung des Arbeüslosenver­
sicherungsgesetzes mit dem arbeitsrechtlichen 
Begleitgeselz der Bestimmung des § 39 Abs. 3 er­
ster Satz des Familienlastenausgleichsgesetzes in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. 
Nr. 311/1992 hinsichtlich der Höhe des Beitrages 
zur Finanzierung des Karenzgeldes nach dem 
Arbeitslosenversicherungsgesetz für 1993 derogiert 
wurde . .. 

Das ist ein Vorschlag, mit dieser Entschließung 
eine Lösung des Problems herbeizuführen. Die 
Frau Abgeordnete Heiß hat sich heute sehr dafür 
engagiert. Meine Fraktion findet das richtig, so­
daß wir dem Rechnung tragen, und wir werden 
der Abs~.immung sehr gespannt entgegensehen, 
wie die OVP-Abgeordneten der Lösung des Pro­
blems, die Sie selbst gefordert haben, nahetreten 
werden. Ich darf Sie heute schon bitten, das zu 
unterstützen. (Beifall bei der FPÖ.J 14.33 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der vom Ab­
geordneten Haider eingebrachte Entschließungs­
antrag ist genügend unterstützt und steht daher 
mit in Verhandlung. 

Ich darf weiters bekanntgeben, daß der Antrag 
der Abgeordneten Haider, Dolinschek und Haupt 
auf Besprechung einer schriftlichen Anfrage­
beantwortung zur ü c k g e zog e n wurde. 

Ich darf als nächstem Redner Herrn Abgeord­
neten Piller das Wort erteilen. - Bitte. 

/';.33 

Abgeordneter Piller (SPÖ): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Herr Bundesminister! Herr Abge­
ordneter Haider! An Ihrer Stelle hätte ich mich 
nicht zur Familienpolitik zu Wort gemeldet und 
mich so blamiert, wie Sie das eben gerade ge­
macht haben. (Beifall bei der 5PÖ.) 

Sie haben nicht einmal gewußt, um welche 
Zahlen es sich handelt. Aber lassen Sie mich nur 
einen Satz dazu sagen. (Abg. Dr. Helene Par­
ti k - Pa b I e: Es soll Ihnen nie etwas Ärgeres pas­
sieren, als daß Sie eine Zahl nicht wissen.') 

Sie können es sich aussuchen, für wen Sie Par­
tei ergreifen, und zwar entweder für jene, die sa­
gen, finanzieren wir dieses Projekt des zweiten 
Karenzurlaubsgeldes mittels Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiträgen, oder für jene, die sagen, 
finanzieren wir es nur mittels Arbeitgeberbeiträ­
gen. Sie können sich als sogenannter Vertreter 
des kleinen Mannes, den Sie immer zu sein vorge­
ben, für irgend etwas entscheiden. (Abg. Dr. 
Hai der: Wo ist der Farnilienlaslenausgleichs­
fonds?) Das ist das Problem. Wenn Sie dafür ein­
treten, daß das nicht nur die Unternehmer zahlen 
sollten, sondern die Arbeitgeber und die Arbeit­
nehmer, dann stellen Sie sich nicht her und sagen 
Sie nicht. Sie seien ein Vertreter der kleinen Leu­
te. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. Hai der: 
Gibt es flur Millionärsfamilien oder was?) Und 
diese billige Demagogie, mit dem Verwaltungs­
aufwand der Sozialversicherungsträger und mit 
den Funktionärsentschädigungen könnte man die 
Pensionen sichern, weise ich auf das schärfste zu­
rüc~. Das ist billige Demagogie! (Beifall bei der 
5PO.) 

Wir fürchten uns nicht. Sie nehmen für Ihre 
Tätigkeit auch Geld, weil Sie eine Verantwortung 
tragen, und die Funktionäre (Abg. Dr. Hai der: 
Kürzt es!) in der Sozialversicherung tragen für 
Milliarden Verantwortung und haben daher auch 
Anspruch auf eine entsprechende Entschädigung 
- mehr ist es nicht! (Beifall bei der 5PÖ. - Abg. 
Dr. Hai der: Die sind euch H/ichtiger als die Pen­
sionisten!) Das ist uns überhaupt nicht wichtiger. 
Das ist eine Unterstellung, die ich auf das schärf­
ste zurückweise. Aber die Funktionäre haben in 
der Selbstverwaltung eine Verantwortung zu tra­
gen. (Abg. Edilh H alL e r: 50 einfach ist das 
nicht.') Selbstverständlich! Wir könnten auch hier 
alles umsonst machen, oder nicht? (Abg. Dr. 
Hai der: Ein ehrenamtlicher Funktionär mit 
51 000 S! Ich bin nicht ehrenamtlich!) Sie sind ja 
auch ehrenamtlich hier. Was sind Sie denn? Sind 
Sie hier hauptamtlich tätig? Sondern? (Abg. Dr. 
Hai der: Sie werden genauso wie ich entschä­
digt.') Ich bestreite es auch nicht. Ich arbeite auch 
dafür. (Abg. Dr. Hai der: Ehrenamtlicher Funk­
tionär.') Aber das ist billige Demagogie, und so 
werden wir die Dinge nicht lösen können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
wollte mich eigentlich mit einer anderen Thema­
tik auseinandersetzen. Es wird immer wieder ver­
sucht, einen Keil hineinzutreiben, denn um die 
Sache selber geht es gar nicht. Dabei geht es um 
ganz wichtige Dinge, und deshalb möchte ich 
mich jetzt dem zuwenden. (Abg. Ing. Mur er: 
Genossen! SteLLt euch vor, die ÖVP stimmt zu.') Es 
geht vor allem - das ist heute schon einmal ange­
schnitten worden - um die Belange des Arbeit­
nehmerschutzes. 
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Meine sehr verehrten Damen und Herrenl In 
Österreich befinden sich Tag für Tag 3 Millionen, 
sogar über 3 Millionen Menschen in der Arbeit. 
Sie sind bei dieser Arbeit einer Vielzahl von 
Gesundheitsgefahren und -belastungen ausge­
setzt. Es ist ja nicht von ungefähr. daß bei allen 
Untersuchungen mehr als ein Drittel dieser Ar­
beitnehmer ständig über gesundheitliche Störun­
gen klagt, daß mehr als die Hälfte von ihnen den 
Arbeitsbedingungen schuld an ihrer Krankheit 
geben. Daher sage ich noch einmal: Man sollte es 
sich nicht so billig machen und jene, die krank­
heitshalber von der Arbeit fernbleiben, gleich be­
strafen, sondern man sollte sich auch darüber Ge­
danken machen, was dazu führt, daß Menschen 
krank werden. 

Seitens der gesetzlichen Arbeitnehmer­
vertretungen haben wir uns die Mühe gemacht 
und Umfragen gestartet. Sie decken sich mit dem, 
was auch andere Umfragen ergeben haben, näm­
lich daß bis zu 80 Prozent der Befragten sagten. 
sie seien Gesundheitsbelastungen ausgesetzt. 

Daher frage ich mich: Was soll das Gerede von: 
"Streichen wir den ersten Krankenstandstag" !? 
Jeder dritte Arbeitnehmer war deswegen im 
Krankenstand, weil er Arbeitsbelastungen bezie­
hungsweise Gesundheitsbelastungen ausgesetzt 
ist. (Abg. Mag. Sc h re in e r: Weil Donnerstag 
ein Feiertag war.') 

Herr Kollege! Ich unterstelle niemandem, kei­
nem Arbeitgeber. daß er deswegen jemanden in 
den Krankenstand schickt, weil er für den ersten 
und zweiten oder fünften Tag 127 Prozent der 
Kosten ersetzt bekommt. Das mache ich nicht, 
obwohl ich es könnte. So billig soll man sich das 
wirklich nicht machen, denn das ist ein viel zu 
ernstes Problem. Natürlich bekommt man als Ar­
beitgeber eine Entschädigung dafür, aber es ist 
gar nicht so lustig, im Krankenstand zu sein. Die 
kurzen Krankenstände, die es gibt. sind auch dar­
auf zurückzuführen, daß es immer mehr Arbeits­
belastungen in den Betrieben gibt. Darüber sollte 
man nicht so einfach hinwegsehen. 

Daß das nicht von ungefähr ist, was ich hier 
sage, ist ja schon daraus zu ersehen, daß innerhalb 
eines Jahres - der nächste Bericht der Arbeitsin­
spektion wird das sehr deutlich aufzeigen - über 
90 000 Arbeitsunfälle passieren und mehr als 90 
davon tödlich enden. 

Meine Damen und Herren! Diese unbestreitba­
ren Tatsachen haben dazu geführt, daß man sich 
im Sozialministerium mit dieser Materie ausein­
andersetzt, nämlich mit einer Verbesserung des 
Arbeitnehmerschutzes, um dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken. 

Gleichzeitig sollte dabei auch das in der EG 
geltende Recht übernommen werden. Ich konze-

diere dem Kollegen Srb, der das heute schon an­
geschnitten hat, daß wir hier wirklich Anpas­
sungsbedarf und Handlungsbedarf haben. Ich 
glaube, daß diese Anpassung - darüber sollten 
wir nicht polemisieren - notwendig wäre, weil 
sie ein Beitrag zu mehr Gesundheit und Sicher­
heit am Arbeitsplatz ist. 

Notwendig wird es aber auch sein. festzulegen, 
daß es eine klare Verpflichtung gibt - nicht nur 
der beteiligten Arbeitnehmer, sondern auch der 
Arbeitgeber -, den Arbeitnehmerschutz ernst zu 
nehmen. Der arbeitsmedizinischen und der si­
cherheitstechnischen Betreuung der Arbeitneh­
mer muß man einfach mehr Bedeutung beimes­
sen. Da ist eine Verbesserung dringend notwen­
dig. 

Meine Damen und Herren! Wir werden dar­
über reden müssen, ob es sinnvoll ist, diesen not­
wendigen arbeitsmedizinischen Schutz, den si­
cherheitstechnischen Schutz deswegen nicht zu 
gewähren, weil eine Betriebsgröße von 250 Be­
schäftigten Voraussetzung ist. 

Ich glaube, Unfallgefahren und Gesundheitsge­
fahren herrschen auf jedem Arbeitsplatz, und es 
ist egal, wie groß und wie klein dieser Betrieb ist. 

In anderen EG-Ländern, wie zum Beispiel in 
Belgien oder in Italien, gibt es schon bessere Re­
gelungen. Wir sollten daher in Österreich rasch 
darangehen - wenn notwendig, auch im Rahmen 
eines Stufenplanes -, die arbeitsmedizinische 
Betreuung auch kleineren Betrieben zukommen 
zu lassen. 

Ich glaube, daß es auch notwendig sein wird, 
darüber zu reden, ob man nicht diesen Betrieben, 
die diese arbeitsmedizinische Betreuung dann 
übernehmen sollen, an die Hand gehen soll, in­
dem man ihnen arbeitsmedizinische Zentren zur 
Verfügung stellt, wo diese Arbeiten am Men­
schen, am Arbeitnehmer vollbracht werden kön­
nen. 

Meine Damen und Herrenl Warum sage ich 
das? - Gelegentlich wird auch der Vorwurf erho­
ben, wir hätten in Österreich eine zu hohe Anzahl 
an Frühpensionisten aufgrund von Invalidität. 
Meine Damen und Herren! Wir müssen erken­
nen, daß es hier ursächliche Zusammenhänge 
gibt. Es besteht ein ursächlicher Zusammenhang 
zwischen Belastung am Arbeitsplatz und Frühin­
validität. Daher sollten wir uns fragen, ob es nicht 
gescheiter wäre, in die Gesundheit der Arbeitneh­
mer zu investieren, als sie, weil sie krankmachen­
de Arbeiten verrichten müssen, zu Frühinvaliden 
zu machen. 

Ich möchte diesbezüglich nur einen Satz zu 
Kollegen Peter sagen. Kollege Peter hat gemeint, 
wir müßten die Finanzierbarkeit der Sozialpolitik 
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überprüfen. Er hat unter anderem auch gesagt, 
wir sollten überholte Vorstellungen über Bord 
werfen und neue schaffen. Ich stimme ihm in der 
Analyse zu. Es wird nur immer darauf ankom­
men, Kollege Peter, welche Dinge man meint. 

Ich bin auch der Meinung, daß man eher pro­
phylaktisch tätig werden sollte und nicht in der 
Reparatur. Nur: wenn wir aufgrund der heutigen 
Situation in der Sozialpolitik zu reparieren ha­
ben, nämlich den Menschen dabei zu helfen, diese 
erlittenen Schäden wiedergutzumachen. dann sol­
len wir auch das außer Streit stellen. Wenn wir 
uns da finden können, dann können wir durchaus 
über Prophylaxe reden. und Arbeitnehmerschutz 
ist eine solche Prophylaxe. 

Ich komme schon zum Schluß. Meine Damen 
und Herren~ Wir sollten überlegen, ob wir es uns 
auf die Dauer volkswirtschaftlich leisten können, 
daß Arbeitsunfälle und damit zusammenhängen­
de Folgekosten im Jahr 4 Milliarden Schilling 
ausmachen. - Wenn wir uns also da treffen kön­
nen, dann bin ich sicher. daß wir im nächsten Jahr 
über einen verbesserten Arbeitnehmerschutz hier 
im Hohen Hause beraten werden und ihn auch 
entsprechend über die Bühne bringen werden. 

Daß es dazu notwenig sein wird, die dazu ge­
schaffene Behörde, nämlich die Arbeitsinspek­
tion, entsprechend mit Personal auszustatten. ist 
nur eine Folge davon. Ich glaube. der Arbeitneh­
merschutz bedarf auch der Überprüfung, und 
diese wird von der Arbeitsinspektion derzeit mu­
stergültig gemacht, und wir sollten den Kollegen 
in der Arbeitsinspektion dafür den herzlichen 
Dank aussprechen! (Beifall bei der SPÖ.) '·U'; 

Präsidentin D1'. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Wallner. Ich erteile es ihm. 

14.-14 
Abgeordneter Wallner (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Es haben sich heute im Zuge der Budget­
debatte zum Kapitel Soziales dankenswerterweise 
schon viele Kolleginnen und Kollegen mit der 
Thematik der Arbeitslosigkeit älterer Menschen 
befaßt, auch ich möchte das jetzt tun. 

Wir alle wissen, daß Ende der achtziger Jahre 
zirka 18 000 bis 20 000 Frauen und Männer über 
50 Jahre arbeitslos waren. Ende Oktober 1992 
sind es bereits 37 500, man kann beinahe von ei­
ner Verdoppelung sprechen. Ich möchte an dieser 
Stelle festhalten, meine Damen und Herren, daß 
hinter diesen Zahlen viel menschliches Leid 
steckt, das seinen Schatten auf Tausende Fami­
lienmitglieder wirft. 

Betroffen von altersbedingter Arbeitslosigkeit 
sind vor allem schlecht qualifizierte Arbeitneh­
mer, vornehmlich in den Sparten Bau, Metall, 

Büro und Hilfsberufe. Über die Ursachen kann 
man natürlich verschiedener Meinung sein, einige 
wurden heute schon artikuliert, und ich werde 
versuchen, einige von meiner Warte aus darzu­
stellen. 

Da wären einmal die betriebliche Personalpoli­
tik, der Gesundheitszustand des jeweiligen älteren 
Arbeitnehmers, die Entwertung von bereits er­
worbener Qualifikation. die fehlende Qualifika­
tion, Umstrukturierungen in elen Betrieben. 
Lohn- und Gehaltsansprüche und vieles mehr. 

Ich möchte mich als Vertreter einer Region, die 
unmittelbar von diesem Problem der Arbeitslo­
sigkeit in den sogenannten Krisenbezirken betrof­
fen ist, damit näher beschäftigen. 

Meine Damen und Herren~ Seit 1988 ist infolge 
tiefgreifender Strukturbereinigungen. vor allem 
auf dem Eisen- und Stahlsektor, der Bezug von 
Arbeitslosengeld in verlängerter Form gegeben. 
Diese Krisenregionsverordnung soll eine Exi­
stenzsicherung für den Fall lang andauernder Ar­
beitslosigkeit bewirken. der Leistungsbezug ist für 
409 Wochen vorgesehen. 

Interessant dazu ist vielleicht eine Statistik. 
Von Jänner 1988 bis Ende November 1991 haben 
zirka 19 000 Personen aus diesem Titel Arbeitslo­
sengeld bezogen, davon entfallen auf drei Bun­
desländer besonders beachtenswerte Größenord­
nungen: auf Niederösterreich 32 Prozent, auf 
Oberösterreich 36 Prozent und auf die Steier­
mark 17 Prozent. Es wurde heute bereits von ei­
nem meiner Vorredner, dem Obmann der Ge­
werkschaft Metall-Bergbau-Energie, dem Kolle­
gen Nürnberger, erwähnt, daß mehr als die Hälfte 
der Betroffenen aus dem Metallbereich und ein 
großer Prozentsatz aus dem Bereich des Handels 
kommen. 

Ich treffe aufgrund dieser Kurzanalyse folgen­
de Feststellungen - eben aus Sicht eines Vertre­
ters eines Krisenbezirkes -: Um die enormen 
Personalanpassungsmaßnahmen in der Grund­
stoff- und Schwerindustrie, aber auch im Bergbau 
für die betroffenen Menschen sozial und für die 
betroffenen Regionen volkswirtschaftlich verträg­
lich bewältigen zu können, war neben Sonderun­
terstützungsgesetzen die Krisenregionsverord­
nung des Sozialministers besonders wertvoll. Ich 
möchte von dieser Stelle aus dem Sozialminister 
für diese Verordnung herzlichst danken. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Besonders bedeutungsvoll ist die Krisenre­
gionsverordnung daher für traditionelle Indu­
striegebiete - ich sagte das schon -, die sich im 
Strukturwandel befinden. Ich darf als Beispiel die 
Obersteiermark erwähnen. Dort beträgt - das ist 
im Zuge der Debatte schon von einer Kollegin 
erwähnt worden - die Arbeitslosenrate zurzeit 
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zirka 11 Prozent. Von diesen 11 Prozent sind 
40 Prozent wiederum Alterslangzeitarbeitslose. 
Dieser Prozentsatz teilt sich wiederum in zwei 
Teilbereiche: Zwei Drittel betreffen ausgeschie­
dene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den 
verstaatlichten Betrieben, aus der Großindustrie. 
und ein Drittel betrifft ausgeschiedene Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter aus Privatbetrieben. 

Ich möchte jetzt kurz versuchen. den U nter­
schied zwischen diesen beiden Blöcken darzule­
gen. Die Privatunternehmen haben sich in diesem 
Bereich. der von der Krisenregionsverordnung 
abgedeckt wird - in der Mehrzahl der Fälle. 
nicht immer -, "angehängt" und dieses sozialpo­
litische Fenster, das für das gedeihliche Fortkom­
men der Region notwendig ist, genützt, um ihre 
älteren Arbeitnehmer loszuwerden, um aus der 
Sicht der Betriebe vielleicht verbrauchte, teure 
oder zum Teil weniger qualifizierte Menschen 
durch jüngere zu ersetzen. Aber in den verstaat­
lichten Großbetrieben, die sich in den Krisenbe­
zirken befinden, gab es keine Alternative, denn 
die Alternative wäre gewesen, Tausende junge 
Arbeitnehmer zu entlasssen. Das wäre noch viel 
schlechter gewesen als die Krisenverordnung. 

Meine Damen und Herren! Die praktizierte So­
zialgesetzgebung für ältere Arbeitslose führt -
natürlich rein statistisch gesehen, möchte ich be­
tonen - zu einem überproportional hohen Anteil 
dieser Gruppe in der Gesamtarbeitslosenstatistik 
in den betroffenen Krisenbezirken. Eigentlich 
könnte man von einer Verfälschung der tatsächli­
chen Situation sprechen. In Krisenbezirken kön­
nen Bezieher von Altersarbeitslosengeld jederzeit 
- das soll auch hervorgehoben werden - vom 
zuständigen Arbeitsamt an andere Arbeitgeber 
vermittelt werden. Tatsache ist jedoch, daß das 
Arbeitsamt nicht über die entsprechenden freien 
Arbeitsstellen in den Bezirken verfügt. 

Was könnte also eine Vermittlung in der Praxis 
bedeuten? - Versuchen wir doch, meine Damen 
und Herren, uns in die psychologische Situation 
eines ehemaligen Facharbeiters und eines Werk­
meisters zu versetzen. die sich beide seit Jahr­
zehnten in einem Großbetrieb hochgedient haben 
und mit entsprechender betrieblicher Verantwor­
tung ausgestattet wurden. Beide haben aufgrund 
der schwierigen wirtschaftlichen Situation ihres 
Betriebes, mit dem sie sich immer identifiziert ha­
ben, zugunsten jüngerer Mitarbeiter auf ihre Be­
rufsausübung verzichtet, wobei das Ausscheiden 
für viele - subjektiv - sicher nicht als leicht 
empfunden wurde. Die Verunsicherung dieser 
Kolleginnen und Kollegen ist jedoch perfekt, 
wenn sie durch das Arbeitsamt an einen anderen, 
womöglich kleineren Betrieb vermittelt werden 
und sich - die sie früher betriebliche Verantwor­
tungsträger waren - in der neuen betrieblichen 
Hierarchie wieder ganz hinten anstellen müßten 

- von Lohn- und Gehaltseinbußen gar nicht zu 
reden. 

Noch einmal der Weg eines Langzeitarbeitslo­
sen: Ab dem Alter von 50 Jahren könnte das Aus­
scheiden aus dem Betrieb gegeben sein. danach 
folgt ein maximal vierjähriger Bezug von Alters­
arbeitslosengeld. danach der Bezug der Not­
standsbeihilfe. die bereits um 10 Prozent gegen­
über dem früheren Altersarbeitslosenbezug ge­
kürzt wurde. und hier wird auch das Familienein­
kommen gegengerechnet, also ein enormer Ein­
kommensverlust für die Betroffenen, bis sie dann 
entweder die vorzeitige Alterspension oder eine 
Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeitspension in 
Anspruch nehmen können. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zu ei­
ner Zusammenfassung: 

Erstens: Die Wiedereingliederung der älteren 
Menschen in den Arbeitsprozeß genießt sicher­
lich oberste Priorität, was auch von vielen Redne­
rinnen und Rednern hier festgestellt worden ist. 
scheitert jedoch in den Krisenbezirken an den 
zurzeit realen Gegebenheiten des Arbeitsmarktes. 

Zweitens: Die Krisenregionsverordnung ist si­
cher kein optimales Instrument zur Bewältigung 
des Problems der älteren Arbeitslosen. Es liegt 
jedoch zurzeit noch keine bessere Lösung vor. 

Drittens muß die Krisenregionsverordnung so 
wie vorgesehen beibehalten werden und kann nur 
durch eine für die älteren Menschen bessere Lö­
sung ersetzt werden. Einer Verschlechterung der 
derzeitigen Regelung wird die sozialdemokrati­
sche Parlamentsfraktion sicherlich nicht zustim­
men. 

Meine Damen und Herren! Die sozialpoliti­
schen Maßnahmen wie der gesetzlich festzulegen­
de Schutz für ältere Arbeitnehmer sind sicherlich 
wichtig. Besser ist es jedoch aus der Sicht der Kri­
senbezirke, die Ursachen dieser negativen Ent­
wicklung zu bekämpfen. Daher begrüße ich aus­
drücklich die zur Verfügung stehende Struktur­
milliarde für strukturschwache Regionen und for­
dere einen neuen massiven Schub an industrie­
und verkehrsinfrastrukturellen politischen Maß­
nahmen. Damit könnte eine dynamische Wirt­
schaftsentwicklung entstehen, die das Problem 
der übermäßigen Zunahme der Langzeitarbeits­
losigkeit eindämmen, ja vielleicht sogar beseitigen 
helfen könnte. 

Zum Schluß kommend, meine Damen und 
Herren, darf ich noch ganz kurz auf den von 
Herrn Kollegen Dolinschek eingebrachten Ent­
schließungsantrag betreffend automatische Aus­
zahlung der Urlaubsabfindung durch die Bauar­
beiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse zu spre­
chen kommen. In diesem Entschließungsantrag 
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wird festge halten , daß die Urlaubsabfindung, 
wenn sie vom Arbeitnehmer nicht binnen drei 
Monaten nach Beendigung des letzten einschlägi­
gen Arbeitsverhältnisses geltend gemacht wird, 
verfällt. Dem ist nicht so. Die Verfallsfrist für die 
Urlaubsabfindung beträgt nicht drei Monate, son­
dern drei Jahre. 

Im übrigen darf ich Ihnen sagen, daß die Bau­
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse die be­
troffenen Arbeitnehmer ein Jahr vor Ablauf die­
ser Frist über das Bestehen eines Abfindungsan­
spruches informiert und die Arbeitnehmer auf 
die einjährige Frist für die Geltendmachung hin­
weist. Daher können wir logischerweise diesem 
Entschließungsantrag nicht die Zustimmung ge­
ben. Ich darf Sie ersuchen, diesen von Ihnen ge­
machten Fehler zur Kenntnis zu nehmen. -
Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordne­
ten der ÖVP. - Zwischenruf des Abg. D 0 li fl -

sc h e k.) 14.55 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als vorläufig 
letzte zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Heiß. Ich erteile es ihr. 

f./..55 
Abgeordnete Regina Heiß (ÖVP): Frau Präsi­

dentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich 
glaube, es ist notwendig, noch einmal die klare 
Position der ÖVP zum Ausdruck zu bringen. Ich 
habe in meinem Debattenbeitrag - noch einmal 
- vehement gefordert, daß wir im Familienaus­
schuß auch einen Beschluß fassen, in der Form, 
wie er bereits im Sozialausschuß gefaßt wurde, 
nämlich die RückfCthrung des Anteiles des Fonds 
zum Karenzurlaubsgeld von 58 Prozent auf 
50 Prozent zu reduzieren. 

Es gibt nun einen Entschließungsantrag des 
Kollegen Haider zu diesem Thema. Wir müssen 
schon klar die Position beziehen, daß es erstens 
ganz klare Regeln für die Derogation von Geset­
zen gibt und daß zweitens ein Entschließungsan­
trag nicht geeignet ist, diese juristische Frage zu 
klären. Ich lege Wert darauf, daß die Position der 
ÖVP noch einmal ganz klar zu Gehör und zu 
Protokoll gebracht wird. 

Es gibt einen Abänderungsantrag zur Regie­
rungsvorlage für die Änderung des Familienla­
stenausgleichsgesetzes im Familienausschuß, wel­
cher im § 39 vorsieht, daß es einen 50-Pro­
zent-Anteil des Fonds für 1993 und die Folgejah­
re gibt. Es sollen die Verhandlungen des Fami­
lienausschusses rasehest wiederaufgenommen 
werden, und es soll ebendort eine Beschlußfas­
sung erfolgen. Meine Fraktion wird sich jeden­
falls sehr bemühen, daß wir innerhalb der Koali­
tion die Gespräche in diese Richtung abführen 
können, um dann im Familienausschuß einen Be­
schluß erhalten zu können. Aus diesem Grund 
gibt es für die ÖVP keine Veranlassung, diesem 

eingebrachten Entschließungsantrag des Dr. Hai­
der näherzutreten. (BeifaLL bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 14.57 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Auch der Spezialberichterstatter hat auf sein 
Schlußwort verzichtet, sodaß wir gleich zur Ab­
s tim m u n g über die Beratungsgruppe VII des 
Bundesvoranschlages 1993 kommen. 

Diese umfaßt die KapitellS und 16 in 700 der 
Beilagen in der Fassung des Spezialberichtes 
in 840 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dazu ihre 
Zustimmung geben, um ein entsprechendes Zei­
chen. - Das ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m -
me n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über die bei der 
Verhandlung der Beratungsgruppe VII des Bun­
desfinanzgesetzes eingebrachten Entschließungs­
anträge gleich vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Da das 
nicht der Fall ist, kommen wir zuerst zur Abstim­
mung über den Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Haider und Genossen betreffend auto­
matische Auszahlung der Urlaubsabfindung 
durch die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abferti­
gungskasse. 

Wer sich dafür ausspricht, möge ein Zeichen 
geben. - Das ist die M i n der h e i t, daher 
ab gel e h n t. 

Wir kommen weiters zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Haider und Genossen betreffend Finanzierung 
des Karenzurlaubsgeldes aus dem Ausgleichs­
fonds für Familienbeihilfen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich da­
für aussprechen, um ein Zeichen. - Auch das ist 
die M i n der h e i t und daher a b gel e h n t. 

Beratungsgruppe IV 

Kapitel 11: Inneres (einschließlich Konjunk­
turausgleich-Voranschlag) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
jetzt zur Verhandlung über die Beratungsgrup­
pe IV: Inneres. Spezialberichterstatter ist Herr 
Abgeordneter Wallner. Ich bitte ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Wallner: Frau Präsi­
dentin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! Ich bringe den Spezialbe-
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richt zur Beratungsgruppe IV, Kapitel 11: Inne­
res. 

Der Budgetausschuß hat das Kapitel 11, "Inne­
res" (Beratungsgruppe IV) des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1993 in seiner Sitzung am 
21. November 1992 unter dem Vorsitz des Ob­
mannstellvertreters Abgeordneten Ing. Gartleh­
ner in Verhandlung genommen. 

Bei Kapitel 11 sind im Bundesvoranschlag 1993 
für das Bundesministerium für Inneres insgesamt 
Ausgaben von 17 045 095 000 S vorgesehen. 

Hievon entfallen auf die Personalausgaben 
12 372 623 000 S, somit 72,6 Prozent, und auf 
die Sachausgaben 4 672 472 000 S, somit 
27,4 Prozent. 

Die Personalausgaben erfahren gegenüber dem 
Jahre 1992 eine Steigerung um 1 069 931 000 S, 
die im wesentlichen auf einen steigenden Einsatz 
der Exekutive im Zusammenhang mit der Öff­
nung der Ostgrenzen, die Schaffung einer wach­
körperspezifischen Nebengebühr sowie auf eine 
Personalvermehrung um 300 Bedienstete zurück­
zuführen ist. 

Für die Sachausgaben stehen dem Bundesmini­
sterium für Inneres im Jahre 1993 um 
747 478 000 S mehr als im Jahre 1992 zur Verfü­
gung. 

Die Sachausgaben gliedern sich wie folgt auf: 

Bei Titel 110 sind für die Sachausgaben der 

erforderlichen Austausch eines Hubschraubers 
vorgesehen. Für den Zivilschutz stehen 
68 893 000 S zur Verfügung. Hievon werden 
50 Millionen Schilling aus Mitteln des Katastro­
phenfonds zur Finanzierung des Warn- und 
Alarmdienstes verwendet. Für den Einsatz des 
österreichischen Polizeikontingentes in Kambod­
scha (UNTAC) sind 13 075 000 S veranschlagt. 

Für Ersatzvornahmen im Umweltbereich ste­
hen 10000000 S zur Verfügung. Für den Zivil­
dienst sind 431 952 000 S vorgesehen, um etwa 
187.8 Millionen Schilling mehr als im Jahre 1992. 
Diese Ausgabensteigerung ist auf einen vermehr­
ten Einsatz von Zivildienstpflichtigen im ordent­
lichen Zivildienst zurückzuführen. 

Bei den Einrichtungen zur Verkehrsüberwa­
chung stehen 75 000 000 S zur Verfügung. Dies 
entspricht einer Erhöhung gegenüber 1992 um 
30 Millionen Schilling. Die Geldmittel werden im 
Rahmen einer zweckgebundenen Gebarung ge­
mäß § 100 Abs. 7 der StVO aus den dem Bundes­
straßenerhalter zufließenden Strafgeldern aufge­
bracht. 

Bei Titel 112 sind die Aufwendungen für die 
Kriegsgräberfürsorge in der Höhe von 
6 199 000 S präliminiert. (Der Prä si d e fZ t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Bei Titel 113 sind die Sachausgaben der Bun-
despolizei mit einem Gesamtbetrag von 
1 424 868 000 S veranschlagt. 

Zentralleitung 580 171 000 S veranschlagt: Hier- Bei Titel 114 sind die Sachausgaben der Bun­
in sind 299,1 Millionen Schilling für die automa- desgendarmerie mit einem Gesamtbetrag von 
tionsunterstützte Datenverarbeitung, 34,5 Mil- 1 442 891 000 S veranschlagt, das sind um etwa 
lionen Schilling für Wahlkosten und 27,6 Mil- 124,3 Millionen Schilling mehr als im Jahre 1992. 
Iionen Schilling für Bezugsvorschüsse an alle Be- ~ 

diensteten des Innenressorts enthalten. Die bei Bei Titel 115 ist der Sachaufwand für die 
der Zentralleitung veranschlagten Sachausgaben Flüchtlingsbetreuung und Integration, für das öf­
erfahren gegenüber dem Jahre 1992 eine Steige- fentliche Denkmal und Museum Mauthausen 
rung um zirka 170.7 Millionen Schilling. Diese samt Außenstellen sowie für das Bundesasylamt 
Erhöhung ist im wesentlichen auf Mehrausgaben wie folgt veranschlagt: 
infolge der Errichtung von Sondergruppen zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität sowie 
bei der automationsunterstützten Datenverarbei­
tung, insbesondere durch die Installierung eines 
Großrechners und durch verstärkte Ausstattung 
von Polizei- und Gendarmeriedienststellen mit 
ADV -Geräten, zurückzuführen. 

Bei Titel 111 sind für den Zweckaufwand des 
Bundesministeriums für Inneres 594 519 000 S 
vorgesehen, die sich wie folgt aufteilen: 

Auf die Flugpolizei und den Flugrettungsdienst 
entfallen 95 674 000 S. Aus diesen Mitteln wird 
der Betriebs- und Instandhaltungsaufwand für die 
dem Bundesministerium für Inneres zur Verfü­
gung stehenden 17 Hubschrauber und 4 Motor­
flugzeuge bestritten. Überdies sind Mittel für den 

Bei § 1150 wurde für die Flüchtlingsbetreuung 
ein Betrag in der Höhe von 488 606 000 S vorge­
sehen. 

Bei § 1151 stehen für das öffentliche Denkmal 
und Museum Mauthausen samt Außenstellen 
3 118 000 S für Sachausgaben zur Verfügung. 

Bei § 1152 wurde für das neugeschaffene Bun­
desasylamt ein Betrag in der Höhe von 
32 100 000 S veranschlagt. 

Im Konj unkturausgleich -Voranschlag sind Mit­
tel von insgesamt 56,8 Millionen Schilling veran­
schlagt. Die Ausgaben betreffen hauptsächlich 
den Ausstattungs-, Fernmelde- und Kraftfahr­
zeugsektor . 
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An Einnahmen sind bei Kapitel 11 insgesamt 
573 431 000 S präliminiert. 

Bei der Abstimmung am 27. November 1992 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der zur 
Beratungsgruppe IV gehörenden Teile des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1993 mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der Budgetausschuß stellt somit den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 11: Inneres - samt dem dazuge­
hörenden Teil des Konjunkturausgleich-Voran­
schlages -, des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1993 (700 der Beilagen) wird die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Ich ersuche Sie, die Debatte 
fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seine Einleitung. 

Die erste Wortmeldung liegt von Frau Dr. Par­
tik-Pable vor. Ich erteile ihr das Wort. 

l5.115 
Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Ich möchte Ihnen gar nicht verschweigen. daß wir 
wirklich sehr lange überlegt haben. ob wir dem 
Kapitel Inneres unsere Zustimmung erteilen kön­
nen oder ob wir es ablehnen müssen. Wir haben 
es uns wirklich mit unseren Überlegungen nicht 
leichtgemacht. 

Natürlich sind wir froh, sehr geehrter Herr Mi­
nister, daß es Ihnen gelungen ist, eine Milliarde 
Schilling mehr für das Innenressort Ihrem Partei­
freund Lacina herauszureißen. Endlich herauszu­
reißen, muß ich schon fast sagen, denn diese Mil­
liarde war schon überfällig. (Abg. M ar i z z i: ALLe 
reden, er handelt!) 

Warum wir aber nicht zustimmen werden, ist 
deshalb, weil wir wirklich ernsthafte Zweifel ha­
ben, daß diese eine Milliarde Schilling die Sicher­
heit der Österreicher wirklich erhöhen wird. 
(Bundesminister Dr. Lös c h n a k: Sondern das 
Volksbegehren.') Nein, nicht das Volksbegehren. 

Wenn ich mir nämlich das Budget anschaue, 
sehr geehrter Herr Minister, dann sehe ich. daß 
Sie genauso weiterwursteln wie bisher; trotz der 
Milliarde, die Sie jetzt bekommen und die Ihnen 
einigermaßen Spielraum geben würde. Diese eine 
Milliarde ist - das gebe ich schon zu - nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein und ist natürlich 
nicht in der Lage, alle diese gravierenden Proble­
me zu lösen, die es im Sicherheitsressort gibt. Ich 
bin aber trotzdem der Ansicht, daß in einer Zeit, 
in der die Kriminalität derart gestiegen ist, die 
Sicherheit der Bevölkerung so bedroht ist, dem 

Sicherheitsressort Priorität gegeben werden müß­
te. 

Wir haben aber in Ihrem Budget überhaupt 
keinen Ansatz gefunden, daß Sie sich endlich dar­
anmachen, eine Strukturreform und eine Organi­
sationsreform durchzuführen. Wissen Sie, die 
Schließung oder die Zusammenlegung von Gen­
danneriedienststellen ist für uns nicht die Struk­
turreform, von der Sie immer wieder reden. 

Sie haben zwar einen ganz guten Ansatz ge­
macht, indem Sie die Abteilungskommanden auf­
gelöst haben. aber Sie haben diese Maßnahme 
wiederum gekoppelt mit der unglückseligen 
Schulung von Bezirkskommandanten und Stell­
vertretern, die 9 Millionen Schilling kostet und 
sinnlos ist. Denn um diese 9 Millionen Schilling 
werden Leute geschult, die bereits 30 Jahre oder 
mehr im Dienst sind. die beinahe alles können, 
was in ihren Aufgabenbereich fällt, und die weni­
gen Dinge, die sie bei dieser Schulung noch ler­
nen sollen, hätte man ihnen wahrscheinlich in ei­
nem Tag oder in zwei Tagen beibringen können 
und nicht in einer Schulung, die monatelang dau­
ert und, wie gesagt, 9 Millionen Schilling kostet. 
(Beifall bei der FPÖ.J 

Mit dieser einen Milliarde Schilling werden Sie 
auch mehr Planposten bekommen und auch be­
zahlen können. Herr Minister! 25 dieser Planpo­
sten wandern schon wieder in die Zentralstellen, 
werden schon wieder Schreibtischposten, und da­
mit sind wir wirklich nicht einverstanden! Struk­
turreform und Organisationsreform heißt für uns 
wirklich etwas anderes, und zwar erstens: Abbau 
des katastrophalen Bürokratismus in Ihrem ge­
samten Ressort. Da werden Leute von ihrer urei­
gensten Tätigkeit abgehalten, nämlich der Krimi­
nalitätsbekämpfung. Und dazu gehört auch die 
schon oft zitierte und oft strapazierte "artfremde 
Tätigkeit". Dazu gehört auch die Lenkererhe­
bung, die nach wie vor einen ungeheuren Zeitauf­
wand erfordert. In Wien allein sind im Jahr 1990 
20 000 Lenkererhebungen durchgeführt worden. 
Ich weiß schon, daß die Länder schuld daran sind, 
weil sie einen Strafenkatalog erstellen müssen. 
Herr Minister, Sie müßten sich halt auf die Reise 
begeben und mit den Ländervertretern einmal re­
den. Sie müßten in Einzelgesprächen mit den 
Ländervertretern so lange verhandeln, bis sie ein­
sehen, daß es einen Strafenkatalog geben muß, 
weil in Wien soundso viele Beamte lahmgelegt 
werden. 

Aber ich weiß, Sie haben etwas anderes zu tun, 
denn jetzt müssen Sie doch kämpfen, daß Sie auf 
der "Plattform" oben bleiben und nicht hinunter­
gestoßen werden. (Beifall bei der FPÖ.) Sie hät­
ten sich gar nicht bemühen sollen, auf diese Platt­
form zu kommen, sehr geehrter Herr Minister, 
schauen Sie lieber, daß Sie zum Verein "Freunde 
der Polizei" kommen, dort werden Sie freudig 
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aufgenommen und brauchen nicht darum zu 
kämpfen, daß man Ihre Unterschrift akzeptiert. 
(Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.) 

Für uns ist Strukturreform und Organisations­
reform aber auch damit verbunden, daß es ein 
leistungsgerechtes Besoldungsschema geben muß. 
und zwar mit einer klaren Unterscheidung zwi­
schen den Tätigkeiten im Innendienst und den ge­
fahrvollen Tätigkeiten im Außendienst. 

Weiters steht für uns fest, daß es ein leistungs­
gerechtes Vorrückungsrecht geben muß, daß die 
Vorrückung sich nach der Tüchtigkeit, nach der 
Fähigkeit bestimmt und nicht nach dem Alter, so 
wie das jetzt der Fall ist. Jetzt rückt der vor, der 
der Ältere ist. Das ist doch nicht das geeignete 
Auslesekriterium. 

Weiters gehört für uns zur Organisations- und 
Strukturreform eine bessere Schulung, eine bes­
sere Fortbildung. Das heißt, "bessere" kann man 
schon gar nicht sagen, denn es gibt im Grunde 
genommen gar keine Fortbildung. Die Fortbil­
dung fehlt nämlich bei der Exekutive. 

Und ein ganz wichtiger Punkt. Herr Minister, 
den Sie leider Gottes überhaupt nicht in Angriff 
nehmen, ist eine moderne Bürokommunikation, 
ein verstärkter Einsatz von EDV, Computerwe­
sen, und zwar insbesondere in den Bereichen, wo 
Personal blockiert wird. Und da verweise ich wie­
der auf das Wiener Meldewesen. 150 Mitarbeiter 
sind in Wien mit dem Meldewesen beschäftigt. 
weil - man glaubt es ja kaum! - das Meldewesen 
in Wien händisch durchgeführt wird. Millionen 
Karterln gibt es da. die täglich neu adaptiert wer­
den müssen. Wenn man da einmal eine Finanz­
spritze gäbe, schon jetzt, zum richtigen Zeit­
punkt, könnte man sich mit einem Schlag 100 Be­
amte ersparen. 

Genauso: In Wien werden 480 Millionen Schil­
ling an Strafgeldern händisch verrechnet. Das 
müssen Sie sich einmal vorstellen! Fünf Beamte 
in jedem Kommissariat machen Monat für Monat 
die Aufteilung der 480 Millionen Schilling Straf­
gelder auf Bund, Länder und Gemeinden. Und 
das wird wahrscheinlich so weitergehen. Und so 
lange es so ist, solange werden halt Ihre Beamten 
am Schreibtisch sitzen, statt daß sie auf der Straße 
sind. 

Ein weiterer wichtiger Punkt in der Organisa­
tions- und Strukturreform ist die Privatisierung 
aller Bereiche, die nichts mit der Exekutivtätig­
keit zu tun haben. Herr Minister, seit Jahren 
empfehle ich Ihnen: Privatisieren Sie doch die 
Monturwirtschaft! Privatisieren Sie Kfz-Werk­
stätten von Gendarmerie und Polizei! Denn diese 
Tätigkeiten können die privaten Betriebe besser 
und effizienter, wahrscheinlich auch schneller 
und vor allem billiger machen. 

Wenn man es nicht gesehen hätte, dann würde 
man es ja gar nicht glauben, aber wenn Sie in eine 
Kfz-Werkstätte von Polizei oder Gendarmerie 
kommen, dann sehen Sie unter einem Streifenwa­
gen einen ausgebildeten Polizisten oder Gendar­
meriebeamten liegen, der dort den Vergaser repa­
riert oder Blinklamperln austauscht. Man glaubt 
überhaupt nicht, daß es so etwas gibt, daß Arbei­
ten, die an jeder Ecke jede Reparaturwerkstätte 
machen könnte, hochausgebildete Exekutivbeam­
te machen! 

Jetzt haben Sie, Herr Minister, im Budgetaus­
schuß gesagt, Sie stellen die Monturwirtschaft. 
also die Abteilung, wo die Kleider, die Uniformen 
ausgegeben werden. auf EDV um. Ja ich frage 
mich: Wozu stellen Sie auf EDV um? Warum 
gliedern Sie nicht endlich die Monturwirtschaft 
aus dem Bereich der HoheitsverwaItung aus? 
Warum übergeben Sie nicht die gesamte Kleider­
ausgabe, die Kleideranfertigung der Privatwirt­
schaft? 

Sie haben im Ausschuß auf meine diesbezügli­
che Anregung gesagt, Sie seien skeptisch, was die 
Übergabe an Private betrifft. Ja, ich frage mich: 
Warum sind Sie da skeptisch? Sie kaufen ja Ihren 
Anzug auch in einem Privatgeschäft und nicht in 
einer amtlichen Stelle, wo Ihnen dann irgend et­
was verpaßt wird. Und im übrigen, Herr Minister, 
Richter lassen ihre Talare bei einer privaten Fir­
ma anfertigen - ohne Schwierigkeiten, ohne daß 
irgend jemand Angst hätte, daß der Talar dann 
nicht paßt. 

Ich kann mir schon vorstellen. daß Sie davor 
zurückschrecken, die Leute. die jetzt in der Klei­
derkammer arbeiten oder in der Kfz-Werkstätte, 
in das rauhe Klima der Straße zu schicken, denn 
immerhin sind ja viele Innendienstier Protek­
tionskinder , und da wollen Sie wahrscheinlich 
niemandem weh tun. Aber auf der anderen Seite 
treffen Sie ja wirklich jede Menge unpopulärer 
Maßnahmen in Ihrem Ressort, und nur da, wo es 
um die Kleiderkammer und um die Kfz-Werk­
stätte geht, zögern Sie. 

Ich erinnere mich, Sie haben überhaupt keine 
Skrupel gehabt, als es darum gegangen ist, in Do­
naustadt-Nord die .,Skorpione" aufzulassen. Die­
se Einsatzgruppe, die hervorragend gearbeitet 
hat, die, was die Jugendkriminalität betrifft, wirk­
lich präventiv gearbeitet hat, haben Sie geschlos­
sen, mit einem Federstrich, obwohl auch die ÖVP 
Wien dagegen war, obwohl wir dagegen waren, 
obwohl die gesamte Exekutive dagegen war. Da 
haben Sie überhaupt nicht gezögert. Aber bei der 
Kleiderkammer, da haben Sie Ihre Bedenken. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Hai ger mo s e r: 
Da ist der Elmecker schuld! Der ist der Vorsitzen­
de im Innenausschuß! - Abg. M a r i z z i: Haiger­
moser, du hast ein Kleidergeschäfl! Das ist Lobby­
ismus.') Ich würde mir wirklich wünschen, daß Sie 
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da genauso rigoros vorgehen wie beispielsweise 
bei den "Skorpionen". 

Wir fürchten, und das wirklich mit Grund, daß 
die Milliarde Schilling, die Sie jetzt aus dem Bud­
get mehr erhalten werden, die Sicherheit nicht 
heben wird - eben weil es keine Strukturreform 
geben wird, weil es keine Organisationsreform ge­
ben wird. 

Ich kann diesbezüglich auch eine Zeitung aus 
dem Jahr 1991 zitieren. Da steht drinnen: "Die 
Milliarde kommt zu spät". Bereits im Jahr 1991 
ist festgestellt worden, daß die Milliarde zu spät 
kommt, weil nämlich, wie dort steht, die Exekuti­
ve 20. 25 Jahre vernachlässigt worden ist. und mit 
einer Milliarde Schilling kann man die Sicherheit 
wirklich nicht mehr auf die Füße bringen. 

Zweitens: Wir glauben auch deshalb, daß die 
Milliarde nicht wirksam ist, weil Scheinaktivitäten 
stattfinden, sehr geehrter Herr Minister. weil 
nämlich das ganze Geld, das jetzt zur Verfügung 
steht. gebraucht wird, um das jetzige Getriebe in 
Gang zu halten, weil alles beim alten bleibt. 

Viele neue Vorhaben erweisen sich als Potem­
kinsche Dörfer. Herr Minister! Sie laden mich je­
des Jahr freundlicherweise in Ihr Ministerium ein. 
(Abg. Dr. N eis s e r: Das ist ja nett.') Dort ü berge­
ben Sie mir wortreich ein Blatt Papier mit dem 
Jahresprogramm. Von 1991 habe ich das Jahres­
programm, von 1992 habe ich das Jahrespro­
gramm, von 1993 werde ich es noch bekommen. 
(Bundesminister Dr. Lös c h na k.· Konunen Sie 
sich 's nicht abholen?) Wenn Sie mich einladen, 
werde ich sicher kommen. (Bundesminister Dr. 
Lös c h na k: Unzufriedene werden nicht mehr 
eingeladen.' - Abg. Par n i go 11 i: Das rnußt du 
nicht mehr machen.' Die Frau Abgeordnete will das 
Programm nicht.' - Abg. Dr. Ne iss er.' Ist er 
nicht nett. der Dr. Löschnak.') Herr Minister! Auf 
diese Distanz höre ich noch immer nicht besser, 
auch seit dem letzten Plenum nicht. Es hat daher 
überhaupt keinen Sinn, wenn Sie mir etwas ins 
Ohr flüstern, da müssen Sie schon näher kom­
men. (Heiterkeit. - Abg. Dr. Ne iss e r: Da müs­
sen Sie schon näher kommen.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
diesem Arbeitsprogramm, das mir der Herr Mini­
ster jedes Jahr feierlich in seinen Büroräumlich­
keiten überreicht, sind wirklich fein säuberlich 
alle dringenden Problempunkte aufgelistet. Das 
heißt, er weiß, worum es geht, wenn er von der 
Sicherheit redet. Da steht 1991: Bekämpfung der 
internationalen organisierten Kriminalität; 1992: 
Abwehr der organisierten Kriminalität, 1991: 
Suchtgiftbekämpfung, 1992: Suchtgiftdelikte als 
Hauptpunkte, Eisenbahnkriminalität, Schlepper­
unwesen. Das ist ja sehr gut, und, wie gesagt, er 
erkennt es. Aber hinterfragt man am Ende des 
Jahres: Was ist aus diesen gut klingenden Projek-

ten geworden? Was ist aus diesen ganzen Sonder­
aktionen geworden?, dann ist man enttäuscht. 
Man ist enttäuscht, aber viel mehr noch, man ist 
alarmiert, denn es stellt sich heraus, daß nämlich 
im Grunde genommen nichts passiert ist. Und 
deshalb sage ich, das sind Potemkinsche Dörfer. 

Organisierte Kriminalität: im Vorjahr als 
Schwerpunkt angekündigt, im Jahr 1990 als 
Schwerpunkt angekündigt. Aber es blieb bei ei­
nem Schlagwort, denn, Herr Minister, Sie können 
die organisierte Kriminalität nicht bekämpfen. 
weil Sie ja nicht einmal eine täglich aktuelle Si­
cherheitsstatistik haben. In Wien werden alle An­
zeigen händisch aufgenommen, in ein Buch ge­
schrieben, dann fahren die Streifen beamten, brin­
gen all die Anzeigen. die es gegeben hat, zum 
Kommissariat. Der Rückstand beträgt ein halbes 
Jahr. Es gibt leider Gottes keinen Computer, wo 
Sie auf den Knopf drücken und sehen, daß in ei­
nem Gebiet gerade Einbrecher am Werk sind, 
daß dort gerade Taschendiebe tätig sind, sodaß 
man schnell agieren könnte. Das haben Sie alles 
nicht. Es gibt nur eine Statistik, die monatelang 
im Rückstand ist. 

Gestern haben Sie eine ausgezeichnete Presse 
gehabt, sehr geehrter Herr Minister, das muß ich 
Ihnen bescheinigen. Und zwar haben Sie ein neu­
es Modell zur Bekämpfung der organisierten Kri­
minalität vorgestellt. "Harte Zeiten für Mafia & 
Co" lese ich in der Zeitung. "Auf Menschenhänd­
ler, Autodiebe. Geldwäscher, Schutzgelderpres­
ser. Dokumenten- und Geldfälscher sowie Ta­
schenzieherbanden kommen ab 1. Jänner 1993 -
hoffentlich - '" schreibt der Verfasser des Arti­
kels, "härtere Zeiten zu. Das Innenministerium 
wird eine 20 Mann starke Gruppe einrichten." 

Aber diese Ankündigung entlockt nicht nur 
mir, sondern auch den 30 000 Exekutivbeamten 
nur ein müdes Lächeln, sehr geehrter Herr Mini­
ster. Denn wovor sollen sich denn die Menschen­
händler, die Autoschieber, die Geldwäscher, die 
Schutzgelderpresser, die Dokumentenfälscher, 
die Mädchenhändler fürchten? Vor den 20 Be­
amten, die Sie für ganz Österreich einsetzen? 
20 Beamte sollen in dieses Geflecht organisierter 
Kriminalität Ordnung bringen? Das ist ja un­
wahrscheinlich! Die Idee ist gut - wir brauchen 
eine solche organisierte Einsatzgruppe -, aber 
die Ausführung ist ungenügend. 

Sehr geehrter Herr Minister! Meiner Meinung 
nach lügen Sie sich in den eigenen Sack, wenn Sie 
meinen, mit 20 Leuten und sonst nichts könnten 
Sie jetzt die organisierte Kriminalität bekämpfen. 
Was soll denn die Sondereinheit mit einer zentra­
len Datenbank, die Sie ihr versprechen, wenn sie 
nur alte Daten hat? Diese Sondereinheit hat keine 
aktuellen Daten, weil sie nicht gespeichert sind, 
weil man ein halbes Jahr im Rückstand ist. 
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Ich will es Ihnen ja gar nicht miesmachen, sehr 
geehrter Herr Minister, aber bleiben Sie doch auf 
dem Boden der Realität und versuchen Sie doch 
nicht Leuten, die so wie ich Ihr Ressort von innen 
und außen kennen - besser als so mancher Be­
amte von Ihnen -, Ihre Träume als die Wahrheit 
zu verkünden! (Beifall bei der FPÖ.J 

Die Suchtgiftkriminalität ist wirklich etwas sehr 
Schwerwiegendes in der heutigen Zeit der Öff­
nung des Ostblocks - Schwerpunkt in den ver­
gangenen Jahren laut Arbeitsprogramm des In­
nenministers. Wir lesen zwar manchmal von ganz 
großen Aufgriffen, die in Österreich gemacht 
werden, aber im Grunde genommen steht die 
Exekutive in Österreich auf verlorenem Posten. 

In Wien stehen ungefähr 15 Suchtgiftfahnder 
den 5 000 Drogenkonsumenten geg~nüber. Weit 
und breit fehlen top-ausgebildete Suchtgiftexper­
ten, Topbeamte, die wirklich ein Licht in das 
Dunkel der Suchtgiftszene bringen könnten. 

Unsere deutschen Nachbarn haben die Öster­
reicher aufgefordert, sie sollen Suchtgiftbeamte 
ausbilden, weil die Deutschen nicht einsehen, daß 
durch Österreich alles durchgeht. Die Deutschen 
haben gesagt: Es ist doch nicht möglich, daß nur 
wir die Aufgriffe machen, während die Östen'ei­
cher überhaupt nicht in der Lage sind, irgendweI­
che großen Dealer zu finden. Das ist aber nicht 
Schuld der Beamten. Denn die Beamten machen 
ohnehin, was in ihrer Macht steht, sondern es ist 
eine Frage der Ausrüstung. 

Ich gebe schon zu, gerade bei der Suchtgift­
fahndung trifft auch die Zollwache eine sehr hohe 
Verantwortlichkeit. Und die Zollwache schaut ja 
wirklich neidvoll auf die Exekutive. Denn unter 
dem Druck der Sicherheitssprecher hat sich ja bei 
der Exekutive wenigstens bei der Ausrüstung in 
den letzten zwei Jahren schon Wesentliches ge­
tan, und sie ist auf einem halbwegs guten Ausrü­
stungsstand. Immerhin hat bei der Exekutive je­
des Wachzimmer jetzt schon eine Bildschirm­
schreibmaschine. Auf das können die Zollwache­
beamten nur neidisch blicken, denn in der ganzen 
Strafabteilung Zollamt Wien haben 60 Zollwach­
beamte eine Bildschirmschreibmaschine - wobei 
ich schon zugebe, daß natürlich auch eine Bild­
schirmschreibmaschine nicht das Nonplusultra in 
der Sicherheitspolitik ist. 

Ich habe das schon im Ausschuß gesagt, sehr 
geehrter Herr Minister: Sie können den Sicher­
heitssprechern wirklich dankbar sein, die Ihnen 
im Laufe der Jahre so auf die Zehen gestiegen 
sind, daß Sie den Ausrüstungsgegenstand der 
Exekutive wirklich erhöht haben. Denn sonst 
würden unsere Beamten von Polizei und Gendar­
merie genauso dastehen wie die Zollwachbeam­
ten! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im 
Oktober 1992 fand in Salzburg ein Symposion 
unter dem Titel "Kuratorium sicheres Öster­
reich" statt, wo offiziell festgestellt wurde. daß die 
organisierte Kriminalität von 15 auf 25 Prozent 
gestiegen und eine Verdoppelung zu erwarten ist. 

Der Generaldirektor für öffentliche Sicherheit, 
Dr. Sika, hat damals gesagt: Die Politiker haben 
das Problem zwar erkannt, die Dimension der 
Aufgabe aber bisher offenbar noch nicht begrif­
fen. Und er sagte weiter: Um nicht ähnliche Ver­
hältnisse wie in Italien, den USA oder auch in 
Deutschland zu bekommen, müßte in Österreich 
möglichst rasch eine einheitliche Strategie gegen 
die vor allem aus Italien und den Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion agierenden Verbrecher­
banden gefunden werden, müßten vor allem neue 
Gesetze geschaffen werden. 

Ich kann nicht annehmen, daß Herr Generaldi­
rektor Sika mich als einen jener Politiker bezeich­
net hat. die das Problem, die Dimension noch 
nicht begriffen haben, Denn ich weiß schon aus 
meiner beruflichen Tätigkeit, was da auf uns zu­
kommt beziehungsweise was wir in Österreich 
schon an organisierter Kriminalität haben. 

Aber es ist richtig, daß manche Politiker schon 
einen Nachhilfeunterricht brauchen würden. 
Zum Beispiel: Der Justizsprecher der Österrei­
chischen Volkspartei, Herr Dr. Graff, oder auch 
der Justizminister Dr. Michalek wissen offen­
sichtlich noch nicht. was auf Österreich zukommt 
und was sich da alles tut. Denn der Herr Justiz­
sprecher der ÖVP, Graff, arbeitet mit Hochdruck 
an einer Reform der Haftbestimmungen. Mit die­
sen Leuten, Herr Minister, müssen Sie sich ein­
mal auseinandersetzen. Wir haben doch jetzt 
schon nach und nach unter dem Druck der 
Rechtsanwälte und Ministerialbeamten eine Be­
stimmung nach der anderen in unserem Strafge­
setzbuch so gelockert, daß die Wahrheitsfindung 
und die Überführung des Täters ungeheuer er­
schwert werden. 

Deshalb, weil die Richter Widerstand leisten, 
weil sie nicht bereit sind, diese Lockerungen im 
Interesse der Strafverfolgung mitzumachen, sa­
gen die Anwälte in ihrem neuesten Wahrneh­
mungsbericht: Die Richter sind die finstersten In­
quisitoren, sie sind Menschenverächter. Aus rei­
ner Lust sperren sie die Leute ein und begehen im 
Grunde genommen Amtsmißbrauch. Besonders 
Wirtschaftsanwälte, die höchstens zweimal im 
Jahr mit Straftätern zu tun haben, sind jene, die 
am allermeisten auf die Justiz lind auf die Richter 
schimpfen, obwohl sie fast nie einen Strafakt zur 
Verfügung haben. 

Ich glaube wirklich, sehr geehrter Herr Mini­
ster, daß Sie die Pflicht haben, im Interesse der 
Sicherheit einer solchen Kampagne gegen die 
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Str~fjustiz entgegenzuwirken. (Beifall bei der 
FPO.) 

Ich würde Sie jetzt schon bitten. sehr geehrter 
Herr Minister, denn der Justizsprecher der ÖVP, 
Dr. Graff, hat angekündigt, daß das nächste Re­
formwerk die Strafprozeßordnungs-Novelle sein 
wird, daß Sie jetzt schon mit Ihrem obersten Gen­
darmerie- und Polizeibeamten darüber reden, 
daß diese Strafprozeßnovelle nicht im Gegensatz 
zu den Sicherheitsinteressen steht. die wir verfol­
gen müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Antwort auf das von Generaldirektor Sika aufge­
worfene Problem der großen Welle der organi­
sierten Kriminalität kann nicht sein, die Strafju­
stiz zu diffamieren, die Richter zu diffamieren 
und die Gesetze zu lockern, sondern die einzige 
Maßnahme muß die sein, daß wir wirksame Maß­
nahmen gegen diese Tätergruppierungen ausar­
beiten, und zwar von Seite der Justiz und der 
Exekutive. 

Herr Minister! Sie werden diese große Heraus­
forderung der Zukunft nur dann meistern kön­
nen, wenn Sie auch bereit sind, echte Strukturre­
formen in Ihrem Bereich durchzuführen, und 
zwar solche Strukturreformen, die sich auch auf 
Ihre Exekutivorgane auswirken. Denn diese brau­
chen eine Entlastung vom vielen Bürokratieauf­
wand. damit sie ihrer Aufgabe, nämlich der Kri­
minalitätsbekämpfung, nachkommen können. 
Und solange Sie das nicht machen, so lange kön­
nen wir auch Ihrem Budget keine Zustimmung 
erteilen. (Beifall bei der FPÖ.) /528 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Elmecker. Er hat das Wort. 

1528 
Abgeordneter Elmecker (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Drei Bemerkungen zu den Ausführun­
gen meiner Vorrednerin. Frau Kollegin Dr. Par­
tik-Pable hat die Sicherheitsmilliarde kritisiert 
und gemeint, das wären nur Scheinargumente. 
Wenn wir jeweils pro Jahr 300 Millionen für Aus­
rüstung zusätzlich ausgeben und 300 Dienstpo­
sten zusätzlich für die jeweiligen Jahre beschlie­
ßen, dann. glaube ich, kann man nicht von 
Scheinargumenten reden. 

Zweitens: Frau Kollegin Dr. Partik-Pable hat 
die 9 Millionen Schilling für die Schulung der Be­
zirkskommandanten kritisiert. Ich glaube, daß es 
notwendig ist, auch Bezirkskommandanten, gera­
de im Hinblick auf die neue Funktion in den Be­
zirksleitzentralen, entsprechend schulisch vorzu­
bereiten. Man lernt ja nie aus. Außerdem bekom­
men wir mit l. Mai des nächsten Jahres - wie Sie 
alle wissen - das neue Sicherheitspolizeigesetz. 
Darin sind sicherlich sehr, sehr viele Neuerungen 

enthalten. Da ist es notwendig, daß gerade füh­
rende und leitende Beamte auf diese Aufgabe 
vorbereitet werden. 

Dann haben Sie die automatischen Vorrückun­
gen kritisiert. Zum ersten: Die Biennal-Vorrük­
kungen sind ja im öffentlichen Dienst einheitlich. 
Im neuen Besoldungsschema sind ja dann - das, 
was Sie gefordert haben - Funktionszulagen vor­
gesehen, und zwar für die Funktion speziell. Ich 
glaube, daß auch diese Kritik hier ins Leere geht. 

Meine Damen und Herren! Für die sozialde­
mokratische Parlamentsfraktion zählt die öffent­
liche Sicherheit zu einem der wichtigsten Grund­
bedürfnisse des Menschen, die wir gerade in einer 
Zeit der Umgestaltung Europas und der Öffnung 
der Grenzen im Auge behalten müssen. 

Die schwierigen Verhältnisse in den ehemali­
gen Ostblockstaaten und die wirtschaftliche Aus­
sichtslosigkeit in diesen Ländern veranlassen im­
mer mehr Bürger zum Verlassen ihrer Heimat, 
wobei der hohe Lebensstandard des Westens 
zweifellos wie ein Magnet wirkt. Diese Umstände 
haben natürlich beträchtliche Auswirkungen auf 
die Sicherheit in Österreich. und es muß alles ge­
tan werden, daß die Sicherheitsbehörden in der 
Lage sind, den kriminellen Entwicklungen aktiv 
vorzubeugen. So ist bereits durch die Öffnung der 
Ostgrenzen einerseits und durch das Anwachsen 
der organisierten Kriminalität andererseits die 
Kriminalitätsentwicklung in Österreich im Stei­
gen begriffen. 

Um diesen Tendenzen im Bereich der Krimina­
lität, insbesondere der Fremdenkriminalität, ent­
gegenzuwirken, damit Österreich auch weiterhin 
eines der sichersten Länder Europas bleibt, wur­
den und werden von der sozialdemokratischen 
Parlamentsfraktion eine Reihe von Gesetzen hier 
mitbearbeitet, mitbeschlossen und mitgestaltet, so 
etwa die Gesamtreform des Asyl- und Fremden­
rechtes, die heuer abgeschlossen werden konnte, 
das Bundesbetreuungs- und das Asylgesetz - die 
beiden Gesetze sind bereits in Kraft -. das Auf­
enthaltsgesetz wird mit 1. Juli des nächsten Jahres 
in Kraft treten. Das neue Fremdengesetz, das vor 
allem die Bereiche des Tourismus sowie Einreise­
und Aufenthalt von EWR-Bürgern regelt, wurde, 
wie das neue Flughafensicherungsgesetz, in parla­
mentarische Beratung genommen und beschlos­
sen. 

Das mit 1. Mai 1993 in Kraft tretende Sicher­
heitsgesetz sowie das novellierte Meldegesetz 
bringen für die Exekutive und die Kriminalitäts­
vorbeugung und - bekämpfung wichtige Neue­
rungen. Hand in Hand mit diesen legistischen 
Maßnahmen wird durch tiefgreifende strukturelle 
Maßnahmen die Effizienz der Tätigkeit der Si­
cherheitsbehörden weiter steigen. 
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Im Zusammenhang mit der Abwehr der organi­
sierten Kriminalität werden Einheiten, die schon 
jahrelang mit deren Bekämpfung betraut sind, 
ausgebaut werden - der Herr Bundesminister 
hat dies ja diese Woche bekanntgegeben. Neue 
Einheiten werden sich unter anderem der Be­
kämpfung der Schlepperkriminalität, der Sucht­
giftdelikte und der Kfz-Verschiebungen sowie der 
Bekämpfung des Banden- und Rowdytums an­
nehmen. 

Die Schaffung einer zentralen Datenbank wird 
die Informationsgewinnung zur Bekämpfung des 
organisierten Verbrechens unterstützen. Auf al­
len Ebenen der Exekutive werden eigene Tatort­
und Observationsgruppen zur Gewinnung von 
Sachbeweisen aufgebaut. Schwerpunktinvestitio­
nen sollen die öffentliche Sicherheit auch weiter­
hin gewährleisten; die Sicherheitsmilliarde habe 
ich schon erwähnt. 

Durch den Ausbau der Büroautomation wer­
den Sicherheitswachebeamte und Kriminalbeam­
te von Schreibarbeiten entlastet und damit für die 
Kriminalitätsbekämpfung frei werden. 

Die Ausrüstung der Exekutive wird durch ver­
stärkte Motorisierung, Funkgeräte, mehr Schutz­
westen, moderne Bewaffnung und Nachtsichtge­
räte verbessert. Die Kriminalitätstechnik wird 
aufgebaut und auf den modernsten Stand ge­
bracht, unter anderem das computerunterstützte 
AFIS-Fingerspurensystem, das bereits hervorra­
gende Ergebnisse liefert. 

Mit diesem Budget 1993 wird das alles ermög­
licht und fortgesetzt werden können, und so kön­
nen wir mit gutem Gewissen diesem Budget zu­
stimmen. 

Anläßlich der heutigen Budgetdebaue möchte 
ich mich noch kurz mit einem Schwerpunkt be­
schäftigen, der meiner Meinung nach gerade aus 
sicherheitspolitischer Sicht besonders wichtig ist. 
Es gibt eine Studie aus Oberästerreich, gemacht 
von der dortigen Uni, die sich mit dem Problem 
rechtsorientierte Jugendliche beschäftigt. Rechts­
radikale Eruptionen entstehen nämlich nicht aus 
dem Nichts, sie folgen politischen Konjunkturen 
und stützen sich auf Ängste und Unsicherheit in 
der Bevölkerung. Der Sozial wissenschaftler Dr. 
Dietmar Nemeth beschreibt anhand einer Befra­
gung von Schülern den sozialen und personellen 
Hintergrund, der Jugendliche für menschenver­
achtende Ideologien empfänglich macht. 

Diese Untersuchung wurde vor den Anschlägen 
auf Asylbewerberheime in der ehemaligen DDR 
durchgeführt und zeichnet ein Stimmungsbild 
unter 14- beziehungsweise 15jährigen Schülern 
nach, das noch nicht, wie gesagt, von Rostock 
oder Cottbus beeinflußt ist. 

Wie schaut dieses rechtsorientierte Potential 
bei unserer Jugend aus? Die Ergebnisse zur Aus­
länderfeindlichkeit, Rechtsorientierung und Ge­
waltanfälligkeit waren derart konsistent und kor­
relierten so stark untereinander, daß man für den 
infizierten Teil der Schüler den Begriff "Polit­
hooligans" wählte. Damit meinen wir das Vorfeld 
rechtsradikaler Tendenzen und eine mentale Ge­
waltdisposition, die sich Fakten und Argumenten 
gegenüber verschließt. Vorsichtig interpretiert ist 
jeder vierte befragte Jugendliche - Mädchen nur 
geringfügig weniger häufig als Burschen - ein 
"Polithooligan". 25 Prozent der Schüler sind für 
rechtsradikale Ideologie, Führer- und Rassen­
ideologie, Unterdrückung von Minderheiten und 
so weiter anfällig. 5 bis 10 Prozent eier Schüler 
gehören nach dieser Studie zum harten Kern von 
Neonazis, die sich offen zum Rechtsextremismus 
bekennen und sowohl die "Auschwitz-Lüge" als 
auch den "Anschluß an Deutschland" vertreten. 

Ein weiteres Phänomen - und hier wird es si­
cherheitspolitisch interessant - ist die hohe Ge­
waltanfälligkeit, die vor allem im Freundeskreis 
als Gruppenerfahrung relevant ist. Für 40 Pro­
zent der Jugendlichen ist die Manifestation sozia­
ler Macht und Stärke anderen gegenüber wichtig, 
und das wesentliche Ventil dieser "Polithooli­
gans" ist die Ausländerfeindlichkeit. Das Stereo­
typ der "kriminellen, unseren Wohlstand gefähr­
denden, von unserem Steuergeld lebenden Aus­
länder" trifft auf 30 bis 40 Prozent der Schüler 
zu. 

In einer Grafik wird auch dargestellt, gegen 
welche Ausländer sich diese Gewaltanfälligkeit 
richtet. Mit 65 Prozent werden die Polen - an 
erster Stelle -, mit 60 Prozent die Türken, mit 
55 Prozent Rumänen, mit 50 Prozent Roma und 
Sinti, mit 45 Prozent Jugoslawen und so weiter 
abgelehnt. 

Meine Damen und Herren! Diese tief verwur­
zelten Unsicherheiten werden durch Schwarz­
weißdenken, Ignoranz, Härte nach außen, insbe­
sondere den Schwächeren gegenüber oder den 
anderen, die Führer-, Rudelmentalität, Halb­
wahrheiten, volkstümliche Zerrbilder, Riten, My­
then und Symbole kompensiert. Und da ist ein 
Gewaltpotential, meine Damen und Herren, dem 
man rechtzeitig entsprechend entgegenzuarbeiten 
hat. 

Da wir hier gerade auch von einer betroffenen 
Minderheit sprechen, möchte ich in diesem Zu­
sammenhang einen Entschließungsantrag ein­
bringen, der sich speziell mit den Problemen im 
ehemaligen Jugoslawien, im Kriegsgebiet beschäf­
tigt: 
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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten E/mecker, Mag. Waltracul 
Schütz. Dr. Pirker. Edilh Haller. Rosemarie Ball­
er. Dr. Made/eine Petrovic lind Genossen. einge­
bracht in der Debatte über den Bericht des Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (700 und 
Zu 700 der Beilagen): Bundesfinanzgeselz für das 
Jahr 1993 samt Anlagen (8./0 der Beilagen). Grup­
pe IV Inneres 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert. 

a) auf internationaler Ebene für eine ÄChlllflg 
der Vergewaltigungen im Kriegsgebiet des ehemali­
gen Jugoslawien und für eine wirksame Bestrafung 
der Urheber und Täter einzutreten: 

b) die Errichtung von Frauenhäusern llnd Kin­
derheimen mit Therapieplätzen (md Betreuung 
durch medizinisch und psychologisch geschuLtes 
Personal in den Heimatländern der betroffenen 
Frauen lmd KilUier zu unterstützen; 

c) verge.valtigen Frauen und betrOffenen Kin­
dern die Zuflucht nach Österreich zu ermöglichen 
und ihnen AsyL oder sicheren temporären Allfent­
halt und Unterstützung zu gewähren: 

d) Kriegsflüchclingen. die Opfer dieser systema­
tischen Übergriffe wurden. besondere Priorität bei 
Integrationsmaßnahmen. insbesondere bei Ertei­
Lung von Beschäftigungsbewilfigungen, zuzllerken­
nen; 

e) medizinische und psychotherapeutische Be­
treuung der betroffenen Frauen und Kinder in 
Österreich sicherzustellen: 

f) die begründete Furcht vor Verfolgung wegen 
des GeschLechts entsprechend der Genfer Konven­
tion bei der Anerkennung aLs politische FLüchtLinge 
zu berücksichtigen. 

Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 15..JO 

Präsident: Der Vierparteienantrag, über den 
Herr Abgeordneter Elmecker soeben referiert 
hat, ist genügend unterstützt und steht mit in 
Verhandlung. 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Ansch­
ober. 

15.40 
Abgeordneter Anschober (Grüne): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Obwohl Sie das vielleicht von 
mir nicht gewöhnt sind, Worte des Lobes, des 
Dankes und der Anerkennung zu Beginn: Danke 
der Frau Abgeordneten Partik-Pable, daß sie heu­
er ihre in den letzten Jahren betriebenen Panik­
mache im Zusammenhang mit Verbrechensent-

wicklung unterlassen hat und meiner Ansicht 
nach eine detaillierte und seriöse Auseinanderset­
zung, was Mängelbereiche in der Exekutive an­
langt. gewählt hat. 

Ich danke auch dem Herrn Kollegen Elmecker 
für den von ihm sehr richtig dargestellten. enorm 
brisanten Schwerpunkt Rechtsradikalismus unter 
Jugendlichen. Das ist ein Thema, wo wir im In­
nenausschuß in nächster Zeit aktiv werden soll­
ten. Und ich meine. daß man da wirklich über 
Parteigrenzen hinweg agieren muß. Diese Ent­
wicklungen dürfen wir nicht verschlafen; es ist 
diesbezüglich wahrscheinlich ohnedies schon drei 
oder fünf Minuten nach 12. (Beifall bei den Grü­
nen. ) 

Etwas in jene Richtung, das ich in den letzten 
Monaten leider immer wieder in bezug auf Aus­
länderpolitik lesen mußte, stellt auch diese Dop­
pelstrategie des Innenministers beziehungsweise 
der SPÖ sehr treffend dar, nämlich der Slogan: 
"Gesetze statt Ausländerhetze" . 

Herr Minister, damit wird eigentlich die Politik 
des Innenministeriums in dieser Frage auf den 
Punkt gebracht. Es wird da eine Doppelstrategie 
betrieben: Einerseits gab es jahrelang eine ganze 
Serie von Ausländergesetzen, mit denen in Teil­
bereichen die Schwelle zur Unmenschlichkeit 
dramatisch überschritten wurde, und andererseits 
gibt es in lezter Zeit Reaktionen aus kritischen 
politischen Gruppierungen. die vehementest ge­
gen solche Auländergesetze aufgetreten sind. Ich 
erinnere auch an dieses sogenannte Weihnachts­
wunder: Löschnak unterstützt die Aktion "SOS 
Mitmensch" . 

Die These der SPÖ, wenn ich sie richtig inter­
pretiere. lautet: Die restriktive Ausländerpolitik 
Marke Löschnak habe in Österreich Zustände wie 
in Rostock verhindert. 

Herr Minister! Ich halte es für absolut notwen­
dig, über diese Aussage zu diskutieren, darüber, 
was der Kern politischer Strategien ist, wie man 
mit dem Phänomen Rechtsradikalismus und Aus­
länderhaß in unserem Lande umgeht. 

Schauen wir uns an, wie dieser Innenminister, 
wie diese Bundesregierung nach und nach, nach 
einem von Ausländerhaß erfüllten Wahlkampf in 
Wien, mit einem äußerst restriktiven Fremdenge­
setz reagiert hat, wie sie, Schritt für Schritt, Paro­
len und Forderungen übernommen hat, die von 
sehr, sehr weit rechts gekommen sind, und schau­
en wir uns an, wie mittlerweile ein Innenminister 
mit einer Doppelstrategie auf das FPÖ-Auslän­
dervolksbegehren reagiert, indem er einerseits 
sagt, er lehne dieses Volksbegehren massiv ab, um 
sogleich hinzuzufügen, dies deshalb, weil er doch 
bereits die entscheidensten Forderungen dieses 
Volksbegehrens erfüllt habe. 
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Herr Minister! Mich erinnert das an einen sehr, 
sehr dramatischen Satz des deutschen Soziologen 
Ulrich Beck, der jüngst im "Spiegel" zu den deut­
schen Verhältnissen - explizit dazugesagt: zu 
den deutschen Verhältnissen - folgendes ge­
schrieben hat - ich zitiere -: 

"Man muß in Deutschland nur eine kleine 
Vietnamesin anzünden, damit das Grundrecht auf 
Asyl geändert wird." 

Ich hoffe, daß jeder ein bißehen nachdenkt 
über den Sinn dieses Satzes! Das ist der Kern: Je 
aggressiver die Rechte argumentiert und auftritt, 
desto mehr wird ihr in Mitteleuropa seitens der 
Politik nachgegeben - auch , und nicht zuletzt, 
in Österreich. 

Herr Minister, Ihre Antwort auf das FPÖ­
Volksbegehren ist diese Doppelstrategie, sind re­
striktive Fremdengesetze nach Wahlerfolgen der 
FPÖ, nach ausländerfeindlichen Wahlkämpfen. 

Herr Minister! Mir kommt das so vor, als wenn 
man dem Löwen Zucker gibt, oder anders gesagt 
- 8.anz im Sinn von Max Frisch ... (Ruf bei der 
FPO: Dem Affen Zucker gibt.') Herr Kollege, ich 
wollte nicht beleidigend sein und in diesem Zu­
sammenhang das Wort .,Affe" nicht verwenden, 
Sie haben das aber jetzt ausgesprochen. Ich bin 
absichtlich bei der Tiergattung Löwe geblieben -
obwohl das vielleicht ein bißehen unscharf ist. 

Herr Minister! Ihre Ausländerpolitik erinnert 
mich sehr stark an Max Frischs "Biedermann und 
die Brandstifter": Es ist die Politik des Bieder­
manns, wie er leibt und lebt. Um ungeschoren zu 
bleiben und damit der Brandstifter seine Hütte 
nicht anzündet, füttert er ihn politisch. - Das ist 
genau der Punkt. 

Zu stellen ist die Frage: Welche gesellschafts­
politischen Wirkungen erreicht man damit? -
Herr Minister, ich glaube, daß diese Ihre Politik 
nicht nur politisch fahrlässig war und ist, sondern 
daß sie auch inhaltlich völlig falsch ausgerichtet 
ist. Statt effiziente Migrationspolitik zu betreiben, 
etwa durch einen Ost-Marshallplan, der seit Jah­
ren nötig wäre, statt ein effizientes Asylrecht zu 
schaffen, das wirklich den Verfolgten Schutz gibt. 
was zurzeit keineswegs der Fall ist in Österreich. 
und statt ein klar definiertes Einwanderungsrecht 
mit umfangreichen Integrationsmaßnahmen zu 
schaffen, wird in Österreich "Migrationspolitik" 
so betrieben, als wollte jemand, um Ladendieb­
stahl zu verhindern, die Bibel umschreiben. 

Herr Minister! Mit restriktiven Fremdengeset­
zen können Sie das Phänomen Migration, können 
Sie dieses internationale Problem nicht lösen! So 
wenig wie Ladendiebstahl durch eine Neudefini­
tion der Bibel verhindert werden kann, so wenig 

haben Sie effiziente Schritte gesetzt, um das Pro­
blem Migration lösen zu können. 

Herr Minister! Ein Gradmesser für Ihre Beur­
teilung wird sein, welche Schritte Sie in nächster 
Zukunft in diesem Bereich setzen werden. 

Ein Gradmesser wird sein. inwieweit Sie bereit 
sind, auf Erkenntnisse als Folge dieser Ausländer­
gesetze - Stichwort: Asylgesetz -, auf diese Un­
menschlichkeiten in Teilbereichen dieser Gesetze 
zu reagieren. Es gibt ja U nmenschlichkeiten als 
Folge dieser Gesetze. 

Das wird der erste Gradmesser sein, ob Mini­
ster Löschnak tatsächlich als würdiger U nter­
zeichner der Aktion "SOS Mitmensch" beurteilt 
werden kann. Zweiter Gradmesser, Herr Mini­
ster, ist die Integrationsfrage. Es ist ein Gebot der 
Stunde, jetzt klare, ehrliche und effiziente Inte­
grationsmaßnahmen zu setzen. Und da bin ich 
über dieses Budget äußerst enttäuscht, denn daß 
gerade bei diesen wichtigsten Fragen, eben Migra­
tionspolitik, Ausländerpolitik, Integration, kein 
Schilling mehr investiert wird als in den vergange­
nen Jahren - ja teilweise ganz im Gegenteil -. 
das ist eine flache politische Ausrichtung. das ist 
ein ganz, ganz schlimmer Fehler! 

Wie diese Ihre Politik international dasteht, 
kann man sehr schön - besser: drastisch und 
traurig - an hand der neuesten UNHCR-Statistik 
aufzeigen, die zeigt, welche Länder welche Sum­
men zur Integrationspolitik von UNHCR beitra­
gen. Ein Vergleich, wer wieviel zahlt: Japan rund 
112 Millionen Dollar, Schweden 69 Millionen 
Dollar, Deutschland 60 Millionen Dollar, Norwe­
gen 38 Millionen Dollar, Finnland 34 Millionen 
Dollar. die Schweiz 26 Millionen Dollar, Italien 
11 Millionen Dollar. Und wo ist Österreich? -
Weit unten, ganz am Ende dieser Liste: Öster­
reich zahlt lediglich 3,3 Millionen Dollar. 

Meine Damen und Herren! Das ist doch sym­
bolisch, und das zeigt auch klar auf, als wie fahr­
lässig nebensächlich derzeit Integrationsfragen, 
die Budgetierung im Zusammenhang mit Integra­
tionsmaßnahmen sowohl im Bundesbereich als 
auch bei privaten Institutionen in diesem Lande 
betrachtet werden, wie fahrlässig das praktiziert 
wird. 

Herr Minister! Ganz entscheidend wird auch 
die Informationspolitik seitens des Ministeriums, 
seitens des Parlaments, auch seitens der Parteien 
sein. Welche Stimmung wird gefördert in diesem 
Land? 

Ich kann mich nur allzugut daran erinnern, 
welche Slogans es etwa im Wahlkampf in Wien 
gegeben hat, wo immer wieder von bestimmten 
politischen Kräften den Menschen zu suggerieren 
versucht wurde: Ein Ansteigen der Kriminalität 
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insgesamt sei mit dem Ansteigen der Zahl der 
Ausländer zu erklären, so unter dem Motto, ganz 
.,locker" suggeriert: Kriminell wird es in Öster­
reich, weil die Ausländer so kriminell sind. 

Meine sehr geehrten Damen udn Herren! Dies­
bezüglich erwarte ich in nächster Zeit seitens des 
Ministeriums klare Informationen darüber. wie 
denn die Situation in Österreich wirklich aus­
schaut. Die reale Situation, belegt durch eine Sta­
tistik, schaut völlig anders aus. 

leh habe vor mir das Ergebnis einer statisti­
schen Untersuchung, erstellt im Auftrag der Ge­
meinde Wien, in der die Kriminalitätsrate unter 
Wienerinnen und Wienern verglichen wurde mit 
der in Wien lebender Gastarbeiterinnen und 
Gastarbeiter. 1991 gab es unter 100 000 Men­
schen. die in Wien geboren. die österreichische 
Staatsbürger sind, 3 955 Straffällige, bei den 
Gastarbeitern waren es unter 100 000 nur 2 894. 
Das ist doch ein gewaltiger Unterschied! 

Das aber sind Daten, Zahlen. die man auch ver­
öffentlichen muß. Damit könnte diese emotional 
gepuschte Hetze, die es in weiten Bereichen gibt. 
eingedämmt werden. 

leh glaube, nur mit einer positiven, mit einer 
offenen Informationspolitik kann man da etwas 
ausrichten. Ich zeige Ihnen diese Statistik (der 
Redner hält ein Blatt in die Höhe): Sie sehen diese 
beiden Kurven sehr. sehr genall. Die obere zeigt 
die Kriminalitätsrate unter Wienern, darunter 
jene von Gastarbeitern. 

Weiteres Ergebnis dieser Untersuchung: Im 
Vergleich zum Jahr 1981 hat sich innerhalb eines 
Jahrzehntes die Kriminalitätsrate unter Gastar­
beitern Jahr für Jahr vermindert; diese lag 1991 
um 18 Prozent unter dem Wert des Jahres 1981. 
Auch das muß man der Bevölkerung sagen, damit 
nicht völlig irrationale Emotionen geschürt wer­
den! Dem muß man mit Argumenten entgegen­
treten. Herr Minister, und das ist Ihre Aufgabe! 

Was mich gefreut hat, weil das ein Schritt in 
diese Richtung war, waren Ihre gestrigen Aussa­
gen im Rahmen Ihrer Pressekonferenz betreffend 
organisierte Kriminalität. Da wurde von Ihrer 
Seite wirklich einmal differenziert, wodurch diese 
Kriminalitätsrate, dieses Phänomen europaweit 
ansteigender Kriminalitätsraten, bewirkt wird. -
Österreich ist ja auch da keine "Insel der Seligen", 
sondern solche Steigerungsraten gibt es auch in 
vergleichbaren Ländern. 

Wodurch wird also eine steigende Kriminali­
tätsrate bewirkt? - Nicht durch Ausländer, son­
dern etwa infolge dieses Phänomens organisierte 
Kriminalität, zu der sich Ausländer aus Westeu­
ropa, aus Osteuropa, aus Asien, aus den USA ge­
nauso wie auch Österreich zusammengeschlossen 

haben. Das ist also ein Phänomen, das man aber 
keiner Bevölkerungsgruppe zuordnen kann. 

Froh bin ich über die Gründung von .,EDok". 
Ich bin froh darüber, daß es eine Sondereinheit 
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität 
gibt. Ich halte diesen Schritt für richtig, für not­
wendig - allerdings für zu spät und für zu klein 
anberaumt. 

Herr Minister! 20 Prozent der schwereren Kri­
minalität gibt es aufgrund organisierter Krimina­
lität: Mädchenhandel, Atomschmuggel, Autohan­
del, Geldwäsche. großangelegter Drogenhandel et 
cetera: ich brauche Ihnen nicht aufzuzählen, was 
alles in diesen Bereich fällt. Ich kann mir nur 
sehr, sehr schwer vorstellen. daß mit einer Son­
dereinheit, bestehend aus 18 Mitarbeitern, tat­
sächlich effizient genug gearbeitet werden kann. 
Ich glaube, daß es da zu einer drastischen Auf­
stockung kommen müßte; Spezialisten müßten 
Sonderverträge erhalten, damit man auch wirk­
lich Fachleute bekommt, sodaß eben effizientere 
Schritte gesetzt werden können. 

Ich denke in diesem Zusammenhang auch an 
die Diskussion in Deutschland, wo ein eigenes 
Gesetz betreffend Bekämpfung organisierter Kri­
minalität vorbereitet wird. Ich halte das, Herr Mi­
nister, auch in Österreich für notwendig! 

Meine Frage an Sie, Herr Minister: Gibt es ent­
sprechende Uberlegungen Ihrerseits. einen Ge­
setzentwurf zur Bekämpfung organisierter Krimi­
nalität, in Kooperation mit dem lustizministeri­
um, vorzubereiten? Zwei zentrale Dinge wären 
zu beachten: Erstens einmal ein wesentlich ver­
besserter Zeugenschutz - ohne diesen wird bei 
der Kriminalitätsbekämpfung nichts gehen - , 
zweitens speziell ausgebildete Richter und Staats­
anwälte, da ja auch die ,.Spezialisierung", die Pro­
fessionalität der Täter in diesem Falle meist weit 
über den Wissensstand von Staatsanwälten und 
Richtern hinausreicht. 

Ein warnendes Wort. Ich weiß nicht, Herr Mi­
nister, ob Sie richtig zitiert wurden nach Ihrer 
gestrigen Pressekonferenz. Laut einem Zeitungs­
artikel sollen Sie nämlich den Plan "Lauschan­
griff" als notwendige Maßname in diesem Zusam­
menhang dargestellt haben. (Bundesminister Dr. 
Lös c h n a k verneint.) Ich bin froh über dieses 
Kopfschütteln, Herr Minister. Ich meine aber 
schon, daß es auch in Österreich durchaus - so 
wie in Deutschland - eine offene Diskussion 
über diese Frage geben sollte. Es gibt dafür große 
Befürworter in der Exekutive, die die Legalisie­
rung eines "Lauschangriffes" anstreben. Ich halte 
das jedoch vom demokratiepolitischen Stand­
punkt aus für völlig verantwortungslos. Ich mei­
ne, daß es ein klares Nein der Politik zum Plan 
"Lauschangriff" geben muß. 
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Bezüglich organisierter Kriminalität ein letzter 
- und für mich der fast wichtigste - Punkt. Ich 
war sehr überrascht über die Zustimmung des In­
nenministers betreffend ein Gesetz gegen Geld­
wäscher, das der Justizminister vor rund zwei 
Wochen im Ministerrat eingebracht hat. Ich weiß, 
Herr Bundesminister Löschnak, daß es in Ihrem 
Haus große Kritik an diesem Gesetzentwurf gibt. 
Aus diesem Gesetzentwurf ist mittlerweile so et­
was wie ein großer "Emmentaler" geworden, bei 
dem die Löcher bereits so groß sind, daß der 
"Käse" um die Löcher nur mehr sehr schwer zu 
erkennen ist. 

Herr Minister! Es ist eine zweite "Tranche" in 
diesem Gesetzentwurf vorgesehen; diese soll zirka 
im Februar vorgelegt werden. Ich ersuche Sie: Su­
chen wir gemeinsam einen breitakkordierten po­
litischen Weg, um Geldwäschern, um Weißwä­
schern von Drogengeld durch ein effizientes Ge­
setz das Handwerk zu legen. Es hat keinen Sinn, 
Drogenbekämpfung zu machen, ohne den Nähr­
boden, was Geldwäsche anlangt, auszurotten. 

Zur "Sicherheitsmilliarde" , was ja öffentlich in 
großer PR-Tätigkeit sehr vom Innenminister ge­
feiert wurde. Schauen wir uns doch an, welche 
konkreten Verbesserungen es aufgrund dieser 
"Sicherheitsmilliarde" , die ja gesplittet ist auf drei 
Jahre, gibt. Ich glaube, man soll den Leuten ein­
mal klar sagen, welche Verbesserungen es geben 
wird. Was die Arbeitsbedingungen in der Exeku­
tive anlangt, gibt es durchaus anerkennenswerte, 
zumindest graduelle Verbesserungen; dazu 
kommt es sicherlich. - Aber - das große Aber 
- eine Mitursache zum Beispiel für Übergriffe 
der Polizei, die dramatische Entwicklung im Be­
reich der Exekutive, was Überstunden betrifft, 
bleibt dadurch praktisch unberührt. 

Es gibt noch immer große Defizite im Bereich 
der Ausbildung der Exekutivbeamten. Es besteht 
akutester Reformbedarf. Das Problem: Entloh­
nung der Exekutivbeamten, muß jetzt wirklich 
sehr, sehr rasch gelöst werden, dazu gehört auch 
ein neues Dienstrecht. (Abg. E L m eck e r: Das 
neue Gehaltsschema gibt es schon!) Ich glaube, die 
Dienstmoral der Exekutivbeamten - was auch 
gesellschaftspolitisch enorm wichtig ist - ist da­
durch natürlich mitbestimmt. 

Es ist oft unglaublich, unter welchen Sparerläs­
sen Exekutivbeamte in Österreich zu leiden ha­
ben. Ich denke in diesem Zusammenhang etwa an 
den Sparerlaß des von mir nicht sehr geschätzten 
Landesgendarmeriekommandanten von Ober­
österreich, Trapp, der in Erlässen an die einzel­
nen Posten anordnete, daß Beamte sparsam um­
gehen müssen beim Gebrauch ihrer Dienstseife, 
"natürlich" auch beim Gebrauch von Toiletten­
papier. 

Ob es große Zufriedenheit unter den Exekutiv­
beamten Oberösterreichs aufgrund derartiger 
Frotzeleien, sprich "Sparerlässe, gibt, würde ich 
eher bezweifeln. 

Gerade die Situation in der Exekutive - die 
Unzufriedenheit, die dort vorhanden ist, ich glau­
be, unbestrittenerweise vorhanden ist, zeigt sich 
als Rechtsruck, als Rechtstendenzen: Stichwort: 
letzte Personalvertretungswahlen - ist ein ganz 
entscheidender Punkt. Ich will in keinem Land 
leben, in dem - wie in Rostock - Polizisten un­
tätig dastehen, weil sie im stillen - ganz gleich, 
aus welcher Ursache - mit den Attentätern, mit 
den Tätern sympathisieren. So weit darf es in die­
sem Land wirklich nicht kommen! (Beifall bei den 
Grünen.) 

Das ist der erste zentrale Punkt. Und das hat 
natürlich mit den Arbeitsbedingungen, mit der 
Entlohnungssituation, mit der Ausbildungssitua­
tion enorm viel zu tun. 

Zweiter Punkt, Herr Minister: Woran wir Sie in 
nächster Zeit messen werden, das sind die Maß­
nahmen im Bereich der organisierten Kriminali­
tät. Das habe ich schon gesagt. 

Der dritte Bereich sind die von mir angezoge­
nen überfälligen Maßnahmen im Bereich der Mi­
grationspolitik, vor allem die notwendigen Refor­
men beim Fremdengesetz und beim Asylgesetz, 
die meiner Ansicht nach bei der Praxis, die sich 
jetzt beim Asylgesetz zeigt, unumgänglich sind, 
plus Informationspolitik, offensive Informations­
politik, die der Minister durchführen muß, um 
die Vorurteile, wie die von mir zitierten im Be­
reich der Ausländerkriminalität, hintenanzustel­
len und aufzuklären. 

Entscheidend wird für mich sein, welche Maß­
nahmen das Innenministerium im Bereich der In­
tegrationspolitik, im Bereich der Integration von 
ausländischen Mitbürgern und Mitbürgerinnen 
setzt. Herr Minister! Sie werden entscheiden in 
diesem kommenden Jahr gerade im Fall dieser 
Integrationsfragen, ob die Unterschrift bei "SOS 
Mitmensch" ein Weihnachtswunder, ein Irrtum, 
politisches Kalkül war oder ob Sie dort zumindest 
ehrlich im Bereich von Integrationsfragen agieren 
wollen. Bei diesem Budget, in dem kein Schilling 
mehr für die Integrationspolitik vorhanden ist, 
muß ich das leider sehr stark bezweifeln. - Dan­
ke. (Beifall bei den Grünen.) 16JJ2 

Präsident: Als nächster zu Wort gelangt Abge­
ordneter Dr. Pirker. Ich erteile es ihm. 

16.()2 
Abgeordneter Dr. Pirker (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Zuerst 
eine kurze Anmerkung zum Kollegen Anschober: 
Ich habe mit freudiger Verwunderung, so sage ich 
hier, zur Kenntnis genommen, daß relativ viele 
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konstruktive Vorschläge gekommen sind, daß 
auch anerkennende Worte dabei waren, was die 
Politik des Innenressorts im sicherheitspoliti­
schen Bereich anlangt. Ich habe nur mit etwas 
Verwunderung registriert, daß die Kritik doch et­
was heftig ausgefallen ist im Zusammenhang mit 
den angeblich nicht vorhandenen Integrations­
maßnahmen. 

Ich würde das insofern anders sehen und ein­
schätzen, als Österreich im Budget vermehrte 
Maßnahmen der Integration vorgesehen hat. Es 
sind immerhin mehr als eine halbe Milliarde 
Schilling für Integrationsmaßnahmen im Bereich 
des Flüchtlingswesens im Jahre 1993 vorhanden. 
Als ein Beispiel möchte ich nur herausgreifen, 
daß etwa 10 Millionen Schilling allein für Sprach­
kurse vorgesehen sind. Und wenn man die Inve­
stitionen in diesem Bereich den Personalkosten, 
die ja auch anfallen müssen. gegenüberstellt, dann 
sieht man. daß die Personalkosten nicht ganz 
10 Prozent ausmachen. Auch das soll zeigen. daß 
hier sehr positiv gedacht und auch gearbeitet 
wird. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Wenn ich auf das Budget 1993 z~~ sprechen kom­
me, so kann ich von seiten der Osterreichischen 
Volkspartei feststellen, daß es sich hier um ein 
gutes Budget handelt, weil dieses Budget ent­
scheidende Signale setzt, zum Beispiel insofern. 
als die Sicherheitspolitik und die Ausländerpolitik 
einen besonderen Schwerpunkt im kommenden 
Jahr und auch in den darauffolgenden Jahren 
darstellen. 

Die Sicherheitsmilliarde ist endlich Realität ge­
worden. Das freut mich ganz besonders, weil sie 
seit Jahren von seiten der Österreichsichen Volks­
partei eingefordert worden ist und weil ich mer­
ke. daß sich auch beim Bundeskanzler die Er­
kenntnis durchgesetzt hat, daß ohne Investitionen 
in die Sicherheitspolitik der hohe Sicherheitsstan­
dard, auf dem sich Österreich befindet, für die 
Zukunft nicht aufrechterhalten werden kann. Es 
soll aber hier keinesfalls ein Urheberstreit vom 
Zaun gebrochen werden, wer denn diese Sicher­
heitsmilliarde eingefordert hat. Es geht vielmehr 
darum, daß wir versuchen, die Sicherheitspolitik 
insgesamt aus dem Parteienstreit herauszuholen 
und zum Anliegen aller zu machen. 

Bei der Budgetdiskussion haben wir uns aber 
auch die Rahmenbedingungen anzuschauen, un­
ter denen sie stattfindet. Zum ersten ist es ein 
Faktum, daß die Kriminalität steigt. Wir müssen 
das allerdings sehr differenziert sehen. Kollege 
Anschober hat darauf hingewiesen, daß Auslän­
der durchaus nicht mit Ausländern verglichen 
werden können, daß die Kriminalitätsentwick­
Jung bei den Gastarbeitern rückläufig ist und daß 
die Kriminalitätsrate bei Ihnen ohnehin sehr 
niedrig ist. Das Budget trägt dem Bedürfnis nach 

mehr Sicherheit, das aus dieser Kriminalitätsent­
wicklung entsteht. zweifelsohne Rechnung. 

Das zweite: Die Arbeitsbedingungen der Exe­
kutive sind zweifelsohne erschwert. Die Exekuti­
ve hat berechtigte Forderungen erhoben nach 
Verbesserung der Ausstattung, nach mehr Perso­
nal. nach einer höheren und leistungsgerechteren 
Entlohnung und nach vielem anderen mehr. auf 
das ich auch noch zu sprechen kommen werde. 
Das Budget trägt zumindest in Ansätzen diesen 
berechtigten Anliegen und Wünschen Rechnung, 
zumal ja nicht allein das Innenressort all diese 
Wünsche erfüllen kann, sondern auch andere 
Ressorts ihren Beitrag werden leisten müssen. 

Als dritten Punkt dieser Rahmenbedingungen 
sehe ich die Gesetze an, die geschaffen worden 
sind. Ich meine damit das Sicherheitspolizeigesetz 
und das ganze Paket von Ausländergesetzen -
vom Asylgesetz über das Bundesbetreuungsgesetz 
und das Fremdengesetz bis hin zum Aufenthalts­
gesetz -, die schon in Kraft sind beziehungsweise 
im Laufe der nächsten Monate in Kraft treten 
werden. Diese Gesetze sollten optimal vollzogen 
werden. Auch das kostet Geld. Dafür ist in diesem 
Budget in genügendem Maße vorgesorgt worden. 

Wie schaut nun das Budget im Detail aus? -
Ich möchte nur einige Kenndaten herausgreifen 
und damit begründen, warum ich dieses Budget 
als positiv bewerte. 

Zum einen ist es ein Budget, das die höchste 
Steigerung im letzten Jahr erreicht hat, ein Bud­
get, das für das Jahr 1993 um 1,8 Milliarden 
Schilling mehr ausweist als für das Jahr 1992. Es 
stehen insgesamt 17 Milliarden Schilling zur Ver­
fügung. Und dieses Budget hat mit 2,5 Prozent 
den höchsten Anteil am Gesamtbudget, der je­
mals erreicht werden konnte. Und man muß auch 
dazusagen, daß es sukzessive Steigerungen seit 
dem Jahre 1990 gibt, was den Anteil des Kapitels 
Inneres am Gesamtbudget anlangt. Das ist ei'n 
entscheidender Fortschritt in der Sicherheitspoli­
tik und zeigt, daß die Sicherheitspolitik in Öster­
reich absolute Priorität hat. 

Was die Schwerpunkte betrifft, ist einiges kriti­
siert worden. Aber allein durch die Festsetzung 
der Gelder für diese Schwerpunkte ist angezeigt, 
daß entscheidende Schritte in eine gute Zukunft 
gesetzt worden sind und gesetzt werden, etwa 
beim Aufbau eines vernetzten Kommunikations­
systems und vernetzter Dateien. Das heißt, Mo­
dernisierung in der Bürokommunikation ist ange­
sagt. So werden etwa im Bereich der Polizei für 
das kommende Jahr 127 Millionen Schilling zur 
Verfügung gestellt. Das ist eine Steigerung um 
54 Prozent. Im Bereich der Gendarmerie, wo 
schon gute Anfänge gemacht worden sind, gibt es 
eine Steigerung von 36 Prozent auf 85 Millionen 
Schilling, die für diesen Bereich vorhanden sind. 
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Es gibt aber selbstverständlich auch in anderen 
Bereichen wie Kfz-Ausrüstung, Bewaffnung, 
Austattung der Wachzimmer, Bekleidung der 
Exekutivbeamten, enorme Investitionen, die bis 
zu 204 Prozent Steigerung ausmachen. Ich halte 
auch das für ein Signal einer entsprechenden 
Schwerpunktsetzung. 

Ein entscheidender Schwerpunkt im Zusam­
menhang mit der Ausländerpolitik ist für mich 
die schon erwähnte Mehrausgabe in Sachen Inte­
gration von Flüchtlin.gen und Ausländern, die 
sich legal bei uns in Osterreich aufhalten. Eine 
halbe Milliarde Schilling werden ausgegeben für 
Bekleidung, für Lebensmittel. für Personentrans­
porte, für ärztliche Versorgung, für Servicedien­
ste und für Hilfsdienste. Und allein für Sprach­
kurse - ich habe schon darauf verwiesen - wer­
den 10 Millionen Schilling aus dem Budget des 
Innenressorts bezahlt. Dazu kommen selbstver­
ständlich noch Maßnahmen im Bereich der Län­
der, der Gemeinden, der karitativen Organisatio­
nen, der privaten Organisationen und Haushalte. 

Die Ausländergesetze und das Budget, das für 
sie beschlossen worden ist, bilden ja die Voraus­
setzung für die Umsetzung einer geordneten und 
humanen Ausländerpolitik mit dem Ziel, Flücht­
lingen optimal zu helfen, für eine begrenzte und 
selektive Zuwanderung von ausländischen Ar­
beitskräften zu sorgen und denjenigen, die legal 
bei uns sind, optimale Integrationshilfe zu ge­
währleisten. Und wir haben mit diesem Budget 
die Voraussetzungen für die Umsetzung dieser 
geordneten und humanen Ausländerpolitik ge­
schaffen. Sie wird und ist bereits Realität. 

In diesem Bereich bemerken wir sehr unter­
schiedliche Arten von Aktivitäten, gerade auch 
im Zusammenhang mit "SOS Mitmensch". Diese 
Aktivität, die darauf abzielt, mobil zu machen ge­
gen Ausländerfeindlichkeit und Ausländerhaß, ist 
prinzipiell zu begrüßen und stellt sich positiv dar. 
Aber: Durch einige Exponenten, die halbinfor­
miert oder uninformiert und übereifrig "Informa­
tionen" von sich geben, droht auch von dort die 
Gefahr einer Polarisierung, insbesondere dann, 
wenn bestehende Gesetze und eingeleitete Maß­
nahmen insgesamt negiert werden oder gegen sie 
angekämpft wird. Hier mit dem Herzen alleine 
vorzugehen und die Realitäten zu übersehen, ist 
eben auch zuwenig, genauso wie es auf der ande­
ren Seite ungeeignet erscheint, mit aufhetzenden 
Parolen vorzugehen. Damit hat man letzten En­
des nur Polarisierung im Auge, schafft nur Polari­
sierung und löst die eigentlichen anstehenden 
Probleme für die betroffenen Ausländer, aber 
auch für die betroffenen Österreicher in keiner 
Weise. 

In der Ausländerpolitik hat die Koalition gute, 
ich würde sogar sagen, sehr gute Arbeit geleistet. 
Die Koalition hat hier eine Arbeit geleistet mit 

Herz und Verstand, und damit ist sie erfolgreich 
und wird sie erfolgreich sein. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Wenn wir uns diese Ausländergesetze ansehen, 
dann kommen wir auch drauf. daß das Volksbe­
gehren der FPÖ, das Haidersehe Volksbegehren, 
zu einem überflüssigen Spektakel zu verkommen 
droht. Wir müssen das hier ganz nüchtern fest­
stellen. (Abg. Dr. Ca p: Es ist ein überflüssiges 
Spektakel.') Ich teile Ihre Meinung: Es ist bereits 
ein überflüssiges Spektakel, das sich hier vor un­
seren Augen abspielt. Wir müssen zur Kenntnis 
nehmen, daß mindestens elf dieser zwölf Punkte 
bereits erfüllt sind. Das weiß auch Haider. Und 
wenn er sich auf bestimmte Punkte einläßt, führt 
das Ganze nur mehr in Richtung einer semanti­
schen Diskussion, ob Österreich ein Einwande­
rungsland ist oder nicht. Das Ziel dieses Volksbe­
gehrens scheint einzig und allein zu sein, die 
Funktionärsclique zu mobilisieren und auf Trab 
zu halten, sowie auch die Mobilisierung einiger -
ich hoffe: weniger - wenig informierter Österrei­
cher. (Zwischenruf des Abg. B ö h a c k e r.) 

Eine jungste Aktion, von der ich erfahren habe, 
scheint darauf hinzudeuten, daß Haider auch 
Probleme bekommt mit der Abwicklung des 
Volksbegehrens und mit der Finanzierung der 
Kampagne, die doch einige Millionen Schilling 
kosten dürfte. Er fordert deshalb die Österreiche­
rinnen und Österreicher zu Spenden auf (der 
Redner zeigt ein FlugbLatt): Jeder, der die Wahr­
heit erfahren will über das Haidersehe Volksbe­
gehren, soll mittels beiliegendem Erlagschein 
100 S - das ist bereits aufgedruckt - an die 
FPÖ-Organisation einzahlen. Ich bezweifle aber 
schwer, ob er dann die Wahrheit über das Volks­
begehren erfahren wird, denn Haider wird sicher 
nicht den Menschen in Österreich klarmachen 
wollen, worum es ihm geht, nämlich nur um die 
Mobilisierung seiner Funtionäre und um einen 
Zwischenspurt. (Abg. Dr. Ne iss er: FPÖ-Partei­
enfinanzierung ist das.') Es könnte eine indirekte 
FPÖ-Parteienfinanzierung werden über dieses 
Spektakel des Volksbegehrens. (Zwischenrufe.) 

Die Wahrheit werden die Österreicherinnen 
und Österreicher zweifelsohne nicht erfahren. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Das einzige, was sie 
erfahren könnten, wäre ein verzerrtes und fal­
sches Bild über eine Ausländerpolitik, die Haider 
im Ausland lobt und als positiv darstellt und we­
nige Stunden später, wenn er wieder in Österreich 
vor den Kameras sitzt, verteufelt und als schlecht 
darstellt. - Sie ist gut, und das weiß ein Großteil 
der Österreicher bereits. 

Eine Budgetdebatte sollte aber auch dazu die­
nen, einige kritische Anmerkungen zu machen 
und einige Anregungen zu geben, was die Sicher­
heitspolitik anlangt. Wir wissen, daß eine Voraus­
setzung für die Optimierung zweifelsohne die 
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Schaffung von mehr Planstellen darstellt, weiters 
eine verbesserte Ausstattung. verbesserte Kom­
munikationssysteme, die Schaffung von Spezial­
einheiten. Wir wissen aber auch, daß all diese 
Dinge nur dann sinnvoll sind, wenn strukturelle 
Maßnahmen einen optimalen Einsatz aller ver­
fügbaren Ressourcen tatsächlich gewährleisten 
und ermöglichen. Es ist ein Faktum, daß gerade 
in den letzen beiden Jahren enorm viel geschehen 
ist in der Sicherheitspotitik. Trotzdem gibt es 
noch Schwachstellen, und daher möchte ich hier 
einige Anregungen machen. 

Zum ersten: Es gibt gute Ansätze für eine De­
zentralisierung. Wir haben es mit dem Sicher­
heitspolizeigesetz geschafft, Aufgaben zu verla­
gern von der Zentrale auf die Bezirksebene. Ich 
hoffe, daß es zu einer optimalen Realisierung 
kommt im Beschaffungswesen und bei Personal­
entscheidungen eben auf dieser Bezirksebene. 
Was aber unmittelbar die Konsequenz sein muß, 
ist ein Abspecken des Gendarmeriezentralkom­
mandos. Das brauchen wir nicht mehr in dieser 
aufgeblähten Art, in dieser Überdimensionierung. 
Es sollte zusammenschrumpfen auf eine notwen­
dige Koordinationseinheit. 

Zweiter Punkt: Zum Sicherheitspolizeigesetz 
hat es Schulungen gegeben. Es war überhaupt 
erstmals in der Geschichte der Exekutive der Fall, 
daß es Schulungen für 30 00 Beamte gegeben hat, 
und zwar verpflichtend gegeben hat. Es wäre al­
lerdings wünschenswert, daß man über diese 
Schnupperlehre hinausgeht und dafür Vorsorge 
trifft, daß die Beamten in periodischen Abstän­
den zu verpflichtenden Schulungen eingeladen 
werden. Ich halte eine ständige Weiterbildung im 
Bereich der Exekutive für unbedingt notwendig, 
denn auch die Kriminalität entwickelt sich weiter, 
und die "Spezialisten", die dort im Einsatz sind, 
sind auch nicht ohne. 

Die Aus- und Weiterbildung ist auch ein Punkt, 
der absolut verbesserungswürdig ist. Man sollte 
sich überlegen, die Fachmatura einzuführen, und 
insgesamt die Überlegung anstellen, ob nicht die 
Ausbildung in der Exekutive, insbesondere zu lei­
tenden Funktionen, auf eine öffentlich-rechtliche 
Basis zu stellen wäre. Ich könnte mir vorstellen, 
daß man im Rahmen der Überlegungen zur Si­
cherheitsakademie darüber nachdenkt, ob es 
nicht günstig wäre, aus dieser Sicherheitsakade­
mie gleich eine Fachhochschule zu machen. Es 
wäre dies, glaube ich, wünschenswert. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Arbeitsbedin­
gungen in den einzelnen Kommissariaten. Ich 
habe mit dem Kollegen Paul Burgstaller unlängst 
die Möglichkeit gehabt, in unmittelbarer Nähe 
des Parlaments ein Kommissariat zu besuchen, 
und zwar in der Siebensterngasse, und ich mußte 
feststellen: Wenn das Arbeitsinspektorat dort die 
Türe öffenen würde, müßte es diesen Laden so-

fort sperren. Es gibt viele solcher Kommissariate, 
und ich glaube, es ist notwendig, dort noch ra­
scher Verbesserungen vorzunehmen. Ich weiß, 
daß schon sehr viel geschehen ist im Bereich der 
Gendarmerie, aber gerade im Bereich der Polizei­
kommissariate herrscht Handlungsbedarf. Hier 
wäre ein gesondertes Renovierungsprogramm 
mein Vorschlag. 

Der Bereich Büroausstattung, Bürokommuni­
kation und Logistik ist bereits angezogen worden. 
Das geht quer durch die Reihen, und jeder, der 
die Verhältnisse vor Ort kennt. wird dafür eintre­
ten, daß es zu einer Verbeserung dieser Büro­
kommunikation kommt. Man muß allerdings 
auch hier anmerken, daß entscheidende Maßnah­
men im kommenden Jahr bereits vorgesehen 
sind. Es sollte aber durch diese Maßnahmen auch 
erreicht werden, daß es zu einer Entlastung der 
Beamten kommt. die immer wieder unter dieser 
überbordenden Bürokratie stöhnen. Zur Entla­
stung tragen aber nicht nur die Geräte bei, son­
dern zweifelsohne könnten auch einfache 
Schreibkräfte dazu beitragen, die eingestellt wer­
den. um die nichtpolizeilichen Schreib- bezie­
hungsweise Bürotätigkeiten wahrzunehmen, so­
daß die hochspezialisierten Polizisten frei werden 
würden für die Verbrechensbekämpfung. 

Ein weiterer Punkt für mich ist die Kompe­
tenzbereinigung, etwa im Bereich zwischen Gen­
darmerie und Polizei in der Verkehrsüberwa­
chung oder im Bereich der Grenzüberwachung, 
wo Zollwache, Gendarmerie, Grenzgendarmerie 
und Bundesheer teilweise im gemeinsamen Ein­
satz sind und wo es zu Kompetenzüberschneidun­
gen kommt. Ich kann mir vorstellen, daß es rela­
tiv rasch gehen könnte, eine Grenzpolizei zu 
schaffen, das heißt, eine Zollwache mit umfang­
reichen polizeilichen Kompetenzen, die an der 
Grenze, aber nicht gemeinsam mit Gendarmerie 
oder anderen Wachekörpern, optimalen Dienst 
verrichten sollte. 

Zusätzlich zu dieser Grenzpolizei wird es aber 
eine absolute Notwendigkeit sein - und sicher in 
der nächsten Zeit bleiben -, daß das Bundesheer 
den Assistenzeinsatz vornimmt. Und es ist als äu­
ßerst positiv zu vermerken, daß es auch für das 
kommende Jahr 1993 einen Vertrag über die As­
sistenzleistung des Bundesheeres gibt, nach dem 
flexibel 4 000 Mann zur Verfügung stehen, um 
dort ihren Einsatz zu leisten, wo es kritische Ab­
schnitte entlang der Ostgrenze gibt. Es werden 
dann ideale Voraussetzungen für eine optimale 
Grenzsicherung vorhanden sein. 

Als letzten Punkt betreffend Verbesserungen 
möchte ich eine intensivere Zusammenarbeit zwi­
schen einzelnen Ressorts vorschlagen, etwa die 
bessere Kooperation mit dem Justizressort oder 
dem Verkehrsressort. Das Justizressort erwähne 
ich hier gerade im Zusammenhang mit der Straf-
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prozeßordnung, denn es geht dort darum, die U­
Haft zu reformieren. Interdisziplinäres Arbeiten 
wird hier notwendig sein, um den Sicherheitsstan­
dard zu halten. 

Es ist klar und sachlich begründbar, daß alles 
zu unternehmen ist, daß die Zeit für die U-Haft 
verkürzt und auch die Anzahl der verhängten U­
Haft-Strafen reduziert wird. Das darf aber keines­
falls dazu führen, daß es zur Erschwerung der 
Aufklärung durch die Exekutive kommt und da­
durch wiederum zu einer Senkung der Aufklä­
rungsraten. Das kann nicht das Ziel sein. Und ich 
bin der Meinung, daß hier gründliche Diskussio­
nen zu erfolgen haben werden, insbesondere in 
zwei Punkten. Erstens: Inwieweit ist es gut und 
notwendig. daß der Rechtsanwalt bereits bei der 
ersten Vernehmung beizuziehen ist? Und es wird 
auch zu überlegen sein, inwieweit die Fristen den 
Arbeitsbedingungen und den Möglichkeiten ent­
sprechen. So werden etwa die acht Sutnden, in 
denen es von der ersten Vernehmung bis zu Ab­
fassung der Anzeige und Vorlage an die Staatsan­
waltschaft kommt, als absolut zu wenig angese­
hen. Nach den kritischen Anmerkungen von Be­
troffenen und von Fachleuten muß man hier fest­
stellen, daß das mit Sicherheit nicht der geeignete 
Weg ist. 

Das stärkere interdisziplinäre Arbeiten sollte 
der Erhaltung der Sicherheit dienen, sollte aber 
auch - ich spreche hier etwa die Änderung des 
Besoldungsschemas an - dazu führen, mehr Zu­
friedenheit in den Bereich der Exekutive hinein­
zubringen. Ich glaube, daß dieses Nachdenken 
und das Verfassen von konkreten Konzepten, was 
das Umsetzen eines neuen, leistungsorientierten 
Besoldungsschemas für die Exekutive anlangt, ra­
scher gehen müßte (Abg. E l m . .e c k e r: Das gibt 
es eh schon.'), denn ich bin der Uberzeugung, daß 
man damit der Exekutive Anerkennung für ihre 
geleistete Arbeit zollt. (l!.eifall bei der Ö VP und 
bei Abgeordneten der SPO.) 

Abschließend möchte ich feststellen, daß sich 
der Bundesminister mit der Sicherheitspolitik 
und auch mit dem Budget 1993 auf dem richtigen 
Weg befindet und daß er, soferne er auch diese 
Anregungen ber9cksichtigen wird, die volle Un­
terstützung der Osterreichi~chen Volkspartei fin­
den wird, (Beifall bei der OVP und bei Abgeord­
neten der SPÖ.) 16.24 

Präsident: Es gelangt als nächster der Herr 
Bundesminister zu Wort. 

16.24 
Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: 

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich die erste 
Runde der Reden zu den Budgetberatungen zum 
Kapitel Inneres zum Anlaß nehmen, um auf zwei 
oder drei Grundsätze hinzuweisen. Frau Abge-

ordnete Partik-Pable hat die Strukturreformen 
innerhalb der Exekutve angesprochen. Sie ver­
mißt den verstärkten Einsatz der EDV. Gerade 
weil mir, sehr geehrte Frau Abgeordnete, diese 
Strukturreformen ein wirkliches Anliegen sind, 
muß ich einmal mehr, und damit hier im Plenum 
auch öffentlich, einiges zu diesen Strukturrefor­
men sagen. 

Wenn Sie in einem Betrieb mit 32 000 Mitar­
beitern, der auf 1 600 Dienststellen in ganz Öster­
reich aufgeteilt ist, agieren, dann wissen Sie. daß 
man die EDV nicht so einführen kann, daß einem 
heute etwas einfällt und man es nächste Woche 
schon umsetzt. Die Vielfältigkeit der Aufgaben 
der Exekutvie erfordert hier ein schrittweises 
und, wie ich meine, auch sehr durchdachtes Vor­
gehen. Und daher hat es relativ längerer Zeit be­
durft, um die EDV dort tatsächlich auf die Beine 
zu stellen. Aber wenn Sie sich den Budgetansatz 
EDV für das laufende und für das kommende 
Jahr ansehen, dann werden Sie feststellen, daß 
wir nicht nur vom Vorjahr 140 Millionen auf 
heuer 180 Millionen angehoben haben, sondern 
daß wir im nächsten Jahr auf mehr als 300 Mil­
lionen anheben können. Und mit 300 Millionen 
Schilling kann man auf diesem Sektor wirklich 
etliches machen. und das ist auch vorgesehen. 
Und da wird nicht nur angekündigt. Wir haben 
etwa erst vor kurzem den Probebetrieb für das 
Büroautomationssystem für die Gendarmerie und 
für die Polizei in Betrieb nehmen können. Das 
werden wir im Jahr 1993 ganz entscheidend aus­
bauen. 

Sie werfen mir immer vor, daß wir die Melde­
kartei nach wie vor, wie vor etlichen Jahrzehnten, 
händisch führen. Aber Sie wissen ja, sehr geehrte 
Frau Abgeordnete - daher ist diese Kritik nur 
mehr zum Teil, wenn überhaupt zulässig -, daß 
wir eben mitten drinnen sind, das Meldewesen in 
der BPD Wien umzustellen. Nur: Die Nacherfas­
sung der Meldedaten ist ein Unternehmen von 
etlichen Jahren, und Hunderte von Leuten arbei­
ten daran, das auf EDV umzustellen. Und wir 
werden das - so wie ich das sehe - im Jahr 1993 
oder spätestens im Jahr 1994 abgeschlossen ha­
ben. Mehr kann man hier nicht machen. Das ist 
nicht eine Frage des zusätzlichen Einsatzes. Gera­
de im EDV-Bereich kann man bei laufendem Be­
trieb nur eine gewisse Zahl von Umstellungen pro 
Tages-, pro Wochen- oder pro Monatseinheit vor­
nehmen. Aber Sie sehen, daß wir hier - so meine 
ich zumindest - auf dem richtigen Weg sind. 

In diesem Zusammenhang haben Sie einmal 
mehr auch die Privatisierung angesprochen. Das 
gibt mir die Gelegenheit, zwei oder drei Sätze 
auch zur Privatisierung innerhalb der Exekutive 
zu sagen. Wissen Sie, es ist immer dasselbe. Wenn 
Strukturreformen und Privatisierung gefordert 
werden, stellt man sich hier relativ leicht her und 
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sagt: Wo sind die Strukturreformen? Wo ist die 
Privatisierung? Wenn wir sie dann aber einfüh­
ren, dann sind meistens jene, die sie vorher gefor­
dert haben, dagegen. Und wenn Sie mir das nicht 
glauben, kann ich Ihnen zwei ganz handfeste Bei­
spiele aus der jüngsten Vergangenheit nennen. 

Da wurde immer eine Strukturreform der Gen­
darmerie gefordert. Wir haben bei den Kleinstpo­
sten begonnen. Und da sind gerade etliche Man­
datare der FPÖ immer wieder aufgestanden und 
haben gesagt: Fällt Ihnen nichts Besseres ein, als 
einen Zwei- oder Drei-Mann-Posten mit einem 
anderen Gendarmerieposten zusammenzulegen? 
Das waren ausgerechnet jene, die in den Vorjah­
ren immer laut ... (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa b l e: Wollen Sie rnir die Auflassung der "Skor­
pione" auch noch unterstellen?) Das habe ich be­
wußt nicht angesprochen. sehr geehrte Frau Ab­
geordnete! Ich habe von den Gendarmerieposten, 
und zwar von den kleinen, gesprochen und habe 
Ihnen da Ihre Meinungen und die Ihrer Frak­
tionskolleginnen und -kollegen in Erinnerung ge­
rufen. Ich wollte Sie darauf aufmerksam machen, 
was Sie vor zwei Jahren dazu gesagt haben und 
was Sie jetzt bei der Realisierung dieser Struktur­
reformen gesagt haben. 

Ähnliches haben wir bei der Frage der Privati­
sierung der Flughäfen in Österreich, ich würde 
geradezu sagen: erlitten. Da hat man auch jahre­
lang gesagt: Machen Sie doch etwas, das ist euro­
paweit und weltweit so! - Dann haben wir das in 
Angriff genommen. Aber wir haben das noch 
nicht einmal in die Hand genommen gehabt. da 
war schon wieder ein Aufschrei, und zwar insbe­
sondere aus jenen Kehlen, die vorhin immer die 
Privatisierung gefordert haben. Im empfehle also 
all jenen, die uns zuerst immer ... (Abg. Dr. He­
fene Par t i k - Pa b I e: Sie wollen den Beatmen 
die Paßkontrolle "vegnehmen. das wollen wir 
nicht. aber die Personenkontrolle können Sie ih­
nen wegnehmen!) 

Frau Abgeordnete! Ich gehe auch gerne auf Ih­
ren Hinweis ein, daß wir den Beamten die Paß­
kontrolle wegnehmen wollen. Das stimmt in die­
ser Form nicht. Sie wissen ganz genau, daß der­
zeit bei der Paßkontrolle, zum Beispiel auf dem 
Flughafen Wien-Schwechat, Kriminalbeamte ein­
gesetzt werden. Und Sie müssen mir zuerst erklä­
ren, warum wir jemanden, den wir dreieinhalb 
Jahre lang ausgebildet haben, zur Paßkontrolle 
auf dem Flughafen Wien-Schwechat einsetzen 
sollen, wenn man das auch mit Mitarbeitern tun 
kann, die man einige wenige Monate intensiv ge­
schult hat und die das dann mindestens genauso­
gut können wie die Kriminalbeamten. So ist es 
nicht, wie Sie es hier erzählen, sondern wir über­
legen uns sehr wohl, wenn wir Strukturmaßnah­
men in Angriff nehmen, ob das etwas Sinnvolles 
ist oder nicht. 

Worum es mir aber geht: Ich meine einmal 
mehr, daß all jene, die uns, kaum daß wir Struk­
turänderungen in Angriff genommen haben, kri­
tisieren, sich wenigstens vorher überlegen sollten, 
ob sie wieder neue Strukturänderungen von uns 
verlangen sollen. Und daß einige Funktionäre Ih­
rer Partei immer wieder lauthals dabei sind, habe 
ich nur nochmals - schamhaft - in Erinnerung 
gebracht, sehr geehrte Frau Abgeordnete. (Abg. 
Dr. Helene Par c i k - Pa b l e: Nicht schamhaft. 
denn aLLes. Ivas Ihnen einfällt. \verfen Sie uns an 
den Kopf') Frau Abgeordnete! Ich würde mich 
hüten. jemandem etwas an den Kopf zu werfen, 
und Ihnen überhaupt nicht. 

Jetzt zum zweiten Punkt, den Sie angesprochen 
haben, nämlich zum Zusammenwirken mit dem 
Justizbereich. Frau Abgeordnete! Das fängt schon 
hier im Parlament an. (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa bl e: Haben Sie mit Graff schon einmal gere­
det?) Nein. Es war durch viele Jahre Usus, daß die 
beiden Ressorts Inneres und Justiz zumindest in 
einem beraten wurden, weil es da sehr viele Zu­
sammenhänge gegeben hat. Und ich habe fast mit 
Entsetzen festgestellt, daß beim diesjährigen Bud­
getplan die Justiz weit vor uns gekommen ist, 
aber nicht, weil ich eifersüchtig bin, daß sie zuerst 
dran war, sondern weil wir eigentlich zusammen 
beraten gehörten, weil es viele Verknüpfungen 
gibt, wo eines in das andere fließt. (Abg. Dr. Hele­
ne Par t i k - Pa b I e: Sie wollen die Sicherheit 
also nur unter dem. sozialen Aspekt sehen?) 

Wenn Sie mir gute Ratschläge für das Zusam­
menarbeiten mit der Justiz geben - Sie wissen, 
ich nehme etliche Ihrer Ratschläge an -, dann 
darf ich Ihnen auch einen geben: Vielleicht kann 
man die nächsten Beratungen hier so einteilen, 
daß auch der Justizminister mit uns zusammen­
sitzt, denn dann kann man gleich einiges klarstel­
len. 

Damit bin ich bei der Frage StPO-Reform und 
Ihren Anregungen, Frau Abgeordnete! Selbstver­
ständlich haben wir mehrmals auf Beamtenebene 
mit den Justizleuten geredet, und ich habe mehr­
mals mit dem Herrn Bundesminister für Justiz in 
dieser Frage verhandelt, zuletzt am vergangenen 
Dienstag, also vorgestern. Und wir werden alles 
unternehmen, damit wir uns mit einer allfälligen 
Reform der Strafprozeßordnung nicht eine weite­
~~ Schwächung der exekutiven Möglichkeiten in 
Osterreich einhandeln. Da können Sie mich beim 
Wort nehmen. Wir werden. alles unternehmen, 
damit das nicht der Fall ist. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Damit bin ich, sehr geehrte Frau Abgeordnete, 
bei einem zweiten Problemkreis, den auch Herr 
Angeordneter Anschober angesprochen hat, 
nämlich bei der organisierten Kriminalität. 
Selbstverständlich haben wir die notwendigen 
Gespräche mit der Justiz auch in diesem Bereich 
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vor langer Zeit aufgenommen, und wir führen sie 
natürlich weiter. Herr Abgeordneter Anschober! 
Ich glaube, man braucht kein eigenes Gesetz zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Eini­
ge der Schwerpunkte. die auch Sie angerissen ha­
ben, wie zum Beispiel der Zeugenschutz, genü­
gen. um zumindest in der nächsten Zeit legistisch 
besser untermauert in diesem Bereich vorgehen 
zu können. 

Herr Abgeordneter Anschober! Frau Abgeord­
nete Partik-Pable! Uns vorzuwerfen. daß 20 Leu­
te sozusagen unser gesamtes Instrumentarium zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität seien, 
ist eine ungerechtfertigte Unterstellung. (Abg. 
B II r g s taL L e r: ALles kann sie ja. nicht wissen. 
Herr Bundesminister.') Sie wissen genau - zumin­
dest seit einigen Wochen, als wir Gelegenheit hat­
ten, sehr intensiv darüber zu reden -, daß dem 
nicht so ist. Was Sie meinen, ist die Koordina­
tionsstelle und Informationsstelle für ganz Öster­
reich und für bilaterale und multilaterale Kontak­
te. Denn tatsächlich wird die organisierte Krimi­
nalität natürlich in den nachgeordneten Dienst­
stellen wie bisher vorbeugend behandelt und be­
kämpft. Es leuchtet doch ein, daß man mit 20 
zusätzlichen Mitarbeitern die organisierte Krimi­
nalität nicht wirklich bekämpfen kann. (Abg. Dr. 
He/ene Par t i k - Pa b l e: Sie haben eine gute 
Presse gehabt! Und die 20 Mitarbeiter, die Sie jetzt 
in der Zentrale haben. haben Ihnen die gute Presse 
beschert.' ) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Es ist ganz 
einfach notwendig, bei diesen neuen Verbre­
chensformen raschere Informationen zu bekom­
men und auch weiterzugeben, um operativ ra­
scher einschreiten zu können. Das bedarf einer 
besseren und auch frühzeitigeren Koordination 
zwischen den einzelnen Sicherheitsbehörden. 
Dem ist, glaube ich, nichts hinzuzufügen, aber Sie 
stellen das jetzt so dar, als ob wir so naiv wären, 
zu glauben, mit 20 Leuten könnten wir der orga­
nisierten Kriminalität entgegentreten. Das kön­
nen Sie aber nicht einmal dem Innenminister un­
terstellen! Das wollte ich Ihnen mit Deutlichkeit 
gesagt haben. 

Dritter Punkt: Fremdenbereich. Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich mit 
der Kriminalität, die durch Ausländer verursacht 
wird, beginnen. 

Herr Abgeordneter Anschober! Sie werden mir 
keine öffentliche Erklärung vorlesen können, in 
der ich die Kriminalität mit der Ausländerfrage in 
einen solchen Zusammenhang gebracht hätte, 
daß der Eindruck entstehen könnte, durch Gast­
arbeiter und Asylsuchende wäre die Kriminalität 
in Österreich bedingt. Das werden Sie mir wirk­
lich nicht unter Beweis stellen können. 

Es muß Ihnen aber klar sein, daß für den 
Österreicher die Frage, wer Kriminalität verur­
sacht, sekundär ist. Für ihn geht es primär darum, 
wie viele Kriminalitätsfälle es gibt. und aufgrund 
der Zahlen ist er dann in seinem subjektiven Si­
cherheitsgefühl mehr oder minder beeinträchtigt. 
Das ist die Frage. Woher diese Kriminalität 
kommt. ob sie vermehrt durch österreich ische 
Staatsbürger oder durch Ausländer verursacht 
wird. das ist für ihn sekundär. 

Ich habe immer öffentlich erklärt, daß die Kri 
minalitätsrate der Gastarbeiter und der Asylsu­
chenden im Verhältnis unter der Kriminalitätsra­
te der Österreicher liegt. Nur kann das den einzel­
nen nicht beruhigen, wenn in seiner unmittelba­
ren Umgebung zum Beispiel Serieneinbrüche 
stattfinden und wenn sich dann herausstellt, daß 
Ausländer diese begangen haben. Damit ist nicht 
eine Zuordnung zu Asylwerbern oder Gastarbei­
tern erfolgt, sondern es handelt sich dann eben 
um einen ausländischen Tatverdächtigen. Und 
daß die Zahl der ausländischen Tatverdächtigen 
im Steigen begriffen ist innerhalb der Gesamtzahl 
der Tatverdächtigen, ist ein Faktum. Das ist nicht 
zu leugnen. Bis 1987/88 betrug der Anteil auslän­
discher Tatverdächtiger an der Gesamtheit der 
Tatverdächtigen etwa 7 bis 8 Prozent. Seither 
stieg diese Zahl ständig; die Meldungen dieses 
Jahres besagten, daß wir nun etwa 21 Prozent an 
ausländischen Tatverdächtigen haben, weil sehr 
viele Touristen, auch aus dem Westen, aber na­
türlich auch aus dem Osten, zusätzlich hereinge­
kommen sind. Und das hat, insbesondere was die 
Vermögensdelikte anlangt, zu diesen Steigerun­
gen geführt. Das muß man einmal mit dieser 
Deutlichkeit sagen, um keine Verwirrung entste­
hen zu lassen. 

Jetzt komme ich zu dem Problem Ausländer 
insgesamt und zu dieser Plattform, weil sie mich 
diesbezüglich mehrmals angesprochen haben und 
ich in den letzten Tagen von den Initiatoren der 
Plattform immer wieder interpretiert wurde, 
ohne - das möchte ich auch mit Deutlichkeit 
hier deponieren - daß ein einziger mit mir gere­
det hätte. Ich habe mich, weil ich mich mit den 
Grundsätzen der Plattform nach wie vor identifi­
zieren kann und es auch tue, am Freitag ent­
schlossen, dieser Plattform beizutreten. 

Dann hat es große Beratungen, lange Beratun­
gen darüber gegeben, ob man die Unterschrift des 
Löschnak überhaupt annehmen kann. Ich habe 
gar nicht gewußt, daß die Plattform in der Zwi­
schenzeit ein Verein geworden ist, wo man dar­
über zu entscheiden hätte, ob man ein Vereins­
mitglied aufnimmt - ja oder nein. Ich habe im­
mer geglaubt, das ist ein loser Verbund von 
Gleichgesinnten, und jeder bekräftigt durch seine 
Unterschrift, daß er sich damit identifiziert. 
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Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak 

Aber nochmals, wie immer: Man hat seit dem 
vergangenen Freitag - das ist morgen eine Wo­
che her - mit mir nicht ein einziges Mal geredet, 
nicht telefoniert. 

Präsident: Über die Medien! 

Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak (fort­
setzend): Ja, medial, hat man mit mir verkehrt. 
Der Herr Präsident hat mir dankenswerterweise 
diese Unterstützung angedeihen lassen. Aber ich 
finde, das ist ein bißchen zu wenig, gerade für 
jene, die da immer in Anspruch nehmen, daß das 
Individuum möglichst unbeschädigt bleibt und 
sich in allen seinen Rechten durchsetzen kann. 
Also mit mir hat man nicht geredet. (Abg. Mag. 
Terezija 5 l 0 i si t s: Da mache ich nür keine Sor­
gen um Sie.') Sie machen sich keine Sorgen, ja, ja. 
Aber ich darf mir ja um mich ein bißehen Sor­
gen machen, nicht wahr? (Heiterkeit.) Das ist we­
nigstens noch erlaubt in dieser Republik. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP. - Abg. Dr. Helelle Par I i k­
Pa b l e: Man muß halt wissen. zu '.i'em man sich 
gesellt!) 

Jetzt kommen wir zu diesen Grundsätzen. Ich 
muß sie Ihnen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, und damit auch der Öffentlichkeit ein 
bißehen in Erinnerung rufen, damit da ja nicht 
eine Verwirrung entsteht. Denn das ist nicht die 
Frage Weihnachtswunder oder Strategie, Herr 
Abgeordneter Anschober, sondern das ist die Fra­
ge, ob man sich zu diesen vier Grundsätzen be­
kennen kann, ja oder nein. Ich lese sie Ihnen vor. 

Erster Punkt: Reformen in der Schule, am Ar­
beitsmarkt und im Wohnungswesen - wir sind 
gegen eine Ausgrenzung. - Sagen Sie mir, war­
um ich mich mit diesen Grundsätzen nicht identi­
fizieren könnte? 

Zweiter Punkt: Für ein gleichberechtigtes Mit­
einander aller hier lebender Menschen. - Das 
war bisher der Fall. Ich bekenne mich dazu, ich 
bekenne mich auch für die Zukunft dazu. Daß es 
allerdings zwischen In- und Ausländern schon 
bisher und wahrscheinlich auch in der Zukunft in 
verschiedenen Bereichen unterschiedliche Geset­
zesnormen und -voraussetzungen gegeben hat, 
merke ich nur der guten Ordnung halber hier an, 
und das wird auch in der Zukunft sein. Ich beken­
ne mich zu diesem Grundsatz. 

Dritter Grundsatz - da bin ich fast schon un­
mittelbar angesprochen -: Zugang zu einem fai­
ren Verfahren für jeden Asylwerber. Gegen will­
kürliche Abschiebung. Die Menschenrechte müs­
sen immer und überall uneingeschränkt für In­
und AusLänder gelten. Ihren Abbau dürfen wir 
nicht zulassen. - Sagen Sie mir, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, vor allem von der 
grünen Fraktion: Kann ich als amtierender Innen­
minister überhaupt anders handeln, als ein faires 

Verfahren zu gewährleisten, natürlich gegen will­
kürliche Abschiebung zu sein und und und? Ich 
bemühe mich auch, das tatsächlich einzuhalten 
und es meinen Mitarbeitern immer wieder einzu­
bleuen. Jetzt weiß ich schon, wenn ich ihnen dann 
sage: Wenn Sie Fälle haben, bei denen das nicht 
eingehalten wird, dann müssen Sie mir diese Fälle 
nennen, dann erklären Sie mir: Ja, da kommen 
Sie immer daher mit Ihren Einzelfällen, aber ins­
gesamt ist Ihre Ausländerpolitik viel zu restriktiv. 
- Aber wenn dem so ist, dann müssen Sie es 
sagen, dann dürfen Sie solche Grundsätze nicht in 
die Plattform hineinschreiben, denn zu diesem 
Grundsatz unter Punkt 3 bekenne ich mich wirk­
lich völlig und uneingeschränkt, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Und damit komme ich zum Punkt 4 der Platt­
form: Keine Kompromisse mit den extremen 
Rechten. - Na bitte schön, das brauchen Sie mir 
wahrlich nicht in Erinnerung zu rufen, denn zu 
einem Zeitpunkt, als Sie noch gegen die Staatspo­
lizei waren, habe ich ihr schon den Auftrag gege­
ben, wirklich gegen die extreme Rechte einzu­
schreiten. So spielt sich das nämlich in Wirklich­
keit in dieser Republik ab! (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich lese nur der guten 
Ordnung halber die letzten drei Sätze noch dazu: 
Probleme kann man nur mit Vernunft lösen, poli­
tische Brandstiftung löst keine Probleme, Brand­
stifter sind keine Partner. - Daß das niemand, 
oder ich nehme an, fast niemand (Heiterkeit) in 
dem Haus will, nehme ich wirklich an, und daher 
bekenne ich mich zu diesen Dingen. (Beifall bei 
der SPÖ. - Abg. Mag. Terezija S t 0 i si t s: Sie 
sind nicht mehr zu retten, Herr Innenminiscer.' -
Heiterkeit.) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Die Frage ist, 
ob ich mich durch Sie retten lassen will. Das müs­
sen Sie mir schon gestatten! (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Hohes Haus! Ich komme schon zum 
Schluß. Ich möchte meine Wortmeldung nicht 
beenden, ohne auch den zweiten Teil zu diesem 
Ausländer- und Fremdenproblem deponiert zu 
haben. Denn es genügt nicht, sich hier zu beken­
nen, sondern man muß darüber hinaus auch den 
Zugang zur Republik Österreich in Zeiten, in de­
nen dieser Zugang in einem solchen Maße in An­
~pruch genommen werde~. soll, so regeln, daß die 
Osterreicherinnen und Osterreicher in ihrem 
Land noch nach jenen Grundsätzen leben kön­
nen, nach denen sie leben wollen. Das ist der 
zweite Teil, den man klar und deutlich sagen 
muß, und zu dem haben wir uns in den letzten 
drei Jahren uneingeschränkt bekannt. 
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Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak 

Ich habe mir für diese Frage einiges an Litera­
tur vorgemerkt, zum Beispiel Ihren Daniel Cohn­
Bendit im letzten "Standard" mit seinen Feststel­
lungen. Den woHen Sie jetzt nicht mehr. Okay. 
Herr Anschober. das nehme ich zur Kenntnis. 
(Heiterkeit bei SPÖ und ÖVP.) Ich habe mir vor­
gemerkt die ,.Zeit"-Ausgabe vom 26. September, 
den Herrn Robert Leicht. Wollen Sie den? Kann 
ich den zitieren? (Abg. Dr. Ne iss e r: Auch der 
isr ihm schon zu konservativ!) Wollen Sie nicht. 
Frau Abgeordnete. Lasse ich auch weg! 

Dann komme ich jetzt zu Willy Brandt. Ich 
gehe davon aus. daß wenigstens eine überwiegen­
de Akzeptanz gegeben ist. daß ich Willy Brandt 
zitiere. Wenn Sie gestatten, höre ich mit ihm 
dann auf. 

Willy Brandt hat in einer Rede am 
25. Jänner 1992 einleitend folgendes gesagt - es 
ist darum gegangen. welche Antworten Europa 
auf die neue Einwanderungswelle gibt -. zu­
nächst zur Versachlichung der Debatte - ich zi­
tiere wörtlich -: 

"Wanderungsbewegungen, die im gemäßigten 
Umfang ablaufen, sind ja wirtschaftlich und kul­
tureH durchaus positiv zu bewerten. Sie bringen 
Gewinn. Wenn die Zahlen jedoch explodieren, 
werden Migrationsströme zur wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Belastung - übrigens 
auch für die Herkunftsländer, wo der Weggang 
von unternehmerischen Menschen zu lähmender 
Hoffnungslosigkeit beiträgt." Das war sein Einlei­
tungsstatement. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
haben das die ganze Zeit so gehandhabt, nämlich 
immer im Wissen, daß jenen, die tatsächlich Asyl 
brauchen, dieses Asyl weiterhin gewährt werden 
muß. Nur allen jenen, die dieses Asyl nicht brau­
chen oder die es zum Vorwand nehmen, muß 
man mit Deutlichkeit sagen, daß die Aufnahme­
kapazität in diesem kleinen Österreich nur be­
schränkt ist und sein kann. Und je früher man das 
den Menschen sagt, umso eher kann man davon 
ausgehen, daß sie zum Teil gar nicht kommen 
oder daß sie, wenn sie kommen, die Entschei­
dung, die dann getroffen wird, auch wenn sie sich 
gegen Teile dieser Menschen richtet, akzeptieren. 
Das war eigentlich der Inhalt dieser Politik. 

Nochmals: Ein volles Bekenntnis zu den 
Grundsätzen dieser Plattform, aber bitte es nicht 
in der Interpretation damit verbinden, daß man 
die bisherige Asylpolitik damit ändern kann. 
Nein, die muß beibehalten werden, damit wir -
und das ist die Antwort auf Sie, Herr Abgeordne­
ter Anschober - nicht wirklich Probleme wie in 
Hoyerswerda oder in Rostock bekommen. Das ist 
der ganz entscheidende Punkt, und ich bitte, mich 
nach diesen Grundsätzen zu beurteilen. (Beifall 

bei SPÖ und ÖVP und Beifall des Abg. Probst.) 
16.50 

Präsident: Als nächstem erteile ich Herrn Ab­
geordneten Gratzer das Wort. 

16.50 
Abgeordneter Gratzer (FPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Es ist erfreulich. den Bundesminister in 
diesem Haus auch einmal humorvoll zu erleben. 
Für seine letzten Worte möchte ich ihm Anerken­
nung zollen, obwohl ich mich gewundert habe. 
daß er von der Plattform gesprochen hat. aber 
nicht gewußt hat, worum es sich handelt. Man 
könnte annehmen, daß ihm die Vereinsbehörde 
nicht mehr untersteht. 

Ich möchte aber der Reihe nach beginnen und 
auch auf meine Vorredner eingehen. 

Kollege Anschober ist leider schon weggegan­
gen. Nach den schönen Worten für den Herrn 
Innenminister wird er vermutlich die Krawatte 
ablegen. die er für den heutigen Tag extra genom­
men hat. Er hat etwas in seiner Rede nicht er­
wähnt, was er bisher immer erwähnt hat, und das 
erfüllt mich wieder etwas mit Hoffnung, denn 
auch Kollege Elmecker hat es nicht mehr er­
wähnt. nämlich die Verkehrskobra. Bisher wurde 
bei diesen Debatten immer wieder die Verkehrs­
kobra aufgewärmt, heute ist die Verkehrskobra 
endlich .,verschwunden", und damit dürfen wir 
diese Kobra doch wohl endlich begraben. brau­
chen wir uns vor diesem Gesp~nst nicht mehr zu 
fürchten. fBeifaLl bei der FPO.) Kollege Pirker 
hat hier wiederum eine schöne Wunsch liste vor­
gelegt. Du machst das bei jeder Budgetdebatte, 
und ich habe dir schon einmal angeboten, mit uns 
in der einen oder anderen Frage - ich denke nur 
an die Grenzpolizei - in Kontakt zu treten und 
unsere Anträge zu unterstützen. Das wäre nicht 
nur für dich einfacher, sondern dann hätten wir 
diese Grenzpolizei bereits, und du müßtest nicht 
bei jeder Budgetrede dieses Thema vortragen. 
Wir könnten das l}ier ganz einfach beschließen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Kollege Pirker hat aber auch etwas sehr We­
sentliches angesprochen, nämlich die Besoldung 
der Exekutive. Es hat mich auch gefreut, daß sich 
Kollege Anschober sehr stark für die verbesserte 
Besoldung der Exekutive einsetzt. Es wäre aber 
diese Woche schon einmal Gelegenheit gewesen, 
diesen Einsatz zu beweisen. Ich habe am Montag 
hier Anträge eingebracht, aufgrund derer wir 
Verbesserungen für die Exekutive, vornehmlich 
für die im Außendienst befindlichen Beamten, 
beschließen hätten können. Dieser Antrag ist -
fast erwartungsgemäß - von der großen Koali­
tion abgelehnt worden. (Abg. E L m eck e 1': Das 
neue Besoldungsschema! ) Du sprichst immer vom 
Besoldungsschema, aber von diesem Besoldungs­
schema höre ich schon seit zwei Jahren hier. 
(A bg. E L m eck e r: Ist schon fertig!) 
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Ich habe mir diese Änderungen des Besol­
dungsschemas angeschaut und muß sagen. so 
großartig sind diese Änderungen nicht, zumindest 
die Erwartungen der niedrigeren Ränge werden 
nicht erfüllt. Ein Bezirksinspektor etwa wird auf 
"heiße" 300 S kommen, dafür kommt ein Oberst 
der Dienstklasse VII auf 5 500 S. 

Das sind Reformen, mit denen wir zwar wieder 
Menschen mehr Gehalt bringen, das ist sicher 
eine feine Sache, aber gerade diese Auf teilung 
lehnen wir ab, denn wir haben große Probleme, 
Nachwuchs zu bekommen. Wir bekommen keine 
jungen Polizisten, wir bekommen keine jungen 
Gendarmen, weil die Schwere des Nachtdienstes, 
die Schwere der familienfeindlichen Diensteintei­
lung, die einmal gegeben ist, und auch die Ge­
fährlichkeit des Dienstes finanziell nicht abgegol­
ten wird. Mit diesem System, daß man wieder 
denjenigen, der auf der Straße Dienst versieht, 
mit einem ,.Butterbrot" abspeist, aber andere 
mehr bekommen, wird man dieses Problem nie 
lösen. 

Ich habe aber auch hier ein interessantes Argu­
ment von seiten der ÖVP gehört: Man müsse die 
Zufriedenheit fördern, man könne nicht alles mit 
Geld regeln, und die Menschen, die Polizisten, 
wären mit ihrem Gehalt fast zufrieden, man müs­
se irgend etwas anderes machen. 

Nun darf ich hier etwas vortragen. was vorige 
Woche die Fraktion Christlicher Gewerkschafter 
von der Kameradschaft der Exekutive ausgesen­
det hat: Sie gibt Tips für den Jahresausgleich, wie 
man zu Steuererleichterungen kommt, wie man 
die Pauschalierung für die Uniformreinigung ab­
setzen kann. weil es offensichtlich doch so ist, daß 
sich die Beamten Gedanken machen, wie sie zu 
mehr Geld kommen. Da dies nicht so einfach ist, 
weil nicht jeder seine Uniform in einer Putzerei 
putzen läßt, und manche Finanzämter Probleme 
machen, wenn es keine Rechnungen gibt, emp­
fiehlt die Fraktion Christlicher Gewerkschafter 
folgendes, wenn keine Originalrechnungen beige­
bracht werden können -: Es dürfte jedoch - ich 
zitiere - bei Eintreten dieses Falles in jeder Ab­
teilung eine bekannte Putzerei vorhanden sein, 
um so eventuell zu Belegen zu kommen. (Heiter­
keit bei der FPÖ.) Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wenn das die Form ist, die die ÖVP 
Polizisten und Gendarmen empfiehlt, daß sie sich 
mehr oder weniger - ich sage es einmal vorsich­
tig - durch Umgehung der Bestimmungen, 
durch Umgehung der Gesetze einen höheren Jah­
resausgleich ... (Abg. F in k: Sie verdrehen.') 
Nein, nein, ich habe zitiert. 

Herr Abgeordneter, glauben Sie wirklich, daß 
es rechtlich in Ordnung ist, sich Scheinbelege zu 
holen? Ist das in Ordnung? (Beifall bei der FPÖ.) 
Wenn Sie auf der einen Seite fordern, Scheinbele­
ge einzuholen, dann sagen Sie doch nicht, Sie sind 

gegen eine Erhöhung. fAbg. Dr. Sc h w im m e r: 
Halbwahrheiten sind auch Halblügen!) Ich habe 
nur zitiert, Herr Abgeordneter! 

In Anbetracht dessen, daß auch meine Nach­
redner noch Redezeit haben wollen, möchte ich 
mich mit dem zuletzt besprochenen Punkt, näm­
lich mit dem Eintreten des Herrn Bundesmini­
sters in diese Plattform "SOS Mitmensch" be­
schäftigen, denn so einfach. wie es sich der Herr 
Bundesminister macht. kann es doch nicht sein. 
Er liest die Erklärung vor. und für ihn ist das 
abgetan. 

Er selbst als Minister und Chef der Vereinsbe­
hörde müßte wissen, daß sich Vereinsmitglieder 
sehr wohl einen Vereinsbeitritt überlegen müs­
sen. Seine Beamten haben über Jahre registriert, 
ob jemand von einem Verein, der irgendwie 
rechts- oder linkslastig war, Post empfangen hat. 
Der Herr Bundesminister sagt, er habe nur die 
Punkte gelesen - als hätten nicht die Proponen­
ten auch ihre Aussagen getroffen! In dieser Aus­
sendung des Proponentenkomitees dieser Platt­
form gibt es eine klare Aussage: Der Innenmini­
ster werde zu beweisen haben, daß Taten folgen. 
Als nächstes steht hier - das sagt Andre Heller, 
nachdem er die Unterschrift eies Ministers hat -: 
Ich denke mir, er hat eine Haltung eingenommen, 
die vielleicht eine andere ist als die vor zwei Wo­
chen. 

Vor zwei Wochen wurde hier das Fremdenge­
setz beschlossen. Minister Löschnak unter­
schreibt, und die Spitzenfunktionäre dieser Platt­
form verbinden mit dieser Unterschrift, daß sich 
der Minister geändert hat, denn wir haben alle 
verfolgt, daß er über Tage um diese Aufnahme 
gerungen hat. Er hat gerungen um die Aufnahme. 
Daher hat er auch Zugeständnisse gemacht, sonst 
hätten sie ihn nicht aufgenommen. 

Herr Bundesminister! Welche Zugeständnisse 
haben Sie dieser Plattform gemacht? Erzählen Sie 
uns das hier! (Beifall bei der FPÖ. - Bundesmini­
ster Dr. Lös c h n a k: Wo habe ich denn gerun­
gen? Im Schlaf vielleicht, weil das so Lange gedau­
ert hat.') 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie 
können ganz einfach gewisse Dinge nicht wegdis­
kutieren! Und ich frage Sie daher, Herr Bundes­
minister, auf welcher Seite Sie stehen. Sie werden 
im Jänner wahrscheinlich den Beweis erbringen 
müssen. Im Jänner wird es wieder die Opernball­
Demonstration geben. Und ich frage Sie: Auf 
welcher Seite werden Sie diesmal mitmarschieren 
- auf der Seite Ihrer Beamten oder auf der Seite 
Ihrer neuen Freunde? (Beifall bei der FPÖ.) 16.58 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord­
neter Harald Hofmann zu Wort. Ich erteile es 
ihm. 
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Hofmann 

16.58 
Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Von einem bin ich über­
zeugt: Im gleichen Schritt und Tritt mit Kollegen 
Gratzer wird Minister Löschnak sicher nicht mit­
marschieren! (Beifall bei der SPÖ.> Das Budget 
beweist, wie ernst es der Regierung und vor .~llem 
Minister Löschnak mit der Sicherheit in Oster­
reich ist, denn dieses Budget liegt um 2 Milliar­
den Schilling überclem Budget des Jahres 1991. 

Herr Kollege Gratzer hat von Problemen ge­
sprochen. Ich weiß nicht, wo diese sind, ich habe 
mich informiert, in Wien sind die notwendigen 
Nachwuchszahlen bei der Polizei fast aufgefüllt. 
Der Engpaß ist vor allem auch durch die Ausstat­
tung der Grenzgendarmerie eingetreten, viele 
Leute aus diesem Raum haben sich dorthin ge­
meldet. 

Auf Landesebene sind meine praktischen Er­
fahrungen so, daß wir uns vor Bewerbern gar 
nicht erwehren können, denn von 100, 150, die 
sich bewerben, kann nur ein Viertel aufgenom­
men werden. Man kann doch nicht sagen, die jun­
gen Leute drängen nicht zur Exekutive. Es ist in 
der letzten Zeit auch ein entsprechendes Rollen­
bild entstanden, das uns dazu berechtigt, auf un­
sere Exekutive stolz zu sein. 

Ich gebe schon zu, man kann gehaltlieh immer 
etwas tun, und die Gehaltsforderungen werden 
immer da sein, aber auch diesbezüglich wird es im 
Zuge der Umgruppierung und der Neustrukturie­
rung ·der Exekutive entsprechende Maßnahmen 
geben, dessen bin ich mir sicher. 

Ich brauche nur auf eines, Herr Kollege Grat­
zer, zu verweisen: In den letzten drei Jahren, von 
1990 bis einschließlich 1993, gab es fast 
2 000 Dienstposten bei der Exekutive mehr, und 
wenn ich das genau aufschlüssle, so waren es fast 
1 000 Beamte bei der Gendarmerie, fast 800 Poli­
zisten und 77 Planstellen beim Bundesasylamt 
mehr, womit auch unterstrichen ist, wie ernst es 
dem Innenministerium und dem Minister mit der 
gerechten Behandlung der Asylanten ist. 

Meine Damen und Herren! Ich könnte jetzt 
eine Liste von Maßnahmen aufzählen, möchte 
aber nur auf die Sicherheitsmilliarde verweisen, 
die garantiert, daß es einschließlich 1993, 1994, 
1995 jährlich 300 Exekutivbeam.!e mehr gibt, um 
eben die Sicherheit bei uns in Osterreich zu ga­
rantieren. Wenn Sie draußen mit den Beamten 
reden, so wird Ihnen jeder Beamte, ob bei der 
Kriminalpolizei, bei der Polizei oder bei der Gen­
darmerie, bestätigen: Es hat noch nie einen sol­
chen Technisierungsschub wie derzeit gegeben, es 
war noch nie so unkompliziert und leicht für Be­
amte, notwendige Ausrüstungsstücke zu erhalten. 
Man könnte wahrscheinlich zwei Stunden lang 

nur Einrichtungen, Investitionen und neue Bau­
maßnahmen aufzählen. Allein das Bauprogramm 
für das Jahr 1993 füllt eine ganze Seite aus. Also 
diesbezüglich unter Umständen von zu sparsa­
men Maßnahmen, von Zuwenig für die Sicherheit 
zu sprechen, muß entschieden zurückgewiesen 
werden. 

Ich möchte auf eines verweisen, weil von der 
grünen Seite immer über die angeblich zu stren­
gen Fremdengesetze lamentiert wird. Gerade das 
neue Fremdengesetz wird uns ab Jänner in die 
Lage versetzen, beispielsweise den Schutz unserer 
Ausländer im Inland, die hier leben, friedlich le­
ben und arbeiten wollen, zu garantieren. Ich ver­
weise auf Cetnikaktivitäten im Salzburger Land, 
im Gasteiner Tal, und ich darf hier vor allem dem 
Minister für die raschen Aktionen danken, für die 
Razzien, die durchgeführt worden sind. 

Aber es wird uns wahrscheinlich ab I. Jänner 
noch leichter möglich sein, hier rasch Abhilfe zu 
schaffen, und Unruhestifter aus dem Ausland, 
eingesickerte Unruhestifter , sofort abzuschieben, 
da es nunmehr der Exekutive möglich ist, ohne 
lange vorher einen richterlichen Befehl einzuho­
len, spontan und schnell in den entsprechenden 
Unterschlüpfen und Quartieren Razzien durch­
zuführen. In Gastein hat sich das schon bewährt. 
Es wird immer behauptet, es würden kleine Leute 
abgeschoben werden: Sechs dieser Unruhestifter, 
die auf bosnische Zivilisten, bosnische Gastarbei­
ter moslemischen Glaubens losgegangen sind, sit­
zen in Untersuchungshaft oder in Schubhaft, und 
der Herr Minister hat mir versichert, daß sie nach 
Abwicklung der entsprechenden Untersuchungen 
auch entsprechend schnell abgeschoben werden. 

Also man sieht, wie notwendig solche Gesetze 
in der heutigen Zeit sind, um eben jeglichen An­
fängen von Unruhestiftung aus dem Ausland hier 
in Osterreich Einhalt zu gebieten. (Präsident Dr. 
Li eh a I übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Minister! Ich möche die Zeit nicht über 
Gebühr strapazieren, aber do~.h auf eine Seiten­
front eingehen, die für uns in Osterreich genauso 
wichtig ist. Ich meine den Hubschrauber-Ret­
tungsdienst, der bravourös ausgebaut worden ist, 
der bestens funktioniert, der flächendeckend ist. 
Ich darf darauf verweisen, allein im Jahr 1991 
wurden 4 970 Einsätze mit 2 880 Flugstunden 
geflogen. Die Zahl der geborgenen und tranpor­
tierten Patienten erreichte fast 4 000, gegenüber 
1990 eine Steigerung von 13 Prozent. 

Das ist also eine Institution, die bestens funk­
tioniert und auf die wir stolz sind, vor allem des­
wegen, weil im Ausland meistens diesbezüglich 
bereits Abgaben verlangt werden. Nur orte ich in 
letzter Zeit - nicht beim Innenministerium, son­
dern bei den Ländern - Tendenzen zum Unter­
laufen dieser bestens funktionierenden, flächen-
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deckenden Hubschrauberversorgung, die ja eng 
mit der Notarztsituation am Boden zusammen­
hängt und die nicht abkoppelbar ist, weil sich die­
se beiden ergänzen müssen. 

Beispielsweise gibt es in Vorarlberg und in 
jüngster Zeit im Land Salzburg fast eine Verlet­
zung der § I5a-Verträge mit dem Bund. Es eta­
blieren sich private Unternehmen, die begehrlich 
nach diesen Rettungsflügen Ausschau halten, of­
fensichtlich mit dem Hintergedanken, das große 
Geschäft machen zu können. 

Es gibt in Salzburg derzeit ein Abkommen zwi­
schen dem Roten Kreuz und zwei privaten Hub­
schrauberunternehmen, das eine wird im Pinz­
gau, das andere im Pongau diese Rettungsflüge 
mit durchführen. Ich weiß aber aus Erfahrung. da 
im vorigen Jahr diesbezüglich bereits schlechte 
Erfahrungen gemacht wurden, daß es hier immer 
mit der Finanzierung hapert. Während nämlich 
die öffentlichen Hubschrauber kostenlos fliegen 
und das Geld. das unter Umständen benötigt 
wird, weil die Sozialversicherungen und Pflicht­
versicherungen nicht den ganzen Einsatz abdek­
ken, aus dem öffentlichen Topf oder über Spon­
soren des ÖAMTC aufgebracht wird. ist es bei 
den privaten so, wie ich weiß, daß im vergange­
nen Jahr plötzlich ein Wust von Rechnungen ge­
borgenen Patienten auf den Tisch geflattert ist. 
Sie wurden plötzlich mit Abgängen, die die priva­
ten Unternehmen nicht decken wollten, konfron­
tiert. 

Ein Beispiel: Der Einsatz des Hubschraubers 
zur Bergung eines bei einem Arbeitsunfall verun­
glückten Bauern hat, da 20 Minuten Suche not­
wendig waren, 28 000 S gekostet. 9 000 S hat die 
Pflichtversicherung bezahlt, die nur den Tranport 
vom Unfallort ins Spital übernimmt, 19 000 S 
sind offen, müssen im konkreten Fall von der öf­
fentlichen Hand getragen werden. Würden aber 
private Unternehmen fliegen, müßte das entwe­
der ein Sponsor aus diesem Bereich tragen - die 
sind aber sehr dünn gesät; derzeit werden von den 
privaten Unternehmen und den betroffenen Spi­
tälern noch immer Sponsoren gesucht -, oder im 
konkreten Fall würde der geborgene Patient 
plötzlich mit einer offenen Rechnung in der 
Höhe von 19 000 S konfrontiert sein. 

Ich glaube, Herr Minister, hier müssen wir auf­
passen, ich glaube, daß vor allem die Länder an­
gehalten sind, dieses Unterlaufen durch private 
Hubschrauberbetreiber hintanzustellen. 

Ich kenne eine Studie aus Bayern. und in dieser 
wird dieses Splitting zwischen öffentlichen Hub­
schrauberdiensten, öffentlichen Rettungshub­
schraubern und privaten Einsatzhubschraubern, 
entschieden abgelehnt, weil es vor allem auch da­
rum geht, daß die entsprechenden Mannschaften 

geschult, unterrichtet, ausgebildet werde~ müs­
sen, was im privaten Bereich nicht so geschieht. 

Mir sagt zum Beispiel auch das Rote Kreuz -
ich habe mich erkundigt, sie haben eine eindeuti­
ge Abmachung -, daß die Rettungshubschrauber 
auf privater Basis auch nicht die entsprechenden 
Zeichen als Rettungshubschrauber führen dür­
fen, sondern eben untergeordnet als eher neutrale 
Hubschrauber fliegen müssen. Dazu kommt, 
wenn die Einsätze im öffentlichen Bereich zu­
rückgehen, daß sich die Kostenschere noch mehr 
öffnet, weil durch weniger Auslastung natürlich 
die öffentlichen Hubschrauberkosten beträchtlich 
steigen würden. 

Ich glaube, um eben in dieser Richtung Maß­
nahmen zu setzen, wird es notwendig sein, mit 
den Ländern zu sprechen, auch vom Innenressort 
her. und ich meine auch, daß man sich Einspa­
rungsmaßnahmen überlegen sollte. Es werden ja 
sehr viele Einsätze geflogen, die vielleicht nicht so 
notwendig sind. Zum Beispiel hat sich auf Schipi­
sten eingebürgert, daß schon wegen eines einfa­
chen Fußbruches bereits der Hubschrauber ange­
fordert wird. Dieser Abtransport könnte aber 
ohne weiteres der Pistendienst mittels Rettungs­
auto durchführen, wodurch Kosten gespart wür­
den. Ich glaube, man sollte sich in Zukunft Herr 
Minister, überlegen, wenn der öffentliche Hub­
schrauberdienst tatsächlich durch Private unter­
laufen wird, ob es nicht angebracht ist, mit Selbst­
kosten der geborgenen Patienten ... (Abg. 
Pro b s t: Herr Kollege.' Das ist völlig falsch.' 30 
bis 40 Prozent Fehlalarm sind wünschenswert, 
weil auf diese Art eine Chance besteht, daß die 
verdeckten inneren Verletzungen entdeckt wer­
den.') 

Ja schon, Herr Kollege Probst, Sie haben schon 
recht, aber in dem Augenblick, in dem die Priva­
ten das ganze System der öffentlichen Rettungs­
hubschrauber unterlaufen, sich unter Umständen 
lukrative Flüge herauspicken und vor allem Se­
kundärflüge durchführen. von einem Spital zum 
anderen, dann wird es für die öffentliche Hand 
teuer. Gerade für den Bereich von Alpinunfällen, 
wo sehr viel Oberflächlichkeit oder sogar grobe 
Fahrlässigkeit vorhanden ist - es gibt Alpinisten 
mit Halbschuhen auf Gletschern -, sollte man 
überlegen, vor allem wenn sich das System durch 
den Einsatz privater Hubschrauber und die Kon­
kurrenz privater Hubschrauber immens verteu­
ert, ob man in solchen Fällen nicht eine Kosten­
beteiligung der Geborgenen ins Auge fassen sollte 
- etwa so wie in der Schweiz, wo Liftgesellschaf­
ten Versicherungen mit dem Kauf der Fahrkarte 
anbieten. 

Es kann doch bitte nicht so sein, daß auf der 
einen Seite ein flächendeckendes Rettungshub­
schraubernetz angeboten wird und auf der ande­
ren Seite mit Duldung der Länder, die ja entspre-
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chende Verträge mit dem Bund haben, dieses flä­
chendeckende Netz unterlaufen wird, weil sich 
die Privaten die Rosinen herauspicken und sozu­
sagen die teureren Einsätze die öffentliche Hand 
fliegen soll. Also das kann doch nicht stimmen. 

Sollte das tatsächlich so sein. so glaube ich, 
muß man sich überlegen, ob man nicht im öffent­
lichen Bereich zur Kostenabdeckung die Patien­
ten mit heranzieht, so grobe Fahrlässigkeit zu ih­
ren Unfällen geführt hat. Das, meine ich, sollte 
man überlegen. (Abg. Pro b 5 t: Herr Kollege.' Sie 
haben im Grundsatz recht, aber vergessen Sie 
nicht, daß die meisten Skiunfälle keine Brüche 
sind, sondern Zusammenstöße mit inneren Verlet­
zungen.' ) 

Stimmt! Dessenungeachtet werden aber immer 
noch genügend Einsätze geflogen, die nicht not­
wendig wären. Das bodengebundene Rettungs­
netz wäre wahrscheinlich oft sogar effizienter als 
der Hubschrauber, der ja vor allem nicht bei je­
dem Wetter fliegen kann. Das kommt noch hin­
zu. 

Herr Minister! Ich würde ersuchen, daß wir ge­
meinsame Anstrengungen unternehmen, mit den 
Ländern in Verhandlungen und Gespräche zu 
treten, damit dieses Unterlaufen auf privater Ba­
sis aus Effizienz- und Kostengründen nicht statt­
findet. 

In diesem Sinne darf ich noch einmal betonen: 
Wir geben 2 Milliarden Schilling mehr im Ver­
gleich zum Jahr 1991 an Ausgaben im Interesse 
der Sicherheit aller Österreicher aus. Das kann 
man nur begrüßen, und daher geben wir diesem 
Budget gerne die Zustimmung. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 17.11 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Terezija Stoisits. - Bitte. Frau Ma­
gister. 

l7.1 J 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Elmecker hat Ihnen den Entschließungs­
antrag schon vorgelesen, der heute - so hoffe ich 
- mit den Stimmen aller Mitglieder des Hohen 
Hauses am Ende dieser Debatte beschlossen wer­
den wird. 

Ich möchte mich ganz herzlich für die Koope­
ration bedanken, vor allem der weiblichen Mit­
glieder des Hohen Hauses, die sich sehr dafür ein­
gesetzt haben, daß dieser Entschließungsantrag 
eingebracht wurde. Sie wurden bei der Formulie­
rung dieses Entschließungsantrages auch sehr tat­
kräftig von den Männern des Hohen Hauses un­
terstützt. 

Meine Damen und Herren! Ihr Beitrag wird 
mit der Zustimmung zu diesem Entschließungs-

antrag kurzfristig abgetan sein. Es kann aber 
nicht so sein, daß sich diejenigen, an die sich diese 
Forderung richtet, ausruhen, trotz dieser einhelli­
gen Zustimmung, sondern meiner Meinung nach 
sollte jeder von Ihnen seinen persönlichen Ein­
satz und sein Gewicht, das er hat, gegenüber den 
Stellen, insbesondere des Innenministeriums, gel­
tend machen, damit das auch umgesetzt werden 
kann und sich positiv für die betroffenen Frauen 
und Kinder, die unseren Schutz am allermeisten 
brauchen, auswirken kann. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es 
jetzt nicht mehr notwendig ist, noch einmal im 
Detail darauf einzugehen, warum uns dies ein 
solch großes Anliegen ist. Wir haben diese Woche 
schon darüber diskutiert. Das ist nicht nur im Sin­
ne eines weihnachtlichen Friedens zustande ge­
kommen, sondern im Sinne eines Gesinnungs­
wandels einiger Abgeordneter. Mit ehrlichem Be­
mühen aller wird dieser Akt für die Zukunft ein 
sehr erfreuliches und positives Vorbild sein. Denn 
vieles ist uns in Richtung gemeinsamer Entschlie­
ßung, gemeinsamer Aktivität auf dem Sektor, 
wenn ich das so vereinfacht sagen darf, bezüglich 
Rechte der Ausländerinnen und Ausländer - das 
beinhaltet dieser Antrag - noch nicht gelungen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl Der 
Herr Bundesminister hat lobens- und dankens­
werterweise auch denjenigen, die die Plattform 
"SOS Mitmensch" noch nicht gekannt haben. die­
se heute im Detail nähergebracht und ihr Pro­
gramm auch vorgelesen. Vielleicht wird der eine 
oder andere von Ihnen auch angeregt, sich als Ak­
tivist dieser Plattform anzuschließen. Aber der 
Herr Bundesminister hat es nicht vollständig vor­
gelesen, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Denn der am fettesten um am größten gedruckte 
Satz auf dieser ausformulierten Seite des Flug­
blattes der Plattform heißt: Wir bilden eine Alli­
anz der Vernunft, die eine neue Politik möglich 
machen soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
ist der Schlüsselsatz dieses Flugblattes, nämlich 
der Ruf nach einer Allianz der Vernunft für eine 
neue Politik. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie werden 
ja nicht abstreiten können, daß eine neue Politik 
nicht die alte sein kann. Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Da ich die alte Politik, die Sie und 
leider auch das Hohe Haus gemacht haben, kenne 
- die Gesetze, die auch schon einige Male ge­
nannt wurden, haben Sie beschlossen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich habe nicht zu­
gestimmt -, gehe ich davon aus, daß jeder, der 
seine Kapazität, seine Arbeitskraft, seine finan­
ziellen Ressourcen und vor allem seinen Einfluß 
als Persönlichkeit dieser Plattform "SOS-Mit­
mensch" zur Verfügung stellt, sich selbstver­
ständlich in erster Linie mit dem Hauptslogan 
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dieser Plattform einverstanden erklärt, nämlich 
eine neue Politik zu machen. Neu kann in diesem 
Fall nichts anderes bedeuten, als eine Politik zu 
machen, die bisher auf dem Sektor der Fremden­
gesetzgebung und der Ausländerpolitik nicht ge­
macht wurde. (Abg. Hof man n: Die Gesetze 
sind da eine neue Politik!) 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Ich möch­
te jetzt keinen Unfrieden ins Hohe Haus bringen. 
Sie haben ja eindrucksvoll versucht, uns Ihr ehrli­
ches Engagement zu vermitteln, daher möchte 
ich Sie jetzt im Namen von anderen Aktivisten 
dieser Plattform, die sich auch schon sehr lange 
mit den Problemen rund um die Rechte oder 
Nicht-Rechte von Ausländerinnen und Auslän­
dern, von Asylwerbern lind von Flüchtlingen be­
schäftigen, bitten, Ihren Einfluß, Ihre Aktivität 
und Ihre aktive Mitarbeit unter Beweis zu stellen. 
Ich lade Sie ein, am Montag um 10 Uhr dabei zu 
sein, wenn Aktivisten dieser Plattform der Öf­
fentlichkeit Menschen präsentieren, die Opfer 
dieser alten Politik geworden sind oder/und noch 
immer Opfer sind. Sie können sehr wohl einen 
Beitrag leisten, Sie können diesen Opfern helfen, 
um ihr Leid zu lindern und ihnen Rechte zu ge­
ben, und sind auch höflichst gebeten, dort Ihren 
Aktivistenbeitrag für die Plattform "SOS-Mit­
mensch" einzubringen. 

Die Katholische Jugend, die diese Veranstal­
tung am kommenden Montag, um 10 Uhr, 
Stephansplatz 4 organisiert, würde sich über die­
sen ersten aktiven Beitrag für die Aktion "SOS­
Mitmensch" sehr freuen. Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Dort wird dann hoffentlich in 
erster Linie von der Öffentlichkeit genau zu regi­
strieren sein, ob die rigorose und harte Politik ge­
genüber Asylwerbern, die Ihnen andere Aktivi­
sten dieser Plattform und auch ich vorwerfen, tat­
sächlich stimmt. 

Mein Zwischenruf hat ja angedeutet, daß ich 
mir um das Individuum Franz Löschnak nicht all­
zu große Sorgen mache, denn Sie haben in diesem 
Land Freunde, deren Macht wohl ausreichen 
wird, um das Individuum Franz Löschnak zu 
schützen, wenn ihm in irgendeiner Form jemals 
Unrecht geschehen sollte. IAbg. Dr. Ne iss er: 
Auch das Individuum Stoisits hat diese Möglich­
keit.') Sie haben das bisher immer so dargestellt, 
als passiere das nur von den Grünen. Wir spre­
chen angeblich immer so schlecht über Sie. Aber 
die einflußreichen Damen und Herren schützen 
das Individuum Löschnak immer sehr erfolgreich. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Diese -
nicht unzähligen, denn sie sind zu zählen, wir 
kennen die Fälle - Menschen brauchen Ihren 
Schutz, und wir haben uns schon oft, manchmal 
erfolgreich, manchmal weniger erfolgreich an Sie 
gewandt, denn diese Menschen haben nur Sie als 
Aktivisten von "SOS-Mitmensch". Sie haben es in 

der Hand, Schutz und Schutzmantel über diese 
Menschen zu legen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Darum 
würde ich mich freuen, Sie als Aktivisten in die­
sem Sinne von "SOS Mitmensch" aufnehmen zu 
können, in der ehrlichen Überzeugung, daß das 
mit den Grundsätzen der Plattform, einer Allianz 
der Vernunft für eine neue Politik, vereinbar ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte Ihnen, damit die Vollständigkeit gegeben 
ist, den Beginn dieser Plattform vorlesen. das hat 
der Herr Minister nämlich nicht getan. Am Be­
ginn kommt das zu Tage, wo der Herr Minister, 
als er die letzten drei Sätze vorgelesen hat, mit 
seinem meiner Meinung nach nicht unbewußten 
Versprecher - zumindest wurde es von mir so 
aufgenommen - absichtlich darauf hingewiesen 
hat, daß alle Mitglieder des Hohen Hauses mit 
dem Slogan "Brandstifter sind keine Partner" 
übereinstimmen können, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Wenn es in diesem Hause 
keine Brandstifter gäbe, dann, meine Damen und 
Herren. wäre nicht genau zu diesem konkreten 
Zeitpunkt die Notwendigkeit entstanden, eine 
solche Plattform zu gründen. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Die Zeit in 
Österreich war meiner Ansicht nach politisch 
noch nie so uneinig, denn Sie und Ihre Gesin­
nungsfreunde sind es ja, die zu instrumentalisie­
ren versuchen. Sie versuchen, jene Menschen, die 
eine ehrliche Absicht haben - jetzt spreche ich 
nicht von anderen Politikern, sondern von Aktivi­
sten im eigentlichen Sinn, die es nicht aus politi­
scher Profession tun -, zu instrumentalisieren 
für nur einen Zweck oder für nur eine Richtung. 
Das ist keine Bewertung, ob diese Instrumentali­
sierung von ihrem Inhalt her gerechtfertigt ist, 
aber als politisches Mittel ist es unzulässig. Denn 
wenn sich irgend jemand mit dem Slogan .,Brand­
stifter sind keine Partner", also mit dem, was 
Herr Dr. Löschnak gesagt hat, einverstanden er­
klärt, dann, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, sehe ich wirklich schwarz - aber ganz 
schwarz! - für die letzte Jännerwoche in diesem 
Land und für die Ergebnisse, die herauskommen 
werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Plattform hat geschrieben: Ausländer sind Sün­
denböcke für Wohnungsnot, Schwarzarbeit und 
Schulprobleme. Wir haben uns aber daran ge­
wöhnt, daß Ausländer und Ausländerinnen für 
uns arbeiten. Wir sind auf sie angewiesen im Spi­
tal, am Bau, im Fremdenverkehr. Als Menschen 
brauchen wir einander, und als Menschen sehen 
wir lIns alle: wir Inländer und wir Ausländer, 
denn das wir ist hier das bestimmende Wort. 

Herr Bundesminister! Wenn Ihre Aktivitäten in 
den nächsten Tagen dazu führen sollten, daß Ihr 
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Aktivistendasein bei "SOS Mitmensch" Leben 
rettet - wenn auch nur im übertragenen Sinn -, 
dann sind Sie, sehr geehrter Herr Bundesminister, 
sicher einer der am liebsten gesehenen Aktivisten 
dieser Plattform. (Beifall bei den Grünen.) /7.24 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster gelangt Herr 
Abgeordneter Burgstaller zu Wort. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

17.~.J 

Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Herr Präsident! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Hohes Haus! Ich möchte 
einige grundsätzliche Bemerkungen zur Sicher­
heitspolitik im allgemeinen machen, weil ich 
glaube, daß dieses Parlament, vor allem auch der 
Innenausschuß in den letzten Jahren einen ge­
meinsamen Weg der Sicherheitspolitik gefunden 
hat. der die Sicherheitspolitik in unserer Republik 
nicht nur zur Chefsache des Innenministers 
macht, sondern bei der dieses Parlament und die­
ser Innenausschuß große Verantwortung zeigen. 

Gerade bei diesem Kapitel, meine Damen und 
Herren, können wir den Österreicherinnen und 
Österreichern signalisieren: Wir haben zukunfts­
weisende Gesetze, wir haben Strukturreformen in 
eier Sicherheitspolitik eingeleitet. Wir sorgen mit 
eier Beschlußfassung des Kapitels 11 auch für ein 
ausreichende Bedeckung. Wir können stolz dar­
auf sein, daß Österreich nach wie vor eines der 
sichersten Länder dieser Erde ist, meine Damen 
und Herren! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich glaube. daß dieses Parlament gerade auf­
grund der Tatsache, daß die Sensibilität der Frage 
Sicherheit immer mehr an Bedeutung gewinnt, 
aufgefordert ist, diesen gemeinsamen Weg aller in 
diesem Haus vertretenen Parteien gemeinsam mit 
dem Innenminister fortzusetzen. 

Diese große Herausforderung - mich hat heu­
te sehr beeindruckt, was Kollege Anschober, aber 
auch Frau Dr. Partik-Pable zu den Fragen der 
inneren Sicherheit dem Hohen Haus mitgeteilt 
haben - und dieser gemeinsame Weg der Sicher­
heitspolitik kann nur in erster Linie von diesem 
Parlament ausgehen. Wir alle sind aufgefordert, 
einen gemeinsamen Weg, trotz aller ideologi­
schen Gegensätze, in dieser Frage zu finden. 

Meine Damen und Herren! Natürlich kann 
man bei den Strukturreformen, bei der Organisa­
tion, bei der Ausstattung, bei der Ausbildung und 
bei der Durchführung der Bekämpfung des orga­
nisierten Verbrechens, um nur einen Punkt her­
auszunehmen, geteilter Meinung und Auffassung 
sein. Trotzdem sind wir gefordert, einen gemein­
samen Weg in all diesen Fragen zu finden, denn 
letztlich ist die Frage der Sicherheit in unserer 
Republik das, was neben den Grundwerten das 
Entscheidenste für unser Land ist. 

Die Gesetze. die wir beschlossen haben, meine 
Damen und Herren. reichen bei weitem nicht aus, 
um dieses Sicherheitsgefühl aufgrund der vorlie­
genden Gesetze transportieren und umsetzen zu 
können. Wir alle wissen aus den täglichen Ge­
sprächen, daß die Frage der Sicherheit für den 
Bürger, auch wenn er gar nicht unmittelbar be­
troffen ist, die elementarste Frage ist, die ihn be­
wegt. Daher müssen auch Anstrengungen im Be­
reich dieses Parlaments und des zuständigen Aus­
schusses unternommen werden, um die Struktur­
reformen im Bereich der Exekutive gemeinsam 
mit den Gendarmeriebeamten und mit den Poli­
zeibeamten voranzutreiben. 

Es wurde einiges wiederholt, was uns bewegt. 
Es ist noch immer nicht so, wie wir glauben, daß 
ein modernes Unternehmenskonzept Sicherheit 
letztlich den Innenminister in die Lage versetzt, 
eine Mannschaft von 32 000 Mitarbeitern zu ha­
ben, die effizient zum Wohle der Sicherheit unse­
rer Republik arbeiten kann. 

Wir müssen auch dort - ich sage das durchaus 
selbstkritisch -, wo Strukturveränderungen ge­
macht werden, wo wir nicht einer Meinung mit 
dem zuständigen Innenminister sind, der letztlich 
die Verantwortung in bezug auf Vollzug und in­
nere Sicherheit trägt, die Kritik etwas zurückneh­
men - gerade im Lichte dieser in ganz Europa 
dynamischen Entwicklung im Bereich des organi­
sierten Verbrechens und einiges mehr. 

Ich war nicht immer der Meinung, daß die Re­
form im Gendarmeriebereich, das Auflassen der 
kleinen Posten, letztlich eine Erhöhung der Effi­
zienz, eine Erhöhung der Sicherheit, eine größere 
Mobilität mit sich bringt. 

Ich habe mich davon überzeugt, daß durch die 
Schließung einiger Posten genau diese Zielset­
zung, die der Innenminister vorgegeben hat, er­
reicht wurde und daß das daher notwendig war. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bezüg­
lich der Frage der weiteren Schließung von Po­
sten müssen wir allerdings sehr sorgsam, sehr 
sorgfältig vorgehen. 

Die Frage der ,.artfremden Tätigkeit" wurde 
schon mehrmals zum Ausdruck gebracht. Es wird 
uns nur dann gelingen, uns den neuen Aufgaben 
im Bereich der Exekutive, der Polizei, im Bereich 
der Sicherheit zuzuwenden, wenn wir Ressourcen 
freibekommen, das heißt, wenn wir auch eine 
Entlastung verschiedener Bereiche vornehmen. 

Meine Damen und Herren! Es kann meiner 
Auffassung nach nicht so weitergehen, daß wir 
heuer sagen 32 000 Exekutivbeamte, nächstes 
Jahr sagen wir 34 000 Exekutivbeamte, und zwei 
Jahre später sagen wir dann 38 000 Exekutiv­
beamte. Mit noch mehr Personal in diesem Be­
reich wird die Frage der Sicherheit nicht zu lösen 
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sein. Sie wird nur mit einer dynamisch, aber sorg­
sam vorangetriebenen Strukturveränderung zu 
bewältigen sein, welche das Herangehen an neue 
Aufgaben und eine Entlastung vieler anderer Be­
reiche einschließt, die in weiten Bereichen über­
holt sind, die wir aber auch privatisieren können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß 
Kollegin Stoisits im Bereich der inneren Sicher­
heit sanft wie eine schnurrende Katze war, ist eine 
Seltenheit. (Abg. Dr. Pu nt i ga m: Wer ist eine 
Katze?) Sie hat in bezug auf die Plattform ge­
meint, der Herr Bundesminister habe nicht alles 
oder nicht vollständig zitiert. Sie hat dann zitiert 
- ich weiß auch nicht, ob sie richtig und vollstän­
dig zitiert hat, aber ich versuche das wiederzuge­
ben, was Sie gesagt hat -: Wir bilden eine Allianz 
der Vernunft, um eine neue Politik zu machen. 

Frau Kollegin Stoisits! Ich glaube, jeder hier im 
Parlament ist aufgefordert, eine neue Politik zu 
machen. Gerade im Innenressort haben wir eine 
fast revolutionäre neue Politik hinsichtlich Legi­
stik gemacht. (Abg. Mag. Terezija S l 0 i s i t s: Das 
kann man sagen.' Gegen Ausländer.' Revolutionär! 
Neu.') 

Wir können dazu stehen, wie wir wollen, wie 
der Herr Innenminister zu dieser Plattform steht, 
und ob sich der zuständige Innenminister um eine 
Aufnahme beworben hat. ob das sehr gescheit ist 
oder nicht: Es ist das letztlich seine persönliche 
Sache, denn ich gehe nicht davon aus. daß er ei­
nen Regierungsauftrag gehabt hat, dieser Platt­
form beizutreten. 

Aber wenn diese neue Politik und die Politik 
der Plattform so ausschaut, daß der Innenmini­
ster vom Herrn "Friedenssprecher" - so hat er 
früher einmal geheißen, ich meine Pilz, ich weiß 
nicht, ob sich das geändert hat, seit er für einen 
Militäreinsatz eingetreten ist, ob er jetzt Militär­
sprecher ist - in übelster Art und Weise be­
schimpft und denunziert wird, dann ist das eine 
Uralt-Politik, die diese Plattform macht. und 
dann hat das mit einer neuen Politik überhaupt 
nichts zu tun, meine Damen und Herren! (Abg. 
Dr. 0 f ne r: Sehr gut. Pauli.' - Abg. Pro b s t: 
Gute Passagen 

Eines sage ich Ihnen schon . . . (Abg. V 0 g -
gen hub er: Sie sollten sich einmal anschauen, 
von wem Sie Applaus bekommen!) Herr Voggen­
huber! Wenn Sie klatschen, gehe ich hinaus! (Bei­
fall bei Ö VP und SPÖ sowie demonstrativer Bei­
fall der Abgeordneten Voggenhuber und Mag. Te­
rezija Stoisits.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Herr Innenminister wird nicht daran gemessen 
werden - wie Stoisits meint -, ob er bei diesen 
Aktionen dabei ist, sondern der Herr Innenmini­
ster wird daran gemessen werden, ob diese Frage 

der Ausländerpolitik so abläuft, wie die Gesetze 
in diesem Parlament dazu beschlossen worden 
sind. Frau Kollegin! Wir haben in diesem Bereich 
zu vielen Paragraphen des Fremdengesetzes von 
Ihnen den Eindruck vermittelt bekommen, daß 
das Ihre Zustimmung und letztlich auch die Zu­
stimmung Ihrer Partei findet. 

Sie machen genau das gleiche, was Sie anderen 
vorwerfen: Sie reden im Ausschuß eher eine Kon­
senssprache, hier am Pult reden Sie je nach Lust 
lind Laune, und draußen sagen Sie etwas ganz 
anderes. Ich möchte Sie an die eigentliche Aufga­
be des Parlaments in dieser sensiblen Frage erin­
nern. 

Ich bin mir gar nicht sicher, wie das mit den 
Brandstiftern zu verstehen ist, denn die Musik 
von links und rechts ist in diesem Konzert eher 
störend. Wir sind gefordert, in diesem Bereich ei­
nen Weg der Mitte zu gehen - wir alle, die wir in 
diesem Parlament und in dieser Republik für die 
innere Sicherheit Verantwortung tragen. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 17.36 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dolinschek. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

17.36 

Abgeordneter Dolinschek (FPÖ): Sehr geehrte 
Damen und Herren! Wenngleich die große Koali­
tion unter dem politischen Druck der Freiheitli­
chen Partei bereits einige fremdenrechtliche Re­
formen durchgeführt hat. scheitert die Realisie­
rung der gesetzlichen Vorgaben an den mangeln­
den Rahmenbedingungen. Ein besonderer Pro­
blembereich ist der akute Personalmangel im Si­
cherheitsbereich und die unzureichenden 
Kontrollmöglichkeiten an den österreichischen 
Grenzübergängen. Die Ausstattung der einzelnen 
Wachkörper entspricht weder den sozialen Min­
destanforderungen, wie aus dem Tätigkeitsbericht 
der Arbeitsinspektion auf dem Gebiet des Bun­
desbedienstetenschutzes zu entnehmen ist. noch 
den technischen Mindestanforderungen. Trotz 
der zunehmenden Zahl der Grenzübertritte sind 
kaum Paßlesegeräte an den Grenzkontrollstellen 
vorhanden. In letzter Zeit mußte ein rasantes An­
steigen der Visumfälschungen festgestellt werden. 
Es scheint daher zwingend notwendig zu sein, fäl­
schungssichere Vermerke einzuführen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Bei Gendarmerie 
und Polizei sind laut Stellenplan sämtliche 
Dienststellen unterbesetzt. Es ist leider Tatsache, 
daß einerseits die schlechte Bezahlung der Sicher­
heitsexekutive und andererseits durch den Perso­
nalrnangel bedingte unzumutbare Überstunden­
leistungen zu Nachwuchsproblemen führen. 
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In diesem Zusammenhang ist auch nicht einzu­
sehen, daß das Arbeitszeitgesetz wohl für die in 
der Privatwirtschaft Beschäftigten gilt, nicht aber 
für die Sicherheitsexekutive. Bei der Gendarme­
rie gibt es Beamte, die im Monat 120 bis 
150 Uberstunden geleistet haben. Im Vergleich 
dazu, laut Arbeitszeitgesetz, sind in der Privat­
wirtschaft nur 60 Überstunden pro Jahr erlaubt. 
Es ist gang und gäbe, daß die Polizei nach 
12 Stunden Dienst weitere 12 Stunden - also 
Überstunden - Bewachungstätigkeit durchführt. 

Das Berufsbild der Exekutivbeamten bedarf 
aufgrund der spezifischen Anforderungen einer 
Aufwertung. Nur die Schaffung eines aufgaben­
spezifischen und leistungsorientierten Gehalts­
schemas für die Sicherheitsexekutive sowie die 
Bereitstellung einer ausreichenden Infrastruktur 
ermöglichen eine Steigerung der Attraktivität des 
Berufsbildes unserer Exekutivbeamten und erhö­
hen deren Einsatzbereitschaft - zu unser aller 
Sicherheit! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die österrei­
chische Bevölkerung hat ein Recht auf Sicherheit. 
Ein wesentlicher Teil der inneren Sicherheit ist 
der Zivilschutz. In den letzten Jahren hat vor al­
lem die Angst vor Störfällen in den grenznahen 
Atomkraftwerken und die Jugoslawien-Krise 
praktisch über Nacht wieder jene Forderungen 
der österreichische.~ Zivilschützer interessant ge­
macht, für die der Osterreichische Zivilschutzver­
band seit Jahren eintritt. Der Ausbau der Öffent­
lichkeitsarbeit und die Ausgabe Hunderttausen­
der Notfallblätter und Telefonaufkleber haben 
noch nicht den erwarteten Erfolg gebracht. 

Die Öffentlichkeitsarbeit beziehungsweise Auf­
klärung müßte verstärkt über Rundfunk und 
Fernsehen erfolgen. Die Kenntnis der Warn- und 
Alarmsignale läßt nach wie vor zu wünschen 
übrig. 

Die Bevölkerungswarnung über die zentrale Si­
renensteuerung der Bundeswarnzentrale des 
Bundesministeriums für Inneres ist in Tirol, Vor­
arlberg und Wien noch nicht möglich. Beim Bau 
von Schutzräumen treten wir überhaupt auf der 
Stelle, weil wir in Österreich neun, nach Bundes­
ländern verschiedene Bauordnungen haben. Der 
österreichische Zivilschutzverband fordert öster­
reichweit gleiche Vorschriften für den Schutz­
raumbau mit finanziellen Förderungen. Der Zi­
vilschutz müßte in Österreich - ähnlich wie in 
anderen europäischen Staaten - auf eine gesetz­
liche Basis gestellt werden. Was wir brauchen, ist 
ein einheitliches Zivilschutzgesetz, nicht zuletzt 
deshalb, weil in vielen Fällen die Zuständigkeit 
des Bundes notwendig ist. 

Meine Damen und Herren! Ich habe allerdings 
den Eindruck, daß der Zivilschutz für den Herrn 
Bundesminister ein Stiefkind ist; vor allem, wenn 

man bedenkt, wie umfangreich die Aktivitäten 
des Zivilschutzes sind. Ich finde es wirklich be­
schämend, wenn diesem so wesentlichen Bereich 
lediglich 18 Millionen Schilling vorbehalten sind 
und daß a1l die Lasten eigentlich auf die Gemein­
den. Länder und freiwilligen Helfer abgewälzt 
werden. 

Ich glaube, daß es in diesem Zusammenhang 
angebracht ist, einmal von diesem Hohen Hause 
aus den Dank an all die Männer und Frauen aus­
zusprechen, die sich in den Dienst dieser Sache 
gestellt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es sind dies die vie­
len freiwilligen Feuerwehrleute, die Mitglieder 
des Roten Kreuzes oder des Samariterbundes, die 
Zivilschutzverbände, die Bergrettungsdienste und 
die vielen anderen Institutionen und Einrichtun­
gen, die im Sinne des Zivilschutzes tätig sind. Ih­
nen möchte ich diesen Dank aussprechen! (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Herr Bundesminister! Ich appelliere an Sie, die­
sem Bereich in Zukunft mehr Augenmerk zu 
schenken. (Beifall bei der FPÖ.) 17.43 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
langt Herr Abgeordneter Gaal. Bitte. Herr Abge­
ordneter. 

17.-13 
Abgeordneter Gaal (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Ich bin Kollegen Dolinschek sehr dankbar, weil er 
den Zivilschutz angesprochen hat, nur muß ich 
ihn in einem berichtigen: Es sind nicht 18, son­
dern 80 Millionen Schilling, die für den Zivil­
schutz zur Verfügung stehen. (Abg. Dr. 0 f ne r: 
Für Kärnten! Das hat er gesagt!) Kärnten, ja, öster­
reichweit 80 Millionen Schilling. Ich glaube, es ist 
richtig, wir brauchen diese bundeseinheitliche ge­
setzliche Regelung, denn die Österreicher haben 
ein Recht auf Sicherheit im umfassenden Sinne. 
Dabei ist der Zivilschutz sehr wohl ein Schwer­
punkuhema im Sinne eines umfassenden Bevöl­
kerungssch utzes. 

Grenznahe Kraftwerke, der Krieg im Nachbar­
land, die chemischen und atomaren Zeitbomben 
im Osten - meine Damen und Herren, es war 
noch nie das Sicherheitsbedürfnis der Bevölke­
rung so groß, wie es jetzt ist. Noch nie waren die 
Anforderungen an den österreichischen Zivil­
schutz so groß, wie das jetzt der Fall ist. 

Was die gesetzlichen Voraussetzungen betrifft, 
hinken wir sehr wohl nach. Da muß ich Kollegen 
Dolinschek recht geben. Es gibt eben österreich­
weit vier verschiedene Bauordnungen; in einigen 
Bundesländern ist das vorbildlich geregelt, in ei­
nigen anderen Bundesländern weniger oder es 
gibt nahezu keine verbindlichen Regelungen. 
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Um für einen wirksamen Zivilschutz, ähnlich 
wie in anderen Staaten, die notwendigen Voraus­
setzungen zu schaffen, wie wir sie beispielsweise 
in Deutschland oder in der Schweiz haben, brau­
chen wir, wie gesagt, diese bundesweite Zivil­
schutzgesetzgebung - nicht zuletzt deshalb. weil 
ja in vielen Fällen die Zuständigkeit des Bundes 
zweckmäßig und notwendig ist. Ich möchte gera­
de in diesem Zusammenhang Herrn Bundesmini­
ster Dr. Löschnak sehr herzlich danken, der uns 
tatkräftigst unterstützt, wenn es um den Zivil­
schutz in Österreich geht. 

Ich will das deshalb betonen, weil mit Juni 1993 
- den Intentionen der EG Rechnung tragend -
das europäische Jahr des Zivilschutzes beginnt 
und bis Juni 1994 läuft. Der Österreichische Zi­
vilschutzverband mit seinen neun Landesorgani­
sationen will das gemeinsam mit dem Bundesmi­
nisterium für Inneres zum Anlaß für eine sehr 
große zivilschutzpolitische Initiative nehmen, für 
eine Initiative im Sinne jenes Passus, der in der 
aktuellen Regierungserklärung dem Thema Zivil­
schutz gewidmet ist. Sein Inhalt. der Zivilschutz, 
soll zu einem umfassenden Katastrophenschutz 
im Sinne eines effizienten Bevölkerungsschutzes 
ausgebaut werden. Denn Zivilschutz bedeutet, 
miteinander - die offiziellen Stellen auf Bun­
des-, Landes- und Gemeindeebene - und fürein­
ander vorzusorgen. Wir wollen die Eigeninitiative 
ansprechen, nämlich was jeder einzelne Bürger 
für sich und seine nähere Umgebung tun kann, 
um solche Krisensituationen zu überstehen, bis 
eben die notwendige öffentliche Hilfe vorhanden 
ist. Daran, daß dieses Miteinander auch im eu­
ropäischen Maßstab funktioniert, wollen wir im 
nächsten Jahr gemeinsam mit dem Bundesmini­
sterium für Inneres verstärkt arbeiten. 

Erlauben Sie mir noch zwei kurze Bemerkun­
gen zur Situation des österreichischen Zivil­
dienstbereiches. Ich habe zu meiner Überra­
schung immer wieder gehört, daß man an eine 
Wiedereinführung dieser unseligen Zivildienst­
kommission denkt. Das ist für mich, für meine 
Fraktion völlig ausgeschlossen, meine Damen 
und Herren! Wir haben deshalb für die Abschaf­
fung der Zivildienstkommission plädiert, weil sie 
eine sinnlose bürokratische Schikane für jene 
Menschen war, die sich für den Dienst ohne Waf­
fe entschieden haben. An unseren Argumenten 
hat sich seither nichts geändert. Das gilt übrigens 
auch für die hin und wieder geforderte Verlänge­
rung des Zivildienstes. Auch sie steht nicht zur 
Diskussion. 

Meine Damen und Herren! Wenn es seit der 
Zivildienstgesetz-Novelle, seit der Abschaffung 
der Kommission, mehr Zivildienstleistende gibt, 
spricht das nicht für die Wiedereinführung der 
Kommission, aber sehr wohl für eine Ausweitung 
der ZivildienststeIlen. Zivildiener sollen ihren 

Dienst rasch ableisten können. Wir haben ge­
meinsam dafür zu sorgen, daß es geeignete Zivil­
dienstplätze gibt, daß es dementsprechende 
Rechtsträger und Einrichtungen gibt. Ich glaube, 
an geeigneten Aufgaben gibt es wohl keinen Man­
gel. 

Meine Damen und Herren! Daher glaube ich, 
daß wir in diesem Bereich insgesamt sehr viel zu 
tun haben, was den Zivilschutz und den Zivil­
dienst betrifft. Diesbezüglich ist in diesem Bun­
desvoranschlag vorgesorgt worden. 

Es ist das das in Zahlen gegossene Programm 
einer Regierung, die sich den großen Aufgaben 
unserer Zeit stellt. Viele davon wurden heute 
schon angesprochen. Ich will das alles nicht wie­
derholen und habe mich daher auf diese beiden 
Bereiche beschränkt. Es ist ein Voranschlag, der 
die Weichen für eine umfassende Erneuerung un­
serer Politik stellt, ein guter Voranschlag, und wir 
werden ihm daher gerne unsere Zustimmung ge­
ben. !Beifall bei der SPÖ.) t7.50 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbach­
ler. Bitte, Herr Abgeordneter. - Sie sind über­
rascht, daß Sie schon drankommen, aber das ist 
so. (Abg. Mag. M ü h l b ach l er: Ich muß geste­
hen. daß das eine Überraschung ist.' - Abg. Hof -
m a fl 11: ... für jede Überraschung gut!) 

J7.50 
.. Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler 

(OVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Hohes Haus! Die Wortmel­
dungen haben sich zum größten Teil auf die inne­
re Sicherheit bezogen. Kritik wurde abgelöst 
c!urch Versicherungen, daß die Zustände in 
Osterreich eigentlich ganz gut wären. Man hat 
über Personal diskutiert, über Strukturreformen 
und über offene Probleme. Und ich glaube, es 
wäre gerade wichtig, einmal zu fragen, wie sich 
diejenigen fühlen, die sich tatsächlich im Vollzug 
befinden, was die an der Sicherheit auszusetzen 
haben. 

Es gibt ein Papier, das ein Personalvertreter 
und Gewerkschafter aus Niederösterreich ausge­
arbeitet hat, und daraus möchte ich Ihnen die er­
sten drei Wertungen zur Kenntnis bringen. An 
erster Stelle der Gründe, die ausschlaggebend 
sind für Unzufriedenheit, Frustration und teil­
weise schon Resignation vieler Kollegen und Kol­
leginnen, stehen die ständigen und großteils un­
qualifizierten Pauschalangriffe auf die Exekutive. 
Diese führen - so wird hier festgehalten - zur 
totalen Verunsicherung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, gerade in diesem Punkt müßten wir uns 
alle fragen: Haben wir dazu nicht auch beigetra-
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gen? Wie oft ist denn die Exekutive als Prügelgar­
de hingestellt worden, wenn es - das sei schon 
zugegeben - Übergriffe gegeben hat, die nicht 
stattfinden hätten sollen? 

Ich bedaure zutiefst, daß Kollege Anschober 
nicht im Saal ist. Herr Bundesminister! Ich habe 
neulich eine parlamentarische Anfrage des Kolle­
gen Anschober gelesen, in der es um eine Perso­
nalangelegenheit ging, und ich war überrascht ob 
der Indiskretionen, die diese Anfrage beinhaltet 
hat. Es muß im Bereich der Exekutive irgend je­
manden gegeben haben, der absichtlich den Kol­
legen Anschober "gefüttert" hat, und Kollege 
Anschober hat diese Indiskretionen ohne Wah­
rung persönlicher Rechte in Form einer Anfrage 
weitergegeben. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Das ist in einem hohen Maße unfair und 
zu verurteilen, denn das ist ein Mißbrauch des 
parlamentarischen Instrumentes Anfrage. 

Ich kenne natürlich denjenigen, der ihn "gefüt­
tert" hat. Herr Bundesminister, ich hoffe, daß 
man in einem Gespräch klären kann, wie auf der­
artige Indiskretionen tatsächlich geantwortet 
wird. 

An zweiter Stelle in diesem Papier wird die 
Brutalisierung und Enthemmung jener Personen­
gruppen angeführt, gegen die die Exekutive in 
der Regel einschreiten muß. Und gerade in den 
letzten Tagen hat sich etwas ereignet, was dazu 
paßt, was Sie vielleicht aber weniger beachtet ha­
ben, weil es eben "nur" im Lokalteil von Zeitun­
gen angeführt war: Mädchenbande überfällt auf 
offenem Platz drei Mädchen! - Besonders er­
wähnenswert dabei ist, daß die Öffentlichkeit so 
gut wie gar nicht eingegriffen hat. Und das, meine 
Damen und Herren, so glaube ich, ist ein Punkt, 
der besonders zu behandeln ist. Ich denke, da 
fehlt es nicht nur an Personal bei den Exekutiv­
körperschaften, sondern da fehlt es auch an öf­
fentlicher Verantwortung, und diesbezüglich 
müßten gerade wir als Abgeordnete, die wir ja 
ganz sicher Einfluß haben auf breite Bevölke­
rungsteile, auf Funktionärsschichten, darauf hin­
weisen, daß öffentliche Verantwortung unser al­
ler Aufgabe ist. Wir können nicht einfach Verant­
wortung übertragen auf irgendwelche Körper­
schaften und meinen. damit hätte es sich, denn 
ich glaube, die Institutionalisierung allein genügt 
nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Personalsituation wurde auch immer wieder an­
geschnitten, und da hat es geheißen - unter an­
derem auch bei meinem Vorredner Paul Burgstal­
ler -, man werde wahrscheinlich nicht allein mit 
Personalaufstockung das Ziel der vermehrten Si­
cherheit erreichen können. Zugegebenermaßen 
hat er damit recht, wenngleich auch nur teilweise, 
denn diese Aufstockung hat sich ja nicht so dra­
matisch vollzogen. Wir sollten doch auch beden-

ken, daß sich diese Aufstockung in den letzten 
20 Jahren im Grunde genommen eigentlich nur 
marginal vollzogen hat und daß die U r1aubsver­
längerungen und sonstigen sozialen Rechte, die 
eingeräumt wurden und natürlich indirekt auf 
eine Arbeitszeitverkürzung hinauslaufen, die 
Aufstockungen mehr als wettgemacht haben. Da­
her sollten wir den Ruf der Exekutive nach mehr 
Personal nicht einfach abqualifizieren, sondern 
wir sollten uns überlegen, wieso dieser Ruf immer 
lauter wird. Ein Grund dafür sind natürlich auch 
die immer größer werdenden Aufgabengebiete. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
denke, mit Strukturmaßnahmen allein werden 
wir die Situation in Österreich nicht in den Griff 
bekommen. Ich glaube, da gehört auch die öffent­
liche Ideologie für Sicherheit unterstützt, und das 
wäre unser aller Aufgabe. Ich glaube, daß Rund­
umschläge gegen die Exekutive, wie sie vor allen 
Dingen von den Grünen immer wieder prakti­
ziert werden, absolut fehl am Platz sind. 

Abschließend noch ganz kurz etwas zur Inte­
grationspolitik. Kollege Anschober hat bemän­
gelt, gerade Österreich würde ganz, ganz wenig 
für Integrationspolitik ausgeben. Ich glaube, er 
hat sich das Budget nicht ordentlich und gründ­
lich genug angesehen, denn er hat im großen und 
ganzen nichts anderes gemacht, als sich das Bud­
getkapitel "Inneres" unter "Sonstige Aufgaben" 
angesehen und den dort festgehaltenen Millio­
nenbetrag durch die Dollarnotierung dividiert, 
und so ist er dann auf diese 3 Millionen Dollar, 
die Österreich für Integrationspolitik aufwendet, 
gekommen. So einfach kann man es sich doch 
nicht machen, denn Integrationspolitik ist ja nicht 
nur Aufgabe des Innenministers, sondern Integra­
tionspolitik fällt ja auch in den Aufgabenbereich 
des Sozialministeriums, des U nterrichtsministeri­
ums, des Außenministeriums, einer Vielzahl von 
Ministerien. Ich möchte fast sagen, außer dem 
Ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
ist fast jedes Ministerium unmittelbar von der In­
tegrationspolitik betroffen. Und daher würde ich 
dem Kollegen Anschobel' schon empfehlen, bevor 
er den österreichischen Staat öffentlich herunter­
macht, gründlicher zu recherchieren. 

Ich bin auch der Meinung, daß Sicherheitspoli­
tik ein ständig fortschreitender Prozeß ist, der 
von allen, nämlich von den Ministerien, aber auch 
vom Parlament, zu beobachten und zu betreiben 
ist. Ich glaube aber, daß Österreich einen durch­
aus herzeigbaren Sicherheitsstandard hat, ynd 
darüber dürfen wir froh sein. (Beifall bei OVP 
und SPÖ.) /8.00 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: Herr Abgeordneter Strobl. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 
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/8.00 
Abgeordneter Strobl (SPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster! Meine Damen und Herren! Eigentlich könn­
te man sagen: fast alles eitel Wonne. 

Wenn man das Budgetkapitel Inneres für 1993 
betrachtet, kann man feststellen, es ist in erster 
Linie für die Exekutive. aber auch für alle. die 
diese Sicherheitsaufgaben in Österreich ernst 
nehmen. ein sehr erfreuliches Kapitel. Man kann 
sagen, es geht mehr als in die richtige Richtung. 

Die präliminierten Ausgaben in der Höhe von 
17 Milliarden Schilling sind sicher ein ganz schö­
ner Betrag. 

Die Personalausgaben erhöhen sich um mehr 
als eine Milliarde Schilling. 1993 werden 300 Be­
dienstete mehr zur Verfügung stehen, und diese 
Personalaufstockung über mehrere Jahre bringt 
1 000 Bedienstete. 

Für die Sachausgaben stehen 1993 rund 
750 Millionen Schilling mehr zur Verfügung. Ich 
möchte aber im einzelnen auf die Verbesserungen 
und Anschaffungen nicht eingehen, weil es die 
Zeit nicht erlaubt. 

Erfreulich ist auch, daß für den Zivildienst für 
1993 um 187 Millionen Schilling mehr veran­
schlagt sind. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Zu Ihrer 
Verhandlungsführung über das Budget kann man 
Ihnen nur gratulieren, kann man Ihnen die volle 
Anerkennung aussprechen. Hier trifft es wirklich 
zu: Andere reden, Sie handeln und setzen Maß­
stäbe für noch mehr Sicherheit in Österreich. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Die Opposition kann es drehen und wenden, 
wie sie will, es ist Tatsache: Österreich zählt nach 
wie vor zu den sichersten Ländern. Meine Damen 
und Herren! Es muß einmal ganz offen und ehr­
lich gesagt werden: Bundesminister Löschnak hat 
nicht nur Konzepte entwickelt für die Sicherheit, 
sondern er hat auch aufgrund der jeweiligen Ent­
wicklung die notwendigen Schwerpunkte gesetzt. 
Wäre das nicht so, dann würden wir nicht so gut 
in den Fragen der Sicherheit in Österreich daste­
hen. 

Meine Damen und Herren! Bei der Opposition 
kann man davon ausgehen, daß es weniger um die 
erforderlichen Maßnahmen für die Sicherheit in 
Österreich geht, sondern vielmehr um Populis­
mus und wahltaktische Überlegungen. Erinnern 
wir uns: Vor ungefähr drei Jahren gab es massive 
Hinweise, daß man für die erhöhten Anforderun­
gen an die Exekutive entsprechende Vorausset­
zungen schaffen muß. Es ging um die Forderung: 
mehr Personal, bessere Ausrüstung und Ausstat-

tung, bessere und höhere Budgetansätze, Ände­
rungen und Verbesserungen der Strukturen in­
nerhalb der Sicherheitsorgane. Alles ist in Fluß, 
manches ist schon realisiert, das heißt, alles läuft 
positiv. 

Wenn man mit Exekutivbeamten spricht und 
Diskussionen führt, dann wird von diesen aner­
kannt. daß es noch nie einen Zeitabschnitt gege­
ben hat, in dem so viel für die Exekutive und 
deren Ausrüstung getan wurde wie unter der Mi­
nisterschaft von Bundesminister Löschnak. Diese 
Leistungen sollte man, glaube ich, a~ch voll und 
ganz anerkennen. (Beifall bei der SPO.J 

Meine Damen und Herren! Österreich ist ein 
kleines Land, und es liegt auf der Hand, daß wir 
nicht alle Probleme der Welt lösen können. Des­
halb kann Österreich die Grenzen nicht schran­
kenlos für jedermann öffnen. Es ist richtig und 
wichtig und fast für jedermann verständlich, daß 
man durch entsprechende Regelungen und Geset­
ze klare Verhältnisse geschaffen hat. 

In der Ost-West-Flüchtlingsbewegung gibt es 
eine wesentliche Verschiebung von der politisch 
motivierten zur wirtschaftlich begründeten Wan­
derungsbewegung. Eine Reihe von notwendigen 
Gesetzen wurde in den letzten zwei Jahren be­
schlossen. Diese Gesetze unterlagen nicht dem 
Diktat der Stunde. Es gab Begutachtungen, Par­
teienverhandlungen, Expertenrunden, U nteraus­
schuß- und Ausschußverhandlungen, also Bemü­
hungen, einen größtmöglichen Konsens zu errei­
chen. 

Die Zeit erlaubt es nicht mehr, ins Detail ein­
zugehen, ich möchte aber doch auf einige Gesetze 
hinweisen, die ja viele Verhandlungen und viel 
Arbeit mit sich gebracht haben, so auf das Bun­
desbetreuungsgesetz, das Sicherheitspolizeige­
setz, das Asylgesetz, das Meldegesetz, das Flugha­
fensicherheitsgesetz, das das erst vor kurzem be­
schlossen wurde, das Aufenthaltsgesetz und das 
Fremdengesetz. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie und 
wir als Mitglieder des Innenausschusses können 
eigentlich mit Freude feststellen, daß schon eini­
ges geleistet wurde. 

Herr Bundesminister! Auf ein Thema möchte 
ich noch kurz eingehen. Wir alle fordern und 
wünschen eine verstärkte Verkehrsüberwachung, 
weil diese aus Sicherheitsgründen unerläßlich ist. 
Im Budget sind für die Anschaffung von Einrich­
tungen zur Verkehrsüberwachung 75 Millionen 
Schilling veranschlagt, um 30 Millionen Schilling 
mehr als im letzten Jahr. Diese Summe leitet sich 
aber aus der zweckgebundenen Gebarung von 
10 Prozent der Strafgelder gemäß § 100 StVO ab. 
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Im Kapitel 64, Bauten, sind an Einnahmen 
775 Millionen Schilling vorgesehen. Wir fordern 
mehr Kontrolle, mehr Kontrolle erfordert mehr 
Personal, mehr Personal erfordert mehr Geld. In 
diesem Zusammenhang ist eine Veränderung die­
ser Zweckbindung durch einen anderen Auftei­
lungsschlüssel sicher dringend notwendig. Es ist 
auch erfreulich, daß in der 15. KFG-Novelle die 
Einbindung der Zollorgane für kraftfahrrechtli­
che Überprüfungen vorgesehen ist, weil damit 
auch eine zusätzliche Verbesserung bei der Kon­
trolltätigkeit gegeben ist. Ich möchte mich, nach­
dem das immer ein Wunsch war, beim Herrn 
Bundesminister dafür bedanken, daß diese Ver­
handlungen auch zum Abschluß kommen. 

Meine Fraktion wird natürlich diesem Budget 
gerne die Zustimmung geben. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 18JJ7 

Präsident Dr. Lichal: Nächster und letzter Red­
ner zu diesem Punkt ist der Herr Abgeordnete 
Neuwirth. - Sie haben das Wort. 

/8.1!7 
Abgeordneter Neuwirth (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Das Kapitel 11, Inneres, trägt den Sicherheitsbe­
dürfnissen der Österreicherinnen und Österrei­
cher absolut Rechnung, und wir Abgeordneten, 
aber auch die Bevölkerung können dem Bundes­
minister Dr. Löschnak und seinen Beamten dank­
bar sein, daß sie sich so für die Sicherheitsmilliar­
de eingesetzt haben. Damit ist eine, ich möchte 
sagen, Traumvorstellung von uns Innenausschuß­
mitgliedern Wirklichkeit geworden. 

Die innere Sicherheit wird mit 17 045 Mil­
lionen Schilling dotiert. Die Personalausgaben al­
lein betragen 12 372 Millionen Schilling. Hier ist 
eine Steigerung gegenüber 1992 um 1 069 Mil­
lionen Schilling gegeben. 

Bei der Gendarmerie allein wurden 420 Dienst­
stellen neu geschaffen. 370 Beamte mehr sind 
schon im Einsatz, etwa 40 Beamte befinden sich 
noch in Ausbildung. Daher kann von einer tat­
sächlich erfolgreichen Sicherheitspolitik gespro­
chen werden. 

Der Entwurf des Kapitels Inneres für 1993 ist, 
wie ich glaube, ein Meilenstein auf dem erfolg­
reich eingeschlagenen Weg, was die verstärkte 
Kriminalitätsbekämpfung auf verschiedenen Ebe­
nen betrifft. 

Was sind eigentlich die Ebenen, was sind die 
Schwerpunkte? 

Der erste Punkt ist die Personalaufstockung im 
Innenressort, das heißt im Exekutivbereich, der 
zweite Punkt sind die Anwendungen neuer Kri­
minaltechniken und der modernen Bürotechnik. 
Wie oft wurde von uns Abgeordneten die Moder-

nität gefordert; heute ist das anders, sie ist zur 
Selbstverständlichkeit geworden. 

Der dritte Punkt ist die Schaffung einer speziel­
len Einsatztruppe. Sie ist, wie ich meine - und 
mit mir wahrscheinlich alle hier versammelten 
Abgeordneten -, sehr zu begrüßen. Sie dient ja 
zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens. 

Herr Bundesminister! Wir alle sind mit Ihnen 
einer Meinung, daß schwere Kriminalität nicht 
mit Liberalität zu bekämpfen ist. Daher begrüße 
ich sehr, daß 39 Beamte, speziell ausgebildet, am 
1. 1. 1993 ihre Arbeit aufnehmen. Insbesondere 
wird dadurch auch das Sicherheitsnetz engma­
schiger. 

Ich bin dem Herrn Bundesminister Löschnak 
auch dankbar, daß er sich im Bereich der Justiz 
um die verdeckte Fahndung bemüht. Das ist rich­
tig, weil damit effektiver gegen Geldwäscherei 
und Drogenhandel vorgegangen werden kann. 

Der vierte Punkt ist die Intensivierung der Prä­
vention. Auch hier: Ich halte den kriminalpolizei­
lichen Beratungsdienst für sehr wichtig und auch 
notwendig. 

Meine Damen und Herren! Alle diese Maßnah­
men kosten natürlich viel Geld, und deshalb war 
uns Sozialdemokraten die Sicherheitsmilliarde 
auch so wichtig. Ich meine, unser Sicherheitsge­
bäude hat durch das Zusammenwirken Exekutive 
- Justiz - Ministerien - Bevölkerung, insbe­
sondere auch durch die spezielle Einsatztruppe 
mehrere Säulen und somit auch ein tragfähiges 
und solides Fundament bekommen. Dieses trag­
fähige Fundament wird aber nur dann den Bela­
stungen unserer Zeit standhalten, wenn wir uns 
alle darauf einstellen und auch in den kommen­
den Jahren für die notwendigen Ausgaben eintre­
ten. Aufgrund der Situation in Europa und der 
Welt ist es gut, wenn wir uns heute schon darauf 
einstellen, daß die Exekutive auch in Zukunft 
mehr Mittel benötigen wird. Wir unterstützen da­
mit aber nicht nur die Exekutive, sondern wir er­
zielen damit jene Sicherheit für die Bevölkerung, 
die sie sich wünscht. 

Noch einen Punkt möchte ich hier anschnei­
den, denn es ist mir ein Anliegen. auch einige Sät­
ze zum Strafrecht und zum Strafverfahrensrecht 
zu sagen. So wie bei der Justizdebatte gesagt wur­
de, daß Anklage und Rechtsprechung ineinander­
greifen, meine ich auch, es greifen das Strafrecht 
und das Strafverfahrensrecht auf der einen Seite 
und die Kriminalitätsbekämpfung auf der ande­
ren Seite ineinander. Deshalb dürfen wir nicht 
übersehen, daß durch legistische Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Stafverfahrensrechtes die Effi­
zienz der Kriminalitätsbekämpfung beeinflußt 
wird. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Je tä­
terfreundlicher die Stafprozeßordnung ist, umso 
schwieriger wird die Kriminalitätsbekämpfung 
sein. Die übermäßige Täterfreundlichkeit führt 
überdies bei den Kriminalbeamten, aber auch bei 
der Bevölkerung zur Frustration. Ich behaupte 
weiter. daß das täterfreundliche Straf- und Straf­
verfahrensrecht zum Teil auch zu sinkenden Auf­
klärungsraten führen wird. Darüber hinaus meine 
ich, daß wir dadurch zu weniger Strafurteilen. zu 
niedrigeren Strafen und damit indirekt wieder zu 
steigender Kriminalität, ja geradewegs zu schwe­
rer Beeinträchtigung des Sicherheitsgefühls der 
Bevölkerung kommen. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Bedauerlich 
ist, daß in der breiten Öffentlichkeit nicht die Ju­
stiz, sondern die Kriminalpolizei, das Innenmini­
sterium, unser Innenminister. die Bundespolizei, 
die Bundesgendarmerie dafür verantwortlich ge­
macht werden. Ich meine, wir sollten klar und 
deutlich sagen, daß wir Sozialdemokraten das 
nicht wollen und daß da das Justizressort einen 
großen Handlungsbedarf hat. 

Genau hier liegt meiner Ansicht nach der An­
knüpfungspunkt, wonach das Strafrecht, im be­
sonderen die Strafprozeßordnung, vor allem aber 
auch das Strafverfahrensrecht, nicht alleinige Sa­
che des Justizressorts sein können und sein dür­
fen. Es muß also rasch, in einem überschaubaren 
Zeitraum, eine große Novelle zur Strafprozeß­
ordnung kommen. (Abg. Dr. 0/ ne r, zum Abg. 
Dr. Fuhrmann: WilU, sag ihm, daß die Justiz schon 
vorgestern war!) Ich möchte das heute im Interes­
se der Exekutive und der Bevölkerung, aber auch 
im Interese der Opfer fordern. 

Meine Damen und Herren! Ich wünsche mir 
auch eine deutliche Verbesserung der Opferrech­
te, Die Täterrechte sind zum Teil gut entwickelt 
und ausgebaut, auf der Opferseite hat man bis 
heute geflissentlich einiges vergessen. Das soll, 
bitte, anders weden. Rechtsschutz der Opfer gibt 
es kaum. (Abg. Dr. 0/ ne r: Wo ist der Michalek? 
Er ist nicht au/ der Regierungsbank.') Man wird es 
ihm, Herr Minister außer Dienst Dr. Ofner, hof­
fentlich sagen. (Abg. Dr. 0 f n e r: Du bist um zwei 
Tage zu spät dran! Heute ist Inneres! Haben sie 
dich nicht reden lassen vorgestern?) Ja, aber es 
spielt bitte in den Exekutivbereich sehr deutlich 
hinein. 

Wir haben, Herr Kollege Ofner, ein großes 
Rechtsschutzdefizit für Hilfeleistungen an Opfer 
von Verbrechen. Ich glaube, daß hier Handlungs­
bedarf besteht. (Abg. Bur g s ta LI e r: Dreh dich 
um! Hinter dir seht die Traxler! - Heiterkeit.) 
Hier trete ich auch für eine sofortige Reform und 
für eine Verbesserung der Verfahrenshilfe ein. 

Und zum Schluß, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, darf ich für die Maßnahmen, die un-

ser Innenminister gesetzt hat. danke sagen. Wir 
stimmen dem Budgetkapitel Inneres gerne zu, 
weil damit viele positive Impulse gegeben werden. 
- Danke schön. (Bei/all bei SPÖ lind ÖVP.) 18.15 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Spezialberichterstatter verzichtet auf 
ein Schlußwort. 

Nun gelangen wir zur Ab s tim m u n g über 
die Beratungsgruppe IV des Bundesvoranschla­
ges 1993. 

Diese umfaßt das Kapitel 11 samt dem dazuge­
hörenden Teil des Konjukturausgleich-Voran­
schlages in 700 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. A n g e -
no m m e n. 

Gemäß § 55 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
schlage ich vor, die Abstimmung über den bei der 
Verhandlung der Beratungsgruppe IV des Bun­
desfinanzgesetzes eingebrachten Entschließungs­
antrag sogleich vorzunehmen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Mag. 
Waltraud Schütz, Dr. Pirker, Edith Haller, Dr. 
Madeleine Petrovic und Genossen betreffend Hil­
fe für vergewaltigte Frauen aus den Kriegsgebie­
ten des ehemaligen Jugoslawien. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag sind, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Hier stelle ich die Ein -
s tim m i g k e i t fest. Also a n gen 0 m m e n. 
(E 85.) 

Beratungsgruppe XI 

Kapitel 50: Finanzverwaltung 

Kapitel 51: Kassenverwaltung 

Kapitel 52: Öffentliche Abgaben 

Kapitel 53: Finanzausgleich 

Kapitel 54: Bundesvermögen 

Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 

Kapitel 59: Finanzschuld, Währungstausch-
verträge 

Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 
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Bundesfinanzgesetz, Stellenplan, Fahrzeugplan 
und Plan für Datenverarbeitungsanlagen 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen jetzt zur 
Verhandlung über die Beratungsgruppe XI des 
Bundesvoranschlages 1993, Finanzen. sowie über 
den Text des Bundesfinanzgesetzes und alle Anla­
gen, soweit sie noch nicht in Verhandlung gestan­
den sind. 

Spezialberichterstatter zur Beratungsgruppe XI 
ist Herr Abgeordneter Dietachmayr. Ich ersuche 
ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dietachmayr: Herr Prä­
sident! Meine Herren Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Ich berichte über die Bera­
tungsgruppe XI. Diese umfaßt die Kapitel 50: Fi­
nanzverwaltung, Kapitel 51: Kassenverwaltung, 
Kapitel 52: Öffentliche Abgaben, Kapitel 53: Fi­
nanzausgleich. Kapitel 54: Bundesvermögen, Ka­
pitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung), Kapi­
tel 59: Finanzschuld, Währungstauschverträge 
und Kapitel 75: Branntwein (Monopol). 

Der Budgetausschuß hat die in der Beratungs­
gruppe XI zusammengefaßten finanzgesetzlichen 
Ansätze des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1993 am 27. November 1992 in Verhand­
lung gezogen. 

Die Gruppe Finanzen umfaßt im allgemeinen 
Haushalt zusammen Ausgaben von 204 578 Mil­
lionen Schilling und Einnahmen von 
415 217 Millionen Schilling. 

Im Ausgleichshaushalt sind für die drei Kapitel­
gruppen Kassenverwaltung, Bundesvermögen 
und Finanzschuld Ausgaben von 107 172 Millio­
nen und Einnahmen von 166 752 Millionen 
Schilling vorgesehen. 

Ich darf der Ordnung halber hier noch eine Be­
richtigung des schriftlichen Berichtes bringen: In 
der Übersicht über die Ausgaben und Einnahmen 
im allgemeinen Haushalt der in der Beratungs­
ruppe zusammengafaßten Kapitel haben beim 
Kapitel 59, das ist die Finanzschuld, Währungs­
tauschverträge, die Ausgaben statt 84 409 Millio­
nen richtig 88 227 Millionen Schilling und die 
Einnahmen statt 8 288 Millionen Schilling richtig 
9 240 Millionen Schilling zu lauten. Entspre­
chend ändern sich dann auch die Gesamtsum­
men. 

Der Budgetausschuß stellt somit den A n -
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 50: Finanzverwaltung, 

dem Kapitel 51: Kassenverwaltung (allgemei­
ner Haushalt und Ausgleichshaushalt), 

dem Kapitel 52: Öffentliche Abgaben, 

dem Kapitel 53: Finanzausgleich, 

dem Kapitel 54: Bundesvermögen (allgemeiner 
Haushalt und Ausgleichshaushalt), 

dem Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal­
tung), 

dem Kapitel 59: Finanzschuld. Währungs­
tauschverträge (allgemeiner Haushalt und Aus­
gleichshaushalt), 

dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1993 
(700 der Beilagen) mit den dem schriftlichen 
Ausschußbericht angeschlossenen Abänderungen 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Ich bitte, die Beratungen fort­
zusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Danke. - Ich ersuche 
nunmehr die Frau Generalberichterstatterin Ab­
geordnete Gabriele Binder um ihren Bericht. 

Generalberichterstatterin Gabriele Binder: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich erstatte den Bericht des Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage 700 und zu 
700 der Beilagen: Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1993 samt Anlagen. 

Die gegenständliche Regierungsvorlage, die 
von der Bundesregierung am 21. Oktober 1992 
dem Nationalrat vorgelegt wurde, besteht aus 
dem eigentlichen Bundesfinanzgesetz sowie den 
einen Bestandteil desselben bildenden Anlagen. 

Es sind dies 

der Bundesvoranschlag - Anlage I - samt 

den Gesamtübersichten - Anlagen Ia bis Ic -, 

der Konjunkturausgleich-Voranschlag - An­
lage 11 - samt dessen summarischer Aufgliede­
rung - Anlage Ha -, 

der Stellenplan - Anlage 111 -, 

der Fahrzeugplan - Anlage IV - und 

der Plan für Datenverarbeitungsanlagen - An­
lage V. 

Hinsichtlich der näheren Angaben über den 
Text des Bundesfinanzgesetzes, den Stellenplan, 
den Fahrzeugplan und den Plan für Datenverar­
beitungsanlagen erlaube ich mir, Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, auf meine Ausfüh­
rungen bei der Einleitung der Beratung über das 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1993 am Don­
nerstag, dem 3. Dezember 1992 sowie auf den ge­
druckten Ausschußbericht zu verweisen. 
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Das Bundesfinanzgesetz wurde unter Berück­
sichtigung eines Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Bayr und lng. Gartlehner mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Dem Stellenplan wurde unter Berücksichtigung 
der Abänderungsanträge der Abgeordneten Bayr 
und Ing. Gartlehner teils einstimmig, teils mehr­
stimmig die Zustimmung erteilt. 

Weiters wurde der Fahrzeugplan in der Fas­
sung eines Abänderungsantrages der Abgeordne­
ten Bayr und lng. Gartlehner mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Schließlich wurde der Plan für Datenverarbei­
tungsanlagen teils einstimmig, teils mehrstimmig 
angenommen. 

Namens des Budgetausschusses stelle ich den 
An tr a g, der Nationalrat wolle beschließen, 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes flir das Jahr 1993 
in der vom Ausschuß beschlossenen Fassung samt 
den nachstehend genannten Anlagen, ausgenom­
men die Anlagen I und II. die bereits Gegestand 
der Anträge des Ausschusses in den Spezialbe­
richten waren, und zwar Anlagen Ia bis !c, Ge­
samtübersichten, sowie Anlage Ha, summarische 
Aufgliederung des Konjukturausgleich-Voran­
schlages, unter Berücksichtigung der sich aus den 
Spezialberichten ergebenden Abänderungen, An­
lage 111, Stellenplan, unter Berücksichtigung der 
sich aus dem Generalbericht ergebenden Abände­
rungen, Anlage IV, Fahrzeugplan, unter Berück­
sichtigung der sich aus dem Generalbericht erge­
benden Abänderungen, Anlage V, Plan für Da­
tenverarbeitungsanlagen. unter Berücksichtigung 
der sich aus dem Generalbericht ergebenden Ab­
änderungen, wird im Sinn der Ausschußanträge 
in 840 der Beilagen die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Herr Präsident! Da ich annehme, daß Wort­
meldungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Die Annahme ist richtig. 
Ich danke zunächst einmal den Berichterstattern 
für die Ausführungen. 

Wortmeldungen liegen vor. 

Als erster zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Dkfm. Holger Bauer. Bitte schön. 

18.26 .. 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPO): 

Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen 
und Kollegen des Hohen Hauses! Herr Bundesmi­
nister! Das Kapitel Finanzen am Ende jedweder 
Budgetdebatte gibt die Gelegenheit, vielleicht 
noch einmal und in der gebotenen Kürze einen 
Blick auf die Budgetpolitik insgesamt, auf den 

Bundeshaushalt insgesamt in seinen groben Um­
rissen zu tun. 

Ich habe Ihnen, Herr Finanzminister, und auch 
Ihnen, meine Kolleginnen und Kollegen von den 
beiden Regierungsfraktionen. sechs lange Jahre 
hindurch wie eine tibetanische Gebetsmühle im­
mer wieder aus der Sicht der feiheitlichen Oppo­
sition Ihre Sünden wider eine echte und nachhal­
tig wirkende Budgetsanierung vorgebetet. Ihre 
Sünden. die da waren und sind: 

Erstens: Sie haben keine wesentliche Verände­
rung der Ausgabenstruktur des Bundeshaushaltes 
zusammengebracht, also keine nachhaltig wirken­
den Strukturreformen. die das Budget langfristig 
entlasten, hier im Hohen Haus beschließen kön­
nen. 

Sie haben zweitens die laufenden Mehreinnah­
men, die Ihnen eine vier- bis fünf jährige exzellen­
te Konjunktur überreich beschert hat. schwer­
punktmäßig nicht zur Senkung des Defizits oder 
zur direkten Verringerung der Staatsschuld ver­
wendet. 

Sie haben drittens der Öffentlichkeit und - so 
fürchte ich - auch dem einen oder anderen Kol­
legen in der Regierung und in elen Regierungs­
fraktionen die wahre Situation des Staatshaushal­
tes beziehungsweise des Defizits verschleiert, in­
dem Sie stetig ansteigend Ausgaben aus dem Bud­
get ausgegliedert haben. Die Stichworte dazu lau­
ten: außerbudgetäre Finanzierung und Flucht aus 
elem Budget. Das senkt, wie wir alle wissen. op­
tisch das Defizit des laufenden Jahres, belastet 
aber alle Folgebudgets mit Zinsen und Rückzah­
l ungsverpflich tungen. 

Sie haben viertens Vermögen und Vermögens­
anteile der Republik Österreich verkauft. Dage­
gen wäre im Prinzip nichts einzuwenden, wenn 
diese Erlöse zur Verringerung der Staatsschuld 
und damit zur Entlastung kommender Budgets 
verwendet worden wären und nicht zur Finanzie­
rung der laufenden Ausgaben. 

Sie haben fünftens Fonds ausgeräumt und letz­
te Reserven aufgelöst. Auch dagegen wäre prinzi­
piell in einer dramatischen Situation des Bundes­
haushaltes nichts einzuwenden, wenn - siehe 
Punkt vier! 

Sie haben sechstens völlig konjunkturwidrig 
und im Gegensatz - nebenbei bemerkt - zur 
Auffassung des Herr Professors John Maynard 
Keynes und seiner Lehre vom defieit spendig, von 
der ich annehme, daß zumindest auf der Seite der 
Sozialdemokraten der eine oder andere Anhänger 
sitzt, die Staatsausgaben - auch in den erwähn­
ten vier bis fünf Jahren der exzellenten Konjunk­
tur - weit über der Inflationsrate der jeweiligen 
Jahre ausgeweitet, anstatt diese Ausgaben nicht 
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unbedingt real zurückzunehmen - so wie das 
übrigens der Herr Professor Keynes lehrt -, da­
mit Sie im Falle des nächsten Konjunktureinbru­
ches, der ja nach allgemeiner Auffassung so sicher 
wie das Amen im Gebet kommt, Spielraum für 
budgetmäßiges Gegensteuern via vermehrte 
Staatsausgaben gewinnen. 

Hohes Haus! Ich habe Ihnen das allen sechs 
Jahre lang gesagt. Ich habe Ihnen immer wieder 
gesagt. mit dieser Art von Maßnahmen kann ein 
Budget nicht wirklich saniert werden, ja mehr 
noch: Das kann auf die Dauer nicht gutgehen. Sie 
haben das sechs Jahre lang vom Tisch gewischt. 
Herr Klubobmann Neisser hat mich - ich weiß 
nicht. liebevoll oder weniger liebevoll oder höh­
nisch - "Kassandra vom Dienst" genannt. (Abg. 
Dr. Ne iss e r: Das haben sie zu Koren immer ge­
sagt.' Das isc ehrenvoll.') Sie haben dabei nur eines 
vergessen, Herr Kollege Klubobmann Neisser: 
Die Kassandra hat letztlich recht gehabt. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Nun, meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen von den Regierungsfraktionen, ist es so­
weit: Keine Konjunktur, die Ihnen mit automati­
schen Mehreinnahmen über Ihre verfehlte Bud­
getpolitik hinweghilft. Im Gegenteil: Die nun ein­
brechende Konjunktur bedeutet für den Bundes­
haushalt automatisch Mindereinnahmen mit 
ebenso automatisch verbundenen Mehrausgaben. 
Jetzt ist eben dieser Konjunktureinbruch da. und 
so wie vorausgesagt: den ne va plus, nichts geht 
mehr. 

Sie haben keinen Spielraum im Budget. um die­
ser einbrechenden Konjunktur wirksam gegen­
steuern zu können, kein Konjunkturbelebungs­
programm, obwohl versprochen, keine Auswei­
tung der Wirtschaftsförderung. Im Gegenteil: Sie 
nehmen diese Wirtschaftsförderung zurück. Sie 
belasten, anstatt nunmehr zu entlasten, durch 
neue Steuern und Abgaben. Zinsertragsteuer ist 
ein Stichwort, Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
ist ein Stichwort. 

Das, Herr Bundesminister für Finanzen, ist ei­
gentlich das bittere Ende Ihrer verfehlten Haus­
haltspolitik. (Abg. Dr. No wo t n y: Das haben wir 
schon öfters gehört.') Sie, Herr Professor, werden 
es offensichtlich nie begreifen, oder Sie wollen es 
nicht begreifen, ich sage es Ihnen gleich. (Beifall 
bei der FPÖ. - Abg. Dr. No wo t n y: Da sind 
halt die Grenzen!) 

Sie können es sich aussuchen: Können Sie 
nicht, oder wollen Sie nicht? Ich überlasse es Ih­
nen, ob Sie nicht können oder nicht wollen. 

Herr Professor Nowotny! Aber glauben Sie 
nicht, daß es symptomatisch ist für all das, was ich 
Ihnen gesagt habe, daß alle Dinge, die ja wahr­
scheinlich auch aus Ihrer Sicht notwendig wären, 

Konjunktur zu beleben, zu entlasten, nicht nur 
nicht möglich sind, aufgrund der budgetären Si­
tuation, des Diktats der leeren Kassen, sondern 
genau das Gegenteil dessen geschieht: Die Wirt­
schaftsförderung geht zurück, nicht sehr viel, 
aber immerhin: 300 Millionen. Sie brauchen nur 
die Unterlagen herzunehmen. Es kommt nicht zu 
Entlastungen, sondern zu Belastungen durch eine 
ganze Reihe von Steuern beziehungsweise Abga­
benerhöhungen. In der Summe machen diese im 
kommenden Jahr ein Belastungspaket von 
30 Milliarden aus. Wir können darüber diskutie­
ren. ob es 28 oder 30 Milliarden sind. Treten wir 
in eine seriöse Diskussion darüber ein, wieviel es 
sind. Aber in dieser Größenordnung werden sie 
liegen. (Abg. Dr. No wo t n y: Sie müssem das Ge­
samte sehen!) 

Herr Professor Nowotny und Herr Bundesmi­
nister für Finanzen! Es ist für mich auch sympto­
matisch. daß wir heute vor einem Vorgang ste­
hen, der in der Zweiten Republik erst- und eima­
lig ist, nämlich daß ein Budget nach Abschluß der 
Beratungen im Budgetausschuß nicht im Detail 
- das wäre ja an sich auch die Aufgabe oder ge­
lebter Parlamentarismus -, sondern in seinen 
Kernbereichen. in seinen Eckdaten abgeändert 
werden muß. 

Ich habe nur einen Augenblick lang, nein, ein 
bißehen mehr als einen Augenblick lang nachge­
dacht, ob es ein völlig neues Lacina-Gefühl gibt, 
ob es einer völlig neuen Einstellung des Herrn 
Finanzministers zur Budgetwahrheit entspringt, 
daß er plötzlich, entgegen den bisherigen Übun­
gen, eine Wirtschaftsprognose, die ihm nur inoffi­
ziell so wie in all den vergangenen Jahren vor­
liegt, nunmehr als Grundlage und als Begründung 
dafür hernimmt, daß dieses Budget, wie gesagt, in 
seinen Kernbereichen, in seinen Eckdaten, abge­
ändert werden muß oder abgeändert werden soll. 
(Abg. 5 c h m i d t m eie r: Liegt aber SChOll auf 
dem Tisch!) Offiziell wird es morgen auf dem 
Tisch liegen. Aber ich sage, ich habe darüber 
nachgedacht, was das sein kann. 

Ich muß Ihnen ehrlich sagen, ich bin der festen 
Überzeugung, es entspricht nicht einer neu ent­
deckten Liebe zur Budgetwahrheit. (Abg. Dr. 
No \.-1/ 0 t n y: Es ist die alte BudgetwahrheitIJ 
Schauen Sie, das war ja bisher auch immer so. Die 
Dezember-Prognose ist immer erst nach der Be­
schlußfassung im Hohen Hause über das Budget 
vorgelegt worden. Ich sagte ja, darum habe ich ja 
nachgedacht. Sie werden mir doch nicht das 
Nachdenken verbieten wollen, Herr Professor. 
(Abg. Dr. No wo t n y: Im Gegenteil. ich freue 
mich darüber!) Zu welchen Entschlüssen und 
Schlüssen ich komme, das werden Sie gefälliger­
weise schon mir überlassen müssen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 
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Herr Professor, wenn Sie es schon selber nicht 
überzogen haben sollten ,dann sage ich es Ihnen: 
Es ist immerhin vorausschauende Öffentlich­
keits- und Pressearbeit, die der Herr Finanzmini­
ster hier betreibt. 

Warum. Herr Abgeordneter Nowotny? Halten 
wir uns doch gemeinsam vor Augen den Akt 1 in 
der Budgetpolitik dieses Jahre: Pressekonferenz, 
Budgetrede des Herr Bundesministers für Finan­
zen, traditionsgemäß großes Medieninteresse. In 
dieser Pressekonferenz. in seiner Budgetrede legt 
er der Öffentlichkeit ein Budget mit einem Defi­
zit in der Höhe von 59,5 Milliarden Schilling vor. 
Wie gesagt, Medieninteresse, damit ist auch schon 
einmal der Eindruck in der Öffentlichkeit verfe­
stigt worden, der verfestigt werden sollte: Die 
Bundesregierung liegt mit ihrem Defizit von 
59.5 Milliarden auf Kurs. 

Allerdings folgt ein Akt 2 unmittelbar darauf, 
nämlich im Budgetausschuß: Traditionsgemäß 
Freitag spätnachmittag, wenig Medieninteresse. 
Dort kommt der Herr Finanzminister, der wenige 
Tage vorher noch von einem Defizit in der Höhe 
von 59,5 Milliarden Schilling gesprochen hat, 
drauf oder sagt uns, er sei jetzt draufgekommen, 
daß eine Beamtenlohnrunde stattgefunden hat, 
die nicht ausreichend oder entsprechend berück­
sichtigt werden konnte, obwohl jedermann weiß, 
daß diese jedes Jahr um diese Zeit stattfindet, und 
obwohl das Ergebnis dieser Beamtenlohnrune 
durchaus im erwarteten Rahmen gelegen ist und 
kein außerordneltiches Erebnis brachte. Er sagte: 
Daher muß ich leider das Defizit von 59 Milliar­
den auf 61 Milliarden hinaufsetzen. (Bundesmini­
ster Dkfm. L ac in a: Das ist falsch!) 

Akt 3: Akt 3 setzen wir heute bei den Schluß­
abstimmungen hier im Plenum, ich weiß nicht, 
wann es sein wird, 21 Uhr, 22 Uhr. (Abg. Dr. 
F uhr man n: Das hängt unter anderem von der 
Dauer der Rede des Herrn KoLLegen Bauer ab.') 
Fazit dieser Schlußabstimmungen wird sein,daß 
das Defizit nicht mehr, so wie in der Budgetrede 
und in der Pressekonferenz angekündigt, bei 
59 Milliarden, auch nicht mehr bei den 61 Milli­
arden vom Budgetausschuß, sondern bei 64 Milli­
arden liegen wird. Das geht eindeutig und für je­
dermann nachvollziehbar aus den vorgelegten 
Abänderungsanträgen hervor. (Abg. Sc h m i d t -

me i er: Das steht auch darinn Ja, ja, ja, Herr Kol­
lege, nicht 59, nicht 61, sondern plötzlich 64 Mil­
liarden Schilling. 

Akt 4, der wird allerdings erst in eineinhalb 
Jahren folgen, das wird der Rechnungsabschluß 
sein zum Budget, zum Haushalt 1993, irgend­
wann in der ersten Hälfte des Jahres 1994. Dort 
werden wir - davon bin ich fest überzeugt -
aufgrund der Konjunkturdaten, die wir ja auch 
alle in unserem Umland, in unseren wichtigsten 
Handelspartnerländern finden, dann bei 68, ich 

weiß jetzt nicht. 69, 70 Milliarden sein. (Abg. 
5 c h rn i d t me i er: Ein Hellseher.') Na ja, das ist 
meine Einschätzung. Schauen Sie, Budget ist ja 
eine Prognose, eine Einschätzungsfrage. Ich 
schätze es halt so ein, weil ich ja nicht ausschließe, 
daß im Laufe des Jahres 1993 gerade auch in Ih­
rem Interesse, Herr Kollege Schmidtmeier, diese 
Ihre Bundesregierung, die Sie stützen, etwas tut, 
was Sie unterstützen werden. 

Sie werden vielleicht einen Konjunkturaus­
gleichshaushalt verabschieden. Unter 5 Milliar­
den Schilling wird da nicht sehr viel gehen. Also 
daher ist die Einschätzung, daß das Defizit ver­
läßlich von 64 auf 69 hinaufschnellt. ja nicht so 
ganz aus den Fingern gezuzelt,. Herr Kollege 
Schmidtmeier. (Beifall bei der FPO.) 

Ich wollte Ihnen damit sagen, daß das, was wir 
bei der Budgetrede im Ausschuß und heute hier 
bei der Abschlußdiskussion des Budgets erleben 
und was hier vorgelegt wird, eben nicht die neu 
entdeckte Liebe des Herrn Finanzministers zur 
Budgetwahrheit ist, sondern es ist ,.Salami-Tak­
tik". Er denkt sich: Dreimal jeweils die halbe 
Wahrheit gesagt, tut weniger weh als auf einmal 
die ganze. (Abg. 5 c h m i d t me i er: 1,5 Wahr­
heiten! - Abg. Dr. F II h r man n: 3mal die halbe 
Wahrheit ist denkunmöglich!) Sie müssen doch 
zugeben, es macht sich doch auch wirklich beser, 
wenn im fernen Jahre 1994 das Defizit nicht an­
statt bei 59 Milliarden Schilling, die ursprünglich 
ausgewiesen worden sind, sondern plötzlich bei 
69 Milliarden Schilling liegt, und es macht sich 
allemal besser, wenn man dann sagen kann, es ist 
ja ohnehin "nur" - unter Anführungszeichen -
von den prognostizierten 64 auf die 69 Milliarden 
Schilling hinaufgegangen. 

Jetzt, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zur inhaltlich-materiellen Vorgangsweise in die­
ser ganzen Angelegenheit. Die vorliegenden und 
schon erwähnten Abänderungsanträge, die ja 
auch zu einer außerordentlichen Sitzung der Prä­
sidiale geführt haben, umfassen, wenn Sie sie zu­
sammenzählen, rund 50 Positionen, die abgeän­
dert werden sollen. (Zwischenruf des Abg. 
Schmidtmeier.) 

Herr Kollege! Entweder haben Sie mir nicht 
zugehört, oder Sie konnten mir nicht folgen, oder 
ich habe mich mißverständlich ausgedrückt. Die­
se drei Möglichkeiten gibt es. (Weiterer Zwischen­
ruf des Abg. Sc h m i d t m eie r.) Schauen Sie, 
ich muß auf meine Kollegen Rücksicht nehmen, 
die wollen auch noch reden, ich kann jetzt wirk­
lich nicht auf jeden Zwischenruf eingehen. 

Die vorliegenden Abänderungsanträge umfas­
sen - ich sage es Ihnen noch einmal - immer­
hin, wenn Sie sie einfach zusammenzählen, rund 
50 Positionen, die abgeändert werden sollen, ab­
geändert werden müssen. 
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Hohes Haus! Aber auch das ist ja wieder nicht 
- daher auch die Bestätigung meines Verdachts, 
daß es nicht um die Budgetwahrheit. sondern um 
ganz etwas anderes geht - die ganze Wahrheit, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich las­
se jetzt einmal der Einfachheit und der Kürze hal­
ber beiseite. ob die nunmehr dem Budget zugrun­
de gelegte Wirtschaftswachstumsrate von 1.3 Pro­
zent halten wird, angesichts der Prognosen in Ita­
lien, in der Bundesrepublik Deutschland, unse­
rem wichtigsten Handelspartner mit N ullwachs­
turn und Minuswachstum. Aber lassen wir das 
jetzt beiseite. 

Es ist, wie gesagt, wieder nicht die ganze Wahr­
heit, denn von einem schrumpfenden Wirt­
schaftswachstum sind ja nicht nur die in den Ab­
änderungsanträgen aufscheinenden etwa 50 Posi­
tionen betroffen. Massiv betroffen von einem 
schrumpfenden Wirtschaftswachstum sind doch 
auch Positionen etwa im Kapitel Soziales. Denken 
wir nur daran - ich greife nur zwei Punkte her­
aus, der Kürze halber -, daß weniger Wirt­
schaftswachstum natürlich steigende Arbeitslosig­
keit bedeutet. Steigende Arbeitslosigkeit bedeutet 
mehr Geld für Sozialleistungen in dem Bereich 
oder Arbeitslosengeld in diesem Bereich. -
Punkt 1. 

Zweiter Punkt: Weniger Beschäftigte bedeutet 
geringere Beitragszahlungen an die Pensionsver­
sicherungsanstalten. Das bedeutet höhere Bun­
deszuschüsse an die Pensionsversicherungsanstal­
ten, damit die Pensionen auch tatsächlich ausbe­
zahlt werden können. Oder wollen Sie das nicht 
tun? Dann sagen Sie es uns, daß Sie die Pensionen 
kürzen wollen! Wenn Sie sie nicht kürzen wollen, 
dann müssen Sie Budgetpositionen abändern! 
Das tun Sie nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher sage ich Ihnen: Auch das, was Sie hier 
heute wieder in letzter Minute, fünf vor zwölf, 
dem Hohen Haus auf den Tisch legen, ist wieder 
nicht die ganze Wahrheit, ist wieder nur Salami­
Taktik, wieder nur die Hälfte dessen. was Sie ei­
gentlich tun müßten. 

Dritter Punkt im Zusammenhang mit der Bud­
getwahrheit: Herr Bundesminister! Sie haben uns 
im Budgetausschuß unter anderem vom Ergebnis 
der Finanzausgleichsverhandlungen berichtet, 
man könnte auch sagen erzählt, dann geht es 
mehr in Richtung Märchen. Wir haben in der An­
nahme, hier handelt es sich um das Endergebnis 
der Finanzausgleichsverhandlungen, diese natür­
lich auch zur Grundlage unserer Beratungen, un­
serer Diskussionsbeiträge auch bei den Schlußab­
stimmungen gemacht. 

Heute, Herr Bundesminister, meine geschätz­
ten Kolleginnen und Kollegen von den Regie­
rungsfraktionen, lese ich - ich nehme an, Ihnen 
geht es nicht besser - in der Zeitung: Der Fi-

nanzausgleich wird weiterverhandelt, wird neu­
verhandelt oder nachverhandelt, das ist vielleicht 
etwas korrekter gesagt. 

Das war gestern abend. Ich war natürlich nicht 
dabei, ich nehme an, die meisten von Ihnen auch 
nicht. Ich kann mich daher nur auf das stützen, 
was ich mehreren Zeitungen entnommen haben. 
Der Finanzausgleich wurde gestern abend neu­
beziehungsweise weiterverhandelt. 

Die Themen, um die es gegangen ist, waren: 
Finanzierung von Kinderbetreuungsstätten in den 
Bundesländern. Finanzierung von Strukturmaß­
nahmen in wirtschaftsschwachen Regionen. The­
ma drei war: Finanzierung der Landeslehrer. 
Thema vier war: Finanzierung des Wasserwirt­
schaftsfonds. Es ist schon ein starkes Stück, Herr 
Bundesminister für Finanzen, es ist ein starkes 
Stück. Sie sagen uns im Ausschuß, oder formulie­
ren wir es wieder ganz korrekt: Sie erwecken zu­
mindest im Ausschuß den Eindruck, als wären 
diese Finanzausgleichsverhandlungen abgeschlos­
sen, als wäre der Finanzausgleich ausverhandelt. 
Und heute lesen wir in den Zeitungen, es wird 
weiterverhandelt, es wird nachverhandelt, es wird 
neuverhandelt. 

Hohes Haus! Jetzt wende ich mich an alle Kol­
leginnen und Kollegen der vier Fraktionen. Wir 
sitzen hier, wir beraten hier tagelang, nächtelang 
ein Budget auch auf der Grundlage eines angeb­
lich ausgehandelten Finanzausgleichs, und dann 
geht der Herr Finanzminister her und schnürt 
dieses Paket offensichtlich in gestern abend statt­
gefundenen Verhandlungen wieder auf. Ich muß 
Ihnen ehrlich sagen: Ich lasse mich nicht gern 
"papierln" von der Bundesregierung. Wenn Sie 
das tun und ihm das durchgehen lassen, ist das 
Ihre Sache. Wir Freiheitlichen werden das jeden­
falls nicht tun. (Beifall bei der FPÖ.J 

Ich kann Ihnen daher nur sagen: Herr Bundes­
minister, es ist tatsächlich einmalig in der Zweiten 
Republik, daß die Budgetrede, wenige Tage nach­
dem Sie sie gehalten haben, Makulatur war, daß 
die Ausschußberatungen über weite Strecken ei­
gentlich sinnlos gewesen sind und daß die Plenar­
diskussionen eines Voranschlages aufgrund fal­
scher Grundlagen in wesentlichen Eckbereichen 
eines Budgets erfolgt sind. 

Ich kann Ihnen daher nur sagen: Herr Bundes­
minister, Ihr Budget stimmt hinten und vorne 
nicht! Und Ihr Eingeständnis, das hier mit den 
heutigen Abänderungsanträgen gemacht wird, ist 
völlig unzureichend und unvollständig. 

Ich sage Ihnen noch etwas dazu: Ich bin der 
Auffassung, das kann man nicht, was Sie uns hier 
vorgelegt haben, im Husch-Pfusch-Verfahren, 
fünf Minuten vor zwölf im doppelten Sinn des 
Wortes, notdürftig, oberflächlich teilreparieren. 
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Ihr Budget gehört zurück in die Werkstatt, gehört 
neu verhandelt, gehört in den ~.udgetausschuß 
rückverwiesen. (Beifall bei der FPO.) 

Hohes Haus! Ich bringe daher kurz und bündig 
einen Antrag zur Geschäftsordnung ein: 

Antrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Nationalrat hat beschlossen: 

Die Regierungsvorlage des Bllf1de.~jinallzgeset­

zes 1993 (700 der Beilagen StenProtNR XVIlI. 
CP) wird gemäß § 53 Abs. 6 Z. 2 an den Blldget­
ausschuß rückverwiesen . .. 

Ich hoffe, wenn Sie es ehrlich meinen - damit 
können Sie die Nagelprobe ablegen, die Probe 
aufs Exempel machen - mit der Budgetwahrheit. 
wenn diese Ihnen wirklich ein Anliegen ist, dann 
geben Sie Ihren Kolegen von den Regierungsfrak­
tionen den guten Rat, diesem Antrag stattzuge­
ben, oder haben Sie selbst das parlamentarische 
Selbstbewußtsein, das parlamentarische Rück­
grat, den Mumm als Abgeordneter, daß Sie das 
von sich aus tun und den Finanzminister dazu 
zwingen. (Beifall bei der FPÖ.) 18.5!) 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Schmidtmeier. Ich erteile es 
ihm 

18.50 
Abgeordneter Schmidtmeier (SPÖ): Sehr ge-

ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Herr Staatssekretär! Geschätzte Kolleginnen! Ge­
schätzte Kollegen! Herr Kollege Bauer, die Dra­
matik Ihrer Reden nimmt zu - der inhaltliche 
Sinn nicht, und das über Jahre hindurch. (Abg. 
Par ni gon i: Völlig richtig!) Sie können die Re­
den unter Auswechslung der Jahreszahl und der 
Auswechslung der Beträge von einem Jahr zum 
anderen fortschreiben. Ihr Computer arbeitet si­
cherlich gut: Sie brauchen immer nur ein paar 
Korrekturen auf dem Bildschirm zu machen und 
einmal den Drucker betätigen, aber es kommt im­
mer dasselbe heraus. (Abg. Dr. Hai der: Hat das 
nicht der Peter Pilz voriges Jahr von Ihnen gesagl.') 
Die Dramatik, die Sie, Herr Abgeordneter Bauer, 
da hereinzubringen versuchen, ist wirklich nicht 
gegeben! Ich werde aber noch gegen Ende meiner 
Ausführungen auf das zu sprechen kommen. 
Vorerst möchte ich Ihnen sagen, daß meine Frak­
tion Ihren Antrag, den Sie soeben eingebracht ha­
ben, nicht unterstützen, sondern ablehnen wird. 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Es tut mir 
leid, aber ich muß jetzt - der guten Form halber 
- zwei Abänderungsanträge verlesen, über die 
der Herr Kollege Bauer bereits in seiner Wort-

meldung gesprochen hat. Es wird das eine etwas 
längere Prozedur sein, aber da ich, so wie alle in 
meiner Fraktion - ich nehme an, auch die Kolle­
gen von der Koalition - , von der Wichtigkeit die­
ser Beträge überzeugt bin, mache ich das gerne. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Nowotny. Dipl.- Vw. Dr. 
Lackner und Genossen zur Regierungsvorlage be­
treffend das Bllndesfinanzgesetz für das Jahr 1993 
samt Anlagen (700 lind Zu 700 der Beilagen) in 
der Fassung des Allsschllßberichtes (840 der Beila­
gen) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: - (Abg. Dr. Hai der: Worllm geht es 
denn da?) Sie haben es schriftlich vorliegen! Le­
sen Sie mit! -

1. In der Anlage 1 der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorlage laillen die nachfolgenden Voran­
schlagsansälze wie folgt: 

VA-Ansatz: 52, 2/52004, Betrag: 35 000 Millio­
Ilen Schilling; 

Aujgabenbereich: 22, Betrag: 3 122,lI 2 Millio­
nen Schilling; 

Aujgabenbereich: 43, Betrag: 31 877,888 Mil­
lionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52014, Betrag: 141 000 Millionen 
Schilling; 

Aufgabenbereich: 22, Betrag: 10 190,738 Mil­
Lionen Schilling: 

Aufgabenbereich: 43, Betrag: 130809,262 Mil­
lionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52204, Aufgabenbereich: 43, Be­
trag: 181 500 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52624, Aufgabenbereich: 43, Be­
trag: ../ 500 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52804, Betrag: -142 100.602 
Millionen Schilling; 

Aujgabenbereich: 43, Betrag: - J 42 061,722 
Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52805, Aujgabenbereich: 43. Be­
trag: - 1 166,230 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52870, Aujgabenbereich: 22, Be­
trag: - 4 328,1 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2/52890, Aufgabenbereich: 43. Be­
trag: - 4 328,1 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 53, 1I53017, Aujgabenbereich: 43, 
Betrag: 927,75 Millionen Schilling; 
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VA-Ansatz: 1/53247, Aufgabenbereich: 23. Be­
trag: 22 7./7.770 Millionen Schilling: 

VA-Ansatz: 1/53./08. Aufgabenbereich: ./3. Be­
trag: -176,091 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 1153./18. Aufgabenbereich: ..J3. Be­
trag: -11./,529 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 1/53./28, Aufgabenbereich: -13, Be­
trag: 302,967 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 1/53./58. Aufgabenbereich: -13, Be­
trag: ./32,81 Millionen Schilling; 

VA -Ansatz: 1153./68, Aufgabenbereich: -13. Be­
trag: 2 726,703 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz: 2153-100, Aufgabenbereich: -13. Be­
trag: -1 378.101 Millionen Schilling: 

VA-Ansatz: 59, 8/59849, Aufgabenbereich: -13, 
Betrag: 123 -104.52 Millionen Schilling; 

2. Die durch die Änderung bedingten Betragsän­
derungen sind auch in den in der Anlage I sowie 
Ia, Ib und Ic enthaLtenen Sllmmenbeträgen entspre­
chend zu berücksichtigen. Ebenso sind in den An­
merkungen die diesbezüglichen Berichtigungen 
vorzunehmen. 

q~s war der erste Antrag. (Zwischenrufe bei der 
FPO.) Ich möchte mich bei den Kollegen von der 
FPÖ für deren "Kollegialität" bedanken. 

Ich bringe sogleich den zweiten Abänderungs­
antrag ein. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Nowomy, Dipl.-Vw. Dr. 
Lackner und Genossen zur Regierungsvorlage be­
lreffend das Bundesfinanzgeselz für das Jahr 1993 
samt Anlagen (700 und Zu 700 der Beilagen) in 
der Fassung des Ausschußberichtes (840 der Beila­
gen) (Abg. Dr. Hai der: Und warum iSl das so? 
- Ruf bei der FPÖ: Das weiß er nicht.') 

Der Nationalrat ',i'olle in zweiter Lesung be-
schließen: 

1. Im Artikel I faUlen die Schlußsummen: 

Allgemeiner Haushalt: 

Ausgaben: 688 517,359 Millionen Schilling, 
Einnahmen: 624 375,914 Millionen Schilling, Ab­
gang: 64 141,445 Millionen Schilling; 

Ausgleichshaushalt: 

Ausgaben: 107 171,72 Millionen Schilling, Ein­
nahmen: 171 313,165 Millionen Schilling, Über­
schuß: 64 141,445 Millionen Schilling; 

Gesamthaushalt: 

Ausgaben: 795 689,079 Millionen Schilling; 
Einnahmen: 795 689.079 Millionen Schilling; 

2. Im Artikel lJI Abs. 2 Letzter Satz wird die 
v.H.-Angabe .. 6.1" durch ,,5.3 v.H." ersetzt. 

3. Im Artikel V Abs. I ~t'ird als neue Z 28 einge­
fiigt: 

.,28. beim Voranschlagsansatz 1165303 bis zu ei­
nem Betrag von 15 Millionen Schilling für die im 
Zusammenhang mit der Zusammenlegung des mi­
litärischen Wetterdienstes mit dem Bundesamt für 
Zivil/liftfahrt erforderliche Ausstattung, wenn die 
Bedeckung durch Ausgabeneinspartlngen inner­
halb des Kapitels -10 sichergesteLlt ~i'erden kann;" 

-I. Im Artikel V Abs. I erhält die Z 28 die Be­
zeichnung Z "29". 

5. Im Artikel VII wird nach der Z 12 der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und als Z 13 ange­
fügt: 

,.13. beim Voranschlagsansatz 1/64753 bis zu ei­
nem Betrag von f 00 Millionen Schilling für Maß­
nahmen zwn Wiederaufbau der Wiener Hofburg. " 

Meine Damen und Herren! Ich danke für Ihr 
Verständnis, daß ich jetzt diese zwei Abände­
rungsanträge verlesen konnte. 

Ich möchte jetzt auf die akutelle Konjunktur­
prognose zu sprechen kommen, die ich seit heute 
kenne und die morgen offiziell vorgelegt werden 
wird. Die Steigerung des Bruttoinlandsprodukts 
wird auf 1,3 Prozent zurückgehen. Es wird -
und das freut mich - bei den Anlageinvestitio­
nen eine Steigerung um real 0,6 Prozent und bei 
den Bauinvestitionen eine um 2,5 Prozent geben. 
Die Warenexporte werden sich um 2,5 Prozent 
erhöhen. Diese wichtigen Daten soll man bei die­
ser Diskussion keinesfalls außer acht lassen! 

Herr Kollege Bauer, Sie haben richtigerweise 
gesagt, daß im Sozialbudget aufgrund höherer 
Arbeitslosenzahlen ein Mehraufwand an Arbeits­
losengeld notwendig sein wird. Es wird leider -
das entnehme ich auch dieser Prognose - eine 
Steigerung der Arbeitslosenquote um etwa ein 
halbes Prozent geben. 

Herr Kollege Bauer, Sie haben nicht die volle 
Wahrheit gesagt, denn Sie haben - wahrschein­
lich haben Sie das übersehen - nicht dazugesagt, 
daß trotzdem die Zahl unselbständig Beschäftig­
ter auch etwa um ein halbes Prozent steigen wird, 
sodaß sehr wohl höhere Beiträge eingenommen 
werden und daher dieser angeführte Rückgang ei­
gentlich gar nicht notwendig gewesen wäre. 

Was diese Prognose anlangt, so ist es auch sehr 
interessant, daß darin die Sparquote des verfüg­
baren Einkommens mit 12,6 Prozent internatio-
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nal betrachtet sehr hoch ist. (Zwischenrufe bei der 
FPÖ.J Auch das ist Ihnen und all Ihren Kollegin­
nen und Kollegen von der Freiheitlichen Partei 
bekannt. 

Angesichts dieser sehr positiven Prognose für 
das Jahr 1994 zahlt es sich, muß ich sagen, aus, 
noch einmal sozusagen dl!,rchzutauchen. (Ironi­
sche Heiterkeit bei der FPO.) Ich bin dem Herrn 
Finanzminister und der Bundesregierung wirk­
lich dankbar dafür, daß erstmalig diese Prognose 
während der Budgetdebatte berücksichtigt wird. 
Ich bin genauso dankbar dafür, daß nicht durch 
Ausgabeneinsparungen die Wirtschaft geschädigt 
wird, sodaß man dann noch schlechtere Zahlen 
bekommen hätte. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. 
Mag. Sc h r ein e r: Das habl ihr ohnehin oft ge­
nug gemacht.') 

Ich bin weiters dafür dankbar, daß man da 
nicht gegengesteuert und höhere Einnahmen zu 
erzielen versucht hat durch eine Steuererhöhung. 
Auch das wäre ja eine theoretische Möglichkeit 
gewesen, und auch das hätte der Wirtschaft ge­
schadet und hätte es dann der Wirtschaft nicht 
möglich gemacht, solche Ergebnisse zu erarbei­
ten. 

Wir sollten es auch in diesem Hause schätzen, 
daß die Bundesregierung, daß der Finanzminister 
erstmalig diesen Weg beschritten haben, eben 
eine Korrektur vorzunehmen. Dadurch wurde si­
cherlich der Opposition der Wind aus den Segeln 
genommen; Gegenargumente werden dann nicht 
kommen. (Abg. Dkfm. Holger Ball e r: Diese 
wurden ihr geLiefert! - Weitere Zwischenrufe bei 
der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Durch die 
geschäftsordnungsmäßige Verlesung dieser An­
träge habe ich viel von meiner Redezeit verloren, 
von jener Redezeit, die wir fraktioneIl aufgeteilt 
haben. Um die Kolleginnen und Kollegen am 
letzten Tag der Budgetdebatte zeitlich nicht zu 
überfordern, habe ich viele Dinge, die ich gerne 
zu diesem Kapitel gesagt hätte, Dinge, die im In­
teresse der Wirtschaft liegen, nicht erwähnt. 

Ein Thema möchte ich jedoch nicht weglassen, 
und zwar folgendes: Wir haben ja gehört, daß bei 
der nächsten großen Steuerreform, die es in ei­
nem Jahr geben wird, die Pauschalierung in der 
gewerblichen Wirtschaft sehr stark ausgeweitet 
werden soll. Ich möchte jetzt betonen, daß für die 
Wirtschaft, daß für mehr als zwei Drittel der 
österreich ischen Gewerbetreibenden eine Pau­
schalierung eine Entlastung von Verwaltungsar­
beit darstellen würde; übrigens auch für den Staat 
eine Entlastung. Sehr viel Geld könnte den Un­
ternehmen erspart werden, wenn, bei Aufkom­
mensneutralität von Steuern und Abgaben, eine 
größere Pauschalierung, wie uns das nun doch si­
gnalisiert wird, möglich sein wird. 

Ich wünsche mir, daß wir gemeinsam Modelle 
erarbeiten, wonach branchenspezifisch, betriebs­
größenspezifisch - selbstverständlich bis zu ei­
ner gewissen Größe - sinnvolle Pauschalierun­
gen aller Ertragssteuern und möglicherweise -
ich bin da optimistisch - sogar bei der Umsatz­
besteuerung möglich wären. Das würde eine ech­
te Hilfe und Erleichterung für die gewerbliche 
Wirtschaft, für die große Zahl von Klein- und 
Mittelbetrieben darstellen, die - ich g,laube, das 
ist in diesem Haus, das ist auch in der Offentlich­
keit unbestritten - ein starkes Standbein der 
österreichischen Wirtschaft darstellen. (Beifall 
bei der SPÖ lind bei Abgeordneten der Ö VP. -
Abg. R 0 s e fl s l in g I: Davon waren nicht einmaL 
alle Ihre FraklioflskoLlegen überzeugt!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ohne im De­
tail auf die Ausführungen des Herrn Abgeordne­
ten Dkfm. Bauer einzugehen - ob Kassandra 
oder nur Schwarzseher lassen wir dahingestellt 
sein -, möchte ich Ihnen nur noch folgendes sa­
gen: Es hat schon mein Kollege Guggenberger bei 
der Diskussion über das Sozialbudget, bei der er 
den Finanzminister richtigerweise auch als .,So­
zialfachmann" bezeichnet hat, einen Artikel er­
wähnt. der heute im Magazin "News" erschienen 
ist in dem über einen Artikel in der renommier­
te~ englischen Finanzzeitschrift "International 
Financial Review" berichtet wird, in dem der Fi­
nanzminister Österreichs ausgezeichnet wird. Es 
wurde übrigens - um jetzt wettbewerbsneutral 
zu sein - auch in er heutigen Ausgabe von 
"Wirtschaftswoche/Wochenpresse" diese positive 
Notiz übernommen. 

Das war mir aber zu wenig: Ich habe mich mit 
Geschäftsfreunden in London - dort erscheint 
diese genannte Zeitung - telef?nisch in Verbin­
dung gesetzt (Rufe bei der FPO: Na so etwas.'), 
und diese haben mir vor wenigen Stunden von 
der heute erschienen Zeitschrift drei Seiten ge­
faxt, die sich mit dieser Materie befassen. (Abg. 
Mo s e r: Aber die kennen doch noch nicht Ihre 
Abänderungsamräge.' - Heiterkeit bei der FPÖ,:) 
Ich bin erschüttert darüber, daß Sie von der FPO, 
wenn man über finanzpolitische und wirtschafts­
politische Probleme hier ernsthaft debattiert, sich 
darüber nur lustig machen. 

Wissen Sie von der FPÖ überhaupt, daß dieses 
Kapitel, über das wir jetzt diskutieren, die Grund­
lage bildet für jene Budgetkapitel, die wir in den 
vergangenen Tagen hier debattiert haben, damit 
notwendige Einnahmen und Ausgaben im Sinne 
der österreich ischen Bevölkerung getätigt werden 
können?! Nehmen Sie von der FPÖ das ernster! 
(Beifall bei der SPÖ. - Rufe bei der FPÖ: Brüllen 
Sie nicht mit uns!) 

Diese Zeitung, die international eine wichtige 
Zeitung für Banken, für Geldinstitute sowie für 
Anleger ist, hat nicht nur dem österreichischen 
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Finanzminister, sondern damit auch dem Finanz­
ministerium, der Finanzpolitik ein gutes Zeugnis 
ausgestellt, indem sie Bundesminister Lacina den 
Titel "Finanzminister des Jahres" verliehen hat. 
Die Überschrift lautete: .,Österreich: Qualität 
und Stabilität." (Präsidentin Dr. Heide 
S c h In i d t übernimmt dell Vorsitz.) 

Gleich zu Beginn dieses Artikels wird die Re­
publik Österreich als einer der ganz wenigen 
Staaten Europas bezeichnet, für den es eine solch 
gute Beurteilung - aufgrund dessen Budgetpoli­
tik, dessen Schuldenpolitik - gibt. 

Es wird betont, daß Österreich damit dem klei­
nen "exklusiven Klub" europäischer Länder an­
gehört, in denen bereits jetzt den äußerst strengen 
Bestimmungen des Maastrichter Vertrages ent­
sprochen wird. (Abg. Dr. Helene Par l i k -
Pa b l e: Wie heißt denn die Zeitung überhaupt? -
Abg. Dr. Hai der: Der .. Sr. Pauli-Nachrbote".' -
Heiterkeit bei der FPÖ.J - Wie die Zeitung heißt, 
habe ich bereits gesagt: "International Financial 
Review". 

In der Zeitung wird Österreich gratuliert. Es ist 
ein drei Seiten langer Artikel und enthält eine 
ausgezeichnete Beurteilung des tripie A, also des 
dreifachen A. Ich glaube, wir sollten hier von die­
ser Stelle aus am Schlußtag der Budgetdebatte 
dem Finanzminister, dem Staatssekretär, der 
Bundesregierung, allen Mitarbeitern im Finanz­
ministerium und schließlich und endlich auch uns 
Parlamentariern, die wir dieses Budget und diese 
Finanzpolitik mitgestalten, selbst gratulieren. Ich 
glaube, das ist Antwort genug auf das, was Dkfm. 
Holger Bauer heute wiedergekäut hat. - Danke 
schön. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) /9.1/ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die einge­
brachten Anträge sind genügend unterstützt und 
stehen daher mit in Verhandlung. 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Petrovic. Ich erteile es ihr. 

19.11 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesmini­
ster! Herr Staatssekretär! Meine Damen und Her­
ren! Es fällt einem wirklich schwer, zur Kenntnis 
zu nehmen, daß es immer noch eine Überbietung 
der ungeheuerlichen Vorgänge im Zusammen­
hang mit überhäuften Tagesordnungen, im letz­
ten Moment auf den Kopf gestellten Berechnun­
gen oder sonstigen unplanmäßigen Vorgängen 
gibt. Und immer wieder ist dann bei Ihnen die 
Empörung über die Opposition groß, wenn sie es 
wagt - wie etwa bei uns -, eine ihrer vier dring­
lichen Anfragen, die ihr pro Jahr zustehen, zu 
stellen. Da heißt es: Um Gottes willen, wo kom­
men wir denn da hin mit der Zeit! Andererseits 
finden Sie es aber wieder ganz normal, wenn man 

buchstäblich in den letzten paar Stunden vor der 
Beschlußfassung über das Budget eine Verschie­
bung in Milliardenhöhe herbeiführt. (Abg. M e i -
si n ger: "Verschiebung" ist gut! - Abg. M a­
r i z z i: Meisinger, das .var jetzt wertvoLL.') 

War denn das wirklich so unvorhersehbar, in 
das der Finanzminister da hineingestolpert ist, 
oder hätte man das nicht mit einer etwas weiter 
vorausblickenden Praxis bei der Budgeterstellung 
doch schon vorhersehen können'? Vielleicht hät­
ten die entsprechenden Instrumentarien und 
Fonds, die es einmal gab und die gar nicht so 
schlecht dotiert waren, jetzt, in der sich immer 
deutlicher abzeichnenden Rezession, gegensteu­
ern können, wenn man diese Fonds nicht ausge­
plündert hätte. 

All das mag man in Frage stellen. Aber es be­
steht dann nicht einmal die Bereitschaft, zu sagen: 
Okay, wie dem auch immer war, wir haben ge­
plündert, und wir waren nicht sehr weitblickend, 
aber reden wir jetzt wenigstens darüber, wie wir 
mit dieser Situation am besten umgehen. Aber 
nicht einmal das haben Sie gemacht, sondern jetzt 
werden wir uns voraussichtlich in wenigen Stun­
den in eine Abstimmung begeben, die notwendi­
gerweise zu Widersprüchen führen muß, weil ja 
über einige Budgetkapitel bereits abgestimmt ist 
und weil es mit den jetzt vorgenommenen Revi­
sionen, wie wir alle wissen, zu Widersprüchen 
kommen muß. Aber dann werden wir in der drit­
ten Lesung diese Widersprüche durch Korrektur 
in allen anderen Bereichen wieder beheben. 

Eine kompliziertere und undemokratischere 
Vorgangsweise kann ich mir schwer vorstellen, 
denn in dieser dritten Lesung gibt es für die Op­
position keine Möglichkeit, Anträge zu stellen 
oder Kritik mit entsprechenden Abänderungsvor­
schlägen einzubringen, in denen festgehalten 
wird, in welche Richtung, wenn man schon än­
dert, keinesfalls Kürzungen, Schmälerungen und 
ähnliches vorgenommen werden dürfen. 

Ich glaube, so etwas sollte nicht so mir nichts, 
dir nichts hingenommen werden. Diese Vor­
gangsweise der Behebung von Widersprüchen ist 
nach der Geschäftsordnung zwar zulässig, aber 
von den Autoren der Verfassung, glaube ich, an­
ders verstanden worden, nämlich in Richtung Be­
seitigung von relativ kleinen Widersprüchlichkei­
ten, etwa in der Terminologie. Es war aber sicher 
nicht daran gedacht, daß man das Budget mate­
riell eigentlich auf eine vollkommen neue Grund­
lage stellt. Das war nicht gemeint mit "Wider­
sprüchen", denn das ist kein Widerspruch, son­
dern eine Fehlkalkulation, das sind falsche Be­
rechnungen, in die Sie da hineingekommen sind. 
(BeifaLL bei den Grünen und der FPÖ.) 

Formal im Sinne der Geschäftsordnung ist es 
aber ein Widerspruch, und dieser wird in einer 
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Art und Weise beseitigt, wie dies in der Zweiten 
Republik noch nie zuvor der Fall war. Es gibt für 
diese Vorgangsweise kein Präjudiz. Und das ist. 
glaube ich, schon bedenklich. 

Hier geht es, wie gesagt. um Milliardenbeträge, 
hier geht es aber noch um mehr, denn diese Ent­
wicklung, in die wir da hineingeschlittert sind -
die nach unten revidierten Prognosen, die wirt­
schaftliche Unsicherheit, die steigende Arbeitslo­
sigkeit -, war Ihnen auch von mir und von den 
Kollegen meiner Fraktion oftmals prophezeit 
worden. Wir haben Ihnen gesagt, daß sich die un­
terlassenen Dotierungen. die Versäumnisse etwa 
im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik, bitter 
rächen würden. Und wir wissen, daß es volkswirt­
schaftlich keine unsinnigere Investition gibt. als in 
Arbeitslosigkeit zu investieren, das heißt, Arbeits­
losigkeit passiv abzugelten. Jeder Schilling, der 
für die Finanzierung von Arbeitslosigkeit verwen­
det wird, schlägt sich mit dreifacher Multiplika­
torwirkung negativ auf den Staatshaushalt nieder. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Nun kann man freilich s~gen: Es ist schwierig, 
in einer Entwicklung. die Osterreich nicht allein 
betrifft, zu bestehen. einen erfolgreichen wirt­
schaftspolitischen Kurs zu fahren und sich dabei 
sehr deutlich von negativen Tendenzen im Aus­
land abzuheben. 

Ich erinnere Sie aber doch daran, daß die U n­
terschiede der Arbeitslosenrate etwa zwischen 
dem EG-Bereich und Österreich schon eimal viel, 
viel höher waren. Jetzt beträgt der Unterschied 
nicht einmal mehr ganze vier Prozentpunkte. 
Und wir waren schon bei fast doppelt so hohen 
Unterschieden. Das heißt, Österreich hatte sich 
im europäischen Vergleich viel, viel besser abge­
hoben. 

Ich glaube daher, daß es zumindest ein Gebot 
wäre, sich mit den Gründen, warum dieses positi­
ve Abheben nicht mehr möglich ist, nicht mehr 
erwünscht ist und nicht angestrebt wird. ausein­
anderzusetzen. Ich glaube sehr wohl, daß es mög­
lich wäre, auf einer fachlichen Ebene mit Exper­
ten zu diskutieren, ob es notwendig war, daß sich 
die europäischen Größenordnungen aneinander 
annähern, oder ob es nicht auch einen ganz or­
dentlichen, hausgemachten Faktor gibt, der eben 
in einer geänderten Politik, vor allem in einer ge­
änderten Sozialpolitik, besteht. Und ich glaube, 
wir bekommen im Bereich der Sozialpolitik jetzt 
die Rechnung für Versäumnisse präsentiert. 

Wir bekommen mittlerweile auch immer mehr 
Rechnungen für ökologische Versäumnisse prä­
sentiert, wie etwa die steigenden Ausgaben im Be­
reich der Lawinenverbauungen und ähnliches be­
weisen. Ich fürchte, daß diese Tendenzen weiter­
gehen. Und ich frage Sie daher, ob nicht jetzt in 
dieser europäischen Situation, im Lichte der Ost-

öffnung, im Lichte der vielfältigen wirtschaftli­
chen Tendenzen, die sich ergeben, die Notwen­
digkeit zu einer sehr starken Reflexion besteht, 
und zwar: Was tut Österreich? Wo ist es sinnvoll, 
gegenzusteuern? Wo wird das vielleicht tatsäch­
lich fast nicht möglich sein? - Und dann müssen 
auch entsprechende Handlungen gesetzt werden. 

Ich habe diese Vorgangsweise in der Arbeits­
marktpolitik, in der Umweltpolitik und auch in 
der Industriepolitik schmerzlich vermißt. In den 
letzten Jahren war es geradezu ein bisserl schick. 
keine Industriepolitik oder fast keine Industriepo­
litik zu machen. nach dem Motto: Der Staat soll 
die Finger da heraushalten - nach irgendwelchen 
völlig falsch verstandenen Privatisierungsideolo­
gien in diesem Bereich. Und auch da hat es sich 
gezeigt: Offenbar braucht eier Staat gewisse stra­
tegische Bereiche in seinem Einflußbereich, um 
steuern zu können, etwa den Infrastrukturbereich 
oder den Energiebereich. Diese Bereiche sind 
auch einer starken und funktionierenden Wirt­
schaft - ob jetzt privat oder öffentlich. ist dabei 
nicht vorrangig - zur Verfügung zu stellen, da­
mit das Wirtschaftswachstum, qualitatives Wachs­
tum, durch eine ganz prononcierte Einflußnahme 
in diesem Bereich forciert werden kann. 

Ich habe eine Diskussion darüber, was Öster­
reich da sinnvollerweise leisten kann und was es 
nicht kann, vermißt - gerade im Bereich der ak­
tiven Arbeitsmarktpolitik, die ja auch ein wichti­
ger Faktor für die Wirtschaft ist. Denn so ist es 
halt auch nicht, wie Sie von der freiheitlichen 
Fraktion es oft darstellen, daß es da nur Unter­
nehmer gibt, wie etwa den Kollegen Peter, auf 
den halt die ganze Rechtsordnung nicht paßt und 
der sich daher im Alleingang Lösungen suchen 
muß, die dann als sehr unsozial empfunden wer­
den. So ist es ja nicht! (Abg. Hai ger m 0 S e r: 
Sie wären eine gute Wirtin.' Sie könnten Bierkrügel 
auf dem Oktoberfesl stemmen.' Sie haben Kraft.') 

Ich glaube, es geht hier um unsere Leistungen 
als Parlamentarier. Herr Kollege Haigermoser! 
Da sind zum Beispiel Sie aufgefordert, einmal 
Ihre Vorstellungen zur Sozialpolitik, so wie Sie 
sich das vorstellen, zu Papier zu bringen. Nur zu 
sagen: Es ist alles so schrecklich, daher müssen 
die einzelnen Unternehmer irgendwo gerade 
noch hart an der Kante der Gesetzmäßigkeit agie­
ren!, und dann zu fragen: Was soll ich denn tun?, 
sich aber sehr wohl dann in Anfragen. die wir 
heute nicht mehr besprechen, weil Sie diese zu­
rückgezogen haben, einseitig hinter diese Prakti­
ken zu stellen und zu sagen: Wie können die ar­
men Unternehmer das Gesetz kennen. es ist ja 
nicht zumutbar, österreichische Gesetze zu ken­
nen!, ist zuwenig. Wenn Sie die Gesetze als wirt­
schaftsfeindlich, als schlecht, als nicht im Sinne 
der kleinen Männer erachten, dann bringen Sie 
Anträge ein, dann schlagen Sie eine Änderung 
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vor, und dann werden wir uns damit genauso wie 
mit den Vorstellungen der Regierung in einem 
offenen Dialog auseinandersetzen, was für einen 
Sinn das macht. 

Aber die Vorgangsweise, daß Sie jetzt andau­
ernd sagen, wir haben eine Kostenexplosion - zu 
der aber auch Sie oder Leute aus Ihren Reihen 
ihren Teil beigetragen haben: so kommt es bei­
spielsweise im Bereich der Auszahlungen der Ar­
beitsmarktverwaltung zu absolut vermeidbaren 
Kosten -, ist halt auch nicht ganz stimmig. (Abg. 
Hai ger m 0 s e r: Sie hat keine Ahnung von Tu­
ten und Blasen.') 

Ich mache Ihnen einen wunderbaren Vor­
schlag, Herr Kollege Haigermoser: Sie sind ein 
Vertreter der Marktwirtschaft. Da müßten Sie 
doch auch dafür eintreten, daß beispielsweise 
Branchen, die ein System, das der kleine Mann 
finanziert - die vielen Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler -, überproportional beanspruchen, 
dann auch stärker zur Kasse gebeten werden. Ich 
würde unter "Marktwirtschaft" verstehen: daß 
der, der mehr Leistungen in Anspruch nimmt, 
auch mehr zahlt. (Abg. Dr. 0 f ne r: Das ist nicht 
Marktwirtschaft. das ist noch immer der Reale So­
zialismus!) Sehr einfach! So sieht zum Beispiel 
mein Vorschlag von differenzierten Arbeitgeber­
beiträgen in einer Art Bonus-Malus-System aus. 
Unternehmen, die mit dem guten Beispiel voran­
gehen und nicht die öffentlichen Kassen in An­
spruch nehmen, könnten dann voll - das würde 
ich sehr unterstützen - in den Bonus hineinfal­
len. (Zwischenruf des Abg. Hai ger mo s er.) 
Wir werden das hier jetzt nicht klären, aber ich 
vermisse jedenfalls, Herr Kollege Haigermoser 
und Herr Kollege Ofner, Ihre konstruktiven Vor­
schläge. Ich vermisse sie wirklich. 

Und ebenso ist der Herr Finanzminister leider 
nicht bereit, über die Auswirkungen zu diskutie­
ren, die es eben hat. wenn man sagt: Aktive Ar­
beitsmarktpolitik können wir nicht machen, viel­
leicht können wir aber die Beschäftigung .aktiv 
unterstützen, auch wenn es in Unternehmen ge­
schieht. Aber dann, wenn die Kosten kommen, 
wenn in Anspruch genommen wird, wenn eben 
freigesetzt wird, dann wird Geld ausgegeben, und 
dann kommt die dreifache Multiplikatorwirkung 
hinzu, und auf Ja und Nein haben wir halt 4 Mil­
liarden mehr als Abgang zu verzeichnen. 

Was das im Einzelfall bedeutet, ist klar. Und es 
ist zu fragen, ob das nicht aufzufangen gewesen 
wäre von den vielen Fonds, die oft federführend 
durch Sie, Herr Minister, ausgeräumt wurden; na­
hezu 10 Milliarden im Reservefonds, hohe Beträ­
ge im FLAF und im Katastrophenfonds. Das 
rächt sich jetzt alles. Und ich bin es wirklich leid, 
daß man das dann in einer, wie gesagt, in der 
Zweiten Republik einzigartigen Prozedur in drit­
ter Lesung als Widersprüche deklariert. 

Das sind ganz klare wirtschaftliche Fehlent­
wicklungen, denen nicht gegengesteuert wurde, 
wobei ich durchaus konzediere, es mag einen in­
ternationalen Anteil geben. Ich glaube aber nicht, 
daß alles, was hier eingetreten ist, nicht vielleicht 
doch vermeidbar gewesen wäre. Ich sage nur: Wir 
haben es nicht vermieden, obwohl es durchaus 
möglich gewesen wäre, denn, wie gesagt, unsere 
Arbeitslosenraten hatten schon einen viel deutli­
cheren positiven Vorsprung vor dem Ausland. 
Aber wir haben ihn preisgegeben! 

Und ich frage Sie nach mehr als drei Jahren 
EG-konformer Gesetzgebung, das heißt einseiti­
ger Wirtschaftsgesetzgebung, Vernachlässigung 
einer wirklich neuen und neuartigen Sozial- und 
Umweltpolitik: Wie schauen wir aus? - Wir 
schauen so aus, wie sich das heute in dem Zahlen­
werk präsentiert. Wir hatten Prognosen, die an­
dauernd nach unten revidiert werden müssen. 
Und ich finde das schlecht, ich finde das schäd­
lich, und ich finde, es ist vor allem auch eine wirk­
liche Mißachtung dieses Parlamentes, denn kein 
Mensch kann mir einreden. daß man mit einer 
derartigen Nonchalance über vier respektive drei 
Milliarden in den allerletzten Stunden disponie­
ren kann. 

Egal, in welchem Rahmen auch immer sich das 
vollzieht, wofür Sie jetzt im Detail nichts können, 
möchte ich doch den Regierungsparteien noch 
einmal auch hier vom Rednerpult aus sehr deut­
lich sagen: So kann es nicht weitergehen! 

Gestern in den späten Nachtstunden wurde für 
den Hauptausschuß eine Vorlage verteilt - in 
diesem Umfang! -: wichtige Vorschriften betref­
fend den Außenhandel, die Bewilligungspflicht 
für bestimmte Waren, chemische Waffen, biolo­
gische Waffen, und heute um 8.15 Uhr wurde das 
mit Zweidrittelmehrheit auf die Tagesordnung 
gesetzt. 

Daneben werden einige Milliarden - man 
kann nichts anderes sagen - einfach hin und her 
verschoben. (Abg. 5 eh m i d t m eie r: Die Milli­
arden gibt es nicht.' Woher kommen die?) Und das 
prägt das Klima hier. Und da müssen auch die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler das Gefühl 
bekommen: Bitte, was machen die denn da? Das 
kommt so von heute auf morgen. (Zwischenruf 
des Abg. 5 c h m i d t m eie r.) Herr Kollege 
Schmidtmeier! Wenn die Gefahr besteht, daß die 
Arbeitslosigkeit steigt, daß sie nach oben revidiert 
wird - und daß das passieren wird, hat sich, weiß 
Gott, schon länger abgezeichnet -, dann muß ich 
zum Beispiel doch fragen: Hat es Sinn, den Fonds 
nach § 64 Arbeitslosenversicherungsgesetz zu do­
tieren und das auch zu halten, um nicht solche 
Maßnahmen setzen zu müssen, oder macht es 
Sinn, diesen Fonds auf Null zu stellen? 
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Oder, Herr Bundesminister - das wird uns 
morgen ins Haus stehen -: Wie können Sie denn 
dabei mitgehen, daß man jetzt den Insolvenzaus­
fallsgeldfonds für die nächsten zwei Jahre voll auf 
Kredit betreibt? Das heißt dann spätestens im 
Jahr 1995, daß wir weitere 5 Milliarden aufbrin­
gen werden müssen, die uns bestimmt auch wie­
der in einer solchen Nacht- und Nebelaktion ein­
holen werden. Und ich werde Sie dann, wenn es 
soweit ist, wenn Sie dann noch da sind, daran er­
innern, daß Ihnen das angekündigt wurde. Das ist 
mit Beitragserhöhungen nicht mehr machbar, so 
realistisch und ehrlich müssen wir heute doch 
sein! Das wissen alle, die sich ein bißchen damit 
beschäftigen. 

Ich glaube, die Überforderung und letztlich 
auch das Nicht-mehr-ernst-Nehmen des National­
rates haben ein Maß erreicht, wie es wirklich auch 
für OppositionspolitikerInnen, die sich sehr be­
müht haben, rationale Grundlagen für das Ge­
setzgebungsverfahren einzubringen, einfach nicht 
mehr akzeptabel ist. 

Ich ersuche daher, daß man diese Vorgangswei­
se in Hinkunft ändert, und bringe hiermit einen 
Entschließungsantrag ein. 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

.. Der Bundesminister für Finanzen und der Bun­
desminister für Arbeit und Soziales werden beauf­
tragt, bis zum 3 I. I. 1993 ein Maßnahmenpaket zu 
erarbeiten, welches den zu befürchtenden negati­
ven Entwicklungen gegensteuert, der Wirtschaft 
entsprechende Impulse verschafft und den betrof­
fenen ArbeitnehmerInnen eine optirnaLe soziale 
Absicherung gewährleistet, soh'ie dessen Finanzie­
rung sicherzustellen." 

Das ist wieder und erneut ein klares Wort von 
mir dazu. Ohne Umstellung im Besteuerungssy­
stem hin zu einer Energiesteuer, zu einer 
CO2-Abgabe, ohne Bekenntnis zu einer nicht völ­
lig aufkommensneutralen nächsten Etappe der 
Steuerreform bei gleichzeitiger starker Umvertei­
lung wird all das nicht gehen. Und ich glaube, es 
ist eine völlig unnötige Desavouierung dieses Par­
lamentes, mit dieser Taktik vorzugehen, wenn es 
hier Leute gibt, die diesen Prozeß konstruktiv 
und kritisch begleiten wollen. 

Ich ersuche daher dieses Haus, sich ernsthaft 
mit unserem Entschließungsantrag auseinander­
zusetzen und diese Vorgangsweise als ein ab­
schreckendes Beispiel zu betrachten und nie wie­
der zu wiederholen. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) 19.32 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Antrag ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Ab­
geordneter Stummvoll. Ich erteile es ihm. 

/9.32 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Frau 
Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Wenn wir heute in 
der Schlußphase einer fünftägigen Budgetdebatte 
das Kapitel Finanzen diskutieren und wenn wir 
diese Fünftagesdebatte ein bißchen Revue passie­
ren lassen, dann muß ich eigentlich sagen: Ich 
stimme mit Herrn Dkfm. Holger Bauer völlig 
überein, der selbst gemeint hat, seine Rede hier 
sei eine Art tibetanische Gebetsmühle. Und ich 
muß darauf sagen: Er hat wirklich kein einziges 
neues Argument und keine einzige neue Konzep­
tion gebracht, sondern immer die gleichen Wie­
derholungen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition! 
Bei allem Verständnis für das Los der Opposition, 
aber nur Schwarzmalen, nur Neinsagen, nur 
Krankjammern ist halt ein bißchen wenig. /Abg. 
Hai ger m 0 S e r: Aber Gesundbeten ist auch 
kein Rezept.') 

Ich gebe ehrlich zu, meine Damen und Herren 
- und sage das ganz offen -, daß die Budgetde­
batte, wie sie bis jetzt verlaufen ist, für mich ei­
gentlich kein besonderer Anreiz ist, zu versuchen, 
eine besonders brillante Rede zu halten. Es sind 
keinerlei neue Argumente seitens der Opposition 
aufgetaucht. (Abg. Dr. Hai der: Du hast gar 
nicht zugehört.' Du hast Zeitung gelesen.') Es ist 
dem Holger Bauer völlig zuzustimmen, es ist eine 
tibetanische Gebetsmühle, immer das gleiche, 
Herr Kollege Haider: Immer krankjammern, im­
mer nein sagen, immer schwarzmalen ist halt ein 
bißchen wenig. Das haben wir beim Budget 1987, 
beim Budget 1988, 1989, 1990, 1991 und 1992 ge­
hört, immer das gleiche, Kollege Haider. Ein biß­
chen mehr Innovation hätte ich mir von Ihnen 
schon erwartet. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Dr. 
Hai der: Wie ist denn das mit den Lohnnebenko­
stell? ) 

Meine Damen und Herren! Aber im Grunde ist 
das ja kein Zufall. Warum kommt eigentlich hier 
überhaupt nichts Neues, kein einziger kreativer 
Gedanke, kein einziger konstruktiver Ansatz? -
Weil es halt, wenn man ehrlich ist, sehr wenig 
Alternativen zu dieser Budgetpolitik gibt, Herr 
Kollege Haider. (Abg. Dr. Hai der: Sie haben 
doch etwas anderes verlange!) Schauen Sie, ich 
darf das wirklich sagen, weil Sie oft gesagt haben 
- was stimmt -, daß ich mich öffentlich wieder­
hole. Ich habe mich sehr kritisch zur Budgetpoli­
tik geäußert, und ich werde das auch heute tun, 
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aber ich glaube, man sollte eigentlich bei der Ehr­
lichkeit bleiben, und ich werde es gerne sagen. 

Niemand hat hier von der Regierungsbank aus 
gesagt und kein Redner von den Regierungsfrak­
tionen hat hier vom Rednerpult aus erklärt, daß 
dieses Budget 1993 alle Budgetprobleme löse. 
r Abg. Dkfm. Holger B a Ci e r: Das hören wir jedes 
Jahr!) Das hat niemand erklärt. Natürlich wissen 
wir, daß wir zahlreiche große Herausforderungen 
noch vor uns haben. (Abg. Dkfm. Holger Ball e r: 
Sie gehen schon ins siebente Budget jahr!) Natür­
lich kennen wir das Strukturproblem des Budgets, 
natürlich kennen wir das Problem der neuen Alt­
lasten, natürlich kennen wir das Problem der not­
wendigen Zukunftsinvestitionen (Weiterer Zwi­
schenruf des Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r.) 

Herr Kollege Holger Bauer! Ich sage nur: tibe­
tanische Gebetsmühle. Sie haben das selber ge­
sagt, nichts wäre treffender für Ihre Ausführun­
gen. Niemand hat hier behauptet, daß dieses Bud­
get 1993 die Lösung aller Probleme ist. (Abg. 
Dkfm. Holger Ba tl e r: Welches Problern löst ihr 
denn überhaupt?) Aber eines, glaube ich, kann 
man schon sagen: Dieses Budget 1993 ist trotz al­
ler Schwierigkeiten ein weiterer Schritt auf einem 
richtigen Weg, auf dem Weg einer Konsolidie­
rung des Staatshaushaltes. Und die geht nicht von 
heute auf morgen, das wissen Sie. (Abg. Dkfm. 
Holger Bau e r: Im siebenten Jahr seid ihr!) Das 
geht Schritt für Schritt, seit sieben Jahren geht es 
um einen Schritt weiter, jetzt wurde wieder ein 
wichtiges Etappenziel erreicht. fAbg. Dkfm. HoL­
ger Bau e r: Das ist nicht wahr! Das Budget steigt 
ja.' - Abg. Ing. Me i s c h be r ger: Das verflixte 
siebente Jahr.') 

Und ich stimme mit dem Kollegen Schmidt­
meier überein: Es wäre sicherlich für jeden Fi­
nanzminister verlockend gewesen, in Tagen, an 
denen in der Schlußphase der Beratungen des 
Budgets, und das hat es jetzt viele Jahre lang nicht 
gegeben, das Wirtschaftsforschungsinstitut eine 
Prognose doch relativ drastisch reduziert, fast auf 
die Hälfte reduziert, zu sagen: Na gut, okay, füh­
ren wir neue Steuern ein, gehen wir in die Staats­
quote hinein. Das wäre eigentlich sehr nahelie­
gend gewesen. Und ich muß sagen: Ich bin sehr 
froh, daß dieser Finanzminister , der nicht meiner 
Fraktion angehört, diesen Verlockungen wider­
standen hat und die Steuerquote und die Staats­
quote nicht erhöht hat, sondern ganz ehrlich sagt: 
Wir werden aufgrund dieser revidierten Prognose 
das Etappenziel von 61 Milliarden nicht ganz er­
reichen, es werden 64 Milliarden sein. Das ist eine 
ehrliche, offene Darlegung der Probleme, die wir 
haben. Ganz offen und ehrlich. (Abg. Dkfm. HoL­
ger Bau er: Das Etappenziel war nicht 61 Mil­
Liarden, sondern 59 Milliarden, so fängt es einmaL 
an!) 

Herr Kollege Bauer! Sie wissen: je schwächer 
die Argumente, desto lauter die Stimme!, das gilt 
heute wieder einmal für Sie. (Abg. Dr. 0 f n e r: 
Er hat kein Mikrophon. du aber hast eines.') Bitte? 
Er hat gar kein Argument? Okay, er hat kein Ar­
gument. Ich respektiere das. 

Überlegen wir uns ganz kurz, was gewesen 
wäre, hätte der Finanzminister nicht noch recht­
zeitig diese Wende eingeschlagen. - Dann hätten 
wir heute das Budget auf der Basis einer Prognose 
von 2 Prozent BIP-Wachstum beschlossen. Aber 
morgen hätte das Wifo gesagt: Das BIP-Wachs­
turn wird nur 1,3 Prozent sein. Das Theater der 
Opposition hätte ich mir dann gerne angehört, 
wenn wir heute auf der Basis von 2 Prozent be­
schlossen hätten, und morgen wären es plötzlich 
nur 1,3 gewesen! 

Das, was hier geschieht, ist eine ehrliche Darle­
gung, ist das Eingeständnis, daß die Wirtschafts­
forscher die Prognose revidieren und wir im glei­
chen Ausmaß auch das Budget revidieren. Das ist 
ein ganz natürlicher, normaler Vorgang. (Abg. 
Hai ger mo se r: Alles paLetti.') Gar nichts ist 
paletti. Wir haben noch viele Probleme, und ich 
habe wiederholt erklärt: Gerade unsere Wirt­
schaft steht vor den größten Herausforderungen 
nach der Wiederaufbauphase nach dem Zweiten 
Weltkrieg: Europäische Integration, Ostöffnung 
und so weiter. (Abg. Dr. Hai der: Erhöhen .vir 
die Lohnnebenkosten.') Gar keine Frage, da gibt es 
viele Probleme, und die Wirtschaft hat auch noch 
viele Wünsche, die noch nicht erfüllt sind, das 
gebe ich gerne zu. (Abg. Hai ger mo s e r: WeL­
cher Wunsch Wllrde erfüllt?) Herr Kollege Haiger­
moser! Eines, glaube ich, sollte man auch sagen 
- es ist Ihnen vielleicht entgangen -: daß die 
politische Einigung über dieses Budget 1993 auch 
kräftige politisch-psychologische Impulse für eine 
offensive Wirtschaftsstrategie enthält. (Abg. Dr. 
Hai der: Aber wirklich nicht.') Es ist Ihnen of­
fensichtlich entgangen, daß vereinbart wurde zwi­
schen den beiden Koalitionspartnern, daß ab 
l. l. 1994 ein Bürokratieabbau in den Betrieben 
erfolgt, erstens durch Vereinfachung der Lohn­
verrechnung, zweitens durch steuerliche Pauscha­
lierungen für die Kleinbetriebe. Das ist ein gewal­
tiger Entlastungsschub, um die Betriebe für die 
Herausforderungen fit zu machen. (Abg. Hai­
ger rn 0 s e r: Das gLaubt ja nicht einmal Schmidt­
meier.') 

Sie können sicher sein, Herr Kollege Haiger­
moser: Wir als Wirtschaftsvertreter werden sehr 
darauf drängen, daß diese Grundsatzvereinba­
rung möglichst rasch, in den ersten Monaten des 
nächsten Jahres, konkret ausgeformt werden 
wird. La.~sen Sie das .. nur unsere Sorge sein. (Bei­
fall bei 0 VP und SPO.) 

Und zweitens hat dieser Finanzminister - und 
es ist ihm vielleicht gar nicht so leichtgefallen auf-
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grund seiner gesellschaftspolitischen Herkunft -
durchaus richtig erkannt: Wir müssen etwas ma­
chen, um das Eigenkapital der Betriebe wieder zu 
stärken. Wir müssen auch das in Angriff nehmen. 
Und das ist gar nicht einfach, weil da die Neidge­
nossenschaft sofort kommt. Wir müssen das The­
ma der Vermögensteuer in Angriff nehmen, weil 
hier ein Substanzverzehr eintritt. und dieser Pakt 
enthält auch eine Reduktion der betrieblichen 
Vermögensteuer, enthält auch die Vereinbarung, 
daß die Doppelbesteuerung bei Vermögen, Ge­
sellschafter und Gesellschaft, mit 1. 1. 1994 be­
seitigt wird. 

Sie können sich darauf verlassen: Auch das al­
les wird am 1. 1. 1994 in Kraft treten. Ich gebe zu, 
natürlich wäre es auch mir lieber gewesen, wenn 
bereits am 1. 1. 1993 alles in Kraft getreten wäre. 
Gar keine Frage! Aber für die Wirtschaft ist ent­
scheidend: Wir brauchen verläßliche, stabile Kal­
kulationsgrundlagen. Die Betriebe wissen, sie 
können damit rechnen, daß ab 1. I. 1994 diese 
Maßnahmen in Kraft treten werden: erstens Bü­
rokratieabbau, zweitens steuerliche Entlastungen, 
drittens Förderung des Eigenkapitals. (Abg. 
Hai ger mo s er: Das glaubt Ihnen niemand!) 

Herr Kollege Haigermoser! Sie haben schon 
nicht geglaubt, daß wir ein Budget 1989 zusam­
menbringen. (Abg. Hai ger m 0 s er: Frisieren!) 
Sie haben gesagt: Beim Budget 1990 scheitert die 
Regierung. 1991 ist Haider aus Kärnten gekom­
men und hat gesagt, er werde die Regierung aus 
den Angeln heben mit dem Budget 1991. Sie 
müssen mir zugestehen, daß ich Ihre Kassandra­
rufe. was das Budget 1993 betrifft, einfach dort 
einordne, wo sie 1987, 1988 und 1989 einzuord­
nen waren. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
Hai der: Kollege Stllmmvoll.' Ich bin erst 1992 
gekommen! Sie sind im Irrtum!) 

Meine Damen und Herren! Wenn hier von 
Frau Kollegin Petrovic geäußert wurde, daß sich 
Österreich gleichsam nicht mehr positiv genug 
von anderen Ländern abhebt, dann empfehle ich 
ihr (Abg. Dr. Hai der: Kollege Stummvoll! Eine 
Korrektur: Ich habe beim Budget 1991 noch nicht 
geredet.'): Schauen Sie sich täglich die Fernseh­
nachrichten an, lesen Sie täglich die Zeitungen, 
und dann werden Sie mit jener überwiegenden 
Mehrheit der Bevölkerung übereinstimmen, die 
sagt: Gott sei Dank leben wir in Österreich, und 
hoffentlich wird es nicht schlechter, als es uns 
derzeit geht! - Das ist die Stimmung im Volk. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Hai der.) Und 
Krankjammern, Neinsagen, Schwarzmalen kön­
nen diesen gesunden Menschenverstand in brei­
ten Kreisen der Bevölkerung nicht zunichte ma­
chen. 

Zusammenfassend, meine Damen und Herren: 
Es war sicherlich für den Finanzminister und 
auch für uns alle nicht angenehm, daß die Pro-

gnose kurzfristig revidiert wurde. Aber ich glau­
be, es ist ein ehrlicher Weg, aufzuzeigen: Wir er­
höhen keine Steuern. Wir weiten die Staatsquote 
nicht aus. Wir geben ehrlich zu, statt 61 Milliar­
den Schilling werden es 64 Milliarden Schilling 
werden. - Trotzdem ist das Budget ein weiterer 
wichtiger Schritt auf dem richtigen Weg. (Beifall 
bei der ÖVP.) /9.0./.2 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Nächster Red­
ner: Herr Abgeordneter Schreiner. Ich erteile ihm 
das Wort. 

19 . ./:' 
Abgeordneter Mag. Schreiner (FPÖ): Sehr ge­

ehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Herr Kollege Stummvoll! Woher Sie die Stirn 
nehmen, bei einer Erhöhung der Kapitalertrag­
steuer, bei einer Erhöhung der Krankenversiche­
rungsbeiträge und der Arbeitslosenversicherungs­
beiträge, bei Mehreinnahmen durch die Kfz-Steu­
erreform und bei Einführung einer Pflegevorsor­
ge zu sagen, die Gesamtabgabenquote erhöhe sich 
nicht (Abg. Dr. S l Cl m m voLL: Ist niedriger aLs 
1986.'), das frage ich mich wirklich. (Beifall bei 
der FPÖ.) Das sind summa summarum 33,6 Mil­
liarden Schilling. Rechnen Sie nächstes Jahr nach: 
Die Gesamtabgabenquote wird steigen. Logi­
scherweise muß sie steigen! (Abg. Dr. S t II m m -
voll: Ist sie niedriger aLs 1986?) Wenn Sie sich 
die Budgetzahlen anschauen, wonach es zu bud­
getierten Mehreinnahmen bei der Lohnsteuer, bei 
der Einkommensteuer, aber auch bei der Gewer­
besteuer kommen wird, dann wissen Sie, daß es 
logischerweise durch diese Mehrbelastung zu ei­
ner Gesamtabgabenquotenerhöhung kommen 
wird, Herr Kollege Stummvoll. 

Herr Kollege Schmidtmeier! (Abg. Sc h m i d t­
m eie r: Hier!) Sie haben hier eigentlich keine 
Rede zum Budget gehalten, sondern eher nur 
zwei Anträge. die Ihnen Ihre Fraktion zugemutet 
hat, verlesen. Wenn Sie anführen, daß eine inter­
nationale Zeitschrift aus London, "The Interna­
t.!onal Financial Review", glorifizierend für 
Osterreich den Bundesfinanzminister als .. Mann 
des Jahres" einstuft, dann möchte ich Ihnen 
schon sagen: Unter den Blinden ist der Einäugige 
König. Wenn ein Land wie Großbritannien, das 
derzeit in etwa ein Drittel der 180 000 Gesamtin­
solvenzen hat, feststellt, daß ein anderes Land, 
das aus wirtschaftlichen Gründen weniger Ge­
samtinsolvenzen hat, ein gutes Land im Vergleich 
zu Großbritannien sei, dann ist das okay. Das 
mag stimmen. (Abg. Sc h m i d I me i er: Kollege 
Schreiner! .Jnternational" heißt internationaL.') 
Aber ein gutes Argument von Ihnen ist das bei 
weitem nicht. Das muß ich Ihnen wirklich sagen, 
Herr Kollege Schmidtmeier! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Eines ist mir auch noch aufgefallen. Sie haben 
jedes Mal vom "Durchtauchen" gesprochen. 
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(Abg. 5 c h m i d t me i er: Einmal nur!) Einmal. 
Sie haben also durchgetaucht beim Budget 1993. 
Ich habe unseren Wirtschaftssprecher, Kollegen 
Peter, gefragt, ob er nicht einen Tauchkurs am 
Wolfgangsee für Sie im Hotel "Weißes Rößl" aus­
richten könnte, damit Sie wirklich einmal tauchen 
lernen. Denn angesichts dessen, was Sie uns heute 
bei der Budgetdebatte an finanzpolitischen Er­
güssen geliefert haben, wäre es besser, Sie würden 
wirklich einmal tauchen gehen beim Kollegen im 
"Weißen Rößl". (Beifall bei der FPÖ. - Zwi­
schenrufdes Abg. 5 c h mi d l rn eie r.) 

Herr Kollege Schmidtmeier! Nun zum Ernst 
dieser wichtigen Budgetdebatte. (Abg. 
5 c h m i d t m eie r: Ich habe es ernst gemeint!) 
Der Herr Bundesfinanzminister hat uns ein Bud­
get mit 59,5 Milliarden Schilling Defizit vorge­
legt. 61 Milliarden Schilling waren die zweite 
Etappe - also die erste Revision. Und heute sind 
64,1 Milliarden Schilling angesagt. 

Herr Bundesfinanzminister! Was mich stört, 
ist, daß, wenn Sie sich erinnern können, beim 
Budgethearing bereits viele freiheitliche Abge­
ordnete beim Finanzausschuß gefragt haben: 
Können die Prognosen von 2 Prozent Wirt­
schaftswachstum, können die Annahmen bei der 
Umsatzsteuer, bei der Einkommensteuer, bei der 
Lohnsteuer auch stimmen vor dem Hintergrund 
einer Insolvenzwelle? , einer Insolvenzwelle, die, 
wie heutigen Zeitungsberichten zu entnehmen ist, 
auf 24 Milliarden Schilling steigen wird, und daß 
Ihre Budgetexperten Walterskirchen und Lehner 
daraufhin gemeint haben, der Finanzminister 
habe sehr gut budgetiert, er habe sich überhaupt 
nicht geirrt, die ganze Sache werde halten. Kolle­
ge Bauer, aber auch ich haben bereits damals ge­
meint, das werde nicht halten. 

Heute haben wir das traurige Eingeständnis, 
daß Sie bereits damals, als in den Zeitungen ge­
standen hat, daß die Bundesrepublik ein Null­
wachstum bekommen wird, ein Wachstum, das 
vielleicht unter Null geht, als Finanzminister hät­
ten reagieren müssen. Aber Sie haben Ihre zwei 
Experten so quasi als Mauer vorgeschickt und ge­
sagt: Nein, das wird halten, wir werden nichts re­
vidieren müssen. Das machen wir Ihnen auch 
zum Vorwurf, nämlich daß Sie zu Beginn der 
Budgetdebatte, beim Hearing im Budgetaus­
schuß, bereits über Informationen verfügt haben, 
die Sie ohneweiters hätten einbauen müssen. 
Dann wäre es nicht passiert, daß wir heute vor der 
dritten Lesung diese umfangreichen Abände­
rungsanträge praktisch nicht einmal mehr disku­
tieren können. Sie wurden so quasi nach dem 
Motto vorg~legt: Friß, Vogel, oder stirb! (Beifall 
bei der FPO.) Das, bitte, Herr Bundesminister für 
Finanzen, ist kein Umgang mit dem Parlament, 
mit dem Hohen Haus in der so wichtigen - da 

gebe ich Kollegen Schmidtmeier recht - Frage 
des Budgets. 

Herr Bundesminister! Schauen wir uns einmal 
die Einnahmenseite an. Sie haben, diese Zahlen 
noch nicht eingerechnet, eine Lohnsteuersteige­
rung auf 144 Milliarden Schilling budgetiert, also 
7,8 Prozent mehr gegenllber dem Vorjahr. Bei 
der Umsatzsteuer: 183 Milliarden Schilling oder 
7,9 Prozent mehr. Insgesamt hat sich allein bei 
der Lohnsteuer seit der sogenannten ersten Etap­
pe der Steuerreform ein Mehrbetrag von fast 
90 Milliarden Schilling ergeben. Da sind Beträge 
dabei, die an sich Herr und Frau Österreicher als 
Steuerzahler bereits hätten zurückbekommen 
müssen. Sie halten diese Beträge zurück, weil Sie 
in den letzten Jahren ausgabenseitig nicht imstan­
de waren, eine vernünftige Sanieru~g des Budgets 
vorzunehmen. (Beifall bei der FPO.) Das, Herr 
Bundesminister für Finanzen, muß man Ihnen 
wirklich einmal sagen. 

Daher bedeuten alle Ankündigungen, die näch­
ste Etappe der Steuerreform werde schon kom­
men, nur ein Verschieben, ein Verschieben einer 
Reform, die schon längst dringend notwendig 
wäre. Und Sie haben natürlich auch keinen Spiel­
raum mehr in diesem Budget für diese Reform. 
Das ist mir völlig klar. Und Sie haben tatsächlich 
auch - das zeigen sehr viele Dikussionen mit Ih­
nen - einen Reformunwillen. Sie sagen uns im 
Finanzausschuß ohneweiters, daß Sie gar nicht 
daran dächten, gewisse Bagatellsteuern abzu­
schaffen. Wir haben insgesamt 43 Steuer- und 
Abgabearten. Die OECD hat im Schnitt 20. Das 
heißt, ein unnötiger Verwaltungsaufwand in Ih­
rem Ministerium allein zur Administration von 
unnötigen Steuern, die endlich einmal zusam­
mengefaßt werden müßten, ist zu bewältigen. 

Und eines muß ich Ihnen noch sagen, Herr 
Bundesminister für Finanzen: Die Verhandlun­
gen zum Finanzausgleich zeigen, daß Sie auch 
dort einen absoluten Reformunwillen haben. 

Sie haben ganz einfach diesen Finanzausgleich 
von 1993 auf 1995 verlängert, ohne daß Sie eine 
umfassende Reform eingeleitet hätten. 

Herr Bundesminister! Die Budgetentwicklung, 
praktisch gestützt auf Ihre beiden Regierungser­
klärungen, spricht doch eine deutliche Sprache. 
Was waren bitte die Zielvorgaben dieser Regie­
rungserklärungen 1987 und 1990 und was ist heu­
te Realität davon? - Budgetkonsolidierung ist 
ein zentrales Anliegen. Die Bundesregierung wird 
die angestrebte Konsolidierung primär von der 
Ausgabenseite in Angriff nehmen. Eine weitere 
Verstärkung der Ausgabendynamik würde zu ei­
nem Budgetdefizit von untragbarer Höhe führen. 
Die angestrebte Budgetverbesserung setzt struk­
turelle Reformmaßnahmen voraus. 
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Von all dem sehen wir heute nichts! Die Ausga­
ben sind von 1986 bis 1993 um 39 Prozent gestie­
gen, der durchschnittliche Ausgabenzuwachs be­
trug in den ersten drei Jahren der Koalition 
3,4 Prozent, in den letzten drei Jahren 6,5 Pro­
zent. Das sind die wahren Zahlen. Und Sie kön­
nen sich nicht dahinter verstecken, daß Sie hier 
ausgabenseitig keine Reformen vorantreiben 
konnten. Sie haben ganz einfach versagt im Ge­
spräch mit Ihren Regierungskollegen, im Ge­
spräch mit Ihrem Koalitionspartner , Sie hätten 
bereits 1987/88 strukturelle Ausgabenreformen 
einfordern müssen. Das haben Sie nicht getan, 
das haben Sie so nicht zusammengebracht, und 
nun stehen wir wirklich davor, daß dieses Budget 
mehr und mehr aus den Fugen gerät und unfi­
nanzierbar wird. 

Herr Bundesminister! Wie werden Sie bei die­
sem Budget die Zukunftsentwicklung bewältigen? 
Wir stehen vor Ausgaben, die auf uns zukommen: 
die Bewältigung der Ostschulden, die Wirt­
schaftsbelebung bei einer Rezession. Wie wollen 
Sie die Kosten eines EG-Beitrittes in der Höhe 
von rund 14 Milliarden Schilling verkraften? Ich 
meine: 14 Milliarden Schilling werden auch in ei­
nem Budget des Jahres 1995, wenn wir vielleicht 
dann schon in der EG sind, nicht zu bewältigen 
sein. Eine Wirtschaftsbelebung wird sicher not­
wendig sein. 

Sie werden mehr Schulden machen müssen, 
und Sie werden damit Generationen der Zukunft 
belasten (Beifall bei der FPÖ), und das, Herr 
Bundesminister für Finanzen, ist der wahre Skan­
dal dieser Budgetpolitik, denn Sie leben quasi 
heute von den Erträgnissen unserer Kinder und 
Kindeskinder. Das ist die Budgetpolitik. die Sie 
heute machen (neuerlicher Beifall bei der FPÖ), 
mit einer Staatsverschuldung, die außer Rand und 
Band gerät, mit einem Zinsendienst. der über die 
Nettoinvestition drübergeht. Das, Herr Bundes­
minister für Finanzen, ist der wahre Skandal die­
ser Budgetpolitik. 

Denn eines wird sein: Sie werden - so schätze 
ich - 1994 wieder eine Minireform der Steuer 
machen, Sie werden strukturell bei den U nter­
nehmenssteuern nichts Gravierendes ändern, Sie 
werden die Gewerbesteuer nicht reduzieren oder 
abschaffen, Sie werden keiner freiheitlichen For­
derung noch einer Kapitalbildungsrücklage nä­
hertreten können, weil Sie das Geld nicht haben. 
Diese Wirtschaft wird mit 16 Prozent in etwa Ei­
genkapitalausstattung in einen ruinösen Wettbe­
werb in diese Europäische Gemeinschaft hinein­
taumeln, wo der kalte, eisige Wind des Wettbe­
werbes den Unternehmern rund um die Ohren 
sausen wird, und Sie werden zusehen, und Sie 
werden Mindereinnahmen bei der Gewerbesteu­
er, Mindereinnahmen bei Körperschaftsteuern 
und Mindereinnahmen bei Einkommensteuern 

haben. Und Sie werden eines machen: Sie werden 
wieder die Steuerschraube randrücken, und wir 
werden wahrscheinlich Abgaben- und Gesamtbe­
lastungsquoten nahe 50 Prozent bekommen. 

Oder, Herr Bundesminister für Finanzen, das 
alles stimmt nicht, und es kommt in ein paar Ta­
gen der Weihnachtsmann, der das alles für uns 
löst. Das glaube ich nur nicht! Sie werden ganz 
einfach mit dieser Budge~politik Schiffbruch er­
leiden! (Beifall bei der FPO.) 19.54 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Bundes­
minister Lacina hat sich zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

/9.54 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zu einigen Punkten der Debatte Stellung 
nehmen. 

Vielleicht zum ersten, zur Frage der Erstellung 
des Budgets und der Veränderungen, die jetzt 
notwendig sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß es hier doch in einigen Fragen Kon­
sens geben könnte oder sollte, und wenn es den 
nicht gibt, dann würde mir das leid tun, weil ich 
eigentlich davon ausgegangen bin, daß es diesen 
Konsens zwischen den politischen Parteien gibt. 

Einer dieser Konsenspunkte war eigentlich bis­
her. daß - unbezweifelt von allen Fraktionen -
die Prognose des Instituts für Wirtschaftsfor­
schung als Grundlage für die Budgeterstellung 
herangezogen wurde. Ich habe das deshalb für 
vernünftig erachtet, nicht weil es den Spielraum 
des Finanzminister erhöht, sondern ganz im Ge­
genteil, in anderen Ländern ist es üblich, daß in 
den jeweiligen Finanzministerien eigene Progno­
sen erstellt werden, die - und das gebe ich gerne 
zu - den Nachteil haben, von der Opposition 
sehr gern als Gefälligkeitsprognosen angesehen 
zu werden. Wir in Österreich haben uns daran 
gewöhnt, und es ist mehr oder weniger ein Usus 
gewesen - nirgends festgeschrieben, aber doch 
ein Brauch, an den sich alle gehalten haben -, 
daß die Daten des Wirtschaftsforschungsinstituts 
für die Budgetierung herangezogen wurden. Wo­
bei natürlich diese Daten zunächst einmal eines 
bedeuten: Das Institut kann natürlich die Ausga­
ben nicht prognostizieren. Es ist die Aufgabe der 
Bundesregierung, hier einen Voranschlagsent­
wurf vorzulegen, und natürlich die Autonomie 
des Parlaments, die Ausgaben festzulegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was 
ja nie passiert ist in diesem Hause und was auch 
ganz besonders sinnlos wäre, ist, daß diese auto­
nome Kraft der Budgeterstellung dazu genutzt 
würde, um abweichend von den Steuerschätzun-
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gen des Instituts für Wirtschaftsforschung viel­
leicht die Einnahmen anders zu veranschlagen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
könnte ja nur heißen, daß tatsächlich die Progno­
sen des Instituts hier im Hause beiseite geschoben 
werden, weil es bessere gibt. Und ich gratuliere 
dem Herrn Abgeordneten Peter, der gemeint hat, 
das wäre ja alles vorhersehbar gewesen, ich gratu­
liere aber insbesondere dem Herrn Abgeordneten 
Schreiner, der hier gemeint hat, daß die Freiheit­
lichen bereits im Ausschuß gewußt hätten. wie 
sich das entwickeln werde. 

Wenn das ein ernsthafter Vorschlag ist, dann, 
Herr Abgeordneter, ist es wahrscheinlich ver­
nünftig, die öffentlichen Mittel, die Mittel der So­
zialpartner, die Mittel der Unternehmungen, die 
das Institut für Wirtschaftsforschung bekommt. 
um seinen hochqualifizierten Stab zu erhalten. 
dort wegzunehmen, Ihnen zu geben und das 
nächste Mal nach Ihren Prognosen das Budget zu 
erstellen. (Heiterkeit lind Beifall bei SPO (md 
ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Schreiner! Ich gebe gerne 
zu, es war keine Empfehlung von mir, ich würde 
das meiner Fraktion und ich würde das der Bun­
desregierung nicht empfehlen. (Abg. Mag. 
5 c h re in e r: Das ist hanebüchen.') Herr Abge­
ordneter Schreiner, das hat nichts mit Zynismus 
zu tun, aber hier wurde gesagt: Die Freiheitlichen 
waren klüger! (Abg. Mag. Sc h re in e r: Stimmt 
es nicht?) 

Herr Abgeordneter Schreiner! Bei jeder Pro­
gnose des Wirtschaftsforschungsinstituts hat jeder 
das Recht, sich zu überlegen: Wird das wirklich so 
eintreffen? Aber ich würde doch meinen, daß wir 
dazu vielleicht eine Meinung haben können, aber 
wirklich zu sagen, die Prognose haben wir damals 
schon als falsch erkannt, Herr Abgeordneter, 
dazu gehört eine gewisse Hybris, würde ich sagen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Insbesondere, Herr Abgeordneter, weil eines 
eintreten wird, und das wird ja morgen offiziell 
bekanntgegeben werden: Es hat dieses Institut für 
Wirtschaftsforschung das gemacht, was es jedes 
Jahr macht und was jeder vernünftige Wirt­
schaftsforscher machen muß: Es erstellt die Pro­
gnose für ein kleines, stark außenhandelsabhängi­
ges Land natürlich nicht nur aufgrund der inter­
nen Faktoren der Wirtschaftsentwicklung, die ei­
nigermaßen absehbar sind, wie da sind die Ent­
wicklung von Löhnen und Gehältern, wie da sind 
die Eckdaten des Budgets, die ja angenommen 
werden, wie da sind Erwartungen hinsichtlich der 
Investitionsentwicklung, sondern natürlich vor al­
lem auch hinsichtlich der Erwartungen über Ex­
porte und Importe, über den Austausch von Lei­
stungen mit dem Ausland. 

Es ist klar, daß das natürlich in hohem Maße 
von den internationalen Prognosen, also von den 
Prognosen in Deutschland, in Italien, in der 
Schweiz und in anderen westeuropäischen Län­
dern. abhängt. Das heißt. ein guter Teil der Pro­
gnoseberichtigung, die morgen vom Wirtschafts­
forschungsinstitut bekanntgegeben wird, wird 
zweifellos auf den Außenwirtschaftsfaktor entfal­
len. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
traue Ihnen schon einiges zu, aber daß Sie die 
amerikanische, die deutsche. die französische und 
die italienische Wirtschaft besser einschätzen 
können als ausländische Institute, wie zum Bei­
spiel das IFO-Institut in München, das Institut für 
Weltwirtschaft in Kiel oder wo immer, kann ich 
nicht ganz glauben. 

Das heißt, an sich wäre es nicht unvernünftig, 
dabei zu bleiben. daß sich der Budgetentwurf tat­
sächlich nach den Eckdaten des Instituts für Wirt­
schaftsforschung richtet. Wir sollten auch dabei 
bleiben, daß wir die Steuern, die Steuereinnah­
men und ihre Schätzungen mit den erstellten Pro­
gnosen des Instituts für Wirtschaftsforschung ab­
checken und wir damit zu einigermaßen guten 
Ergebnissen kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Ergebnisse waren nicht so schlecht. Herr Abge­
ordneter Holger Bauer hat gemeint: Wir werden 
sehen, wie der Bundesrechnungsabschluß ausse­
hen wird! Herr Abgeordneter Bauer! Dazu möch­
te ich Ihnen schon einiges sagen. Sie haben heute 
von der tibetanischen Gebetsmühle gesprochen. 
Ich möchte Sie darauf hinweisen, daß es ein Fi­
xum in fünf aufeinanderfolgenden Budgets gege­
ben hat - das ist wahrscheinlich etwas. was in 
dieser Reihenfolge nicht sehr oft in Österreich 
vorgekommen ist, vielleicht überhaupt noch nie 
-. nämlich daß das Ergebnis jedesmal deutlich 
besser war als der Voranschlag. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Bauer! Vielleicht gibt es 
heuer eine Ausnahme, aber ich habe mir das in­
zwischen angeschaut und muß sagen, wir sind im 
November hinsichtlich der Einnahmen gar nicht 
so schlecht gelegen. Es kann uns nur eines passie­
ren, und das ist mir auch im vergangenen Jahr 
passiert, ich bin nämlich nicht so klug - das muß 
ich dazu sagen - und in der Prophetie so begabt 
wie Kollege Schreiner: Mir ist im Dezember ver­
gangenen Jahres passiert, daß ich hier im Hohen 
Haus gesagt habe, daß wir wahrscheinlich um 
1,5 Milliarden Schilling über dem Voranschlag 
liegen werden, und dann waren wir darunter. 

Herr Abgeordneter Bauer! Das ist etwas, was 
einem Finanzminister passieren kann, weil ein 
Budgetvoranschlag nicht besser ist als die Progno­
sen, die ihm unterstellt sind. Man kann sich sogar, 
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was das Ergebnis eines Monats betrifft. um einen 
Betrag irren, der im Budget nicht wirklich ins Ge­
wicht fällt, aber dazu führt, daß das Ergebnis ins­
gesamt besser ausschaut. Das ist nicht dramatisch. 
Herr Abgeordneter Bauer. Aber immerhin, wür­
de ich sagen, läßt sich die Treffsicherheit der Pro­
gnosen, die wir bisher gehabt haben. einigerma­
ßen herzeigen. 

Vielleicht kann ich Frau Abgeordnete Petrovic. 
auch wenn sie nicht anwesend ist, davon überzeu­
gen. daß das nicht alles absehbar war und daß das 
Wirtschaftsforschungsinstitut eigentlich nach be­
stem Wissen und Gewissen prognostiziert hat. 
Wir sind heuer mit einer anderen Situation als in 
den vergangenen Jahren konfrontiert. deswegen 
schlagen wir auch eine andere Vorgangsweise vor. 

Wir sind damit konfrontiert, daß sowohl das 
reale als auch das nominelle Wachstum stark von­
einander abweichen. Die Abweichung beim rea­
len Wachstum ist nicht so dramatisch, sie ist viel 
schwächer als in den meisten anderen Ländern. In 
Deutschland zum Beispiel rechnet man damit, 
daß aus einem Wachstum eine Schrumpfung 
wird. Das wird für Österreich nicht erwartet. Er­
wartet wird aber - das ist etwas, was nicht so 
unangenehm ist -, daß die Preise wesentlich 
schwächer steigen werden. Eines ist aber auch 
klar: Die Einnahmen des Budgets hängen nicht 
nur vom realen Wachstum alleine ab, sondern sie 
hängen vor allem vom nominellen Wachstum ab. 
etwa von den Umsatzsteuereinnahmen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die­
ses an sich positive Zeichen verstärkt aber die Re­
visionsbedürftigkeit im Budget. Das heißt also, 
wir werden wahrscheinlich morgen eine Prognose 
auf dem Tisch liegen haben, die zur Folge haben 
wird, daß die Realeinkommen der Österreicherin­
nen und Österreicher, und zwar die Nettorealein­
kommen, also die Einkommen nach Besteuerung, 
Herr Abgeordneter Schreiner, stärker, als ur­
sprünglich erwartet, steigen werden. Das Institut 
hat ja, wenn Sie sich vielleicht erinnern können, 
im Sommer für das heurige Jahr ein Minus bei 
den Nettorealeinkommen erwartet. Das ist Gott 
sei Dank nicht eingetreten. Gott sei Dank irren 
sich die Prognostiker manchmal in jene Richtung, 
die für uns sehr erfreulich ist. Das heißt, es wird 
im nächsten Jahr eine stärkere Erhöhung des Net­
torealeinkommens, als ursprünglich angenom­
men, erwartet. Das ist keine schlechte Nachricht 
vor Weihnachten, Herr Abgeordneter Schreiner. 
Es ist aber klar, daß wir darauf mit einer sehr 
moderaten Reaktion im Rahmen der Steuern zu 
antworten haben. 

Eines, bitte ich, nicht zu vergessen: Es ist von 
den Wirtschaftsforschern bereits im Unteraus­
schuß gesagt worden, daß die Einnahmen gar 
nicht so reagibel seien. Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Wenn die wichtigsten Einnah-

men um 2,5 Milliarden Schilling zurückgeführt 
werden, dann ist das meiner Meinung nach keine 
so ungeheure Sache, denn wir zeigen damit, daß 
wir alle anderen wirtschaftspolitischen Ziele ge­
nauso achten wie jenes der Budgetkonsolidierung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Welchen Sinn hätte es. einfach stur zu sagen: Es 
gibt einen Budgetsaldo. von dem wir nicht wegge­
hen können, und das Wachstum, die Investitio­
nen. das Wirtschaftsklima und die Beschäftigung 
i.~ Österreich sind uns egal!? Das erwarten die 
Osterreicherinnen und Osterreicher nicht von 
uns, sie erwarten eine andere Politik. 

Herr Abgeordneter Bauer! Ich darf Sie nur in 
einer kleinen Sache berichtigen. Es war nicht die 
Beamtenlohnrunde, die zur Erhöhung von I Mil­
liarde Schilling im Ausschuß geführt hat, sondern 
das war ein Konjunkturbelebungsprogramm. Das 
Strukturbelebungsprogramm soll insbesondere 
dazu eingesetzt werden - die Gewerkschaften 
haben mir das, das gebe ich gerne zu, abgerungen 
-, jenen, die besonders von den strukturellen 
Veränderungen betroffen sind, eine Unterstüt­
zung im nächsten Jahr zu geben. Ich halte das in 
einer Zeit der Konjunkturabschwächung und in 
einer Zeit neuer struktureller Schwierigkeiten für 
vertretbar und habe mich daher dazu bekannt. 
( Beifall bei SPÖ und Ö V P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte einen Punkt nicht unter den Teppich 
kehren. Frau Abgeordnete Petrovic hat gemeint, 
es sei undemokratisch, daß das Hohe Haus so 
überfahren werde und von Kürzungen auf diese 
Art und Weise erfahre. Vielleicht könnten Sie der 
Frau Abgeordneten Petrovic ausrichten, daß sie 
hier einem Irrtum in der Hauptsache unterliegt. 

Was wird gekürzt? Meine sehr verehrten Da­
men und Herren! Ich habe es vorhin schon gesagt: 
Es werden die Einnahmen zurückgeführt, und 
das führt lediglich dazu - damit wird es kompli­
ziert, damit wird der Antrag sehr lang, damit 
kann man längere Zeit Gelächter provozieren -, 
daß bestimmte zweckgebundene Ausgabenbeträ­
ge, die von der Höhe der Einnahmen abhängen, 
mitkorrigiert werden müssen. Aber das ist doch 
kein Diktat. Das ergäbe sich genauso aus dem 
B udgetvo lIzug. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
wurde hier schon gesagt, aber ich möchte es noch 
einmal wiederholen. Ich wollte und konnte Ihnen 
dieses Vergnügen nicht gönnen, daß morgen das 
Institut für Wirtschaftsforschung einen Wende­
punkt der konjunkturellen Entwicklung progno­
stiziert und Sie daher morgen mit Recht sagen 
könnten, daß das Finanzministerium, aber letzten 
Endes auch dieses Hohe Haus auf diesem Wende­
punkt nicht rechtzeitig reagiert habe. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
hat nichts damit zu tun, daß wir die Öffentlich­
keitsarbeit des nächsten Jahres prognostizieren. 
Aber eines ist klar, dieses Budget bleibt nicht 
mehr und nicht weniger als alle vorangegangenen 
Budgets eine Prognose. Dieses Budget wird nicht 
besser sein als jene Prognosen, die ihm unterlie­
gen. Unsere Aufgabe als Wirtschaftspolitiker ist 
es, meine sehr verehrten Damen und Herren, zu 
vermeiden. daß insbesondere die negative Seite 
dieser Prognosen in vollem Ausmaß zur Geltung 
kommt. 

Um eines möchte ich Sie bitten: Es ist gerade 
. das bessere Abschneiden der Budgets der letzten 

Jahren vielleicht ein Hinweis für Sie, daß uns das 
ganz gut gelungen ist. Vielleicht kann uns das 
auch im nächsten Jahr gelingen. Es wird nicht al­
leine von uns abhängen, denn wir sind keine Insel 
der Seligen, wie das einmal ein Papst gemeint hat, 
sondern wir sind mit fast 50 Prozent unserer 
Wirtschaftsleistung vom Ausland abhängig. Nicht 
zuletzt deshalb bemühen wir uns um die Ord­
nung unserer Beziehungen zu Europa. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die­
se Unterschiede einfach unter den Tisch zu wi­
schen, so wie das heute passiert ist, ist beachtlich. 
Frau Abgeordnete Petrovic hat hier vom Pult aus 
gesagt - ich habe meinen Ohren nicht getraut, 
Frau Abgeordnete, weil ich weiß, aus welchem 
Arbeitsgebiet Sie kommen -, daß der Unter­
schied der Arbeitslosigkeit zwischen der EG und 
Österreich auf den geringfügigen Prozentsatz von 
4 Prozent gesunken ist. 

Frau Abgeordnete! Sie wissen es, und ich weiß 
es auch, daß 3 Prozent Arbeitslosigkeit schon 
darüber entscheiden, ob das als Vollbeschäftigung 
oder als Arbeitslosigkeit gekennzeichnet wird. 
Frau Abgeordnete! 4 Prozent Arbeitslosigkeit 
mehr oder weniger, da liegt eine Welt dazwi­
schen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Abg. Dr. 
Madeleine Pe l r 0 v i c: Das ist ein Durchschnitt!) 

Frau Abgeordnete! Ich habe es am Nachmittag 
schon dem Kollegen Srb gesagt, eines muß man 
auch anerkennen: Es ist in den letzten Jahren bei 
einer sehr starken Steigerung des Arbeitskräfte­
potentials gelungen, die Zahl der Beschäftigten 
wesentlich zu erhöhen. Ich kann Arbeitslosigkeit 
auch damit bekämpfen, daß ich alle Maßnahmen 
in die Richtung dränge, daß das Arbeitskräftepo­
tential nicht steigt beziehungsweise sogar sinkt. 
Das ist in diesem Land nicht gemacht worden, 
sondern wir haben in der Beschäftigung beacht­
lich expandiert, und zwar nicht nur bei den Un­
selbständigen, sondern auch - das war eigentlich 
ein Novum - bei den Selbständigen. 

Sehr verehrte Frau Abgeordnete! Da ich weiß, 
aus welchem Arbeitsgebiet Sie kommen, kann ich 
das, was Sie hier gesagt haben, nur als oppositio-

nelle Polemik und nicht als Ihre ernsthafte Mei­
nung anerkennen. Aber ich danke Ihnen trotz­
dem dafür, daß Sie dieser Bundesregierung und 
der Wirtschaftspolitik, der Sozialpolitik und der 
Arbeitsmarktpolitik dieser Bundesregierung im­
merhin attestiert haben, daß der Unterschied zwi­
schen unserer Arbeitslosigkeit und der in der EG 
so groß ist, wie unsere Arbeitslosigkeit derzeit tat­
sächlich ist. - Ich danke Ihnen für Ihre Auf­
merksamkeit. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) ~().14 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schlögl. 
Ich erteile es ihm . 

~().J..t 

Abgeordneter Mag. Schlögl (SPÖ): Sehr geehr­
te Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als ich 
die Reden des Herrn Abgeordneten Bauer und 
des Herrn Abgeordneten Schreiner hörte, fragte 
ich mich: In welchem Land leben diese beiden 
~bgeordneten? (Abg. Mag. 5 c h re i fl e r: In 
OSlerreich!J Ich frage mich weiters, ob sie alles 
ernst nehmen, was sie sagen, oder ob sie das nur 
deswegen sagen, weil sie dieses Land Österreich 
nur durch die blaue Brille sehen dürfen. 

Wie sehen die tatsächlichen Zahlen aus? -
Österreich ist ein Land, das sich wirtschaftlich in 
den letzten Jahren sehr gut entwickelt hat. Öster­
reich ist ein Land, das sich wirtschaftspolitisch auf 
der Überholspur befindet. 

Wenn man die Daten betrachtet. dann sieht 
man, daß unsere Wechselkurspolitik unter 
22 westlichen Industrieländern die beste Bewer­
tung bekommt. Österreichs Wirtschaft hat sich in 
den letzten Jahrzehnten bedeutend besser entwik­
kelt als alle anderen Wirtschaften dieser Welt. 
Österreich ist eines der wenigen Länder Europas, 
ausgenommen Dänemark, Frankreich, Luxem­
burg und das EFTA-Land Norwegen, das die 
strengen Konvergenzkriterien, nach denen die 
EG die finanzwirtschaftliche Stabilität eines Lan­
des mißt, erfüllt. All das wollen Sie und können 
Sie nicht sehen. 

Sie bezweifeln die Budgetwahrheit. Der Herr 
Bundesminister hat deutlich das Gegenteil aufge­
zeigt. Sie haben nicht einmal die Bereitschaft und 
den Fleiß, die Voranschläge mit den Rechnungs­
abschlüssen der letzten Jahre zu vergleichen. 

Ich habe mir diese Mühe gemacht, aber es war 
keine allzu große. Ich möchte Ihnen das an hand 
von zwei Jahresergebnissen präsentieren. Im Jah­
re 1989 war der Rechnungsabschluß um 3,2 Mil­
liarden Schilling besser als der Voranschlag. Im 
Jahre 1991 war der Rechnungsabschluß um 
0,5 Milliarden Schilling, also um 500 Millionen 
Schilling, besser als der Voranschlag. Für 1992 
kennen wir die Zahlen noch nicht. aber der Herr 
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Bundesminister hat angedeutet, daß der Rech­
nungsabschluß ungefähr dem Voranschlag ent­
sprechen wird. 

Das zeigt also, daß die Kassandrarufe. die jedes 
Jahr von Ihnen kommen und die lauten, der Bud­
getvoranschlag stimme nicht, die Budgetwahrheit 
sei nicht gegeben, nicht stimmen. Das ist von Ih­
nen nur parteipolitische Polemik, die auf dem 
Rücken der österreichischen Wirtschaft, auf dem 
Rücken des internationalen Ansehens Österreichs 
und damit auf dem Rücken der arbeitenden Be­
völkerung Österreichs ausgetragen wird. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Bauer! Sie sagen, daß 
Österreich in den letzten sieben Jahren in Sachen 
Budgetkonsolidierung nichts weitergebracht 
habe. Auch das ist falsch und jederzeit zu widerle­
gen. 1986 hatten wir ein Budgetdefizit in der 
Höhe von knapp über 5 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes. Im Jahr 1992 ist es auf 3 Prozent 
abgesunken. Innerhalb dieser sechs Jahre sank es 
stetig. Und im Jahr 1993 wird es aller Voraussicht 
nach knapp unter 3 Prozent liegen. Diese Ihre 
heutige Aussage stimmt also auch nicht. 

Schlußendlich kann ich auch kein Verständnis 
dafür autbringen, daß Sie an der Revision der 
Budgetzahlen Kritik üben. Ich glaube, daß diese 
Vorgangsweise der Bundesregierung, des Finanz­
ministers und unseres Parlaments ein eindeutiges 
Beispiel dafür ist. wie seriös die Budgeterstellung 
von uns gemacht wird. (BeifaLL bei SPÖ und 
ÖVP.J 

Es ist meiner Meinung nach richtig, daß das 
Budget geänderten volkswirtschaftlichen Progno­
sen angepaßt wird. Ansonsten würden Sie zu 
Recht sagen, das wäre ein Scheinbudget. Ich glau­
be, Sie regen sich nur deshalb so auf, weil Sie 
morgen keinen spektakulären Auftritt haben wer­
den. 

Ich halte diese Vorgangsweise des Finanzmini­
sters für richtig. Diese Vorgangsweise ist viel­
leicht ungewöhnlich und erstmalig, sie ist aber 
richtig und beweist die Redlichkeit dieser Regie­
rung. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 

Meine Damen und Herren! Ohne Zweifel be­
finden wir uns in einer wirtschaftlichen Situation, 
die für die nächsten Jahre nicht allzu großen Op­
timismus zuläßt. Ohne Zweifel ist es so, daß die 
internationale wirtschaftliche Unsicherheit natür­
lich auch auf ein kleines Land wie Österreich aus­
strahlt und daß sich unsere kleine offene Volks­
wirtschaft von der internationalen Entwicklung 
nicht loslösen kann. 

Gerade deshalb ist es wichtig, daß wir eine Re­
gierung, einen Finanzminister und ein Parlament 
haben, die bereit sind, in einer Zeit der wachsen-

den Unsicherheit stabile Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Und ich glaube. mit dem Budget 1993 
sind diese stabilen Rahmenbedingungen geschaf­
fen worden. 

Es ist falsch, daß nicht auf die Krise reagiert 
worden ist. Der Herr Bundesminister hat bereits 
über die 1 Milliarde berichtet, und darüber hin­
aus sind weitere vielfältige Konjunkturbelebungs­
maßnahmen geplant, die alle zum notwendigen 
konjunkturellen Aufschwung in den nächsten 
Monaten und im nächsten Jahr beitragen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube. daß das 
Budget 1993, so wie die Budgets der letzten Jah­
re. ein Garant für die positive und erfolgreiche 
Wirtschaftsentwicklung in Österreich ist. 

Ich bin überzeugt davon, daß Finanzminister 
Lacina recht hat, wenn er sagt, daß dieses Bud­
get 1993 ein Anker der Stabilität sei. Das Bud­
get 1993 ist ein gutes Budget, es besteht kein 
Grund zur Panikmache, es besteht kein Grund zu 
Kassandrarufen. Das Budget 1993 ist ein Signal 
für Kontinuität. für Investitionsbereitschaft. für 
Handlungsfähigkeit und für die Sicherung der 
Beschäftigung in einer international konjunktur­
schwachen Zeit. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) ]IJ.:;/ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Rosenstingl. Ich erteile es ihm. 

]0.21 

Abgeordneter Rosenstingl (FPÖ): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! Bevor ich zu einigen Sachen Stellung neh­
me, möchte ich einen Abänderungsantrag ein­
bringen. 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dkfm. Holger Bauer, Mag. 
Schreiner und Genossen zur Regierungsvorlage 
betreffend das Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1993 zu Gruppe V - Finanzen, Kapitel 50 
- Finanzverwaltung 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. In der Anlage I der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorlage ist der nachfolgende Voranschlag­
sansatz wie folgt zu ändern: 

VA-Ansatz: 1/50, 1/500, 1/50008, Aufgabenbe­
reich: 43, Bezeichnung: Aufwendungen, abzuän­
dern von 237,490 Millionen Schilling um 
1,000 Millionen Schilling auf 236,490 Millionen 
Schilling. 

2. Des weiteren sind alle mit dieser Zwischen­
summe zusammenhängenden Beträge entspre­
chend zu berichtigen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
ist deswegen nötig, weil es sich laut einer Aus­
kunft des Bundesministers für Finanzen vom 
Freitag, den 27. November 1992, bei diesem Vor­
anschlagsansatz um einen Druckfehler handelt. 
Der Betrag sollte anstatt 1.870 Millionen nur 
870 000 lauten. Dieser Betrag fließt aber in den 
Endsummen ein, und daher - wir glauben, es 
sollte alles seine Ordnung haben - bringen wir 
diesen Abänderungsantrag ein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Staatssekretär! Der Herr Bundesminister ist lei­
der nicht da. (Abg. S eh mi d t me i er: Er ist da.') 
Ist ja nur eine Formsache. 

Herr Kollege Schlögl! Sie haben gefragt, in wel­
chem Land die Abgeordneten Bauer und Schrei­
ner leben. Ich frage Sie: Wo leben Sie? Oder bes­
ser gesagt: Waren Sie bei der Budgetrede oder vor 
der Budgetrede des Herrn Finanzministers nicht 
anwesend? Die Freiheitliche Partei hat vor dieser 
Budgetrede eine Einwendungsdebatte geführt 
und diese damit begründet, daß die Budgetzahlen 
nicht stimmen und daß von unrealistischen 
Grundlagen ausgegangen wird. Wir haben den 
Herrn Finanzminister gebeten, er solle sich sein 
Budget einige Stunden überlegen und seine Bud­
getrede, natürlich abgeändert, später halten. Lei­
der haben wir uns nicht durchgesetzt. Der Herr 
Finanzminister hat seine unrealistische Budgetre­
de gehalten, hat aber jetzt nachgedacht; er 
braucht halt etwas länger als die Freiheitliche 
Partei. Er hat auch gefragt, ob Kollege Bauer und 
Kollege Schreiner klüger seien als andere. -
Scheinbar sind sie klüger, scheinbar sind die Frei­
heitlichen klüger, denn wir haben Ihnen schon bei 
der Budgetrede das prophezeit, das angedeutet, 
was Sie jetzt, Wochen danach, nach einer Nach­
denkpause - der Finanzminister braucht einige 
Wochen dazu -, nachziehen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Rich­
tig ist dieses Budget noch immer nicht. Sie wer­
den sehen, daß auch dieses neue Defizit nicht hal­
ten wird, es wird größer werden. Ich wundere 
mich schon sehr darüber, daß gerade Herr Kolle­
ge Stummvoll am Rednerpult sagt, es gebe keine 
höhere Belastungsquote, es gebe auch keine hö­
heren Belastungen. Er als Unternehmervertreter 
sollte es eigentlich besser wissen. Ich nehme auch 
an, daß er es weiß, nur darf er es eben nicht sa­
gen. 

Es wurde heute schon darüber gesprochen, daß 
die Lohnnebenkosten gigantisch angestiegen sind 
und weiter ansteigen werden. Es ist wirklich trau­
rig, daß es diese Regierungskoalition, bestehend 
aus SPÖ und ÖVP, unter Mitarbeit der sogenann­
ten Wirtschaftspartei geschafft hat, in Europa, 
was die Lohnnebenkosten anlangt, an erster Stelle 
zu stehen, aber nicht nur in Europa, sondern, wie 

ich glaube, in der ganzen Welt. Es ist traurig, daß 
diese Regierung immer nur in negativen Berei­
chen oder in Bereichen, die für die Bevölkerung 
eine Belastung bedeuten, Spitzenwerte erzielt. 

Ich verstehe auch die Sozialdemokraten nicht. 
denn die sollten eigentlich wissen, daß hohe 
Lohnnebenkosten (Abg. Sc h mi d t me i er: Wo 
wohnen Sie in Österreich?) eine Gefährdung der 
Arbeitsplätze bedeuten. Sie sagen ja immer, daß 
sie Arbeitnehmervertreter sind, aber ich bezweif­
le das, denn sie wissen ganz genau: Steigen die 
Dienstnehmerkosten, dann ist der wirtschaftstrei­
bende Unternehmer dazu gezwungen, Rationali­
sierungsmaßnahmen zu ergreifen. Und es könnte 
passieren, daß Rationalisierungsmaßnahmen ei­
nen Abbau von Arbeitsplätzen bedeuten. (Abg. 
Sc h m i d tm eie r: Aber steigende Beschäfti­
gung.' ) 

Daher finde ich es auch für die Sozialdemokra­
ten unverantwortlich, weiterhin solch arbeitneh­
merfeindliche Politik zu machen. wie sie sie schon 
seit Beginn der großen Regierungskoalition be­
treiben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
sozialdemokratische Regierungskoalition hat er­
reicht, daß die Lohnnebenkosten höher sind als 
der Bruttolohn der Arbeitnehmer. (Zwischenruf 
des Abg. Sc h mi d [m eie r.) Herr Kollege 
Schmidtmeier! Bei jeder Rede machen Sie Zwi­
schenrufe, die Sie aufgrund Ihrer Funktion - es 
sei denn, Sie sind zurückgetreten (Abg. 
5 c h m i d t m eie r: Ich bin sehr erfolgreich.') und 
ich weiß das noch nicht - nicht machen dürften. 
Wenn Sie die Lohnnebenkosten verteidigen, dann 
frage ich Sie: Wen vertreten Sie eigentlich hier in 
diesem Hohen Haus? (Zwischenruf des Abg. 
Sc h mi d t m eie r.) Sind Sie noch der Vorsit­
zende des freien Wirtschaftsverbandes: ja oder 
nein? Wenn Sie es sind, dann bitte ich Sie, schlie­
ßen Sie eine Koalition mit all jenen, die hier Wirt-
schaftstreibende vertreten. . 

Ich sehe darin aber auch ein Arbeitnehmerpro­
blem. Diese Lohnnebenkosten sollten abgebaut 
werden. Machen Sie nicht immer Zwischenrufe 
und verteidigen Sie nicht immer die hohen Lohn­
nebenkosten, denn das ist doch der größte wirt­
schaftliche Unsinn, den es gibt. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Sc h m i d t m eie r: Es geht um die 
LohnSltlckkoslen! Beim Wettbewerb geht es um die 
LohnSltlckkosten! ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kol­
lege Stummvoll hat vor mir als Arbeitgeberver­
treter , als Kammervertreter gesprochen. Ich 
möchte feststellen, diese ÖVP-Wirtschaftspartei 
ist entweder eine wirtschaftsfeindliche oder eine 
wirtschaftsschwache ~artei geworden, denn sonst 
könnten Sie von der OVP diesen Belastungspake­
ten nicht zustimmen. Sie werden morgen - das 
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nehme ich zumindest an - der KEST zustimmen, 
ohne gleichzeitig eine Steuerreform zu machen; 
diese wurde aufgeschoben. Auch die Sozialisten 
werden zustimmen und damit eines der unsozial­
sten Steuergesetze beschließen, die es überhaupt 
in Österreich gegeben hat, aber darüber werden 
wir morgen noch reden. Sie stimmen der Erhö­
hung der Krankenversicherungsbeiträge zu. Sie 
haben der Erhöhung der Arbeitslosenversiche­
rungsbeiträge zugestimmt und vielem anderen 
mehr. (Abg. Sc h 111 i d t m eie r: Ihre Kollegen 
haben vor einem halben Jahr gesagt. man solle 
vorsorgen.' Sie bekriteeln das jetzt 11'ieder.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der ÖVP! Es ist bezeichnend. daß bei diesem Ka­
pitel der Kollege Stummvoll spricht, dann ver­
schwindet und sonst keiner der Kammervertreter 
hier anwesend ist. (Ruf: Wieso? Hier.') Aber Sie 
sind ja nicht von der ÖVP, odeI:? (Abg. Dr. 
G r a f f: Vielleicht ist Ihre Frage nicht . ... ') 

Es ist erstaunlich, daß Kollege Maderthaner als 
Präsident - er ist meines Wissens noch immer 
Präsident - laufend Forderungen (Abg. Dr. 
Ne iss e r: Da ist der Klomfar.' - heftige Zwi­
schenrufe bei der ÖVP). also ich bin jetzt beim 
Kollegen Maderthaner, Kollege Maderthaner und 
Kollege Stummvoll sind nicht hier - betreffend 
Änderungen in der Steuerpolitik. in der Abgaben­
politik und in der Sozialpolitik aufstellt. Im mor­
gigen "Kurier" steht, er sei wieder mit einem 
Wunschzettel unterwegs, er werde am Samstag ei­
nen Wunschzettel bei der wirtschaftspolitischen 
Aussprache vorbringen. (Abg. Lei kam: Da seid 
ihr ratlos!) Und es wird ihm so gehen, wie in der 
Vergangenheit: Er kommt mit dem Wunschzet­
tel, der Finanzminister nimmt ihm diesen weg, 
und es kommt überhaupt nichts dabei heraus. 

Es ist leider so, daß Sie, die ÖVP und die soge­
nannten Wirtschaftsvertreter, die Interessen der 
Wirtschaft nicht mehr vertreten. (Abg. 
Sc h m i d t me i er: Wo ist Kollege Haigermo­
ser?) 

Herr Staatssekretär Ditz! (Abg. Dr. Ne iss e r: 
Wo ist der Wirtschaflsvertrecer Haigermoser?) Sie 
sind jetzt sein Vertreter, der Bundesfinanzmini­
ster ist nicht da, ich möchte Sie schon darauf hin­
weisen, daß auch Ihr Parteikollege Schüssel - das 
kann man heute in den Zeitungen lesen - dafür 
ist, daß gewisse Maßnahmen der Steuerreform 
vorgezogen, also ich nehme an, er meint, vor 
1994 gesetzt werden, sonst wären sie ja nicht vor­
gezogen. Warum aber wird das nicht gemacht? 
Setzen Sie als Staatssekretär und der Herr Kollege 
Schüssel sich gegenüber der sozialdemokrati­
schen Fraktion nicht durch? 

Abgesehen davon möchte ich darauf hinweisen 
- vielleicht wissen Sie es noch nicht -, daß sich 
gewisse Sachen wie zum Beispiel die Einführung 

einer Kapitalbildungsrücklage, die schrittweise 
Abschaffung der Gewerbesteuer, die Erhöhung 
von Investitionsfreibeträgen, die auch Kollege 
Schüssel gefordert hat und die steuerlichen An­
reize für Risikokapitalanleger überhaupt nicht -
wenn Sie die Steuerreform 1993 schon durchge­
führt hätten - aufs Budget 1993 ausgewirkt hät­
ten. Sie wissen. daß sich das frühestens - das ist 
schon ein sehr früher Zeitpunkt - 1994 ausge­
wirkt hätte. 

In Zeiten einer Rezession, eines Wirtschafts­
rückganges hätten Sie das heute machen müssen, 
um dann das Budget für 1994 entsprechend an­
passen zu können. Es ist unverantwortlich. daß 
Sie clas nicht durchgeführt haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ihre 
fehlende Steuerpolitik, Ihre fehlende Politik ist 
für diesen Wirtschaftsabschwung, der jetzt leider 
da ist, der nicht von der Regierung aufgehalten 
wird und dem auch nicht entgegengewirkt wird, 
verantwortlich zu machen. Das ist ein Grund, 
warum dieses Kapitel unbedingt abzulehnen ist. 
- Danke. (Beifall bei der FPÖ.) .211.3:: 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Auer. Ich 
erteile es ihm. 

.20.32 
Abgeordneter Auer (ÖVP): Frau Präsidentin! 

Herr Staatssekretär! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist an und für sich nicht verwun­
derlich, wenn es manches Mal heißt, man könnte 
an und für sich auf dieses Ritual der Budgetdebat­
te verzichten. Es ist jedes Jahr immer wieder das­
selbe: Die Regierung lobt das Budget, die Opposi­
tion kritisiert das Budget. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
finde nichts Schlechtes daran. Ich gebe sogar zu, 
daß es nichts gibt, was nicht besser gemacht wer­
den könnte. Meiner Meinung nach ist es positiv, 
daß von einer Opposition kritische Anmerkungen 
kommen. Vielleicht ist tatsächlich das eine oder 
andere dabei, was man einmal berücksichtigen 
könnte, sollte, müßte. - Warum nicht? 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche 
Partei spricht sehr oft von Hausaufgaben. Wenn 
die Regierung ihre Hausaufgaben machen würde, 
dann könnten sich die Freiheitlichen vielleicht 
überlegen, ob sie nicht sogar den EG-Beitritt un­
terstützen und mittragen könnten. 

Meine Damen und Herren! Das wäre ohnehin 
nicht verwunderlich, denn vorher war sie ja jene 
Partei, die lauthals gesagt hat, sie wäre die erste 
gewesen, die eindeutig pro EG gewesen ist. 

Meine Damen und Herren! Unter diesem Ge­
sichtspunkt möchte ich mir einmal das Budget 
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ansehen. Wie schaut es unter der fiktiven Annah­
me, daß wir heute der EG beitreten würden, aus? 
Wie erfüllen wir unter dieser fiktiven Annahme 
die finanzpolitischen Hausaufgaben? Wie schaut 
es aus, meine Damen und Herren! 

Kollege Schlögl hat zu Recht darauf hingewie­
sen, daß Österreich die Konvergenzkriterien er­
füllt. Jetzt wird sich mancher vielleicht fragen, 
was das ist. 

Meine Damen und Herren! Die Inflationsrate 
darf maximal 1,5 Prozent über jener der drei Mit­
gliedstaaten mit dem niedrigsten Inflationsraten­
betrag liegen. Das erfüllen wir locker. Das Bud­
getdefizit darf maximal 3 Prozent des Bruttoin­
landsproduktes betragen. Auch das erfüllen wir 
locker. Die Staatsschuldenquote (Abg. Mag. 
Pet er: Welches Budgetdefizic meinql Sie?), mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren, darf höch­
stens (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Das ist nicht 
wahr.') 16 Prozent des Bruttoinlandsprodukts be­
tragen. Die Nettokreditaufnahme darf nicht hö­
her als die staatlichen Investitionsausgaben sein. 
Meine Damen und Herren! Auch diesen Punkt 
erfüllen wir. (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Das ist 
nicht wahr!) Selbstverständlich! Die Einhaltung 
der engen Bandbreiten des europäischen Wäh­
rungssystems erfüllen wir zwei Jahre vor dem 
Beitritt. (Abg. Dkfm. Holger Ball e r: Rechnen 
Sie nach.' Das gehl sich niemals aus.') Der nomi­
nelle langfristige Zinssatz, Herr Kollege Bauer, 
darf höchstens 2 Prozent betragen. (Abg. Dkfm. 
Holger Bau e r: ... 64 Milliarden Defizit sind.') 
Sie können noch so laut schreien, die Argumente 
werden dadurch nicht besser. 

Es gibt ganz klare Richtlinien, die wir erfüllen, 
der nominelle langfristige Zinssatz, meine Damen 
und Herren, darf höchstens 2 Prozent über dem 
entsprechenden Satz in den drei Mitgliedsländern 
mit den niedrigsten Inflationsraten liegen. Auch 
das erfüllen wir locker. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie es noch 
nicht glauben, dann se~en Sie sich eine Tabelle 
an, die nicht von der OVP, die auch nicht vom 
Ministerium, sondern aus internationalen Zeit­
schriften (Abg. lng. Mur e r: Oje.') stammt, die 
eindeutig aufzeigt, daß von zwölf EG-Mitglied­
staaten nur zwei diese fünf Konvergenzkriterien 
erfüllen. Wissen Sie, wer sie noch erfüllt? -
Österreich, meine Damen und Herren! Und das 
ist wohl ein positives Zeugnis für diese Budgetpo­
litik! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte das 
Budget auch noch unter einem zweiten Gesichts­
punkt beleuchten. Mancher wird sofort wissen, 
daß ich den Finanzausgleich meine; ich als Ge­
meindevertreter widme mich ständig diesem The­
ma. Aber dazu ist morgen Gelegenheit. Ich möch-

te Ihnen noch ein paar weitere Gesichtspunkte 
aus der Sicht der Gemeinden darlegen. 

Meine Damen und Herren! Morgen wird die 
KEST beschlossen. Es gibt dazu durchaus kriti­
sche Anmerkungen und Kritikpunkte, im großen 
und ganzen kann man aber sagen, es ist ein ver­
tretbares Modell. Aus Sicht des Gemeindevertre­
ters schmerzt mich vielleicht ein wenig die Ver­
ringerung des prozentuellen Anteiles von 22 auf 
20 Prozent jenes Anteiles, den sich Gemeinden, 
Bund und Länder teilen. Ich meine, daß sich der 
Bund relativ stark zum Positiven verändert hat 
und die Gemeinden zwar vertretbar, aber doch 
abgeschwächt Einnahmen erhalten. 

Trotz dieser Verringerung - in Zukunft sind 
es 20 Prozent für eine Gemeinde - sind dies für 
die Gemeinden keine unbedeutenden Mehrein­
nahmen. 

Ich habe mir von meiner Nachbargemeinde, 
das ist eine kleine Gemeinde mit einem ordentli­
chen Budget in der Höhe von 10 Millionen Schil­
ling, die Daten geben lassen. Diese Gemeinde hat, 
wie gesagt, ein ordentliches Budget in der Höhe 
von 10 Millionen Schilling und erhält aufgrund 
der Berechnungen aus der KEST zirka 210 000 S 
pro Jahr Steuereinnahmen über die Bundeser­
tragsanteile. So weit, so gut, meine Damen und 
Herren, jedoch steigen die Mehrausgaben explo­
sionsartig. 

Daher auch meine Bitte an das Finanzministe­
rium und an jene, die für unseren Budgetentwurf 
ausgabenseitig tätig sind: Der Krankenanstalten­
beitrag dieser Gemeinde erhöht sich um 
300 000 S, die Sozialhilfeverbandumlage erhöht 
sich in einem Jahr um 130 000 S. Das heißt also, 
es gibt aufgrund der KEST Mehreinnahmen in 
der Höhe von 210 000 S, auf der anderen Seite 
gibt es Mehrausgaben nur aus diesen beiden 
Punkten, die ich angeführt habe, in der Höhe von 
430 000 S. 

Meine Damen und Herren! Das passiert in ei­
ner Zeit, in der wir aufgrund der Konjunkturaus­
sichten sicherlich nicht mit Mehreinnahmen aus 
Gewerbesteuer, Lohnsummensteuer und so wei­
ter zu rechnen haben. Ich bitte daher, diese Ge­
sichtspunkte auch ausgabenseitig zu beleuchten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Staatssekretär! Noch eine weitere Bitte: In den 
neuen Unterlagen der Förderungsrichtlinien für 
den Wasserwirtschaftsfonds - das betrifft Ab­
wasser und Wasserversorgung - lese ich mit Er­
staunen, daß in Hinkunft trotz einiger positiver 
Dinge, die es da gibt - es gibt in Hinkunft nicht 
mehr langfristige Darlehen, sondern Zuschüsse, 
Annuitätenzuschüsse -, die Auszahlung der An­
nuitäten oder Zinsenzuschüsse nach Rechnungs-
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legung über mindestens 25 Prozent der Investi­
tionssumme erfolgt. 

Jetzt bringe ich Ihnen ein Beispiel: Eine kleine 
Gemeinde baut eine Abwasserentsorgungsanlage 
mit Gesamtkosten von zirka 50 Millionen Schil­
ling. 25 Prozent - erst dann kann sie Mittel des 
Bundes beanspruchen - betragen 10 Millionen. 
Diese kleine Gemeinde, deren Haushalt weniger 
als diese 10 Millionen Investitionssumme beträgt, 
muß 10 Millionen vorfinanzieren! Das ist weder 
verkraftbar noch vertretbar. Ich bitte daher drin­
gend, im Interesse des Gewässerschutzes dafür zu 
sorgen, daß - das Finanzministerium spricht ja 
bei diesen Bedingungen mit - hier eine vernünf­
tige, eine gerade auch für die kleinen Gemeinden 
vertretbare Regelung erfolgt. Denn das kann so 
nicht hingenommen werden, meine Damen und 
Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe eine weitere Bitte ... I Zwischenruf.) 
Das werden wir sehen. 

Ich habe eine weitere Bitte: daß bei jeder Be­
schlußfassung der Gesetze - vielleicht auch mor­
gen bei der Gewerbeordnung - nicht jede frei­
willige Tätigkeit noch weiter eingeschränkt wird, 
denn viele Freiwillige ermöglichen gerade auch in 
kleinen Gemeinden jenes Arbeiten, das wir drin­
gend brauchen und das wir in den kleinen Ge­
meinden zu finanzieren nicht in der Lage wären. 
Ich bitte hier gerade auch die linke Seite des Hau­
ses, diesen Gesichtspunkt zu beachten. 

Ansonsten ist das Budget 1993 durchaus ver­
tretbar. (Beifall bei der Ö V P.) .!0.40 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Peter. Ich 
erteile es ihm. Noch 10 Minuten Redezeit. 

:!().40 .. 
Abgeordneter Mag. Peter (FPO): Frau Präsi­

dentin! Herr Staatssekretär! Meine Damen und 
Herren! Ich habe noch selten den Herrn Abge­
ordneten Stummvoll im Parlament so verzweifelt 
gesehen und einen solchen Rundumschlag gegen 
die Opposition von ihm vernommen. Er ist ja 
wirklich in einer verzweifelten Situation, muß er 
doch dieses Budget den Unternehmern Öster­
reichs erklären, muß er doch dieses Budget den 
Unternehmern Österreichs verkaufen, das sehr 
wohl, im Gegensatz zu seiner Aussage, die Staats­
quote ganz wesentlich nach oben treibt. Den 
Hoffnungsgesang, den er für das Jahr 1994 an­
stimmt, die Hoffnung, die er uns auf die Steuer­
reform 1994 macht, kann ich nur als einen Zu­
kunftsgesang bezeichnen. 

Ich hatte die Gelegenheit, bei der Einwen­
dungsdebatte vor der Budgetrede auf die falschen 
Eckdaten dieses Budgets hinzuweisen, mit dem 
Effekt, daß mir der Präsident einen "Ruf zur Sa­
che" erteilt hat. Nachträglich habe ich recht be-

kommen. Die Zahlen haben jedenfalls nicht ge­
stimmt, und das war damals absehbar. Lacina ist 
von einer Prognose ausgegangen, die Ende Au­
gust Anfang September erstellt wurde, und hat 
nicht berücksichtigt, daß es zwischendurch Wäh­
rungsturbulenzen gab, die die österreich ische 
Wirtschaft steil nach unten geführt haben, die die 
Wirtschaftsdaten abstürzen ließen. Dazu braucht 
man keine Hybris, dazu braucht man gesunden 
Menschenverstand und vor allem eines: Man muß 
hinausgehen in die Betriebe, man muß hinausge­
hen in die Bundesländer und dort in Gesprächen 
feststellen, wie die Wirtschaft wirklich läuft. Uns 
interessiert nicht, was die Hohenstaufengasse und 
was die Himmelpfortgasse glauben, uns interes­
siert das, was sich in der österreichischen Wirt­
schaft tatsächlich abspielt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Warnung haben wir Freiheitlichen bei der 
ersten Lesung des Budgets wiederholt. Wir haben 
nicht schwarzgemalt, wir haben realistische Daten 
hingestellt. Wir haben uns nicht als Berufspessi­
misten geübt, sondern wir haben wirtschaftlichen 
Sachverstand von der Basis eingebracht und ge­
sagt: Diese Zahlen sind nicht zu halten! Ich bin 
ganz erstaunt, daß Kollege Schmidtmeier jetzt 
schon eine eigene Wirtschaftsprognose hat, denn 
meines Wissens ist die neue Prognose des Wifo 
erst für morgen, Freitag, zu erwarten. Er spricht 
von 1,3 Prozent BIP-Wachstum, 6,7 Prozent Ar­
beitslosigkeit und von einem Wachstum der Be­
schäftigung von 0,2 Prozent. 

Lieber Freund Schmidtmeier. Deine Prognose 
kann ich nicht teilen. Wir werden am Ende des 
Jahres 1993 sehen, wer recht gehabt hat. Ich be­
fürchte nach allen Informationen, die ich sammle, 
daß das Wachstum in Österreich 1 Prozent nicht 
erreichen wird, daß die Arbeitslosigkeit leider -
das kann niemand freuen, meine Damen und 
Herren - eher gegen 7 Prozent steigen wird und 
von einem Beschäftigungswachstum überhaupt 
nichts zu sehen sein wird. 

Sie beschließen also heute ein Budget, das von 
Haus aus von falschen Daten ausgegangen ist und 
trotz Ihrer zahlreichen Abänderungsanträge, Ih­
rer Anpassungen immer noch Stückwerk geblie­
ben ist, das bedauerlicherweise nicht den wirt­
schaftlichen Realitäten entspricht und in dieser 
Form ohne Zweifel nicht einhaltbar ist. 

Die Rezession in unserem Land wird - leider 
sehr stark auch von außen induziert - 1993 voll 
durchschlagen. Das, was wir 1992 an Insolvenzen 
erlebt haben, die mit 23 Milliarden Schilling auch 
dem Finanzminister eine Menge Einnahmenaus­
fälle bringen, wird sich 1993 leider noch verstär­
ken. 

Und was am bedenklichsten ist - und das ist 
im Budgetentwurf nicht berücksichtigt -: daß 
die Konjunkturlokomotiven, und zwar sowohl der 
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Bau als auch der Tourismus und vor allem auch 
der Inlandskonsum. zum Stehen gekommen sind. 
Das Weihnachtsgeschäft, das ein starker Indikator 
für den Inlandskonsum ist, läuft nicht annähernd 
so, wie Österreichs Händler sich das vorgestellt 
haben. (Abg. R i e der: Das stimmt nicht.' ) Na 
dann geh zu den Wiener Händlern, mein Freund, 
erkundige dich, wie die Umsätze im Jahr 1992 im 
Weihnachtsgeschäft laufen und wie sie 1991 ge­
laufen sind. (Abg. R i e der: Sie laufen gut.') 

Es ist daher kein Wunder, daß, wenn Sie solche 
Budgets vorlegen, die Zufriedenheit der Österrei­
cher mit der Regierungsarbeit entsprechend ab­
sinkt. Zwei Drittel der österreichischen Bevölke­
rung insgesamt meinen, daß die Regierungsarbeit 
wesentlich besser funktionieren könnte. Und die 
Damen und Herren. die Österreicherinnen und 
Österreicher, die Dr. Stummvoll vertritt - die 
Selbständigen, die leitenden Angestellten, die 
freien Berufe, die Unternehmer -, meinen sogar 
schon mit einer Dreiviertelmehrheit, daß mit die­
ser Regierungspolitik nichts mehr zu gewinnen 
sei. Wie recht sie leider haben! 

Die Antwort der Regierung auf diese schwieri­
ge wirtschaftliche Entwicklung ist Hilflosigkeit, 
ist die Reaktion des Kaninchens, das wie gelähmt 
auf die Schlange starrt. An einem falschen Bud­
get, Freund Schmidtmeier, herumzureparieren, 
bringt keine Lösung. hier hilft ein Überarbeiten 
von Grund auf, wie wir das von Beginn der Bud­
getrede an jeweils gefordert haben. 

Kein Wunder, daß Vertrauen in die Wirt­
schaftskompetenz verlorengeht. Statt Attraktivi­
tät in der Eigenkapitalbildung, die wir brauchen, 
statt einer Stabilisierung oder sogar Senkung der 
Lohnnebenkosten, einer Flexibilisierung der Ar­
beits- und Sozialgesetze, einer ausgabenseitigen 
Reform im Budget und eines Abbaus von Büro­
kratie erleben wir eine Erhöhung der Staatsquote, 
eine Erhöhung der Staatsquote über 42 Prozent. 
Besser kann man wirtschaftliche Entwicklung 
nicht behindern! Dieses Budget ist eine Gefahr 
für die wirtschaftliche Entwicklung der Republik 
Österreich. (Beifall bei der FPÖ.) 20.46 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Staatsse­
kretär Ditz hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

20.46 
Staatssekretär im Bundesministerium für Fi­

nanzen Dr. Ditz: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Hohes Haus! Wenn hier dieses Budget als Gefahr 
für die österreichische Volkswirtschaft bezeichnet 
wurde, dann glaube ich, daß Abgeordneter Peter 
falsch liegt, wenn er aufgrund von Einzelgesprä­
chen versucht, sich eine Meinung zu bilden. Ent­
scheidend ist, daß Sie die volkswirtschaftlichen 
Daten nehmen und das Budget an diese Daten 
anpassen. (Abg. Mag. Pet er: Die Daten stimmen 

nicht!) Und genau das ist geschehen. Und das ist 
nicht zufällig passiert, sondern es ist bewußt ge­
macht worden, weil wir glauben, daß wir in der 
jetzigen Phase aktiv sein müssen, und weil es 
sinnvoll ist, bei einer schlechteren Konjunktur 
einfach die Einnahmenausfälle, die ganz logisch 
daraus resultieren, nicht mit Ausgabenkürzungen 
und Steuererhöhungen wettzumachen. 

Hätten Sie das gemacht, dann hätte Sie die 
österreichische Wirtschaft noch stärker abge­
bremst. Hätten Sie aber etwas anderes gemacht, 
nämlich noch mehr Gas gegeben, hätten Sie ver­
sucht. die Ausgaben, wie Sie es mehrmals gesagt 
haben, noch wesentlich stärker zu erhöhen und 
die Steuern zu senken, dann hätten Sie ein Defizit 
von 100 Milliarden Schilling eingefahren, mit 
dem Ergebnis, daß die Stabilität in diesem Lande 
verlorengegangen wäre. 

Ich glaube daher, wirklich sagen zu können, 
daß es zu diesem Budget keine seriöse Alternative 
gibt. daß alle Zahlen dieses Budgets stimmen und 
daß der Abänderungsantrag der Freiheitlichen 
Partei - hier von Herrn Rosenstingl eingebracht 
- nicht notwendig ist, weil es sich um einen Ein­
gabefehler gehandelt hat. Das heißt, die Million 
war bei einer falschen Post verbucht; das ist korri­
giert worden, aber man kann sie kein zweites Mal 
wegnehmen. - Das dazu. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Der nächste Punkt, der hier sehr pessimistisch 
angemerkt wurde und in dem wir uns ganz be­
wußt unterscheiden von der Annahme des Herrn 
Abgeordneten Peter, ist die Prognose der Arbeits­
losigkeit, die 7 Prozent sein würde und mehr. 
(Abg. Mag. Pet e r: Nach der Prognose bis zu 
7 Prozent!) Bis zu 7 Prozent. Wir haben ein Bud­
get erstellt und haben Maßnahmen vorgesehen -
gerade im Qualifizierungsbereich, durch Mehr­
ausgaben -, mit denen wir eines erreichen wol­
len: daß eben selbst die Prognose, die morgen 
vom Wifo kommt, nicht erreicht wird. sondern 
ganz bewußt unterlaufen werden kann, damit es 
gelingt, die Arbeitslosigkeit von Österreich fern­
zuhalten. Und daher haben wir hier 1 Milliarde 
zusätzlich eingesetzt. Ich glaube, mit 5 Milliarden 
Schilling Ausgaben für die Arbeitsmarktförde­
rung muß es, wenn sie effizient eingesetzt wer­
den, möglich sein, in diesem Land die Arbeitslo­
sigkeit zu be.~ämpfen. U~d genau das wollen wir! 
(Beifall bei OVP und SPO.) 

Und wenn hier vom Abgeordneten Rosenstingl 
gesagt wird, wir erreichen Spitzenwerte nur im 
negativen Bereich, und dann kommt der Hinweis 
auf Lohnnebenkosten, dann meine ich, daß das 
halt schon eine sehr enge Sicht der Dinge ist. 
Denn in Wahrheit ist es ganz anders. Vergleichen 
Sie die Zahlen, nehmen Sie die OECD-Unterla­
gen her, dann werden Sie die Spitzenwerte Öster­
reichs in den letzten Jahren sehen: Spitzenwert 
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bei Beschäftigungszuwachs - unter den ersten 
drei Ländern -, Spitzenwert im Wachstum, des­
gleichen ein guter Wert in der Einkommensent­
wicklung und eine sehr günstige Entwicklung 
beim Nettodefizit. 

Ja das macht ja die Stabilität aus! Das ist ja der 
Erfolg der österreichischen Finanzpolitik! Und 
Sie sagen: Das ist alles wunderbar, das stimmt, 
aber die Lohnnebenkosten! Da müssen Sie schon 
die Gesamtlohnkosten sehen. Sie müssen sehen, 
daß auch - und daß muß man festhalten - bei 
dieser Lohnrunde moderat und mit Augenmaß 
vorgegangen wurde. Das führt dazu, daß die 
Lohnsteuereinnahmen nicht so stark steigen wer­
den. Wenn hier von einem Belastungspaket ge­
sprochen wird, dann sage ich ganz ehrlich, ich 
sehe die Kapitalertragsteuer nicht als eine Bela­
stung, sondern als eine wichtige Reformmaßnah­
me, die die Sparquote in Österreich sichert, weil 
ein System endlich reformiert wird. das längst 
hätte reformiert gehört. (Beifall bei Ö VP llnd 
SPÖ.! 

Die Milliarden aus der Kapitalertragsteuer wur­
den von uns nicht nur für den Defizitabbau ge­
nommen, sondern wir haben gesagt, in einer 
schwierigen Konjunkturzeit ist es wichtig, daß 
nicht nur der Bund Investitionen tätigt, sondern 
auch die Länder und Gemeinden. Wir akontieren 
diese Milliarden an die Länder, an die Gemein­
den, damit diese Investitionsimpulse setzen. Und 
das halte ich wiederum für eine vernünftige Poli­
tik. 

Wenn Sie sagen, die gesamte Steuerpolitik sei 
unsozial, dann haben Sie wieder einmal auf die 
Kinderabsetzbeträge vergessen, mit denen in ei­
ner Größenordnung von 7 Milliarden Schilling 
gerade den sozial Schwächsten geholfen wird. Es 
ist dies eine Maßnahme, die auch den Konsum in 
Österreich stabilisiert. Die jüngste Prognose 
nimmt den Konsum zurück, aber er bleibt in 
Österreich noch immer der Konjunkturantriebs­
motor, und insgesamt liegen wir auch nach der 
Revision noch immer besser als andere Länder. 

Man kann daher nicht sagen, daß hier alles 
falsch budgetiert wurde, sondern es wurden bud­
getäre Änderungen vorgenommen, und es wurde 
damit schon jetzt vorgesorgt, daß im nächsten 
Jahr, in dem ein Abschwung wahrscheinlich ist, 
dieser Abschwung schwächer ausfallen wird als in 
anderen Ländern. Und das ist das Verdienst der 
österreichischen Wirtschaftspolitik, und an dieser 
Wirtschaftspolitik wollen wir festhalten! 

Und wenn die FPÖ sagt, die Lohnnebenkosten 
sollen nicht erhöht werden, dann soll sie auch sa­
gen, sie hätte die Pflegevorsorge nicht eingeführt. 
Dann bekennen Sie sich dazu! Denn das ist ja der 
Grund, daß hier gewisse Lohnnebenkosten er­
höht werden müssen. (Abg. Mag. Pet er: Was ist 

das für eine Diskussion! Entweder man führt die 
höhere Leistung ein, oder es gibt sie.') Na was hät­
ten Sie gemacht: höhere Steuern? Das lehnen wir 
auch ab! (Abg. Mag. Pe (e r: Ausgabenseicige Re­
formen.') Welche Reformen? Sie verlangen ja nur 
Mehrausgaben. Außer Schlagworten haben Sie 
der Sparpolitik eigef.ltlich ... (Lebhafte Z\t'i­
schenrufe bei der FPO.) Herr Kollege Peter! Au­
ßer Schlagworten haben Sie der konsequenten 
und maßvollen Sparpolitik der österreichischen 
Bundesregierung nichts entgegenzusetzen. (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich darf Sie noch auf einen ganz wichtigen Fak­
tor hinweisen. (Abg. Mag. 5 c h re in e r: Sie ha­
ben gesagt, Sie machen eine ausgabenseitige Blld­
getsanierung.' Wo ist die?) Haben wir auch ge­
macht. Es sind viele Maßnahmen erfolgt. Das ha­
ben wir Ihnen im Ausschuß erklärt, das haben 
Ihnen die eingeladenen Experten erklärt. Ich ver­
tehe nicht, warum Sie es noch immer nicht begrif­
fen haben. (Abg. Mag. Pe ( e r: Das ist ein Chuz­
pe!) Wie oft sollen wir das noch debattieren, bis 
Sie endlich erkennen, daß bei den ÖBB gespart 
wurde, daß im Personalbereich gespart wurde 
und in vielen Bereichen eine Änderung erfolgt ist. 
(Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Natürlich. 

Meine Herren! Sie brauchen nur die Gesamt­
ausgaben anzusehen, dann werden Sie sehen, daß 
die Gesamtausgaben schwächer wachsen als die 
gesamte Volkswirtschaft und daß der Anteil sinkt. 
Und warum sinkt er? - Weil ausgabenseitig ge­
spart wird. Das ist ja ganz einfach. Ich weiß nicht, 
warum Sie das nicht erkennen. Das erkennt jeder. 
Das erkennt jeder Kommentator, und vielleicht 
werden Sie es irgend wann auch erkennen. 

Aber ich wollte sagen, ganz wichtig ist, daß die 
Bundesregierung mit der Einführung der Pflege­
vorsorge einen Belastungsstopp festgelegt hat, ei­
nen Belastungsstopp in der Richtung, daß wir 
glauben, auch dann, wenn - was wir nicht hoffen 
- die Konjunktur schwächer wird und wenn dra­
matische Entwicklungen kommen, werden wir 
allfällige Defizite nicht mit einer Erhöhung der 
Sozialversicherungsbeiträge wettmachen. Und 
das halte ich für einen wichtigen Punkt einer Sta­
bilisierungspolitik, die jetzt angebracht ist, die 
durchgehalten werden muß und die ergänzt wer­
den soll durch eine Steuerreform, die im Zentrum 
eine Neuordnung des Steuertarifs haben muß. 

Ich kann jetzt nicht einzelne Maßnahmen vor­
ziehen, und wenn hier Kollege Rosenstingl meint, 
das koste nichts, dann irrt er wieder. Denn was 
haben wir gemacht? - Herr Kollege Rosenstingl! 
Wir haben ja auch die Einkommensteuer korri­
giert. Wir hätten sie nicht korrigieren müssen, 
hätten wir nicht die Vorauszahlungen der Unter­
nehmer heruntergesetzt. Aber wir glauben, daß es 
falsch ist, ihnen in einer schlechten Konjunktursi­
tuation höhere Vorauszahlungen aufzubrummen. 
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Aber Sie könnnen nicht eine Steuerentlastung 
machen und dann sagen: Hurra, aber die Voraus­
zahlungen lassen wir gleich! (Zwischenrufe bei 
der FPÖ.) Das haben wir getan. Und das ist rich­
tig. (Abg. Bö h a c k er: Wo setzen Sie die Voraus­
zahlungen herab?) Natürlich! Das passiert überall, 
das ist ja überhaupt keine Frage. Das ist eine sinn­
volle Maßnahme, die wir setzen. 

Also Sie müssen hier wirklich das Einmaleins 
lernen. Sie sollten nicht immer nur fordern, son­
dern sollten versuchen, einerseits die Steuerre­
form nicht aus dem Auge zu verlieren, anderer­
seits aber auch die Defizitbekämpfung fortzuset­
zen. - Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. 
Dr. Ne iss e r: Das war leicht faßlich.' Das muß 
auch der Schreiner verstehen.') 2(1.57 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Parnigoni. Ich erteile es ihm. 

20.57 
Abgeordneter Parnigoni (SPÖ): Meine Damen 

und Herren! Hohes Haus! Ich habe den Beitrag 
des Kollegen Rosenstingl und seine Erklärungen 
zu den Lohnnebenkosten verfolgt. Der Herr 
Staatssekretär hat hier schon auf seine demagogi­
sche Interpretation hingewiesen. Die Monatsbe­
richte des Wifo geben Zeugnis davon, daß Kolle­
ge Rosenstingl Apfel mit Birnen vergleicht, und 
das geht natürlich nicht. (Abg. Alle r: Das tut er 
immer.') 

Meine Damen und Herren! Es ist ganz selbst­
verständlich: Wenn ich heute einen Vergleich an­
stelle, dann kann ich doch nur die Kosten der Ar­
beitsstunde oder die Kosten des Produktes ver­
gleichen. (Abg. R 0 sen s tin g l: Wie hoch sind 
die Lohnnebenkosten?) Moment, lassen Sie es sich 
erklären! Nicht so ungeduldig! Ich lese Ihnen vor: 
1991 betrugen die Arbeitskosten in der österrei­
chischen Industrie 214 S pro Stunde - Löhne 
einschließlich Lohnnebenkosten. Damit entspra­
chen sie jenen in Frankreich und dem Durch­
schnitt der EG-Länder. Die höchsten Arbeitsko­
sten erreichten die BRD und die Schweiz; BRD 
um 29 Prozent, die Schweiz um 25 Prozent mehr 
als Österreich. 

Und jetzt ist Ihre billige Demagogie jene, daß 
Sie natürlich diese Möglichkeit kennen, daß man 
bei den Lohnnebenkosten entweder das 13. und 
14. Gehalt hineinrechnet oder das nicht tut. So 
einfach ist das, Herr Kollege Rosenstingi, und auf 
einen solch billigen Schmäh fällt ja niemand mehr 
rein. Ich wollte Ihnen das nur einmal sagen. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP. - Der Präs i den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe heute in 
der Zeitung eine OPA-Aussendung gelesen, eine 
Aussendung der Deutschen Presseargentur, worin 

das IFO-Institut für Wirtschaftsforschung in 
München klarstellt, daß es bei seiner Herbstpro­
gnose ein Plus von 0,5 Prozent an Wirtschafts­
wachstum erwartet hatte, daß es allerdings laut 
seiner letzten Prognose vor einigen Tagen nun­
mehr ein Minus von 0,5 Prozent in der Bundesre­
publik für Westdeutschland erwartet. Das heißt, 
es mußte seine Prognose um 1 Prozent nach un­
ten korrigieren. Genauso wurde nunmehr in einer 
Zeitung mitgeteilt - jetzt ist Kollege Peter, dem 
ich das mitgeben wollte auf seinen Weg in sein 
Hotel oder sonstwohin, mir leider entfleucht; in 
der noch unveröffentlichten neuen Konjunktur­
prognose in der Zeitung von heute steht das bitte 
-, daß für 1993 ein reales Wachstum von nur 
noch rund eineinviertel statt bisher 2 Prozent er­
wartet wird. 

Ich hoffe, Sie richten es Kollegen Peter aus; er 
steht draußen auf dem Gang. Es ist entweder so, 
daß er die Zeitungen nicht liest, weil er behauptet 
hat, er kenne diese Prognosen nicht, oder daß die 
Information im FPÖ-Klub nicht funktioniert. daß 
das alles zu stark auf den - ich will nicht "Füh­
rer" sagen - Vorsitzenden des Klubs orientiert 
ist. Der bekommt die Informationen. Der Wirt­
schaftssprecher ist bei Ihnen anscheinend nicht so 
wichtig, daß er die notwendigen Informationen 
über zwar noch nicht offiziell, aber inoffiziell na­
türlich bekannte Prognosen, die in der Zeitung 
stehen, bekommt. 

Meine Damen und Herren! Diese Prognosen 
haben natürlich zur Folge - und das ist auch 
vollkommen richtig so -, daß man auch vom Fi­
nanzministerium her darauf reagiert. Das bedeu­
tet. daß die Steuereinnahmen zurückgehen (Zwi­
schenruf der Abg. Anna Elisabeth A um a y r) -
lassen Sie sich das erklären -, und daher wird das 
Defizit auf 64,1 Milliarden Schilling ansteigen. 
Das bedeutet, meine Damen und Herren, daß 
man trotz des 5,1 Prozent Nettozuwachses beim 
Defizit im Jahr 1986 nunmehr im Jahre 1992 von 
3 Prozent auf 3,3 Prozent hinaufrevidieren muß, 
aber für das Jahr 1993 3 Prozent erreichen wird. 
Das heißt, es ist immer noch eine durchaus positi­
ve Bilanz. 

Meine Damen und Herren! Sie haben hier ver­
schiedenes eingewendet, und ich möchte Ihnen 
sagen, es gäbe natürlich die Möglichkeit - das 
haben Sie gesagt -, etwa die Ausgaben einzu­
schränken. Kollege Schreiner hat das besonders 
deutlich verlangt. (Abg. Mag. Sc h re in e r: In 
der Regierungserklärung steht es!) Lassen Sie es 
mich erklären! Jetzt gibt es natürlich diese Mög­
lichkeit: Man hätte durch Bestimmungen die Aus­
gaben einschränken können, man hätte diesen 
Einnahmenentfall de facto mit Ausgabenein­
schränkungen kompensieren können. 

Man hat sich aber anders entschieden. Man hat 
gesagt, man ist so beweglich und so flexibel und 
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revidiert lieber trotz bereits verhandeltem Budget 
den Ansatz, man verändert diesen, weil man die­
ses Budget auch als ein Mittel für die Konjunktur­
impulse benötigt. Und das, Kollege Schreiner, 
halte ich nicht nur für eine ehrlichere und saube­
rere Maßnahme, sondern ich glaube auch, daß 
diese Millionen, wenn man sie in die Ausgaben­
seite hineingibt, natürlich auch als Konjunkturim­
puls dienen können. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß die­
ses Budget seine Aufgabe, der Konjunktur einen 
gewissen Anreiz zu geben, erfüllt und daß wir 
darüber hinaus in dieser Zeit, wie uns ja die Pro­
gnosen zeigen, auch weitere Impulse benötigen, 
die außerbudgetär ebenfalls gesichert sind. Ich 
denke hier vor allem an die Möglichkeiten und 
Programme, die die Regierung bereits vorgeschla­
gen hat, im Bereich des Wohnbaus einen Impuls 
zu geben, im Bereich der Verkehrsinfrastruktur, 
im Bereich anderer wirtschaftsfördernder Maß­
nahmen, etwa durch die Errichtung grenzüber­
schreitender Wirtschaftsparks oder auch Export­
förderungsmaßnahmen, im besonderen im Be­
reich der Ostexporte. 

Meine Damen und Herren! Ich erwarte auch 
dieses Sonderprogramm für die Wirtschaft und 
die Beschäftigungsentwicklung, das eine besonde­
re Qualifizierungsmaßnahme für unsere Arbeit­
nehmer darstellt. Ich glaube, daß es richtig ist, 
daß man durch das Budget und außerhalb des 
Budgets die Arbeitslosigkeit präventiv bekämpft, 
wodurch die Arbeitnehmer die Chance erhalten, 
sich beruflich neu zu orientieren und neue Chan­
cen wahren zu können. 

Dieses Budget 1993 ist ein ehrliches, ein saube­
res und eines, das der heutigen Konjunkturlage 
entspricht, das die notwendigen Impulse geben 
wird, und deshalb wird meine Fraktion diesem 
Budg~t die Zustimmung geben. (Beifall bei SPÖ 
und OVP.> 21.04 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Die Frau Spezialberichterstatterin benötigt 
kein Schlußwort, wohl aber hat die Frau General­
berichterstatterin um das Wort gebeten. 

Generalberichterstatterin Gabriele Binder 
(Schlußwort): Herr Präsident! Herr Minister! 
Herr Staatssekretär! Meine Damen und Herren! 
Entgegen der jahrelang geübten Tradition möchte 
ich heute auf den üblichen statistischen Bericht 
verzichten. 

Ich meine, die Belastung der Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen des Hauses in den letzten Wo­
chen war sehr groß, und die Erstellung einer Sta-

tistik hätte weitere erhebliche Mehrarbeit bedeu­
tet. 

In diesem Sinne ein kleines Weihnachtsge­
schenk an die Bediensteten. - Danke schön. (ALl­
gemeiner Beifall. - Abg. Lei k Cl m: Zugabe!) 

Präsident: Ich danke der Frau Generalbericht­
erstatterin für Ihre Ausführungen. 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer hat den An­
trag gestellt, die Regierungsvorlage Bundes­
finanzgesetz 1993 nochmals an den Ausschuß 
rückzuverweisen. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren, die 
diesem Rückverweisungsantrag des Herrn Abge­
ordneten Dkfm. Bauer ihre Zustimmung geben, 
um ein Zeichen. - Das ist die Mi n der h ei t. 
Abgelehnt. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g 
über die Beratungsgruppe XI des Bundesvor­
anschlages 1993. 

Diese umfaßt die Kapitel 50 bis einschließlich 
55, 59 und 75 in 700 der Beilagen in der Fassung 
des Spezial berichtes in 840 der Beilagen. 

Hiezu haben die Abgeordneten Dkfm. Holger 
Bauer und Genossen einen Abänderungsantrag 
betreffend das Kapitel 50, Finanzverwaltung, 
Voranschlagsansatz 1150008 eingebracht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die die­
sem Abänderungsantrag des Kollegen Dkfm. 
Bauer zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist die 
Minderheit. - Abgelehnt. (Abg. Dkfm. Holger 
Bau e r: Das isc eine Druckfehlerberichtigung! Ihr 
seid wirklich vernageLt! - Ruf bei der SPÖ: Das 
isc doch erkläre worden!) 

Wir kommen zur Abstimmung über den 
Voranschlagsansatz 1150008 in der Fassung des 
Bundesvoranschlages 1993, und ich bitte jene Da­
men und Herren des Hohen Hauses, die sich da­
für aussprechen, um ein Zeichen der Zustim­
mung. - Das ist mit Mehrheit so beschlossen. 

Ich lasse nun über die restlichen, noch nicht 
abgestimmten Teile des Kapitels 50 in der Fas­
sung des Bundesvoranschlages 1993 abstimmen 
und ersuche jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen ihre Zustimmung geben, um ein bejahen­
des Zeichen. - Auch das ist mit Mehrheit be­
schlossen. 

Weiters liegt ein Abänderungsantrag der Abge­
ordneten Dr. Nowotny, Dr. Lackner und Genos­
sen betreffend die Kapitel 52, öffentliche Abga­
ben, 53, Finanzausgleich, sowie 59, Finanzschuld, 
vor. 
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Ich lasse daher über diese Teile des Bundesvor­
anschlages in der Fassung des Spezialberichtes 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Lackner und 
Genossen abstimmen und ersuche jene Damen 
und Herren, die dazu ihre Zustimmung geben, 
um ein bejahendes Zeichen. - Dies ist mit Mehr­
heit so beschlossen. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über 
die restlichen Kapitel der Beratungsgruppe XI in 
der Fassung des Spezialberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich da­
für aussprechen, um ein Zeichen. - Auch das ist 
mit M ehr h e i t be s chi 0 s sen. 

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über 
den Text des Bundesfinanzgesetzes samt Titel 
und Eingang in 700 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes in 840 der Beilagen. 

Dazu liegt ebenfalls ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Lackner und 
Genossen vor, der sich auf die Schlußsummen so­
wie die Artikel III, V und VII bezieht. 

Ich lasse daher über den Text des Bundesfi­
nanzgesetzes samt Titel und Eingang in der Fas­
sung des Ausschußberichtes unter Berücksichti­
gung des erwähnten Abänderungsantrages Dr. 
Nowotny, Dr. Lackner abstimmen und bitte jene 
Mitglieder des Hohen Hauses, die dafür sind, um 
ein entsprechendes Zeichen. - Das ist mit Mehr­
heit beschlossen. 

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über 
die zum Bundesfinanzgesetz gehörenden Anla­
gen, soweit über diese noch nicht abgestimmt 
wurde. 

Es sind dies: 

die Anlagen Ia bis Ic - Gesamtübersichten -
und 

die Anlage IIa - summarische Aufgliederung 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages - in 
700 der Beilagen, unter Berücksichtigung der sich 
aus den Spezialberichten in 840 der Beilagen so­
wie den im Plenum angenommenen Anträgen er­
gebenden Änderungen, ferner 

die Anlage III - Stellenplan, Zu 700 der Beila­
gen, in der Fassung des Ausschußberichtes 
840 der Beilagen, 

die Anlage IV - Fahrzeugplan, Zu 700 der 
Beilagen, in der Fassung des Ausschußberichtes 
840 der Beilagen - sowie 

Anlage V - Plan für Datenverarbeitungsanla­
gen, Zu 700 der Beilagen, in der Fassung des 
Ausschußberichtes 840 der Beilagen. 

Ich darf bitten, daß jene Damen und Herren, 
die dazu ihre Zustimmung erteilen wollen, ein 
Zeichen geben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Damit ist die zweite Lesung über das Bundes­
finanzgesetz 1993 samt Anlagen abgeschlossen. 

Antrag im Sinne des § 74 (2) GOG 

Präsident: Es liegt mir nunmehr ein Antrag der 
Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Lackner und 
Genossen vor, durch den im Sinne des § 74 
Abs. 2 der Geschäftsordnung Abänderungen zur 
Behebung von Widersprüchen beschlossen wer­
den sollen, die sich durch die Beschlußfassung in 
zweiter Lesung ergeben haben. 

Dieser Antrag, der sich auf die Schlußsummen 
und die Kapitel 17, Gesundheit, Sport und Kon­
sumentenschutz, 18, Umwelt, Jugend und Fami­
lie, 59, Finanzschuld, 60, Land- und Forstwirt­
schaft, 64, Bauten und Technik, sowie 79, Öster­
reichische Bundesbahnen, bezieht, ist an die Mit­
glieder des Hohen Hauses verteilt worden. Seine 
Verlesung ist daher nicht notwendig. 

Dieser Antrag hat folgenden Wortlaut: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Nowomy, Dr. Lackner 
und Genossen zur Regierungsvorlage betreffend 
das Bundesfinanzgeselz für das Jahr 1993 samt 
Anlagen (700 und Zu 700 der Beilagen) in der 
Fassung der zweiten Lesung 

Der Nationalrat wolle in dritter Lesung beschlie­
ßen: 

1. Im Artikel 1 lauten die Schlußsummen: 

Ausgaben: Allgemeiner Haushalt 688419,621, 
AusgleichshaushaLt 107 171,720, Gesamthaushalt 
795 591,341; 

Einnahmen: Allgemeiner Haushalt 624 299,416, 
Ausgleichshaushalt 171 291,925, Gesamthaushalt 
795 591,341; 

Abgang: Allgemeiner Haushalt 64 120,205; 

Überschuß: Ausgleichshaushalt 64 120,205. 

2. In der Anlage I der im Titel bezeichneten Re­
gierungsvorlage sind die nachfolgenden Voran­
schlagsansätze wie folgt zu ändern: 

VA-Ansatz 1117217, Aufgabenbereich 21, Über­
weisung an den KrankenanstaLten-Zusammenar­
beitsfonds, abzuändern von 4 096.140 Millionen 
Schilling um -30,870 Millionen Schilling auf 
4 065,270 Millionen Schilling; 
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VA-Ansatz 2/17294, Aufgabenbereich 21, Bllll­
desministerium; Gesundheitsvorsorge; ErfoLgs­
wirksame Einnahmen, abzuändern von 
1 187,028 Millionen Schilling um - 9,630 Mil­
lionen Schilling auf 1 177,398 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/183, Ausgleichsfonds für Familien­
beihilfen (zweckgeb. Geb. J; 

VA-Ansatz 2/18310, Aufgabenbereich 22, Anteil 
der Einkommen- und Körperschaftsteller, abzuän­
dern von 4 419,700 Millionen Schillillg um 
-91,600 Millionen Schilling auf 4328,100 Mil­
lionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/18390, Aufgabenbereich 22, Ersatz 
vom Reservefonds für Familienbeihilfe, abzuän­
dern von 670,999 Millionen Schilling um 
+ 91,600 Millionen Schilling auf 762,599 Mil­
Lionen Schilling; 

VA-Ansatz 1/60836, Aufgabenbereich 34, Wild­
bach- und Lawinenverbauuflg (Mittel des Katastro­
phenfondsJ; Bundeszuschüsse für vorbeugende 
Maßnahmen (zH-'eckgeb. Geb.), abzuändern von 
839,793 Millionen Schilling um -19,417 Mil­
Lionen Schilling auf 820,376 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 1/60876, Aufgabenbereich 34, Inter­
essentengewässer (Mietel des Katastrophenfonds ); 
Bundesz. f. Bau-, Projektk., Gefahrenzonenpi. 
(zweckgeb. Geb.), abzuändern von 492,784 Mil­
liollen Schilling um - 21,036 Millionen Schilling 
auf 471,748 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/60890, Aufgabenbereich 34, Mittel 
des Katastrophenfonds (zweckgebundene Einnah­
men), abzuändern von I 879,264 Millionen Schil­
Ling um -40,453 Millionen Schilling auf 
1 838,811 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 1164166, Wasserbau-Mittel des Kata­
strophenfonds (zweckgeb. Geb.J, abzuändern von 
382,772 Millionen Schilling um - 9,927 Millionen 
Schilling altf 372,845 Millionen Schilling, 

Aufgabenbereich 33, abzuändern von 
322,772 Millionen Schilling um -9,927 Millionen 
Schilling auf 312,845 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 1/6425, Katastrophenfonds-Vor­
beugende Maßnahmen (zweckgeb. Geb.) 

VA-Ansatz 1/64253, Aufgabenbereich 32, Anla­
gen, abzuändern von 321,400 Millionen Schilling 
um - 6,600 Millionen Schilling auf 314,800 Mil­
lionen Schilling; 

VA-Ansatz 1/64258, Aufgabenbereich 32, Auf­
wendungen, abzuändern von 32.176 Millionen 
Schilling um - 0, 728 Millionen Schilling auf 
31,448 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 1164268, Aufgabenbereich 32, Kata­
strophenfonds-Beseitigung von Schäden (zweck-

geb. Geb.); Aufwendullgen, abzuändern von 
171,033 Millionen Schilling um -3,132 Millionen 
Schilling auf 167,901 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/64160, Aufgabenbereich 33, Was­
serbau-Mittel des Kalastrophenfonds (zweckgeb. 
Einll.), abzuändern VOll 382,772 Millionen Schil­
ling llIn - 9.927 Millionen Schilling auf 
372.845 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/64250, Aufgabenbereich 32. Kala­
strophenfonds- Vorbeugende Maßnahmen (zweck­
geb. EiIllU, abzuändern von 353,576 Millionen 
Schilling um - 7,328 Millionen Schilling auf 
346.248 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2/6.f.260, Aufgabenbereich 32, Kata­
strophenfonds-Beseitiguflg von Schäden (z~veck­
geb. Eillfl.), abzuändern von 171,033 Millionen 
Schilling um -3,132 Millionen Schilling auf 
167.901 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 1/79398, Aufgabenbereich 33. ÖBB; 
Mittel des Kataslrophenfonds (zweckgeb. Geba­
rung), abzuändern von 290,586 Millionen Schil­
ling um -6.028 Millionen Schilling auf 
284,558 Millionen Schilling; 

VA-Ansatz 2179700, Allfgabenbereich 33. ÖBB; 
Miuel des Katastrophenfonds (z~veckgebltndene 
Einnahmen), abzuändern von 290,586 Millionen 
Schilling um -6.028 Millionen Schilling auf 
284.558 Millionen Schilling: 

VA-Ansatz 8/59849, Aufgabenbereich 43. Fi­
nanzschuld. Währungstauschverträge; Schuldauf­
nahme gern. Art. II in Verbindung mit Art. VIII 
BFG, abzuändern von 123 404,520 Millionen 
Schilling um -21,2.f.0 Millionen Schilling auf 
123 383.280 Millionen Schilling; 

3. Die durch die Änderung bedingten Betragsän­
derlll1gen sind auch in den in der Anlage I sowie 
la, Ib und Ic enthaltenen Summenbeträgen entspre­
chend zu berücksichtigen. Ebenso sind in den An­
merkungen die diesbezüglichen Berichtigungen 
vorzunehmen. 

Begründung: Die Änderungen sind bedingt 
durch die Abänderung von Voranschlagsansätzen 
des Bundesvoranschlages in zweiter Lesung, die zu 
Widersprüchen zwischen verschiedenen Voran­
schlagsansätzen führen. Insbesondere sind davon 
betroffen die Gebarung des Katastrophenfonds, 
des Familienlastenausgleichsfonds und des Kran­
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds. 

***** 

Präsident: Nach der Antragsbegründung sind 
die Änderungen dadurch bedingt, daß die Abän­
derung von Voranschlagsansätzen des Bundes­
voranschlages in zweiter Lesung zu Widersprü­
chen zwischen verschiedenen Voranschlagsansät-
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zen führt. Insbesondere sind davon die Gebarung 
des Katastrophenfonds, des FamilienJastenaus­
gleichsfonds und des Krankenanstalten-Zusam­
menarbeitsfonds betroffen. 

Weiters liegt mir der Vorschlag vor, gemäß 
§ 74 Abs. 3 der Geschäftsordnung eine Debatte 
über diesen Antrag in dritter Lesung durchzufüh­
ren, wofür ein Beschluß des Nationalrates erfor­
derlich ist. 

Ich ersuche daher jene Damen und Herren, die 
für eine Debatte dieses Antrages eintreten, ein 
diesbezügliches Zeichen zu geben. - Das ist vom 
Nationalrat mit Ausnahme einer Stimme be­
sc h los sen. 

Die Redezeit beträgt aufgrund der Bestimmun­
gen der Geschäftsordnung 5 Minuten. 

Wir gehen in diese Debatte ein. 

Als erster zu Wort gemeldet hat sich Herr Ab­
geordneter Dr. Jörg Haider. Ich erteile es ihm. 

;;'1.12 

Abgeordneter Dr. Haider eFPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Wir befinden uns 
heute in einer ungewöhnlichen Situation, und 
zwar deshalb, weil erstmals bei einer Budgetde­
batte in der dritten Lesung die Gesamt- und 
Grundstruktur eines Budgets nachhaltig verän­
dert wird, was aber eigentlich in der Geschäfts­
ordnung nicht vorgesehen ist. 

Es mag schon sein, daß das die Damen und 
Herren Abgeordneten der Regierungsparteien 
wenig bewegt, weil sie davon ausgehen, daß sie ja 
ohnedies die Mehrheit im Haus haben. Es spielt 
daher keine Rolle, wenn man nach tagelangen 
und stundenlangen Budgetberatungen und -dis­
kussionen plötzlich beim letzten Budgetkapitel 
eine andere grundsätzliche Struktur dieses Bud­
gets herstellt und sich damit eigentlich die voran­
gegangenen Beratungen erübrigen oder als falsch 
herausstellen. 

Es ist daher von seiten der Opposition heute in 
einer außerordentlichen Präsidialkonferenz 
schon angemerkt worden, daß wir diese Vor­
gangsweise nicht billigen, und zwar deshalb, weil 
sie unzulässigerweise die Rechte der Opposition, 
Anträge in der dritten Lesung stellen zu dürfen, 
nicht vorsieht und weil wir auch nicht die Mög­
lichkeit haben, eine entsprechende Debatte - ab­
gesehen von dieser mit fünfminütiger Redezeitbe­
schränkung - darüber durchzuführen. Das ist ei­
gentlich eine negative parlamentarische Entwick­
lung, die heute in der Früh mit dem Hauptaus­
schuß begonnen hat. Man hat im Hauptausschuß 
und wenige Stunden vorher die Tagesordnung 
überfrachtet, ohne den Abgeordneten die Mög­
lichkeit der Vorbereitung zu geben. 

Daher bitten wir Sie, das ist aber auch ein Ap­
pell an Sie, diese Sitten nicht einreißen zu lassen, 
denn der Parlamentarismus muß auch für die Re­
gierungsparteien etwas Wünschenswertes sein. 
Sie haben sich auch an die Spielregeln, die vorge­
sehen sind, zu halten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es ist seit der Ersten Republik, seit den zwanzi­
ger Jahren nicht vorgekommen, daß das Budget 
im nachhinein, also nach den Beratungen, in der 
dritten Lesung grundlegend abgeändert wurde. 
Wie dem auch sei, wir müssen damit leben und 
müssen zur Kenntnis nehmen, daß man trotz die­
ser Abänderung, obwohl man sich ja nur auf die 
angeblich geänderte Prognose des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes ausredet, ein Budget hergestellt 
hat, das eine stumpfe Waffe im Kampf gegen eine 
aufkommende Krisensituation und gegen eine ne­
gative Wirtschaftsentwicklung darstellt. Es ist 
deshalb eine stumpfe Waffe, weil man in guten 
Jahren vergessen hat, jene Reserven zu bilden, die 
jetzt notwendig wären, um stärker gegen den 
Konjunktureinbruch, gegen die zunehmende Ar­
beitslosigkeit und damit gegen den sozialen Ab­
stieg betroffener Bevölkerungskreise zu Felde zu 
ziehen. 

Wenn Abgeordneter Schmidtmeier gesagt hat, 
wir könnten noch einmal mit diesem Budget ohne 
Steuererhöhungen durchtauchen, dann ist das 
wohl ein Wunschdenken gewesen. Denn auch 
dieses Budget ist zweifelsohne mit einer beachtli­
chen Belastungskomponente ausgestattet. 

Die neue Sparbuchsteuer mit 22 Prozent würde 
ich dann als keine Belastung akzeptieren, wenn 
man den Weg der anderen europäischen Staaten 
gegangen wäre und für die Kleinsparer minde­
stens jene Freibetragsregelung vorgesehen hätte, 
die nicht zu einer Mehrbelastung der kleinen Spa­
rer, aber zu einer geordneten Steuerabgabe für 
die Großanleger und Großsparer geführt hätte. 
Das hat man aber nicht getan. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Herr Kollege Stummvoll hat heute so wortreich 
darauf hingewiesen, daß das Budget so wunderbar 
sei. Ich werde (Abg. Dr. S tu m mv oll: Das habe 
ich nicht gesagt.') ihm zu Weihnachten einen Band 
seiner Zeitungsartikel schenken, in denen (Abg. 
He in z i n ger: Leere Versprechungen!) er gegen 
diese Lohnnebenkostenerhöhung ganz massiv als 
Conditio sine qua non zu Felde gezogen ist. 

Sie haben dem Kollegen Bauer vorgeworfen, er 
hätte sozusagen mit tibetanischen Gebetsmühlen 
immer dasselbe gesagt. (Abg. Dr. S t u m mv 0 LI: 
Das habe ich gesagt!) Dazu kann ich Ihnen nur 
sagen, Sie befinden sich jedenfalls heute in der 
Rolle eines Bettelmönchs, der ständig bei der Re­
gierung anklopfen muß, nichts erreicht, aber 
trotzdem zustimmen muß, weil ihm letztlich 
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Klubzwang vor Wirtschaftsinteressen, die er ei­
gentlich zu vertreten hätte, gegangen ist. 

Wir lehnen daher dieses Budget ab. (Beifall bei 
der FPÖ.) :2/.17 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dr. Nowotny. Er hat das Wort. 5 Minuten 
Redezeit. 

:!.1.l7 .. 
Abgeordneter Dr. Nowotny (SPO): Herr Präsi-

dent! Hohes Haus! Ich möchte meinem Vorred­
ner insofern zustimmen, als zweifellos das Parla­
ment auf einem sehr sensiblen Wechselspiel zwi­
schen Opposition und Regierungsparteien be­
ruht. Ich glaube, wir haben in den letzten Jahren 
durchaus gezeigt, daß wir bereit sind, die Rechte 
der Opposition zu achten und sie auch auszuwei­
ten. Von Geschäftsordnungsreform ~u Geschäfts­
ordnungsreform sind ja mehr Rechte für die Op­
position geschaffen worden. 

Aber es gibt natürlich auch Rechte für die 
Mehrheitsparteien, und es gibt vor allem Ver­
pflichtungen für die Mehrheitsparteien, wie zum 
Beispiel die Verpflichtung, für einen ordnungsge­
mäßen Ablauf der Budgeterstellung zu sorgen. 
Das hätten Sie heute mit Ihrem Antrag auf Rück­
verweisung zweifellos verhindert. (Abg. Mag. 
Sc h re in e r: Das ist gar nicht wahr!) Daher füh­
len wir uns im Interesse der gesamten österreichi­
schen Wirtschaft verpflichtet, dafür zu sorgen, 
daß dieses Budget heute ordnungsgemäß be­
schlossen wird. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
der Opposition! (Abg. Mag. Sc h re in e r: Das 
Budget 199 I ist 199 I beschlossen worden.' Das ist 
doch nicht wahr.') Ich möchte Sie dazu einladen, 
mit mir ein kleines Gedankenexperiment zu ma­
chen. 

Gehen wir davon aus, daß das Institut für Wirt­
schaftsforschung morgen eine Prognose präsen­
tieren wird, die aufzeigt, daß die Wachstumsrate, 
die Inflationsrate niedriger sind und daher auch 
die nominelle Wachstumsrate und die Steuerein­
nahmen entsprechend niedriger sind. Nehmen 
wir an, die Regierung hätte heute trotzdem völlig 
unverändert einen Voranschlag beschlossen, der 
auf den Prognosen des Sommers 1992 beruht. Ich 
weiß ganz genau, wie dann die heutige Budgetde­
batte abgelaufen wäre. Die Opposition hätte ge­
sagt, das sei völlig unerhört, es werde ein Budget 
auf völlig falschen Grundlagen gemacht. Herr 
Abgeordneter Haider und andere hätten sich sehr 
medienwirksam empört, was sie ja meistens ganz 
gut können. (Zwischenruf des Abg. Pro b s t.) 
Medienwirksam. Aber das heißt nicht, der Tatsa­
che entsprechend. 

Was haben wir tatsächlich gemacht? Wir haben 
rasch - das gebe ich zu, so wie es eben notwendig 

ist - auf die veränderten Prognosen reagiert. 
Was sagt jetzt die Opposition? - Sie sagt, me­
dienwirksam. aber nicht den Tatsachen entspre­
chend: das sei demokratiepolitisch gefährlich, das 
sei aus aIlen möglichen Gründen bedenklich. 
(Abg. Dr. Hai der: Nilr gehört es im Ausschuß 
ordemlich diskutierlund abgestimmt!) 

Das ist genau die Verzögerung, die zu Lasten 
der gesamten österreichischen Regierung und zu 
Lasten der gesamten österreichischen Volkswirt­
schaft gehen würde. (Abg. Mag. Sc h re i Il e r: 
Erzählen Sie das Ihren Schülern auch allf der 
Uni?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte Ihnen aber zugute halten - das muß ich 
Ihnen zugestehen -, daß Sie eine klare Linie in 
Ihrer Argumentation haben, nämlich: Was immer 
der Finanzminister macht, es ist schlecht; er kann 
es so oder so machen. Dies ist aus Sicht der Oppo­
sition zwar klar, aber es ist sachlich völlig unbe­
gründet. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Daher werden Sie verstehen, daß wir nur Abän­
derungsanträgen, die im Interesse der Budget­
klarheit und im Interesse der Budgetwahrheit hier 
gestellt werden. zustimmen. Das sind solche Ab~ 
änderungsanträge, die auf den jüngsten Progno~ 
sen beruhen, die genau im Respekt vor der Bud­
gethoheit des Parlaments gestellt werden. denn 
uns ist bewußt, daß wir damit für das nächste Jahr 
auf einer seriösen Grundlage aufbauen können, 
und dafür stehen wir. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
:2C.l 

Präsident: Nächste Wortmeldung: Frau Abge~ 
ordnete Dr. Petrovic. Ich erteile ihr das Wort. 

21.2/ 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Meine Damen und Herren! Laut 
Aussagen der Vertreter der Regierung respektive 
der Regierungsparteien könnte man meinen, es 
sei gerade noch ein Benefiz, daß wir hier eine 
FLinf-Minuten-Diskussion abhalten dürfen. Zu­
mindest hat es diesen Anschein, wenn man sich 
die Reden anhört. 

Es ist ein starkes Stück, wie Sie das hier darstel­
len. (Abg. Sc h i e der: Benefizgala!) Sie tun so, 
als hätte es keinen anderen Weg gegeben und es 
hätte nicht demokratischer sein können, das ist 
aber doch eine ziemlich ungeheuerliche Verdre­
hung der Tatsachen. 

Selbstverständlich hätten Sie sich einer Rüge 
ausgesetzt, wenn Sie auf Basis falscher Prognosen 
ein Budget erstellten. Aber wie gesagt, diese Än­
derungen der Prognosen und, ich würde auch be­
haupten, das exakte Erscheinungsdatum der Be­
richte sind auch in kleinerem Rahmen gestaltbar. 
Sie müssen aber konzedieren, daß es nicht erst 
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Mitte Dezember erkennbar war, daß sich die Zahl 
der Arbeitslosen erhöht und daß sich gewisse 
Strukturdaten laufend geändert haben. 

Es hätte daher die Möglichkeit gegeben, dar­
über im Ausschuß noch zu diskutieren. Aber das 
Problem geht tiefer, und ich habe es vorhin schon 
angesprochen. Es ist Ihre Auffassung, daß die 
Opposition beim Budget im wesentlichen nicht 
mitreden soll. Es ist auch kein Zufall, daß die 
Entwürfe zu einem verbesserten Haushaltsrecht, 
zu einem aufgewerteten Budgetausschuß nicht 
und nicht vorgelegt werden, obwohl man immer 
hört. es gibt einen Entwurf im Finanzministeri­
um, manche haben ihn angeblich schon gesehen, 
aber er verschwindet immer wieder, er kommt 
nicht. 

Offensichtlich will man nicht, daß .die Opposi­
tion mitredet. und damit setzen Sie sich natürlich 
auch hinsichtlich der Vorgangsweise einer viel 
größeren Kritik aus. Ich habe Ihnen, Herr Bun­
desminister, konkrete Fragen über die Sinnhaftig­
keit der Dotierung von Fonds gestellt, die näm­
lich genau dann, wenn sich die wirtschaftliche 
Entwicklung verschlechtert, als Instrument da 
sein sollten, um gegensteuern zu können. 

Es hat sich doch der Gesetzgeber dabei etwas 
gedacht, als er diese Fonds geschaffen hat und 
dem jeweils zuständigen Minister aufgetragen hat, 
die Mittel in den guten Jahren anzusammeln, um 
sie in den schlechten Jahren verwenden zu kön­
nen. Das Dilemma kommt deshalb zustande, weil 
die Abgeordneten der Regierungsparteien immer 
wieder beim Plündern dieser Fonds mitspielen. 
Dies sollte uns aber nicht daran hindern, einmal 
über die Sinnhaftigkeit derartiger Instrumenta­
rien und über die mangelnde Sinnhaftigkeit der 
Beibehaltung solcher Instrumentarien bei gleich­
zeitiger, dauernder und wiederholter Plünderung 
zu reden. Darüber hätten wir schon lange in ei­
nem Budgetausschuß reden sollen. 

Ich verstehe nicht, daß Sie jetzt so tun, als wäre 
das alles vom Himmel gekommen und es hätte 
überhaupt keine Möglichkeit gegeben, das zu ver­
hindern oder dem gegenzusteuern. Es hätte sich 
wenigstens jetzt gehört, in einem Ausschuß dar­
über zu reden, was hier passiert ist, ob es ver­
meidbar war, ob es nicht vermeidbar war, und 
wieso es zu dieser Entwicklung gekommen ist. 

Wie gesagt, vor dem Hintergrund Ihrer zwar 
immer wieder verbal angedeuteten Bereitschaft, 
den Budgetausschuß aufzuwerten und der Tatsa­
che, daß dieses Versprechen oder diese Ankündi­
gung nie eingelöst wird, muß ich feststellen, daß 
Sie offenbar willens sind, das so fortzusetzen. 
Letztes Jahr waren es die Beamtengehälter, die 
man vergessen hat, die auch in Milliardenhöhe in 
letzter Minute dazukamen, dieses Mal ist es über-

haupt die gesamte Einnahmenseite, die ins Wan­
ken geraten ist. 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister: Wollen Sie 
allen Ernstes bei dieser Ihrer Behauptung blei­
ben, daß das so notwendig und unvermeidbar 
war? - Ich würde behaupten. daß es weiß Gott 
eine schlechte Vorgangsweise war, die hier ge­
wählt wurde. Und Sie werden sicherlich nicht nur 
von den Oppositionsparteien kritisiert werden. 
sondern aller Voraussicht nach auch von den Me­
dien und von der breiten Öffentlichkeit, denn so. 
wie in diesem Haus in Minutenschnelle über Mil­
liarden disponiert wird, ohne daß man über Feh­
ler. die vielleicht begangen wurden, redet. könn­
ten kein Privater und kein Betrieb über die Run­
den kommen. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) 
::'L!7 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dr. Lackner. Er hat das Wort. 

::'1.27 

Abgeordneter Dr. Lackner (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Herr Staatssekretär! 
Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ein 
Kaufmann, der seine Aktiva höher bewertet. als 
sie zu bewerten sind, und seine Passiva niedriger 
bewertet. als sie zu bewerten sind, handelt unred­
lich. Ein Finanzminister, der bewußt seine Ein­
nahmen höher und seine Ausgaben niedriger an­
setzen würde, als sie tatsächlich sind, würde auch 
unredlich handeln. Finanzminister Lacina und 
sein Staatssekretär Ditz haben mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes, so wie es sich ge­
hört, redlich gehandelt. (BeifaLL bei Ö VP t';,zd 
SPÖ.) 

Die 5 Milliarden Mindereinnahmen, die es 
trifft, betreffen zu rund 2,9 Milliarden den Bund, 
zu 1.6 Milliarden die Gemeinden und Länder und 
zu rund einer halben Milliarde die verschiedenen 
Fonds. Es geht von hier aus auch ein Signal an die 
Gebietskörperschaften, die ebenfalls in ihren 
Budgets die entsprechende Sorgfalt anwenden 
müssen. Es ist richtig, daß dieses Signal von die­
sem Parlament ausgeht. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Die Eckdaten wurden heute schon strapaziert, 
ich möchte aber noch darauf hinweisen, daß die 
OECD-Daten für Österreich günstiger sind, hier 
wird das Wachstum auf 1,8 Prozent reduziert. 
Wir wollen doch alle hoffen, daß die Daten besser 
sind, als sie uns prognostiziert wurden. 

Die Volkspartei wird diesem Abänderungsan­
trag gerne die Zustimmung geben. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 21.29 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dr. Frischenschlager. Er hat das Wort. 
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21'Äbgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 
Herr Präsident! Liebe Kollegen dieses Parla­
ments! Ich habe mich deshalb ~u Wort gemeldet, 
weil wir uns in einer Geschäftsordnungsreform­
debatte befinden, bei der wir uns auch über die 
Art und Weise der "Budgeterarbeitung" - unter 
Anführungszeichen - des Parlamentes befassen. 

Wir werden heute Zeuge sein. welche Farce die 
Bezeichnung "Budgetfinanzgesetz" ist, denn 
wenn es ein Gesetz gibt, das von der Substanz her 
so wenig parlamentarischen Charakter hat, dann 
ist es das Finanzgesetz. denn dieses Parlament hat 
so gut wie keinen Einfluß auf die tatsächliche 
Budgeterstell ung. 

Ich meine daher, daß wir diese Farce auch tat­
sächlich beim Namen nennen sollten. Diese Art 
und Weise, wie heute im Laufe des Nachmittags 
wesentliche Budgetgrundlagen verändert wurden, 
zeigt doch, wie wenig dieses Parlament mit den 
eigentlichen Budgetzahlen zu tun hat. 

Ich habe Verständnis dafür, daß ein Bundesmi­
nister sein Finanzgesetz, sein Budget möglichst 
rasch über die Bühne bringen will. aber ich habe 
absolut kein Verständnis, wenn Kollege Nowotny 
aufsteht und geradezu die Flammenzeichen an 
die Wand gemalt sehen möchte, wenn wir als Op­
position die Unverschämtheit haben, gewichtige 
Abänderungsanträge wenigstens in einem Aus­
schuß beraten zu wollen, wenn er geradezu Wirt­
schaftskatastrophen an die Wand malt, wenn das 
nicht geschieht. 

Das ist die eigentliche Farce. Die Abgeordne­
ten, an die ich mich wende, überlegen keine Se­
kunde lang, daß wir heute eine Vorgangsweise 
praktizieren, die ganz klar jedem Bürger in die­
sem Land zeigt, dieses Parlament hat mit den ei­
gentlichen Budgetzahlen so wenig zu tun wie eine 
Universität mit der Landwirtschaft. Das ist der 
Effekt. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 5 t i p -
pe I: Wie ist das mit der Bodenkultur? - Heftige 
Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich rede von einer 
Universität und nicht von der Hochschule für Bo­
denkultur. 

Aber Sie brauchen sich gar nicht so aufzuregen, 
Sie sollten sich vielmehr darüber aufregen, daß 
Sie heute hier als Regierung~fraktionen (weitere 
Zwischenrufe bei SPO und 0 VP) Budgetzahlen 
unberaten übernehmen, nur weil es Ihnen die Re­
gierung vorschreibt. Darüber sollten Sie sich auf­
regen! fAbg. Dr. Graf f: Das ist doch unglaub­
lich, was Sie hier aufführen! Das ist doch eine Ver­
unglimpfung! ) 

Herr Kollege Graff! Sie wissen ganz genau, daß 
das heute eine parlamentarische Farce ist, was Sie 
... (Abg. Dr. Graff: Das ist eine Verunglimp­
fung!) Das ist keine Verunglimpfung, sondern Sie 

wollen ein Budget heute hier über die Bühne 
bringen, das in wesentlichen Teilen nicht beraten 
ist, Kollege Graff. Dar~~er sollten Sie sich aufre­
gen. IBeifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Es ist eine Zumu­
tung, wenn Sie am Nachmittag ... (Heftige Zwi­
sch;nrufe bei der ÖVP.) 

Präsident: Am Wort ist Herr Abgeordneter 
Frischenschlager. Er hat eine beschränkte Rede­
zeit, und ich bitte, ihm zuzuhören so wie allen 
anderen. 

Abgeordneter Dr. Frischenschlager (fortset­
zend): Das ist ganz typisch. Sie machen mir einen 
Gefallen, Kollege Graff! Sie wollen einfach durch 
Geplärr überdecken, daß dieses Parlament Abän­
denlOgsanträge nicht ordnungsgemäß in einem 
Ausschuß beraten kann. Das ist unparlamenta­
risch! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die zweite Farce neben diesem Faktum ist, daß 
die Regierung, daß der Finanzminister in einem 
von diesem Haus veranstalteten Budgethearing, 
bei dem sehr deutlich herausgekommen ist, daß 
die Konjunkturprognosen nicht stimmen, die An­
sätze nicht rechtzeitig klar und deutlich geändert 
haben, sodaß das Parlament beraten kann. 

Die dritte Farce ist, das darf ich auch sagen, 
wenn ein Staatssekretär Ditz herauskommt und 
sagt, im Budget sei alles wunderbar. 1990 hat die 
Regierung beim ersten Budget selber erklärt, es 
sei eine Sanierungspause eingetreten. War es so, 
Herr Bundesfinanzminister? - Ja oder nein? Wir 
werden beim Budget 1992 beim Bundesrech­
nungsabschluß sehen, wie die Zahlen tatsächlich 
sind, denn beim Budget 1993 ist das Defizit wie­
der gestiegen. Das ist die dritte Farce dieser Bud­
getdebatte. 

Deshalb hoffe ich, liebe Kollegen, daß Sie bei 
der Geschäftsordnungsreform den Änderungs­
wünschen, die wir vorschlagen, hinsichtlich der 
parlamentarischen Erarbeitung des Budgets zu­
stimmen, denn diese Art der Budgeterstellung 
verdient nicht (Abg. Dr. Ne iss e r: Rotes Licht! 
Die Geschäftsordnungsrefonn.'J den Namen der 
parlam~ntarischen Gesetzwerdung. (Beifall bei 
der FPO.) 21.34 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Dr. Renoldner. Er hat das Wort. 

21.34 
Abgeordneter Dr. Renoldner (Grüne): Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Frischenschlager hat vollkommen recht, wenn er 
- Kollege Steinbauer , hören Sie mir vielleicht zu 
- auf den contempt of parliament hinweist, der 
von zwei Abgeordneten mitgetragen wird, die das 
über Initiativantrag einbringen, was man sich im 
Ministerium erst am letzten Tag ausgeknobelt hat 
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Dr. Renoldner 

und was man nicht gewagt hat, einer Ausschußbe­
ratung zu unterziehen. 

Daß man es wagt, 2,5 Milliarden Schilling ohne 
weiteres Nachdenken umzuschaufeln, zeigt ja 
auch, wie ernst Sie, meine Damen und Herren 
von den Koalitionsfraktionen. die Budgetdebatte 
eigentlich nehmen. 

Es hat mich besonders enttäuscht. daß sich Kol­
lege Lackner dafür hergegeben hat. diese Vor­
gangsweise mitzutragen. Kollege Lackner hat 
kaufmännische Überlegungen als Vorwand ge­
nommen, die inhaltlich ins Leere gehen, denn in 
jeder Aktiengesellschaft wäre es eine Selbstver­
ständlichkeit, daß vor einer Entscheidung, die 
2,5 Milliarden Schilling umschaufeit. der Vor­
stand befaßt werden müßte. 

Herr Kollege Lackner! Ich frage Sie als frei ge­
wählten Abgeordneten: Wer ist in unserer Ak­
tiengesellschaft der Vorstand? - Das Parlament 
oder die Bundesregierung? (Abg. Dr. S t u m m -
voll: Beides sind Sie.' - Abg. Dr. Ne iss e r: 
Nicht der Renoldner.') 

Wenn Sie nicht den Mut haben, eine solch gra­
vierende Budgetänderung in den Budgetausschuß 
hineinzutragen. dann laufen Sie genau in jene 
Diskussion, die Sie von der FPÖ bei fast jeder 
Debatte angezettelt bekommen. Das Eigenartige 
- Kollege Frischenschlager, da müssen wir uns 
unterscheiden -, das Eigenartige an der FPÖ­
Kritik, die an diesem Budget vorgebracht wird, 
ist, daß wir bei sehr vielen Vorschlägen der Frei­
heitlichen eine Zweilinigkeit beobachten können 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e: Das ist ty­
pisch, daß Sie an der FPÖ Kritik üben!), und zwar, 
daß man in einem Punkt der Freiheitlichen Partei 
recht geben muß: Sie legt den Finger auf die wun­
den Punkte und sagt, hier sind die großen Schwei­
nereien. (Beifall bei der FPÖ.) Hier ist etwas ver­
schaukelt worden, ohne den Ausschuß damit zu 
befassen. Da muß man Ihnen unbestritten recht 
geben, meine Damen und Herren von der Frei­
heitlichen Partei. Unbestritten kann man Ihnen 
da nur zustimmen, meine Damen und Herren. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. Ne iss er: Grü­
ne und BLaue rücken immer mehr zusammen!) 

Aber man kann Ihnen überhaupt nicht zustim­
men, wenn Sie daraus irgendwelche Schlußfolge­
rungen ziehen, die gehen nämlich völlig ins Lee­
re. Die Rede des Kollegen Bauer hat gezeigt, daß 
Sie diese Budgetdiskussion zu keiner inhaltlichen 
Bereicherung nützen können und daß Sie auch 
nur in einem Zahlenspiel verharren. Es ist Ihnen 
nur möglich, das zu tun, was die ganze Welt an 
den parlamentarischen Budgetdiskussionen kriti­
siert, nämlich daß es um ein reines Hin- und Her­
jonglieren von Zahlen geht und nicht um eine 
sachliche Diskussion, diese erleben wir zum Teil 
bei der Diskussion der einzelnen Budgetkapitel-

ansätze. (Beifall bei den Grünen.) Dort erleben 
wir, daß in die inhaltlichen, in die politischen De­
tails eingegangen wird, aber bei einer solch gro­
ßen U mschaufelungsaktion, wie bei den jetzt ver­
gebenen 2,5 Milliarden, sind Sie nicht in der 
Lage, meine Damen und Herren von der FPÖ, 
darauf hinzuweisen, daß es in einer Budgetdis­
kussion um sehr viel mehr gehen sollte. 

Es sollte um sehr viel mehr gehen, als um ein 
bloßes Verhandeln von Zahlen, als um eine bloße 
Zahl 59, 60 oder 62 Milliarden an Nettodefizit. 
Es geht um sehr viel mehr in einer Situation, in 
der wir uns in einer solch großen Krise und in 
einer solch großen Selbstzerstörung befinden. In 
einer solchen Krise, meine Damen und Herren, 
darf sich eine Budgetdiskussion nicht auf das Jon­
glieren mit bloßen Milliardenzahlen beschränken 
(Beifall bei den Grünen), sondern eine Budgetdis­
kussion müßte das aufgreifen, was Steuern vom 
Wortsinn her tun sollten. Es müßte der Mut auf­
gebracht werden, zu einer sinnvollen Steuerung 
zurückzufinden. 

Die Budgetdiskussion im Nationalrat hat nicht 
den Sinn, daß wir das Beamtenturn der verschie­
denen Ressorts und des Finanzministeriums 
durch Nachspionage ersetzen, sondern sie hätte 
den Sinn, daß wir inhaltliche Vorgaben machen. 
Und das verabsäumen auch Sie, meine Damen 
und Herren von der Freiheitlichen Partei, mit 
dieser Form der Kritik, die sich nur auf das Mate­
rielle beschränkt. Eine echte Budgetplanung, die 
die Steuern wieder zu Steuern machen würde, 
hätte den grünen Vorschlag aufgreifen müssen, 
der da lautet, die österreichischen Steuern schritt­
weise in Richtung von Ökosteuern umzuschich­
ten, also in Richtung Steuern, die das ökologische 
und sozial vernünftige und verträgliche Verhalten 
belohnen und das destruktive Verhalten nicht be­
günstigen. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei den 
Grünen.) 21.40 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Wir kommen zur Ab s tim m u n g in dritter 
Lesung. 

Ich lasse über das Bundesfinanzgesetz für das 
Jahr 1993 samt Anlagen in der Fassung des Be­
schlusses in zweiter Lesung unter Berücksichti­
gung des Antrages der Abgeordneten Dr. Nowot­
ny, Dr. Lackner und Genossen abstimmen und 
ersuche jene Damen und Herren, die dem Staats­
haushalt auch in dritter Lesung ihre Zustimmung 
geben, um ein bejahendes Zeichen. - Dies ist 
mit M ehr h e i t in dritter Lesung b e -
sc h los sen. 

Damit ist d~~ Budget für 1993 verabschiedet. 
(Beifall bei SPO und OVP.) 
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Wir gelangen zur Abstimmung über den Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Petrovic 
und Genossen betreffend Maßnahmenkatalog zur 
Entschärfung der zu erwartenden negativen Wirt­
schaftsentwicklung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag der Frau Abgeordneten Dr. 
Petrovic zustimmen, um ein diesbezügliches Zei­
chen. - Das ist die M i n der h e i t. A b ge -
lehnt. 

Das war auch die letzte Abstimmung im Zuge 
der Beratungen des Budgets. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß die Selbständigen An­
träge 459/ Abis 463/ A eingebracht wurden und 
die Anfragen 3975/J bis 3984/J eingelangt sind. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für morgen, Freitag, den 18. Dezember, 
9 Uhr ein. 

Die Tagesordnung ist bereits schriftlich verteilt 
worden. 

Es findet keine Fragestunde statt. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 S sen. 

Schluß der Sitzung: 21 Uhr 42 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 92 1488 
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